4 Invesco Invesco Markets Il plc
Prospekt

Datum: 30.November 2022
Dieser Prospekt ersetzt den
Prospekt vom 23. August 2021.

(Eine Gesellschaft mit beschréankter Haftung, in Irland nach irischem Recht
als offene Investmentgesellschaft mit variablem Kapital und getrennter
Haftung zwischen ihren Teilfonds gegriindet und registriert unter der
Nummer 567964.)

Die in diesem Dokument enthaltenen Angaben entsprechen nach bestem
Wissen und Gewissen des Verwaltungsrats (der alle gebotene Sorgfalt
darauf verwandt hat, dies sicherzustellen) den Tatsachen, ohne dass etwas
ausgelassen wurde, das fiir diese Angaben wahrscheinlich von Bedeutung
sein kénnte.
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Wichtige Informationen

DIESES DOKUMENT IST WICHTIG. VOR EINEM ANTEILSKAUF SOLLTEN SIE SICHER SEIN, DASS SIEDIE
ART DER ANLAGE, DIE DAMIT VERBUNDENEN RISIKEN UND IHRE EIGENEN PERSONLICHEN
UMSTANDE GENAU VERSTEHEN. WENN SIE ZWEIFEL UBER DEN INHALT DIESES PROSPEKTS HABEN,
SOLLTEN SIE EINEN IN GEEIGNETER WEISE QUALIFIZIERTEN BERATER KONSULTIEREN.

Der Wert von Anlagen und die aus ihnen vereinnahmten Ertrdge und damit auch der Wert der
Anteile jeder Anteilsklasse eines jeden Fonds und ihrer Ertrdge kénnen sowohl fallen als auch
steigen, und ein Anleger erhilt den von ihm angelegten Betrag méglicherweise nicht zuriick.

Anleger sollten diesen Prospekt, den Prospektnachtrag und die wesentlichen Anlegerinformationen
der jeweiligen Anteilsklasse vollstandig lesen, bevor sie einen Antrag stellen. Potenzielle Anleger
sollten beachten, dass die Anlagen in einem Fonds normalen Marktschwankungen und anderen Risiken
unterliegen, die eine Anlage in Aktien oder anderen Wertpapieren mit sich bringt. Darliber hinaus ist die
Anlage in bestimmten Fonds mit weiteren Risiken verbunden, die in den Abschnitten , Anlageziele und
Anlagepolitik” und ,Risikofaktoren” des Prospekts und in den Prospektnachtragen zu den jeweiligen Fonds
beschrieben sind.

Zeichnungs- und Riicknahmeverfahren

Die Anleger werden auf die im Prospekt und in den jeweiligen Prospektnachtragen angegebenen
Zeichnungs- und Riicknahmeverfahren, insbesondere in Bezug auf die fir die jeweiligen Fonds geltenden
Fristen hingewiesen. Personen, die Informationen in Bezug auf die Preise der Anteile wiinschen und ein
Anteilsinhaber, der einen Rickkauf von Anteilen veranlassen mochte, konnen dies an der nachstehenden
Adresse tun. Zeichnungs- und Riicknahmeantrage sind an den Administrator in Irland zu richten. Angaben
dazu sind im Antragsformular enthalten.

ZULASSUNG DURCH DIE ZENTRALBANK ALS OGAW

Die Gesellschaft ist in Irland als Organismus fiir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren gemal den
Vorschriften der Europaischen Gemeinschaften (betreffend Organismen flir gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren) von 2011 (Ausfiihrungsverordnung Nr. 352 aus dem Jahr 2011), in ihrer jeweils glltigen
Fassung, zugelassen. Diese Zulassung bedeutet weder, dass die Zentralbank die Gesellschaft oder
einen der Fonds unterstitzt oder fiir sie biirgt, noch ist sie fiir den Inhalt dieses Prospekts
verantwortlich. Die Zulassung der Invesco Markets Il plc (die ,Gesellschaft”) durch die
Zentralbank (die ,,Zentralbank”) stellt keine Gewahrleistung fiir die Leistungen der Gesellschaft
dar und die Zentralbank haftet nicht fiir Leistungen oder Leistungsstorungen seitens der
Gesellschaft.

DIESER PROSPEKT

Die allgemeinen die Gesellschaft betreffenden Informationen sind in diesem Prospekt enthalten. Die
Anteile, aus denen sich die einzelnen von der Gesellschaft angebotenen Fonds zusammensetzen,
sind in den Nachtragen zu diesem Prospekt beschrieben.

Die Gesellschaft ist eine Umbrella-Investmentgesellschaft mit variablem Kapital und getrennter
Haftung zwischen ihren Fonds, die am 11. September 2015 gegriindet wurde. Die Gesellschaft hat die
Struktur einer Umbrella-Investmentgesellschaft, insofern, als der Verwaltungsrat mit Genehmigung
der Zentralbank zu gegebener Zeit verschiedene Fonds auflegen kann.

Die Einzelheiten zu den jeweiligen Fonds werden in einem separaten Prospektnachtrag beschrieben.
In jedem dieser Prospektnachtrage werden alle bestehenden Fonds aufgefiihrt. Fiir einen Fonds
kénnen mehrere Anteilsklassen ausgegeben werden. Die in den Prospektnachtragen enthaltenen
Informationen sind selektiv und sollten in Verbindung mit diesem Prospekt gelesen werden. Die
Auflegung neuer Anteilsklassen muss der Zentralbank mitgeteilt und von dieser vorab genehmigt
werden. Bei der EinfUhrung einer neuen Anteilsklasse erstellt die Gesellschaft Dokumente mit den
relevanten Angaben zu jeder Anteilsklasse. Diese Dokumente werden vom Verwaltungsrat
herausgegeben. Fir jeden Fonds wird ein gesondertes Portfolio von Vermogenswerten unterhalten,
die in Ubereinstimmung mit dem Anlageziel des Fonds angelegt werden.

Die Gesellschaft kann Anteilszeichnungen ohne Angabe von Griinden ganz oder teilweise ablehnen
und nimmt keine Erstzeichnungen fiir Anteile entgegen, die den im Prospektnachtrag fir den
jeweiligen Fonds festgelegten Mindestbetrag fiir Erstzeichnungen unterschreiten, es sei denn, der
Verwaltungsrat verzichtet auf den Mindestbetrag fur Erstzeichnungen.

Nach der Erstausgabe werden die Anteile zum Nettoinventarwert je Anteil, zuzlglich bzw. abziglich
der im relevanten Prospektnachtrag festgelegten Abgaben und Gebiihren - einschlieB3lich eines
etwaigen Ausgabeaufschlags und Riicknahmeabschlags, wie im betreffenden Nachtrag festgelegt -
ausgegeben und zurickgenommen. Der Nettoinventarwert der Anteile der einzelnen Anteilsklassen
sowie die Ausgabe- und Ricknahmepreise werden gemaB den im Abschnitt ,Ausgabe- und
Ricknahmepreise/Berechnung des Nettoinventarwerts/Bewertung von Vermdgenswerten” in
diesem Prospekt zusammengefassten Bestimmungen berechnet.

Die Anteile jedes Fonds konnen an einer oder mehreren relevanten Borsen notiert sein und von einem
Anteilsinhaber uneingeschrankt tGibertragen werden. Es ist vorgesehen, dass die Anteile durch private
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und professionelle Anleger sowie professionelle Anleger wie Stammaktien eines borsennotierten
Unternehmens auf dem Sekundarmarkt gekauft und verkauft werden. Die Gesellschaft kann jedoch
nicht gewahrleisten, dass sich fiir die Anteile eines bestimmten Fonds ein liquider Sekundarmarkt
entwickelt.

Einzelheiten zu Handelstagen beziiglich eines Fonds sind im jeweiligen Prospektnachtrag
aufgefiihrt.

Die Gesellschaft kann fiir jede Anteilsklasse eines Fonds eine Riicknahmegebiihr von bis zu 3 % auf
den Riicknahmepreis erheben. Die Hohe einer etwaigen Riicknahmegebiihr ist im jeweiligen
Prospektnachtrag festgelegt.

Wagen Sie die Risiken einer solchen Anlage ab, bevor Sie in die Gesellschaft investieren. Bitte lesen
Sie den Abschnitt ,Risikofaktoren” weiter unten und gegebenenfalls im jeweiligen Prospektnachtrag
zu den einzelnen Fonds.

Anteile werden ausschlieBlich auf der Grundlage der im aktuellen Prospekt und im letzten
Jahresbericht und gepriften Jahresabschluss sowie einem eventuellen nachfolgenden
Halbjahresbericht und ungepriften Halbjahresabschluss angeboten.

Die Bestimmungen der Satzung, die als jedem Anteilsinhaber zur Kenntnis gebracht gelten, kommen
einem Anteilsinhaber zugute, und jeder Anteilsinhaber ist daran gebunden. Kopien der Satzung sind
auf Anfrage erhaltlich.

VERTRIEBS- UND VERKAUFSBESCHRANKUNGEN

Die Verteilung dieses Prospekts und das Angebot der Anteile kdnnen in bestimmten Hoheitsgebieten
Einschrankungen unterliegen. Die Gesellschaft fordert alle Personen, in deren Besitz dieser Prospekt
gelangt, auf, sich zu informieren und diese etwaigen Einschrankungen zu beachten. Dieser Prospekt ist
kein Angebot bzw. keine Aufforderung durch irgendjemanden in einem Hoheitsgebiet, in welchem ein
solches Angebot bzw. eine solche Aufforderung nicht genehmigt ist, oder an eine Person, der gegenliber
die Abgabe eines solchen Angebots oder einer solchen Aufforderung rechtswidrig ist.

Die Gesellschaft ist als Organismus fiir gemeinsame Anlage (,OGA") zwecks Promotion im Vereinigten
Konigreich anerkannt. Dieser Prospekt wird im Vereinigten Konigreich durch die Invesco Asset
Management Limited herausgegeben, einem Unternehmen, das von der Finanzaufsichtsbehoérde
(Financial Conduct Authority, ,FCA”) genehmigt ist und dessen Investmentgeschaft von dieser
beaufsichtigt wird. Potenzielle Anleger im Vereinigten Konigreich werden darauf hingewiesen, dass alle
oder die meisten Schutzmechanismen, die das britische Aufsichtssystem vorsieht, auf Anlagen in der
Gesellschaft keine Anwendung finden und dass kein Anspruch auf Entschadigung im Rahmen des
britischen Anlegerentschadigungssystems besteht.

Die Satzung der Gesellschaft ermachtigt den Verwaltungsrat, den Anteilsbesitz durch folgende Personen
zu beschranken: Personen, die vermutlich gegen Gesetze oder Bestimmungen eines Landes oder einer
Regierungsbehorde verstoBen, sowie Personen unter Umstanden, die (ungeachtet dessen, ob diese
Umstdnde unmittelbar oder mittelbar Einfluss auf eine solche Person oder solche Personen haben und ob
diese allein oder in Verbindung mit einer anderen Person oder anderen Personen betrachtet werden, ob
sie in Verbindung stehen oder nicht, und auch unter jedweden anderen Umstdnden, die dem
Verwaltungsrat als relevant erscheinen mogen) nach Auffassung des Verwaltungsrats dazu fiihren
kénnten, dass sich fir die Gesellschaft oder den jeweilige Fonds eine Verpflichtung zur Zahlung von
Steuern ergeben konnte oder dass diese einen finanziellen Verlust oder regulatorische, rechtliche oder
wesentliche verwaltungstechnische Nachteile erleiden kénnten, denen die Gesellschaft oder der jeweilige
Fonds ansonsten nicht ausgesetzt gewesen waren bzw. die sie ansonsten nicht erlitten hatten. ,Benefit-
Plan-Anleger” gemal Definition im Employee Retirement Income Security Act von 1974 in seiner jeweils
gliltigen Fassung (,ERISA”) werden nicht zur Zeichnung von Anteilen zugelassen. Laut Satzung ist der
Verwaltungsrat auch befugt, noétigenfalls Anteile (auch Bruchteilsanteile) zuriickzunehmen und zu
stornieren, die von einer irischen steuerpflichtigen Person gehalten werden, wenn nach irischem
Steuerrecht wie unter , Besteuerung” weiter unten beschrieben ein Steuertatbestand eintritt (zusammen
die ,unzuldssigen Personen”).

Potenzielle Zeichner und Kaufer von Anteilen sollten sich bei einem Borsenmakler, Bankberater, Anwalt,
Steuerberater oder anderen Finanzberater liber folgende Punkte informieren: (a) mégliche steuerliche
Auswirkungen, (b) rechtliche Anforderungen, (c) etwaige Devisenbeschrinkungen oder
Devisenkontrollbestimmungen und (d) sonstige erforderliche behérdliche oder andere
Genehmigungen oder Formalititen, die nach den Gesetzen des Landes, dessen Staatsangehoérigkeit sie
besitzen oder in dem sie ihren Firmensitz, Aufenthalt oder Wohnsitz haben, erforderlich und fiir die
Zeichnung, den Kauf, den Besitz oder den Verkauf von Anteilen relevant sein kénnten.

Der vorliegende Prospekt kann in andere Sprachen iibersetzt werden. Eine solche Ubersetzung darf nur
dieselben Informationen und dieselbe Bedeutung enthalten wie der englischsprachige Prospekt. Im Falle
einer Inkongruenz zwischen dem englischsprachigen Dokument und dem Dokument in einer anderen
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Sprache ist das englischsprachige Dokument maBgebend, soweit nicht die Gesetze eines Hoheitsgebiets,
in dem die Anteile verkauft werden, verlangen, dass bei einer auf einer Erklarung in einem nicht
englischsprachigen Prospekt basierenden Handlung die Sprache des Dokuments maBgebend ist, auf dem
das Geschift basiert. In diesem Falle gilt die Ausnahme nur flr die betreffende Handlung und im
erforderlichen Umfang.

Samtliche durch einen Handler, Verkdufer oder eine andere Person erteilten Informationen, oder
abgegebenen Erklarungen, die nicht in diesem Prospekt oder in den Berichten und Abschlissen der
Gesellschaft, die Bestandteil desselben sind, enthalten sind, gelten als nicht genehmigt, und folglich sollte
nicht darauf vertraut werden. Die Aushandigung dieses Prospekts bzw. das Angebot, die Ausgabe oder
der Verkauf von Anteilen stellt unter keinen Umstanden eine Erklarung dar, dass die in diesem Prospekt
enthaltenen Informationen zu einem nach dem Datum dieses Prospekts liegenden Zeitpunkt zutreffend
sind. Dieser Prospekt kann von Zeit zu Zeit aktualisiert werden, um wesentliche Anderungen aufzunehmen,
und potenzielle Zeichner sollten sich beim Administrator oder der Verwaltungsgesellschaft erkundigen, ob
ein Prospekt spateren Datums oder Berichte und Abschllsse der Gesellschaft herausgegeben wurden.

Anlagen in der Gesellschaft sollten als langfristige Anlagen betrachtet werden. Es kann nicht gewéahrleistet
werden, dass das Ziel der Gesellschaft oder von Fonds der Gesellschaft erreicht wird. Potenzielle Anleger
mussen den Abschnitt ,Risikofaktoren” in diesem Prospekt lesen.

INFORMATIONEN FUR ANLEGER IM VEREINIGTEN KONIGREICH

Die Gesellschaft ist als OGA im Sinne von Section 264 des Gesetzes Uber Finanzdienstleistungen und
Finanzmaérkte von 2000 (Financial Services and Markets Act 2000, ,FSMA") des Vereinigten Kénigreichs
zugelassen. Der Prospekt wird im Vereinigten Konigreich von oder im Namen der Gesellschaft verbreitet
und ist von der Invesco Asset Management Limited genehmigt, die von der Finanzaufsichtsbehérde
reguliert wird.

Invesco Asset Management Limited agiert in Bezug auf den Prospekt und alle Angelegenheiten in diesem
Zusammenhang fir die Gesellschaft, und Invesco Asset Management Limited oder jeder ihrer Partner
kann eine Beteiligung oder eine Position in Anteilen der Gesellschaft halten. In Bezug auf Anlagen in der
Gesellschaft handelt sie flr keine andere Person, berat keine andere Person oder behandelt keine andere
Person als ihre Kunden (sofern zwischen Invesco Asset Management Limited und einer solchen Person
keine anderen Vereinbarungen gelten).

Wichtiger Hinweis

Ein Anleger aus dem Vereinigten Konigreich, der mit der Gesellschaft auf der Grundlage des Prospekts
eine Anlagevereinbarung Giber den Erwerb von Anteilen trifft, hat nicht das Recht, diese Vereinbarung nach
den Kindigungsregelungen der britischen Finanzaufsicht im Vereinigten Konigreich zu kiindigen, weil
dieser Anleger keine Beratung in Bezug auf eine Anlage in einem Fonds der Gesellschaft erhalten hat. Die
Vereinbarung ist mit Annahme der Order durch die Gesellschaft bindend.

Die Gesellschaft fuhrt im Vereinigten Konigreich keine geregelten Aktivititen von einer festen
Betriebsstatte aus durch und Anleger aus dem Vereinigten Konigreich werden darauf hingewiesen, dass
die meisten der vom Regulierungssystem im Vereinigten Konigreich vorgesehenen Schutzmechanismen
flr eine Anlage in einem Fonds der Gesellschaft nicht gelten. Ein Inhaber von Anteilen der Gesellschaft
unterliegt moglicherweise nicht dem Schutz durch den im Vereinigten Konigreich eingerichteten
Einlagensicherungsfonds (Financial Services Compensation Scheme).

Anleger, die in Bezug auf irgendeinen Aspekt der Gesellschaft oder ihrer operativen Téatigkeit eine
Beschwerde duBern mochten, kdnnen sich damit direkt an die Gesellschaft oder an Invesco Asset
Management Limited wenden.

VEREINIGTE STAATEN

Das Angebot und der Verkauf der Anteile an Personen, die keine US-Personen sind, sind von der
Registrierung nach der unter dem United States Securities Act of 1933 Act, in der geltenden Fassung (der
1933 Act”) erlassenen Regulation S ausgenommen.

Die Anteile wurden und werden nicht gemal3 dem 1933 Act registriert, noch wurden sie zum Verkauf
gemaB dem Recht eines Staats der Vereinigten Staaten registriert und deshalb diirfen die Anteile nicht an
US-Personen verkauft, diesen angeboten oder anderweitig an US-Personen lbertragen werden. Die hier
angebotenen Anteile wurden weder von der US-Borsenaufsicht (,SEC”) noch von der
Wertpapieraufsichtsbehorde irgendeines US-Bundesstaates oder einer dhnlichen Behorde eines anderen
Landes oder eines anderen Hoheitsgebiets genehmigt oder abgelehnt, und weder die SEC noch eine
solche andere Behorde wird dies tun. Die Fonds wurden und werden nicht gemaB dem United States
Securities Act von 1940, in der geltenden Fassung (der , 1940 Act”) registriert.
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KANADA

Die Anteile der Fonds wurden und werden nicht fiir einen Vertrieb in Kanada registriert und durfen in
Kanada weder direkt noch indirekt fir Rechnung oder zu Gunsten einer in Kanada anséssigen Person
angeboten oder verkauft werden, es sei denn, dies geschieht im Rahmen einer Ausnahmeregelung
der Zulassungsvorschriften Kanadas und/oder seiner Provinzen oder im Rahmen einer Transaktion,
die diesen Vorschriften nicht unterliegt, und sofern die in Kanada anséassige Person in der Lage ist, zu
belegen und nachzuweisen, dass sie den betreffenden Fonds kaufen darf und ein ,akkreditierter
Anleger” ist.

SINGAPUR

Das Angebot oder die Aufforderung zur Zeichnung von Anteilen der Gesellschaft, die Gegenstand dieses
Prospekts ist, bezieht sich nicht auf einen OGA, der geméalB Section 286 des Securities and Futures Act,
Chapter 289 von Singapur (der ,SFA”) zugelassen oder gemal Section 287 des SFA anerkannt ist. Die
Gesellschaft wurde von der Monetary Authority of Singapore (die ,MAS”) nicht zugelassen und wird von
ihr nicht anerkannt, und ihre Anteile durfen nicht Gegenstands eines oOffentlichen Angebots an
Privatanleger sein. Dieser Prospekt und andere Dokumente oder Unterlagen, die in Zusammenhang mit
dem Angebot oder Verkauf herausgegeben wurden, ist kein Prospekt im Sinne des SFA. Daher findet die
gesetzliche Haftung gemaB SFA in Bezug auf den Inhalt von Prospekten keine Anwendung, und Sie sollten
sorgfaltig abwagen, ob eine Anlage fiir Sie geeignet ist.

Dieser Prospekt wurde nicht bei der MAS als Prospekt registriert. Dementsprechend diirfen weder dieser
Prospekt und andere Dokumente oder Unterlagen, die in Zusammenhang mit dem Angebot oder Verkauf
oder einer Aufforderung zur Zeichnung oder zum Kauf von Anteilen herausgegeben wurden, verbreitet
oder vertrieben werden, noch dirfen Anteile - ob direkt oderindirekt —an Personen in Singapur angeboten
oder verkauft oder Gegenstand einer Aufforderung zur Zeichnung oder zum Kauf werden, es sei denn, dies
erfolgt an (i) institutionelle Anleger gemaB Section 304 des SFA, (ii) maBgebliche Personen gemal Section
305(1) oder Personen gemil Section 305(2) sowie in Ubereinstimmung mit den in Section 305 des SFA
aufgefiihrten Bedingungen, oder (jii) auf sonstige Weise, die gemaB und in Ubereinstimmung mit den
Bedingungen anderer anwendbarer Bestimmungen des SFA zul3ssig ist.

Werden Anteile gemafB Section 305 des SFA von einer maBgeblichen Person gezeichnet oder erworben,
und handelt es sich dabei um:

(@) eine Kapitalgesellschaft (die nicht als akkreditierter Anleger (im Sinne von Section 4 A des SFA)
gilt), deren einziger Geschéaftszweck darin besteht, Vermogenswerte zu halten, und deren
gesamtes Anteilskapital sich im Besitz von einer oder mehreren natirlichen Personen befindet,
die jeweils als akkreditierte Anleger gelten; oder

(b) bei einem Trust (dessen Treuhander kein akkreditierter Anleger ist), dessen einziger Zweck im
Halten von Anlagen besteht und bei dem alle Beglinstigten des Trusts natirliche Personen sind,
die akkreditierte Anleger sind, werden Wertpapiere (wie in Section 239(1) des SFA definiert)
dieser Korperschaft oder die Rechte und Beteiligungen der Beglinstigten (wie auch immer
beschrieben) an diesem Trust nicht innerhalb von sechs Monaten Ubertragen, nachdem die
Korperschaft oder der Trust die Anteile auf der Grundlage eines Angebots geméaB Section 305
des SFA erworben hat, es sei denn:

(1) es handelt sich um einen institutionellen Anleger oder eine maBgebliche Person im Sinne von
Section 305(5) des SFA oder eine sonstige Person im Rahmen eines Angebots wie in Section
275(1A) oder Section 305(3)(i)(B) des SFA beschrieben;

(2) das Erbringen einer Gegenleistung fiir die Ubertragung ist zum jetzigen Zeitpunkt und kiinftig
nicht vorgesehen;

(3) dieUbertragung erfolgt kraft Gesetzes;
(4) es gelten die Angaben von Section 305A(5) des SFA; oder

(5) es gelten die Angaben in Regulation 36 der Securities and Futures (Offers of Investments)
(Collective Investment Schemes) Regulations 2005 von Singapur.
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2. Definitionen

Definierte Begriffe, die in diesem Prospekt verwendet werden, haben die Bedeutung, die ihnen in diesem Abschnitt

zugeschrieben wird.

Abgaben und Gebiihren

Abwicklungstag

Administrator

Anerkanntes Clearingsystem

Anlageverwalter

Anlageverwaltungsvertrag

Anteile

Anteilsinhaber

Antragsformular

Auflegungsdatum

Ausgabepreis

AuBergewéhnliche

Aufwendungen

Autorisierter Teilnehmer

Basiswahrung
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bezeichnet die als solche im Abschnitt ,,Gebiihren und Kosten” definierten Geblhren.

bezeichnet in Bezug auf den Erhalt von Geldern als Zahlung von Zeichnungsgeldern oder
die Uberweisung von Geldern fiir die Riicknahme von Anteilen die im Prospektnachtrag
flr jeden Fonds angegebenen Tage.

bezeichnet die BNY Mellon Fund Services (Ireland) DAC oderihre gemaB den Vorschriften
der Zentralbank ordnungsgemal ernannten Nachfolger.

bezeichnet jedes Clearingsystem fur die Abwicklung von Transaktionen in Bezug auf
Wertpapiere, das von den irischen Revenue Commissioners als anerkanntes
Clearingsystem im Sinne von Kapitel 1(a) von Teil 27 des irischen Taxes Consolidation Act
von 1997 bezeichnet wird, wozu zum Datum dieses Prospekts die Clearstream Banking
SA, Clearstream Banking AG, Euroclear, CREST, Sicovam SA, SIS Sega Intersettle AG,
NECIGEF (Nederlands Centraal Instituut voor Giraal Effectenverkeer B.V. - das
niederlandische Zentralinstitut fUr im Giroverkehr Gbertragene Wertpapiere), BNY Mellon,
Central Securities Depository SA/NV, Central Moneymarkets Office, Depository Trust
Company of New York, Deutsche Bank AG, Depository and Clearing System, Japan
Securities Depository Centre, Monti Titoli SPA, National Securities Clearing System, The
Canadian Depository for Securities Ltd., VPC AB und Hong Kong Securities Clearing
Company Limited gehoren.

bezeichnet die Invesco Capital Management LLC oder jede andere Person bzw. alle
anderen Personen, die jeweils ordnungsgemal als Anlageverwalter der Gesellschaft
neben oder als Nachfolger der zuvor genannten Invesco Capital Management LLC
ernannt ist bzw. sind, und wenn der Anlageverwalter die Verantwortung fir das
Management der Vermogenswerte eines Fonds delegiert hat, bezieht sich der Begriff
Anlageverwalter auch auf den Unter-Anlageverwalter dieses bestimmten Fonds.

bezeichnet den Anlageverwaltungsvertrag vom 14. September 2017 zwischen der
Verwaltungsgesellschaft und dem Anlageverwalter.

bezeichnet gewinnberechtigte Anteile der Gesellschaft und umfasst, wenn der
Zusammenhang dies gestattet oder erfordert, die Anteile eines Fonds, die in
verschiedene Klassen unterteilt werden kénnen, wobei diese Anteile stimmberechtigte
oder nicht stimmberechtigte Anteile sein konnen.

bezeichnet die eingetragenen Inhaber von Anteilen und jeweils einen
.Anteilsinhaber”.

bezeichnet das Originalformular, das zusammen mit dem Zeichnungsformular bei einer
Erstzeichnung oder einem Umtausch von Anteilen eingereicht werden muss. Es muss bei
Folgezeichnungen nur dann eingereicht werden, wenn sich die Angaben oder Umstande
des Anlegers seit der Einreichung des urspriinglichen Formulars geandert haben.

bezeichnet das Datum, an dem die Gesellschaft Anteile in Bezug auf einen Fonds gegen
Zeichnungserlose gemaB Ausfihrung im Prospektnachtrag der einzelnen Fonds ausgibt.

bezeichnet den Preis, zu dem die Anteile ausgegeben werden, wie im jeweiligen
Prospektnachtrag festgelegt werden kann.

bezeichnet die auBerordentlichen Aufwendungen, die im Abschnitt ,Gebihren und
Kosten” als solche beschrieben werden.

bezeichnet eine juristische Person oder natirliche Person, die von der Gesellschaft
autorisiert ist, eine Zeichnung oder Riicknahme von Anteilen eines Fonds (auf dem
Primarmarkt) in bar oder auf Basis von Sachwerten zu veranlassen. Die Gesellschaft kann
von Zeit zu Zeit ohne vorherige Benachrichtigung der Anteilsinhaber autorisierte
Teilnehmer hinzufligen oder ersetzen.

bezeichnet in Bezug auf einen Fonds die im Prospektnachtrag fiir den jeweiligen Fonds
festgelegte Wahrung.



2. Definitionen
Fortsetzung

Benchmark-Verordnung

Benefit-Plan-Anleger

Berechnungsstelle

Bewertungszeitpunkt

Clearingstelle

Clearstream

Code

Companies Act

CRS

DFI
Einschlagige Erklarung

Ereignis hoherer Gewalt

ERISA
Erstausgabepreis
ESG

ESMA
ESMA-Verzeichnis

ETF

bezeichnet die Verordnung (EU) 2016/1011 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 8. Juni 2016 (ber Indizes, die bei Finanzinstrumenten und
Finanzkontrakten als Referenzwert oder zur Messung der Wertentwicklung eines
Investmentfonds verwendet werden, und durch die die Richtlinien 2008/48/EG und
2014/17/EU sowie der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 geandert werden.

ist in Section 3 (42) ERISA beschrieben als (a) ein betrieblicher Altersvorsorgeplan, der
Part 4 von Title 1 ERISA unterliegt, (b) ein Plan, auf den Section 4975 des Code
Anwendung findet, und (c) jede Einheit, deren zugrunde liegenden Vermogenswerte
aufgrund von Anlagen eines Plans in einer solchen Einheit Planvermégen enthalt.

bezeichnet den jeweiligen genehmigten Kontrahenten, sofern nicht anderweitig im
betreffenden Prospektnachtrag angegeben.

bezeichnet den Zeitpunkt, unter Bezugnahme auf den der Nettoinventarwert eines Fonds
wie in den Prospektnachtragen flr den jeweiligen Fonds angegeben berechnet wird.

bezeichnet ein mit einer oder mehreren relevanten Bérsen verbundenes Unternehmen,
das die Bewertung, Lieferung und Abwicklung von Transaktionen mit den Anteilen der
Gesellschaft unterstitzt.

bezeichnet Clearstream Banking, société anonyme, Luxemburg.

bezeichnet den United States Internal Revenue Code von 1986 in der jeweils glltigen
Fassung.

bezeichnet den Companies Act von 2014 einschlieBlich samtlicher diesbeziiglich
ausgegebener Vorschriften, insoweit sie fir Investmentgesellschaften des offenen Typs
mit variablem Kapital gelten.

bezeichnet den vom OECD-Rat am 15.Juli 2014 genehmigten Standard fiir den
automatischen Informationsaustausch zu Finanzkonten (Standard for Automatic
Exchange of Financial Account Information), auch als gemeinsamer Meldestandard
(Common Reporting Standard) bekannt, sowie sdmtliche bilateralen oder multilateralen
Vereinbarungen zwischen zustandigen Behorden, zwischenstaatlichen Vereinbarungen
und Abkommen, Gesetze, Bestimmungen, offiziellen Richtlinien und sonstigen
Instrumente, die dessen Umsetzung férdern, und alle Gesetze zur Implementierung des
gemeinsamen Meldestandards.

bezeichnet ein durch die Vorschriften zugelassenes derivatives Finanzinstrument
(einschlieBlich eines OTC-Derivats).

bezeichnet die fir den Anteilsinhaber maBgebliche Erklarung gemaB Schedule 2B des
TCA;

bezeichnet ein Ereignis oder einen Umstand (insbesondere einen Systemausfall, eine
Naturkatastrophe oder eine von Menschen verursachte Katastrophe, ein Naturereignis,
eine bewaffnete  Auseinandersetzung, ein Terrorakt, Unruhen oder
Arbeitsunterbrechungen oder dhnliche eingreifende Umstande), das bzw. der auBerhalb
der angemessenen Kontrolle des Anlageverwalters ist und laut Entscheidung des
Anlageverwalters das Fondsvermdgen beeintrachtigt.

bezeichnet den Employee Retirement Income Security Act der Vereinigten Staaten von
1974, in seiner jeweils gliltigen Fassung.

bezeichnet den Preis je Anteil (eine Zeichnungsgeblihr ausgenommen), zu dem Anteile
eines Fonds erstmalig fir einen bestimmten Zeitraum gemaB Ausflihrung im
Prospektnachtrag des jeweiligen Fonds angeboten werden.

bezeichnet Umwelt, Soziales oder Unternehmensfihrung.

bezeichnet die Européische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehérde (European
Securities and Markets Authority) oder deren Nachfolger.

bezeichnet das von der ESMA im Rahmen der Benchmark-Verordnung gefiihrte
Verzeichnis der Administratoren und Benchmarks.

bezeichnet bérsengehandelte Indexfonds.



2. Definitionen
Fortsetzung

EU

Euroclear

EWR

EWR-Mitgliedstaat

FATCA

Festgebiihr

Festgebiihr-Zahlung

Fonds

Fondsvermégen

Geldmarktinstrumente

Gemeinsame Verwahrstelle

Genehmigter Kontrahent

bezeichnet die Europaische Union.

bezeichnet Euroclear Bank S.A. und alle eventuellen Nachfolgeunternehmen als
Betreiber des Euroclear-Clearingsystems, eines Anerkannten Clearingsystems, das
Wertpapierdienstleistungen fir die Gesellschaft erbringt.

bezeichnet den Europaischen Wirtschaftsraum (Mitgliedstaaten, Island, Norwegen und
Liechtenstein).

bezeichnet einen Mitgliedstaat des EWR.

bezeichnet:

(@) Sections 1471 bis 1474 des US Internal Revenue Code von 1986 oder damit
zusammenhangende Vorschriften oder sonstige amtliche Vorgaben;

(b) jedes Abkommen, Gesetz, jede Vorschrift oder sonstige amtliche Vorgabe, das/die
in anderen Hoheitsgebieten erlassen wurde oder sich auf ein zwischenstaatliches
Abkommen zwischen den USA und einem anderen Hoheitsgebiet bezieht, das (in
jedem Fall) die Umsetzung des vorstehenden Absatzes (a) erleichtert; oder

(c) jede Vereinbarung gemal der Umsetzung des vorstehenden Absatzes (a) oder (b)
mit dem US Internal Revenue Service, der US-Regierung oder einer anderen
Regierungs- oder Steuerbehorde in einem anderen Hoheitsgebiet.

bezeichnet gemaB ausfihrlicher Beschreibung im Abschnitt ,,Gebiihren und Kosten” die
Geblihr, die von der Gesellschaft fiir jeden Fonds in Bezug auf die sonstigen, fiir diesen
Fonds angefallenen Verwaltungskosten und Transaktionsgeblihren zu zahlen sein kann.

bezeichnet die Zahlung der Festgebiihr, die als solche unter der Uberschrift , Festgebiihr-
Vereinbarung” im Abschnitt ,Gebiihren und Kosten” ausfiihrlich beschrieben ist.

bezeichnet ein separates Portfolio von Vermogenswerten, das dem im jeweiligen
Prospektnachtrag beschriebenen Anlageziel und den Anlagestrategien entsprechend
angelegt wird, und dem alle Verbindlichkeiten, Ertrage und Aufwendungen, die diesem
Portfolio zuzuschreiben oder zuzuordnen sind, zugerechnet und belastet werden. Fonds
bedeutet je nach Kontext alle oder einige der Fonds oder sonstige Portfolios, die von der
Gesellschaft jeweils mit der vorherigen Genehmigung der Zentralbank eingerichtet
werden konnen.

bezeichnet die Wertpapiere und/oder die derivativen Finanzinstrumente und/oder die
sonstigen Finanzinstrumente, in die ein Fonds investiert sowie vom jeweiligen Fonds
gehaltene Barmittel gemalB den Vorschriften und wie im jeweiligen Prospektnachtrag
ausfuhrlicher beschrieben.

bezeichnet Geldmarktinstrumente, die durch die Vorschriften zugelassen und in den
Zentralbankvorschriften definiert sind.

bezeichnet eine zur Verwahrstelle flr die ICSD bestellte und von der ICSD zum
Halten der Globalurkunde nominierte Stelle. Derzeit ist dies The Bank of New York
Mellon, Niederlassung London.

bezeichnet Morgan Stanley and Co. International plc, Morgan Stanley Capital Services
LLC, Goldman Sachs International, Bank of America Merrill Lynch International Limited,
Nomura International plc, UBS AG, Barclays Bank plc, Deutsche Bank AG, Citigroup Inc
und J.P. Morgan Securities Limited (wobei es sich auch um einen Unternehmensbereich
oder einen Partner von Morgan Stanley and Co. International plc, Morgan Stanley Capital
Services LLC, Goldman Sachs International, Bank of America Merrill Lynch International
Limited, Nomura International plc, UBS AG, Barclays Bank plc, Deutsche Bank AG,
Citigroup Inc bzw. J.P. Morgan Securities Limited handeln kann) oder ein anderes von der
Verwaltungsgesellschaft ausgewahltes Unternehmen, wie gegebenenfalls im jeweiligen
Prospektnachtrag ausgefiihrt, jedoch stets vorausgesetzt, dass das jeweilige
Unternehmen in Bezug auf OTC-Derivate unter eine durch die Zentralbankvorschriften
genehmigte Kategorie fallt.



2. Definitionen
Fortsetzung

Geschiftstag

Gesellschaft

Globales Anteilszertifikat

Griindungskosten

Handelstag

ICSD

Indexanbieter

Indexstérung und
Indexanpassungsereignisse

Internationale Zentralverwahrer

Irische steuerpflichtige Person

Klasse oder Klassen

Konzerngesellschaften

Managementvertrag

Market Maker

Markt

bezeichnet einen Tag, an dem die Banken in denjenigen im Prospektnachtrag des
jeweiligen Fonds angegebenen Hoheitsgebieten (Ldndern) und/oder Stadten fiir das
Geschaft gedffnet sind oder denjenigen anderen Tag bzw. diejenigen anderen Tage,
der/die vom Verwaltungsrat mit der Genehmigung der Verwahrstelle festgelegt werden
kann bzw. kénnen.

bezeichnet Invesco Markets Il plc.

Globales Anteilszertifikat bezeichnet das im Namen der Gesellschaft oder gegebenenfalls
der Clearingstelle (gemal ausfihrlicher Beschreibung im Abs. ,Handel mit Anteilen”)
ausgegebene Zertifikat.

bezeichnet die als solche im Abschnitt ,,Gebiihren und Kosten” definierten Kosten.

bezeichnet in Bezug auf jeden Fonds den Tag oder die Tage, die im jeweiligen
Prospektnachtrag angegeben sind, oder denjenigen anderen Tag bzw. diejenigen
anderen Tage, den bzw. die der Verwaltungsrat mit der Genehmigung der Verwahrstelle
festlegen kann und den Anteilsinhabern im Voraus mitgeteilt hat; jedoch stets
vorausgesetzt, dass es in jedem Kalendermonat mindestens zwei Handelstage geben
muss.

bezeichnet einen internationalen Zentralverwahrer.

bezeichnet in Bezug auf einen passiv verwalteten Fonds das Unternehmen oder die
Person, die bzw. das selbst oder tber einen festgelegten Vertreter handelt, die bzw.
das die Informationen Uiber den Referenzindex, den ein passiv verwalteter Fonds
nachbildet, zusammenstellt, berechnet und verdffentlicht und die bzw. das den
Referenzindex an die Gesellschaft gemall Ausfihrung im jeweiligen
Prospektnachtrag lizenziert hat.

bezeichnet in Bezug auf einen Referenzindex oder einen Referenzwert ein Ereignis, das
sich auf die Fahigkeit des Kontrahenten zur Erflllung seiner Pflichten unter einem oder
mehreren Derivatekontrakten auswirkt.

bezeichnet Euroclear und Clearstream.

bezeichnet jede Person mit Ausnahme:
(@) eines Steuerauslanders; oder

(b) eines steuerbefreiten irischen Anlegers.

bezeichnet die Anteilsklasse oder Anteilsklassen, die sich auf einen Fonds beziehen, fir
den besondere Merkmale in Bezug auf eine Zeichnungs-, Umtausch-, Riicknahmegebihr,
den Mindestzeichnungsbetrag, die Ausschittungspolitik, die Kriterien fir die Auswahl
der Anleger, die Stimmrechte oder sonstige besondere Merkmale gelten konnen. Die flir
jede Klasse geltenden Einzelheiten werden im Prospektnachtrag des jeweiligen Fonds
beschrieben.

Gesellschaftenin ein upd demselben Konzern flr die Zwecke eines Konzernabschlusses,
gemaB Definition in Ubereinstimmung mit der Richtlinie 83/349/EWG oder gemaR
internationalen Bilanzierungsregeln.

bezeichnet den Managementvertrag vom 12. Januar 2016 zwischen der Gesellschaft und
der Verwaltungsgesellschaft.

bezeichnet Finanzinstitute, die Mitglieder der relevanten Borsen sind und einen Market
Making-Vertrag mit der Verwaltungsgesellschaft oder der Gesellschaft unterzeichnet
haben oder die als solche bei den relevanten Borsen registriert sind.

bezeichnet eine Wertpapierborse oder einen geregelten Markt, die bzw. der in der
Satzung vorgesehen und im Anhang | aufgefiihrt sind.
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Marktstérung

Mindestaktienanteil

Mindestanlage

bezeichnet das Eintreten oder Bestehen von einem oder mehreren der folgenden
Ereignisse, das bzw. die in Bezug auf das Fondsvermdgen oder eines Teils davon eintritt
bzw. eintreten:

(0] es ist nicht moglich, einen Preis oder Wert (oder ein Element dieses Preises
oder Werts) von einem Vermdgenswert des Fonds gemaB den Regeln oder allgemein
anerkannten Verfahren fiir die Ermittlung dieses Preises oder Werts (ob aufgrund der
Nichtveroffentlichung dieses Preises oder Werts oder anderweitig) zu erhalten;

(i) die Berechnung des Preises oder Werts von einem Vermogenswert des Fonds
ist zum relevanten Zeitpunkt nach Meinung der Verwaltungsgesellschaft und/oder des
Anlageverwalters undurchfiihrbar oder unmaoglich;

(iii) die Liquiditat eines Vermogenswerts des Fonds ist nach Entscheidung der
Verwaltungsgesellschaft und/oder des Anlageverwalters reduziert;

(iv) eine Aussetzung oder Einschrankung wird fir den Handel an einer Borse,
einem Notierungssystem oder einem OTC-Markt verhangt, an der bzw. dem ein
Vermogenswert des Fonds gehandelt wird; oder eine Aussetzung oder Einschréankung
wird fir den Handel an einer Borse, einem Notierungssystem oder einem OTC-Markt
verhéangt, an dem Wertpapiere gehandelt werden, die 20 % oder mehr vom Stand des
Referenzindex ausmachen; und/oder es liegt ein Ereignis oder Umstand vor, das bzw. der
Transaktionen in einem Vermogenswert eines passiv verwalteten Fonds oder in
Wertpapieren, die 20 % oder mehr vom Stand des Referenzindex ausmachen, verhindert
oder wesentlich einschrankt. Im Sinne dieser Definition stellt eine Einschrankung in Bezug
auf die Stunden/Zeiten und die Anzahl der Handelstage keine Marktstérung dar, wenn
diese auf eine angekiindigte Anderung der reguldren Geschiftszeiten der relevanten
Borse zurlickzufihren ist, jedoch vorausgesetzt, dass wenn eine Einschrankung fir den
Handel im Verlauf des Tages aufgrund von Preis-/Kursbewegungen gemacht wird, die die
ansonsten von der relevanten Borse zugelassenen Grenzen Uberschreiten wirden, dies,
falls so von der Verwaltungsgesellschaft und/oder dem Anlageverwalter entschieden,
eine Marktstorung darstellen kann;

(v) wenn Vermogenswerte des Fonds nicht an einer Borse, einem
Notierungssystem oder einem &dhnlichen System gehandelt werden, die
Verwaltungsgesellschaft und/oder der Anlageverwalter (a) von Handlern der
Vermogenswerte des Fonds keine festen Notierungen in Bezug auf diese erhalten kann
bzw. konnen oder (b) keinen Zeichnungs- oder Ricknahmepreis von einem
Vermogenswert des Fonds gemaf den Regeln oder allgemein anerkannten Verfahren flir
diesen Vermogenswert des Fonds erhalten kann bzw. kénnen;

(vi) das Eintreten eines Ereignisses, das es generell unmoglich oder
undurchfihrbar macht eine Wahrung zu konvertieren, bei der es sich unmittelbar vor
dem Eintreten dieses Ereignisses um eine Fremdwahrung im Sinne der Definition der
Verwaltungsgesellschaft und/oder des Anlageverwalters gehandelt hat;

(vii) das Eintreten eines Ereignisses, das es gemaB Entscheidung der
Verwaltungsgesellschaft und/oder des Anlageverwalters generell unmoglich oder
undurchfihrbar macht, die Wahrung des Emissionslandes und/oder des Zahlungslandes
eines Vermogenswertes des Fonds auf den (blichen rechtmaBigen Wegen in die
Basiswahrung zu konvertieren;

(viii) das Eintreten eines Ereignisses, das es gemaB Entscheidung der
Verwaltungsgesellschaft und/oder des Anlageverwalters generell unmoglich oder
undurchfihrbar macht (a) die Wahrung von Konten im Emissionsland und/oder
Zahlungsland eines Vermogenswertes des Fonds auf Konten auBerhalb dieses
Emissionslandes und/oder Zahlungslandes oder (b) die Wahrung des Emissionslandes
und/oder des Zahlungslandes eines Vermogenswerts des Fonds zwischen Konten in
diesem Emissionsland und/oder Zahlungsland oder an eine Partei, die nicht im
Emissionsland und/oder Zahlungsland ansassig ist, zu liefern oder zu Ubertragen;
und/oder

(ix) es wird ein allgemeines Moratorium in Bezug auf Bankgeschafte in London,
Dublin, New York oder in Bezug auf TARGET erlassen.

bezeichnet den Anteil am Nettoinventarwert eines Fonds, der der Wertentwicklung
von Aktienwerten ausgesetzt ist.

bezeichnet gegebenenfalls die Anzahl von Anteilen oder Anteile, die einen bestimmten
wie im Prospektnachtrag zum jeweiligen Fonds angegebenen Wert haben.
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Mindestbetrag fiir
Erstzeichnungen

Mindestfondsvolumen

Mindestzeichnungsbetrag

Mitgliedstaat
Monat

Nachhaltigkeitsrisiko

Nahe stehende Person

Nettoinventarwert oder
Nettoinventarwert je Anteil

Nicht stimmberechtigte Anteile

Nominee der gemeinsamen
Verwahrstelle

OECD

OGA

OGAW

OGAW IV

OGAWYV

OGAW-Anforderungen

Orderannahmeschluss

bezeichnet den Betrag (Zeichnungsgeblhren nicht inbegriffen) in der jeweiligen
Basiswahrung, der anfanglich von einem Anteilsinhaber fir Anteile einer Klasse eines
Fonds gezeichnet werden muss, wie im Prospektnachtrag fir den jeweiligen Fonds
angegeben.

bezeichnet den Betrag, den der Verwaltungsrat gegebenenfalls fir jeden Fonds in
Betracht zieht und wie im Prospektnachtrag zum jeweiligen Fonds angegeben.

bezeichnet den Betrag (Zeichnungsgeblhren nicht inbegriffen) in der jeweiligen
Basiswahrung, der von einem Anteilsinhaber fiir Anteile einer beliebigen Klasse des Fonds
nach seiner Erstzeichnung, wie im Prospektnachtrag zum jeweiligen Fonds festgelegt,
gezeichnet werden muss.

bezeichnet einen Mitgliedstaat der EU.
bezeichnet einen Kalendermonat.

bezeichnet ein Ereignis oder eine Bedingung im Bereich Umwelt, Soziales oder
Unternehmensfiihrung, das bzw. die nach Auffassung der Gesellschaft eine
erhebliche negative Auswirkung auf den finanziellen Wert einer oder mehrerer
Anlagen des Fonds haben konnte.

Bezeichnet die im Abschnitt ,Potenzielle Interessenkonflikte” definierten Personen.

bezeichnet in Bezug auf die Vermbgenswerte eines Fonds oder in Bezug auf einen Anteil
einer Klasse den gemaB den in diesem Prospekt im Abschnitt ,Ausgabe- und
Riicknahmepreis/Berechnung des Nettoinventarwerts/Bewertung der
Vermégenswerte” beschriebenen Grundsatzen als den Nettoinventarwert eines Fonds
oder den Nettoinventarwert je Anteil ermittelten Betrag.

bezeichnet eine bestimmte Anteilsklasse, die nicht mit dem Anspruch auf Erhalt einer
Einladung zu Hauptversammlungen der Gesellschaft oder des jeweiligen Fonds
ausgestattet ist, noch zur Teilnahme an oder Stimmabgabe auf selbigen berechtigt.

bezeichnet die zum Nominee fiir die gemeinsame Verwahrstelle ernannte Stelle, bei
der es sich um den eingetragenen Inhaber der Anteile der Fonds handelt.

bezeichnet die Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung.

bezeichnet einen OGAW oder einen anderen alternativen Anlagefonds im Sinne von
Vorschrift 68 (1)(e) der Vorschriften, der nicht mehr als 10 % seines Vermogens in einen
anderen Organismus flir gemeinsame Anlagen investieren darf.

bezeichnet einen Organismus flir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren, der in Einklang
mit den Vorschriften oder von einer zustandigen Behorde in einem anderen Mitgliedstaat
der Europaischen Union gemaB der Richtlinie 2009/65/EG des Europaischen Parlaments
und des Rates, in der jeweils gednderten, erganzten, konsolidierten oder anderweitig
modifizierten Fassung, zugelassen ist.

bezeichnet die Richtlinie 2009/65/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom
13. Juli 2009 zur Koordinierung der Gesetze, Bestimmungen und
Verwaltungsvorschriften betreffend Organismen flir gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren, einschlieBlich ergdnzender, von der Européischen Kommission
bestimmter und jeweils in Kraft befindlicher Vorschriften.

bezeichnet die Richtlinie 2014/91/EU des Européaischen Parlaments und des Rates vom
23. Juli 2014 zur Anderung der Richtlinie 2009/65/EG zur Koordinierung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmter Organismen fiir gemeinsame Anlagenin
Wertpapieren im Hinblick auf die Aufgaben der Verwahrstelle, die Vergttungspolitik und
Sanktionen, in der jeweils aktuellen Fassung und einschlieBlich etwaiger erganzender
delegierter Vorschriften der Européischen Kommission, die jeweils in Kraft sind.

bezeichnet den rechtlichen und aufsichtsrechtlichen Rahmen fir die Zulassung und
Beaufsichtigung von OGAW gemaRB den Vorschriften, der jeweils nach den Bedingungen
von OGAW IV, OGAW V oder anderweitig in Irland gilt.

bezeichnet in Bezug auf Zeichnungs-, Umtausch- oder Riicknahmeantragen fiir Anteile
eines Fonds die im Prospektnachtrag fir den jeweiligen Fonds angegebenen Termine
und Uhrzeiten.
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oTC
OTC-Derivat

Partner

Primdrmarkt
Prospekt

Prospektnachtrag

Referenzindex

Referenzwert

Register

Registrierte Anteile

Relevante Borsen

Riicknahmeformular
Riicknahmegebiihr
Riicknahmepreis

Sekundarmarkt

Sicherheiten

bedeutet auBerborslich (,over the counter”).
bezeichnet ein DFI, das an einem ,,OTC"-Markt (d. h. auBerborslich) gehandelt wird.

bezeichnet eine Person, die in Bezug auf die betreffende Person (i) eine
Holdinggesellschaft, (i) eine Tochtergesellschaft einer solchen Holdinggesellschaft; (jii)
eine Tochtergesellschaft oder (iv) ein unmittelbar oder mittelbar durch die betreffende
Person beherrschtes Unternehmen ist, und ,Beherrschung” eines Unternehmens
bedeutet in diesem Sinne den direkten oder indirekten Besitz der Macht, die
Geschaftsleitung und Politik eines derartigen Unternehmens zu lenken oder zu
veranlassen, ob durch Vertrag oder anderweitig, und in jedem Fall - ohne Einschréankung
des Vorherstehenden - gilt ein Unternehmen, das 50 % oder mehr der
stimmberechtigten Wertpapiere eines zweiten Unternehmens hélt, als dieses zweite
Unternehmen beherrschend.

bezeichnet den Freiverkehrsmarkt (auBerborslichen Handel), auf dem Anteile der Fonds
direkt von der Gesellschaft ausgegeben und direkt an sie zurlickgegeben werden.

bezeichnet diesen jeweils von der Gesellschaft herausgegebenen Prospekt, in der jeweils
geanderten, erganzten, konsolidierten oder anderweitig modifizierten Fassung.

bezeichnet die Nachtrdge zu diesem Prospekt (jeweils ein ,Prospektnachtrag”) sowie
jeden von der Gesellschaft in Bezug auf die Auflegung neuer Fonds und/oder
Anteilsklassen herausgegebenen Prospektnachtrag.

bezeichnet den Wertpapierindex, dessen Performance ein passiv verwalteter Fonds
gemaB seinem Anlageziel und in Einklang mit seiner Anlagepolitik, wie im jeweiligen
Prospektnachtrag ausgefiihrt, nachzubilden beabsichtigt.

bezeichnet den Wertpapierkorb, dessen Performance ein passiv verwalteter Fonds
gemaB seinem Anlageziel und in Einklang mit seiner Anlagepolitik, wie im jeweiligen
Prospektnachtrag ausgefiihrt, nachzubilden beabsichtigt.

bezeichnet das Anteilsinhaberregister der Gesellschaft.

bezeichnet Anteile, die in registrierter Form ausgegeben wurden und deren
Inhaberverhaltnis im Register der Gesellschaft eingetragen und dokumentiert ist.

bezeichnet Markte, an denen die Anteile der Fonds notiert werden und/oder zum Handel
zugelassen sind, wie z. B. die irische Borse (ISE), die Deutsche Borse, die Londoner Borse
(LSE) und/oder diejenigen anderen Borsen, die der Verwaltungsrat von Zeit zu Zeit
bestimmen kann.

bezeichnet das Formular, das eingereicht werden muss, um einen Antrag auf die
Ricknahme von Anteilen zu stellen.

bezeichnet gegebenenfalls die Gebiihr, die aus dem Riicknahmepreis zu zahlen ist, die
flr Anteile gemaB Ausfiihrung im jeweiligen Prospektnachtrag gelten kann.

bezeichnet den Preis zu dem die Anteile zurlickgekauft werden, wie gegebenenfalls im
jeweiligen Prospektnachtrag angegeben.

bezeichnet einen Markt, auf dem Anteile der Fonds zwischen Anlegern gehandelt
werden, nicht mit der Gesellschaft selbst. Der Handel kann dabei entweder an einer
anerkannten Borse oder auB3erbdrslich stattfinden.

bezeichnet Vermogenswerte, die wie im jeweiligen Credit Support Annex (CSA) flr einen
Fonds beschrieben geliefert werden und gemaB den Zentralbankvorschriften zulassige
Sicherheiten sind.
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Steuerauslander

Steuerbefreiter irischer Anleger

bezeichnet eine Person, die fiir irische Steuerzwecke weder in Irland anséssig ist noch
ihren gewohnlichen Aufenthaltsort in Irland hat, und:

(i) sie (oder ein Intermediar (im Sinne von Section 739B(1) des TCA) der im Namen
dieser Person handelt) hat der Gesellschaft die einschlagige Erklarung eingereicht
und ist in Bezug auf die Gesellschaft nicht im Besitz von Informationen, die
angemessenerweise darauf hindeuten wiirden, dass die Erklarung falsch ist oder zu
irgendeiner Zeit falsch gewesen ist.

(i) sie hat der Gesellschaft gegenliber bestéatigt, dass sie fiir Steuerzwecke in Irland
weder anséssig noch gewohnlich ansassig ist, und der Gesellschaft liegt eine
schriftliche Mitteilung von der irischen Steuerbehorde vor, dass die
Anforderung zur Einreichung einer einschlagigen Erklarung in Bezug auf den
Anleger erfillt und dass diese nicht zurlickgezogen wurde.

bezeichnet einen Anleger, der in eine der nachstehenden Kategorien fallt und der
der Gesellschaft (direkt oder Uber einen Vermittler) eine einschlagige Erklarung
Gbermittelt hat:

e ein Altersversorgungsplan, bei dem es sich um einen steuerbefreiten
zugelassenen Plan im Sinne von Section 774 des TCA handelt, oder einen
Rentenversicherungsvertrag oder einen Treuhandplan, auf die Section 784 oder
Section 785 des TCA anwendbar ist;

¢ ein Unternehmen im Lebensversicherungsbereich im Sinne von Section 706
des TCA;

¢ einen Anlageorganismus im Sinne von Section 739 (B)(1) des TCA;
e ein spezieller Organismus fir Anlagen im Sinne von Section 737 des TCA;

e eine karitative Organisation, die eine in Section 739D(6)(f)(i) des TCA
angegebene Person ist;

¢ ein Investmentfonds (Unit Trust), auf den Section 731(5)(a) des TCA anwendbar
ist;

e eine Person, die gemal Section 784A(2) des TCA Anspruch auf Befreiung von
der Einkommen- und Kapitalertragsteuer hat, sofern es sich bei den gehaltenen
Anteilen um Vermogenswerte eines genehmigten Pensionsfonds oder eines
genehmigten Mindestpensionsfonds handelt (sofern in diesem Fall der
qualifizierter Fondsmanager (im Sinne von Section 784A(1)(a) TCA) der
Gesellschaft die einschlagige Erklarung Gbermittelt hat);

e eine qualifizierte Verwaltungsgesellschaft im Sinne von Section 739B des TCA
oder eine bestimmte Gesellschaft im Sinne von Section 734(1) TCA;

e eine Investment Limited Partnership im Sinne von Section 739J des TCA;

e ein Verwalter eines personlichen Altersvorsorgekontos (Personal Retirement
Savings Accounts, ,PRSA”) im Auftrag einer Person mit Anspruch auf Befreiung
von der Einkommen- und Kapitalertragsteuer gemaB Section 7871 des TCA,
wobei die Anteile Vermdgenswerte eines PRSA darstellen;

e eine Genossenschaftsbank im Sinne von Section 2 des Credit Union Act, 1997;
¢ die National Asset Management Agency;

e die National Treasury Management Agency oder ein Fondsanlageinstrument (im
Sinne von Section 37 des National Treasury Management Agency (Amendment)
Act 2014), dessen alleiniger wirtschaftlicher Eigentiimer der Finanzminister oder
der Staat ist, der liber die National Treasury Management Agency handelt;

e ein Unternehmen, das gemaB Section 110(2) des TCA fur von der Gesellschaft
an das Unternehmen geleistete Zahlungen korperschaftsteuerpflichtig ist; oder

e jede andere in Irland ansdssige Person oder gewodhnlich fir
Besteuerungszwecke in Irland anséssige Personen, die aus steuerrechtlicher
Sicht, aufgrund gangiger schriftlicher Praxis oder eines Zugestandnisses der
irischen Steuerbehorden maoglicherweise Anteile besitzen dirfen, ohne dass
daraus flur die Gesellschaft Steuerverbindlichkeiten entstehen oder im
Zusammenhang mit der Gesellschaft geltende Steuerbefreiungen gefahrdet
werden, woraus der Gesellschaft Steuerverbindlichkeiten entstehen;

vorausgesetzt sie haben die einschlagige Erklarung ordnungsgeman ausgefiillt.
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Stimmberechtigte Anteile

Storungsereignisse

Stiickelose Form

Swaps

TARGET
TCA

Teilnehmer

Transaktionsgebiihr fiir
Sachiibertragungen

Transaktionsgebiihren

Ubertragungssteuern

Umbrella-Kassakonto

Umtauschgebiihr

US-Person

Verbundene Parteien

bezeichnet die Anteile einer bestimmten Klasse, die mit dem Recht auf eine
Stimmabgabe auf Hauptversammlungen der Gesellschaft und des jeweiligen Fonds
ausgestattet sind.

bezeichnet eine Marktstérung oder ein Ereignis hoherer Gewalt.

bedeutet in Bezug auf Anteile, deren Anspruch in unverbriefter Form eingetragenist, und
die gemdB dem Companies Act von 2014 mittels eines EDV-Abwicklungssystems
Ubertragen werden konnen.

bezeichnet eine Vereinbarung zwischen dem Fonds und dem genehmigten
Kontrahenten zum Tausch von einem Strom an Kapitalfliissen gegen einen anderen
Zahlungsstrom gemaB einer Rahmenvereinbarung in Ubereinstimmung mitden Auflagen
der International Swaps and Derivatives Association, Inc., und diese Swaps kénnen ihrer
Art nach ,unfunded”, Total Return oder Outperformance sein. Sofern nicht ausdrtcklich
im jeweiligen Prospektnachtrag vorgesehen, dirfen Fonds und/oder Klassen keine
Jfunded” Swaps eingehen.

bezeichnet das Trans-European Automated Real-Time Gross Settlement Express Transfer
System.

bezeichnet den irischen Taxes Consolidation Act von 1997 (Gesetz zur steuerlichen
Konsolidierung), in der jeweils glltigen Fassung.

bezeichnet einen Kontoinhaber bei der jeweiligen ICSD, wobei es sich um
autorisierte Teilnehmer, ihre Nominees oder Beauftragten handeln kann, die ihre
Beteiligungen an Anteilen der Fonds Uber den maBgeblichen internationalen
Zentralverwahrer abgewickelt bzw. gecleart halten.

bezeichnet den von einem autorisierten Teilnehmer in der im jeweiligen
Prospektnachtrag festgelegten Wahrung zu zahlenden Gebiihrenbetrag, zusatzlich
zum Wert der gezeichneten Anteile oder als Abzug vom Wert der
zurlickgenommenen Anteile.

bezeichnet die als solche im Abschnitt ,,Gebiihren und Kosten” definierten Geblhren.

bezeichnet alle Stempel-, Ubertragungs- und sonstigen Abgaben und Steuern, zu
deren Zahlung die Gesellschaft in Bezug auf einen Fonds fir den Erhalt der
erforderlichen Wertpapiere bei einer Zeichnung von Anteilen oder fiir die Lieferung
der erforderlichen Wertpapiere bei der Riicknahme von einem oder mehreren
Anteilen verpflichtet sein kann.

Fir einen Fonds vor der Emission von Anteilen erhaltene Zeichnungsgelder werden
in einem Umbrella-Kassakonto im Namen der Gesellschaft gehalten und als Teil des
Vermogens des jeweiligen Fonds behandelt. Anhangige Ricknahmen und
Ausschittungen einschlieBlich von gesperrten Ricknahmen oder Ausschiittungen
werden bis zur Auszahlung an den jeweiligen Anleger im Umbrella-Kassakonto im
Namen der Gesellschaft gehalten.

bezeichnet die etwaige beim Umtausch von Anteilen zu zahlende Gebuhr, gemal
Angabe im Prospektnachtrag flr den jeweiligen Fonds.

bezeichnet eine Person, die: (a) eine US-Person (wie in der gemal United States Securities
Act von 1933 erlassenen Regulation S in der geltenden Fassung definiert); und (b) eine
Nicht-US-Person (wie in der Commodity Futures Trading Commission Rule 4.7(a)(1)(iv)
definiert).

bezeichnet die Gesellschaft, die Verwaltungsgesellschaft, den Anlageverwalter,
eventuelle Unteranlageverwalter, die Verwahrstelle, den Administrator, Invesco Asset
Management Limited und/oder ihnen jeweils nahe stehende Unternehmen.
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Verbundene Person

Verbundene Unternehmen

Vereinigte Staaten oder USA

Vereinigtes Konigreich oder
GroBbritannien

Verfassung

Verwahrstelle

Verwaltungsvertrag

Verwaltungsgesellschaft
Verwaltungskosten
Verwaltungsratsmitglieder
Verwahrstellenvertrag
Vorgaben der Zentralbank

Vorschriften

Webseite

eine mit einem Verwaltungsratsmitglied verbundene Person, sofern und nur sofern er
oder sie:

(@) Ehegattin/Ehegatte, Elternteil, Bruder, Schwester oder Kind dieses
Verwaltungsratsmitglied ist;

(b) eine Person ist, die in ihrer Eigenschaft als Treuhdnder eines Treuhandvermogens
handelt, dessen Hauptbeglnstigte das Verwaltungsratsmitglied, sein Ehepartner
oder eines seiner Kinder oder eine von ihm beherrschte Korperschaft ist;

(c) einPartner dieses Verwaltungsratsmitglieds ist.

Eine Gesellschaft gilt als mit einem Verwaltungsratsmitglied verbunden, wenn sie von
diesem beherrscht wird.

hat die in Section 599 des Companies Act zugewiesene Bedeutung. Im Allgemeinen
besagt diese Bestimmung, dass Unternehmen verbunden sind, wenn 50 % des
eingezahlten Aktienkapitals oder 50 % der Stimmrechte eines Unternehmens mittelbar
oder unmittelbar im Besitz eines anderen Unternehmens sind.

bezeichnet die Vereinigten Staaten von Amerika, ihre Territorien oder Besitztimer
oder jegliches Gebiet, das ihrem Hoheitsgebiet untersteht (einschlielich des
Commonwealth von Puerto Rico).

bezeichnet das Vereinigte Konigreich von GroBbritannien und Nordirland.

bezeichnet die Satzung der Gesellschaft.

bezeichnet die The Bank of New York Mellon SA/NV, Niederlassung Dublin oder jede
andere Person bzw. alle anderen Personen, die jeweils ordnungsgeman als Verwahrstelle
als Nachfolger der zuvor genannten The Bank of New York Mellon SA/NV, Niederlassung
Dublin geméf den Vorschriften der Zentralbank ernannt ist bzw. sind.

bezeichnet den Verwaltungsvertrag vom 13. September 2017, giiltig ab 12.01 Uhr am 14.
September 2017, zwischen der Gesellschaft, der Verwaltungsgesellschaft und dem
Administrator.

bezeichnet Invesco Investment Management Limited oder jede andere Person bzw. alle
anderen Personen, die jeweils ordnungsgemaB als Verwaltungsgesellschaft der
Gesellschaft neben oder als Nachfolger von Invesco Investment Management Limited
ernannt ist bzw. sind.

bezeichnet die Verwaltungskosten, die im Abschnitt ,,Gebiihren und Kosten” als solche
beschrieben werden.

bezeichnet die Mitglieder des Verwaltungsrats der Gesellschaft.

bezeichnet den Verwahrstellenvertrag vom 13. September 2017, giiltig ab 12.01 Uhr 14.
September 2017 zwischen der Gesellschaft und der Verwahrstelle in der jeweils gemaB
den Vorschriften der Zentralbank gednderten, erganzten oder anderweitig modifizierten
Fassung.

bezeichnet von der Zentralbank in Bezug auf die Zentralbankvorschriften
herausgegebene Vorgaben.

bezeichnet die Vorschriften der Europaischen Gemeinschaften (betreffend Organismen
fir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren) von 2011 (Durchfihrungsverordnung Nr. 352
von 2011) in ihrer jeweils geanderten, erganzten, konsolidierten oder anderweitig
modifizierten Fassung und schlieBt alle die Gesellschaft beriihrenden Bedingungen ein,
die darunter von Zeit zu Zeit von der Zentralbank auferlegt werden konnen, ob durch
Mitteilung oder anderweitig.

bezeichnet die Webseite flur jeden Fonds, wie im jeweiligen Prospektnachtrag
angegeben, auf der der Nettoinventarwert je Anteil und die Kapitalausstattung des
jeweiligen Fonds in dessen Basiswdhrung verdffentlicht werden und auf der dieser
Prospekt, die Prospektnachtrage, die wesentlichen Anlegerinformationen sowie ihre
jeweils nétigen Ubersetzungen, die Satzung, der letzte Jahres- und Halbjahresbericht und
samtliche sonstigen Informationen in Bezug auf die Gesellschaft oder einen der Fonds,
einschlieBlich verschiedener Mitteilungen an Anteilsinhaber, veroffentlicht werden
kénnen.
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Wertpapiere bezeichnet lbertragbare Wertpapiere, die durch die Vorschriften zugelassen und in den
Zentralbankvorschriften definiert sind.

Zahlstelle bezeichnet eine Stelle, die damit betraut wurde, als Zahlstelle flr einen Fonds zu
fungieren.

Zeichnungsformular bezeichnet das Zeichnungsformular, das in Bezug auf jeden Kauf von Anteilen auszufillen
ist.

Zeichnungsgebiihr bezeichnet die gegebenenfalls an die Verwaltungsgesellschaft bei der Zeichnung von
Anteilen zu zahlende Gebdhr, wie im jeweiligen Prospektnachtrag angegeben.

Zentralbank bezeichnet die Central Bank of Ireland oder jede Nachfolgeinstitution.

Zentralbankvorschriften bezeichnet die Central Bank (Supervision and Enforcement) Act 2013 (Section 48(1))
(Undertakings For Collective Investment in Transferable Securities) Regulations 2019, in
der jeweils giltigen, erganzten, konsolidierten, in jedweder Form ersetzten oder
anderweitig modifizierten Fassung.

Zentralverwahrer bezeichnet ein anerkanntes Clearingsystem, wobei es sich um ein nationales
Abwicklungssystem fir einzelne nationale Markte handelt. Bei Fonds, die Anteile
Uber eine ICSD ausgeben, sind die Zentralverwahrer Teilnehmer an einer ICSD.

Zielperformance bezeichnet den Referenzindex oder den Referenzwert, deren Performance ein passiv
verwalteter Fonds wie im jeweiligen Prospektnachtrag beschrieben nachzubilden
beabsichtigt.

Bezugnahmen in diesem Prospekt auf ,Euro” und ,€" sind Bezugnahmen auf die gesetzliche Wahrung von Irland, Bezugnahmen auf
.Pfund Sterling” oder ,£" sind Bezugnahmen auf die gesetzliche Wahrung des Vereinigten Kénigreichs und Bezugnahmen auf ,US$"
oder ,US-Dollar” sind Bezugnahmen auf die Wahrung in den Vereinigten Staaten von Amerika. Samtliche Verweise auf die
vorgenannten Wahrungen schlieBen auch etwaige Nachfolgewahrungen ein.
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Die Satzung sieht vor, dass die Anlageziele und Anlagepolitik der
einzelnen Fonds vom Verwaltungsrat bei Auflegung des Fonds
formuliert werden. Jeder Fonds wird entweder passiv oder aktiv
verwaltet.

Anlageziel passiv verwalteter Fonds ist es, flr den Anteilsinhaber
eine an die Performance eines Referenzindex oder Referenzwerts
geknupfte Zielperformance zu erzielen. Zu diesem Zweck wird
direkt oder indirekt ein Portfolio aus Gbertragbaren Wertpapieren
erworben, das alle Wertpapiere oder eine reprasentative Auswahl
der Wertpapiere des Dbetreffenden Referenzindex oder
Referenzwerts enthalten kann (aber nicht muss). Es kann nicht
gewahrleistet werden, dass das Anlageziel eines solchen Fonds,
dessen Performance an den Referenzindex oder Referenzwert
gebunden ist, tatsdchlich erreicht wird. Das Anlageziel aktiv
verwalteter Fonds besteht nicht darin, die Entwicklung eines
Referenzindex oder eines Referenzwerts nachzubilden. Der
Anlageverwalter  verwendet bei der Vornahme von
Anlageentscheidungen fir diese Fonds stattdessen nach seinem
Ermessen Anlagetechniken und Risikoanalysen mit dem Ziel, eine
langfristige Rendite zu erwirtschaften. Es wird im jeweiligen
Prospektnachtrag angegeben, ob ein Fonds aktiv oder passiv
verwaltet wird.

Die Vermogenswerte der einzelnen Fonds werden gemaB den
Anlagebeschrankungen in den Vorschriften, die weiter unten im
Abschnitt ,Anlagebeschrankungen und zuldssige Anlagen”
zusammengefasst werden, sowie gemaB den zusatzlichen, ggf.
vom Verwaltungsrat fir einen Fonds festgelegten und im
maBgeblichen Nachtrag dargelegten Anlagebeschrankungen
angelegt.

Generell strebt jeder passiv verwaltete Fonds sein jeweiliges
Anlageziel an, indem er eine Politik zur Nachbildung der
Wertentwicklung eines Referenzindex oder Referenzwerts
verfolgt. Er setzt allgemein entweder eine Nachbildungsstrategie
oder eine Stichprobenstrategie oder eine Master-Feeder-Strategie
ein (wie nachstehend beschrieben und im mafBgeblichen
Prospektnachtrag definiert) mit dem Ziel, die Abweichung der
Fondsperformance von der Performance des maBgeblichen
Referenzindex oder Referenzwerts maoglichst gering zu halten. Der
Anlageverwalter bestimmt, ob eine Nachbildungsstrategie, eine
Stichprobenstrategie oder eine Master-Feeder-Strategie fir einen
Fonds am besten geeignet ist. Der maBgebliche Prospektnachtrag
spezifiziert und beschreibt die Strategie, die der jeweilige Fonds
zur Nutzung vorsieht.

Es folgt jeweils eine kurze Zusammenfassung der
Nachbildungsstrategie, der Stichprobenstrategie und der Master-
Feeder-Strategie. Detaillierte Informationen zu den jeweiligen
Strategien sind gegebenenfalls im Prospektnachtrag zum
jeweiligen Fonds enthalten.

. Nachbildungsstrategie - diese Strategie zielt darauf ab, alle
Wertpapiere eines bestimmten Referenzindex oder
Referenzwerts in ungefahr gleicher Gewichtung wie im
Referenzindex oder Referenzwert zu halten, sodass das
Fondsportfolio nahezu das Spiegelbild der Komponenten des
maBgeblichen Referenzindex oder Referenzwerts ist.

. Stichprobenstrategie - diese Strategie zielt darauf ab, ein
reprasentatives Portfolio aufzubauen, das eine mit einem
Referenzindex oder Referenzwert vergleichbare Rendite
liefert. Diese Strategie wird eingesetzt, um bestimmte Indizes
fir Aktien oder festverzinsliche Wertpapiere nachzubilden,
die zu breit sind, um sie zu replizieren (d.h. der
Referenzindex oder Referenzwert enthdlt so viele
Wertpapiere, dass der Fonds nicht alle effizient erwerben
kann), die Wertpapiere enthalten, die auf den offenen
Markten aktuell nicht verfiigbar oder schwer erhéltlich sind
oder wenn eine Anklindigung erfolgt ist, dass bestimmte
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Wertpapiere in Kiirze als Komponenten in den Referenzindex
oder in den Referenzwert aufgenommen werden. Somit héalt
ein Fonds, der diese Strategie anwendet, in der Regel nur
eine Teilmenge der im malBgeblichen Index oder
Referenzwert erfassten Wertpapiere.

. Master-Feeder-Strategie - diese Strategie zielt darauf ab,
das Anlageziel des maBgeblichen Fonds zu erreichen, indem
sie im Wesentlichen alle (und keinesfalls unter 85 %) des
Vermogens des malBgeblichen Fonds in andere infrage
kommende OGAW OGA gemaB den Bestimmungen der
Zentralbank investiert.

Ein passiv verwalteter Fonds kann mitunter auch Wertpapiere
halten, die nicht im maBgeblichen Referenzindex oder
Referenzwert enthalten sind, wenn der Anlageverwalter dies
angesichts von Anlageziel und Anlagebeschrankungen des Fonds
- oder anderer Faktoren wie Marktbedingungen - fir angebracht
halt. Die Moglichkeit solcher von einem Fonds vorgeschlagenen
Anlagen wird im mafBgeblichen Prospektnachtrag angegeben.

Unter bestimmten Umstdnden und nur, wenn dies im
Prospektnachtrag fiir den jeweiligen Fonds angegeben ist, kann
ein passiv verwalteter Fonds auch die Swap-Strategie einsetzen
(wie nachstehend beschrieben und im Prospektnachtrag fir den
jeweiligen Fonds definiert).

. Swap-Strategie - diese Strategie setzt derivative
Finanzinstrumente und Geschéafte und/oder OTC-Derivate
ein, um die Zielperformance zu erreichen, indem die
Wertentwicklung eines Korbs globaler Aktien und
aktienahnlicher Wertpapiere gegen die Wertentwicklung/den
Ertrag des Referenzindex getauscht wird.

In jedem Fall sind Angaben zu den Arten von Instrumenten oder
Wertpapieren, in die der jeweilige Fonds investiert, einschlieBlich
Einzelheiten zu den BoOrsen oder Maérkten, auf denen die
Fondsanlagen notiert oder gehandelt  werden, im
Prospektnachtrag fiir den jeweiligen Fonds enthalten.

Allgemein verfolgt jeder aktiv verwaltete Fonds sein Anlageziel
durch die Anlage in einem aktiv verwalteten Wertpapierportfolio,
bei dem die Wertpapierauswahl- und Portfolioaufbauverfahren des

Anlageverwalters auf Basis von Ermessensentscheidungen
angewendet werden.
Der Verwaltungsrat kann beschlieBen, den bestehenden

Referenzindex oder Referenzwert eines passiv verwalteten Fonds
durch einen anderen Referenzindex oder Referenzwert zu
ersetzen, wenn dies nach seinem Ermessen in Einklang mit den
Anlagebeschrankungen und den Vorschriften steht und den
Interessen der Gesellschaft oder eines betroffenen Fonds dient.

Der Verwaltungsrat kann beispielsweise beschlieBen, unter den
folgenden Umstanden  gegebenenfalls  einen  solchen
Referenzindex oder Referenzwert zu ersetzen:

(a) die Genauigkeit und Verfligbarkeit von Daten eines
bestimmten Referenzindex oder Referenzwerts haben
sich verschlechtert;

(b) die Komponenten des Referenzindex oder
Referenzwertes wiirden den passiv verwalteten Fonds
(wenn er den Referenzindex oder Referenzwert genau
abbilden wirde) zwingen, gegen die im Abschnitt
.Anlagebeschriankungen” festgelegten
Beschrankungen  zu  verstoBen und/oder die
Besteuerung oder steuerliche Behandlung der
Gesellschaft oder eines Anteilsinhabers der Gesellschaft
wesentlich beeinflussen;
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der betreffende Referenzindex oder Referenzwert
existiert nicht mehr oder es hat nach Ermessen des
Verwaltungsrats eine wesentliche Anderung der Formel
oder Methode zur Berechnung einer Komponente des
Referenzindex oder Referenzwerts oder eine
wesentliche Verdnderung einer Komponente des
Referenzindex oder Referenzwerts stattgefunden;

(c)

(d)

ein neuer Index verflugbar ist, der den bestehenden
Referenzindex ersetzt;

(e) ein neuer Index verfligbar ist, der als Marktstandard fur
die Anleger an dem betreffenden Markt angesehen wird
und/oder als fiir die Anteilsinhaber gewinnbringender als

der bestehende Referenzindex angesehen werden
wirde;
) ein liquider Futures-Markt, auf dem ein bestimmter

Fonds investiert, nicht mehr zur Verfligung steht;
(9) der Swap und andere im Abschnitt
.Anlagebeschriankungen” beschriebene Techniken
oder Instrumente, die fiir die Umsetzung des Anlageziels
des jeweiligen Fonds benétigt werden, sind nicht mehr
in einer vom Verwaltungsrat als akzeptabel betrachteten
Weise verfligbar;
(h) der Kontrahent von Swap-Vereinbarungen oder anderen
derivativen Instrumenten teilt der Gesellschaft mit, dass
flr einen Teil der Wertpapiere eines Referenzindex oder
Referenzwerts die Liquiditat eingeschrankt ist oder eine
Anlage in den Komponenten des Referenzindex oder
Referenzwerts nicht praktikabel ist;

0] der Indexanbieter erhoht seine Gebiihren auf ein Niveau,
das der Verwaltungsrat als zu hoch erachtet;

0] ein  Nachfolger des Indexanbieters wird vom
Verwaltungsrat als nicht akzeptabel befunden;

(k) eine  Anderung der Eigentumsverhiltnisse des
mabBgeblichen Indexanbieters und/oder eine
Namensanderung des maBgeblichen Index; oder

0] ein Indexanbieter oder Referenzindex ist nicht mehr mit
den maBgeblichen Bestimmungen der Benchmark-

Verordnung konform.

Die obige Aufzahlung ist unverbindlich und erhebt weder einen
Anspruch auf Vollstandigkeit noch schrankt sie die Fahigkeit des
Verwaltungsrats ein, den Referenzindex oder Referenzwert nach
eigenem Ermessen auch unter anderen Umstanden zu dndern. Ein
Vorschlag des Verwaltungsrats zur Anderung des Referenzindex
oder Referenzwerts bedarf der vorherigen Genehmigung der
Anteilsinhaber des jeweiligen Fonds durch einen
Mehrheitsbeschluss. Im Falle einer Anderung oder eines
Austauschs des bestehenden Referenzindex oder Referenzwerts
eines passiv verwalteten Fonds gegen einen anderen
Referenzindex oder Referenzwert wird der Prospekt gemaB den
Vorschriften der Zentralbank aktualisiert.

Der Anlageverwalter verlasst sich im Hinblick auf Informationen
lUber die Zusammensetzung und/oder Gewichtung der
Wertpapiere, die die einzelnen Referenzindizes bilden, allein auf
den Indexanbieter. Ist es dem Anlageverwalter nicht moglich, an
einem Geschéftstag diese Informationen bezlglich eines
Referenzindex einzuholen oder zu verarbeiten, wird zum Zwecke
aller Anpassungen die zuletzt veroffentlichte Zusammensetzung
und/oder Gewichtung dieses Referenzindex herangezogen.

Jede Anderung des Anlageziels und jede wesentliche Anderung
der Anlagepolitik eines Fonds erfordert die Zustimmung der
Anteilsinhaber des Fonds durch einfachen Mehrheitsbeschluss.
Vorbehaltlich und unbeschadet des vorangegangenen Satzes in
diesem Absatz muss die Gesellschaft im Falle einer Anderung des
Anlageziels und/oder der Anlagepolitik eines Fonds diese den
Anteilsinhabern des Fonds mit einer angemessenen Frist
ankiindigen, damit diese vor der Einfiilhrung der Anderung die
Ricknahme ihrer Anteile in die Wege leiten kénnen.

Weitere Einzelheiten zum Anlageziel und der Anlagepolitik der
einzelnen Fonds sind im jeweiligen Prospektnachtrag aufgefiihrt.

BEZUGNAHME AUF REFERENZINDIZES

Die von den passiv verwalteten Fonds verwendeten
Referenzindizes werden jeweils von einem Administrator (wie in
der Benchmark-Verordnung definiert) bereitgestellt, der entweder
in dem gemaB Artikel 36 der Benchmark-Verordnung gefiihrten
ESMA-Verzeichnis eingetragen ist oder der derzeit die Aufnahme
in das ESMA-Verzeichnis veranlasst.

Zum Datum dieses Prospekts sind die folgenden Benchmark-
Administratoren der Referenzindizes der Fonds im ESMA-
Verzeichnis eingetragen:

. IHS Markit (der Administrator der iBoxx Contingent
Convertible-Benchmarks)

. MSCI Limited (der Administrator der MSCI-Benchmarks)

. Solactive AG (Anbieter des Elwood Blockchain Index und des
WilderHill New Energy Global Innovation Index)

Zum Datum dieses Prospekts sind die folgenden Benchmark-
Administratoren der Referenzindizes der Fonds entweder durch
die Billigung oder die Anerkennung durch eine zustadndige
Behorde eines Mitgliedstaats genehmigt:

e  Bloomberg Index Services Limited (Anbieter der Bloomberg
Barclays-Indizes)

e  Deutsche Borse AG (Anbieter des MDAX® Index)

. FTSE Fixed Income LLC (Anbieter der FTSE-Rentenindizes)

e  Merrill Lynch, Pierce, Fenner & Smith Incorporated (,BofA
Merrill Lynch”, Anbieter der ICE BofA Merrill Lynch-Indizes)

e  S&P Dow Jones Indices LLC

Das ESMA-Verzeichnis wird fortlaufend von der Gesellschaft
beobachtet. Samtliche Anderungen, die sich auf die Benchmark-
Administratoren der Referenzindizes der Fonds auswirken, werden
bei der nachsten Gelegenheit in den Prospekt einbezogen.
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Die Anlagebeschrankungen der einzelnen Fonds werden vom
Verwaltungsrat bei Auflegung des jeweiligen Fonds formuliert. Der
Verwaltungsrat kann von Zeit zZu Zeit weitere
Anlagebeschrankungen auferlegen, die mit den Anteilsinhabern
oder deren Interessen vereinbar sind, um die Gesetze und
Vorschriften der Lander, in denen die Anteile des Fonds platziert
werden, einzuhalten, und derlei zusétzliche
Anlagebeschrankungen werden im Prospektnachtrag der
einzelnen Fonds aufgefihrt.

ANHANG Il ZU DIESEM PROSPEKT FUHRT DIE ZULASSIGEN
ANLAGEN UND ALLGEMEINEN ANLAGEBESCHRANKUNGEN
AUF, DIE AUF JEDEN FONDS ANWENDUNG FINDEN.

GENAUERE ANGABEN ZU DEN FONDSSPEZIFISCHEN
ANLAGEBESCHRANKUNGEN SIND DEM BETREFFENDEN
PROSPEKTNACHTRAG FUR JEDEN FONDS ZU ENTNEHMEN.

ZUR VERMEIDUNG VON ZWEIFELN SEI ANGEFUHRT, DASS DIE
ZUSATZLICHEN FONDSSPEZIFISCHEN
ANLAGEBESCHRANKUNGEN, WIE SIE IM JEWEILIGEN
PROSPEKTNACHTRAG DES FONDS AUFGEFUHRT SIND,
RESTRIKTIVER SEIN KONNEN ALS DIE
ANLAGEBESCHRANKUGEN IM ANHANG Il ZU DIESEM
PROSPEKT.

Die zulassigen Anlagen und allgemeinen Anlagebeschrankungen,
wie sie auf jeden Fonds Anwendung finden und in Anhang Il im
Abschnitt ,Anlagebeschrankungen” aufgefiihrt sind, entsprechen
den Vorschriften und den Zentralbankvorschriften.

Samtliche Anlagen der Fonds sind auf die in den Vorschriften
genehmigten Anlagen beschrankt. Die Anlagebeschrankungen
gelten zum Zeitpunkt des Kaufs der Anlagen. Werden die im
Prospektnachtrag oder in Anhangll (sofern zutreffend)
aufgefiihrten Grenzen aus Griinden Uberschritten, die auBerhalb
der Kontrolle der Gesellschaft liegen oder aus der Austibung von
Zeichnungsrechten  resultieren, muss die  Gesellschaft
sicherstellen, dass der Fonds unter angemessener
Berlicksichtigung der Interessen seiner Anteilsinhaber seine
Verkaufstatigkeit vorrangig auf die Behebung dieser Situation
abstellt.

TRACKING ERROR

Der erwartete/voraussichtliche ,Tracking Error” jedes passiv
verwalteten Fonds (also die Standardabweichung des
Renditeunterschieds zwischen dem Fonds und dem
Referenzindex) ist im Prospektnachtrag fir den jeweiligen Fonds
dargelegt.

In den Jahres- und Halbjahresberichten wird die Hohe des Tracking
Error am Ende des Berichtszeitraums angegeben. Der
Jahresbericht enthadlt auch eine Erlduterung etwaiger
Abweichungen zwischen dem erwarteten und dem realisierten
Tracking Error im maBgeblichen Zeitraum.

Die Gesellschaft verfolgt eine physische Nachbildungsstrategie fur
passiv verwaltete Fonds. Unter bestimmten Umstanden kann die
Gesellschaft nach Benachrichtigung der Anteilsinhaber des
maBgeblichen Fonds und gemaB den Bestimmungen der
Zentralbank eine synthetische Nachbildungsstrategie verfolgen.

Das Engagement im Referenzindex kann beeintrachtigt werden
durch die Kosten eines Rebalancing, insbesondere wenn der
Referenzindex einem gréBeren Rebalancing unterzogen wird oder
wenn Komponenten nicht sehr liquide sind oder Einschrankungen
der Zuganglichkeit bestehen. Rebalancing-Kosten sind abhéngig
von der Haufigkeit des Rebalancing des zugrunde liegenden
Referenzindex, den Anpassungen der Gewichtung von
Komponenten und/oder der Anzahl von Komponenten, die bei
jedem Rebalancing ersetzt werden, und den flr die Umsetzung
solcher Anderungen anfallenden Transaktionskosten. Hohe
Rebalancing-Kosten mindern generell die Wertentwicklung eines
passiv verwalteten Fonds im Verhaltnis zum Referenzindex.
Naheres zur Haufigkeit des Rebalancing und zu eventuellen
Rebalancing-Kosten ist fiir die einzelnen Fonds den maBgeblichen
Prospektnachtragen zu entnehmen.

INDEXABBILDENDE FONDS

(a) Unbeschadet der Bestimmungen in Absatz2.3 von
Anhang Il kann ein Fonds in Einklang mit der Satzung bis
zu 20% seines Nettovermdgens in Anteilspapiere
und/oder Schuldtitel investieren, die von ein und
demselben Emittenten ausgegeben werden, wenn der
Fonds laut Anlagepolitik einen Index nachbildet. Der
Index muss von der Zentralbank gemaB den
Zentralbankvorschriften anerkannt sein.

(b) Die in Absatz (a) genannte Grenze kann auf 35%

angehoben und auf einen einzelnen Emittenten

angewendet werden, wenn dies aufgrund einer
auBergewohnlichen Marktsituation gerechtfertigt ist, wie

im mafBgeblichen Prospektnachtrag angegeben.

(c) Der Verweis auf eine Nachbildung der

Zusammensetzung eines Aktien- oder Schuldtitelindex in

Absatz (a) bezieht sich auf die Nachbildung der

Zusammensetzung der Basiswerte des Index,

einschlieBlich  des  Einsatzes von  derivativen

Finanzinstrumenten und anderer Techniken, auf die in

Vorschrift 48A verwiesen wird.
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EFFIZIENTES PORTFOLIOMANAGEMENT

Die Gesellschaft kann fiir die einzelnen Fonds und vorbehaltlich
der von der Zentralbank festgelegten Auflagen und Grenzen im
Zusammenhang mit Ubertragbaren Wertpapieren Methoden und
Instrumente zum effizienten Portfoliomanagement einsetzen.
Transaktionen zum Zwecke des effizienten Portfoliomanagements
kénnen vorgenommen werden im Hinblick auf eine Minderung der
Risiken, eine Senkung der Kosten oder die Erwirtschaftung
zuséatzlichen Kapitals oder Ertrags fiir den Fonds bei einem
angemessenen Risikoniveau. Dabei werden das Risikoprofil des
jeweiligen Fonds sowie die allgemeinen Bestimmungen von
OGAW V berlcksichtigt. Diese Methoden und Instrumente konnen
Anlagen in DFl beinhalten wie eine Swap-Strategie oder andere
Swaps (die zum Management von Wahrungsrisiken eingesetzt
werden konnen), Futures (die zum Management von Zinsrisiken
eingesetzt werden konnen), Index-Futures (die zum kurzfristige
Cashflow-Management eingesetzt werden kénnen), Optionen (die
zur effizienteren Kostengestaltung eingesetzt werden kdénnen,
wenn der Kauf einer Option kostengunstiger ist als der Kauf des
Basiswerts) sowie Anlagen in Geldmarktinstrumenten und/oder
Geldmarkt-OGAs. Weitere Informationen zum Einsatz von DFI und
effizientem Portfoliomanagement sind Anhang Ill zu entnehmen.
Es kdnnen neue Methoden und Instrumente entwickelt werden, die
fir die Verwendung durch die Gesellschaft geeignet sein konnen.
Die Gesellschaft kann (vorbehaltlich der Bestimmungen der
Zentralbank) solche Methoden und Instrumente einsetzen.

Ein Fonds kann geméaB den Bestimmungen und vorbehaltlich
maBgeblicher Vorschriften der Zentralbank
Wertpapierleihgeschafte, Pensions- und/oder umgekehrte
Pensionsgeschafte abschlieBen, sofern dies im Einklang mit dem
Anlageziel des Fonds und zum Zwecke des effizienten
Portfoliomanagements, einschlieBlich der Generierung von
Ertrdgen oder Gewinnen zur Erhéhung der Portfoliorendite oder
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zur Reduzierung der Portfolioausgaben oder des Portfoliorisikos,
geschieht.

ABGESICHERTE ANTEILSKLASSEN

Die Gesellschaft kann (ist aber nicht dazu verpflichtet) bestimmte
wahrungsbezogene  Transaktionen  eingehen, um  das
Wahrungsrisiko der Vermogenswerte eines Fonds, die einer
bestimmten Klasse zuzurechnen sind, fiir Zwecke des effizienten
Portfoliomanagements in der Basiswdhrung der betreffenden
Klasse abzusichern.

Soll eine Anteilsklasse abgesichert werden, wird dies im
Prospektnachtrag zu dem Fonds angegeben, fir den eine solche
Anteilsklasse ausgegeben wird. Wahrungsengagements einer
Anteilsklasse kdnnen nicht mit denen einer anderen Anteilsklasse
eines Fonds kombiniert oder gegen sie aufgerechnet werden. Das
Wahrungsengagement der einer Anteilsklasse zuzurechnenden
Vermogenswerte kann nicht anderen Klassen zugeordnet werden.
Wo der Anlageverwalter sich um eine Absicherung gegen
Wechselkursschwankungen bemiiht, kann dies dazu fihren, dass
aufgrund externer Faktoren, die die Gesellschaft nicht steuern
kann, unbeabsichtigt zu hoch (over-hedged) oder zu niedrig
(under-hedged) abgesicherte Positionen eingegangen werden.
Abgesicherte Positionen werden jedoch laufend Uberprift, um
sicherzustellen, dass eine zu hohe Absicherung von Positionen die
zulassige Hohe von 105% des Nettoinventarwerts nicht
Uberschreitet und dass zu schwach abgesicherte Positionen nicht
unter das zuldssige Niveau von 95 % des Nettoinventarwerts der
Klasse fallen, die abgesichert werden soll. Diese Uberpriifung
beinhaltet auch ein Verfahren, um sicherzustellen, dass Positionen,
die 100 % des Nettoinventarwerts tbersteigen, nicht von Monat zu
Monat Ubertragen werden. Soweit diese Absicherung fir eine
bestimmte Klasse erfolgreich ist, wird sich die Performance der
Klasse wahrscheinlich entsprechend der Performance der
Basiswerte entwickeln, so dass den Anlegern dieser Klasse kein
Gewinn/Verlust entsteht, wenn die Wahrung der Klasse gegeniiber
der Basiswahrung fallt/steigt.

Ferner gilt: Eine Anteilsklasse, die auf eine andere Wahrung als die
Basiswahrung lautet, kann gegen das Risiko von
Wechselkursschwankungen zwischen der Wahrung, auf die die
Anteilsklasse lautet, und der Basiswahrung abgesichert werden.
Samtliche Finanzinstrumente, die eingesetzt werden, um solche
Strategien fiir eine oder mehrere Klassen zu implementieren, sind
Vermogenswerte/Verbindlichkeiten des Fonds als Ganzes, werden
aber den jeweiligen Klassen zugeordnet, und die
Gewinne/Verluste aus den betreffenden Finanzinstrumenten
sowie die mit diesen verbundenen Kosten werden ausschlieBlich
der jeweiligen Klasse zugerechnet. Anleger sollten jedoch
beachten, dass zwischen den  Anteilsklassen  keine
Haftungstrennung besteht.

Die Gesellschaft kann auch (ist dazu aber nicht verpflichtet)
bestimmte wahrungsbezogene Transaktionen eingehen, um das
Wahrungsengagement des Fonds abzusichern, sofern der Fonds
in auf andere Wahrungen als die Basiswahrung lautende
Vermogenswerte investiert.

aufnehmen, und die Verwahrstelle kann die Vermogenswerte des
betreffenden Fonds als Sicherheit fiir solche Kreditaufnahmen
belasten, vorausgesetzt, dass die Kreditaufnahme nur fir
voribergehende @ Zwecke  erfolgt. Etwaige besondere
Kreditaufnahmebeschrankungen flir einen Fonds sind im
Prospektnachtrag des  jeweiligen Fonds beschrieben.
Unbeschadet der Befugnis des Fonds, in Ubertragbare
Wertpapieren zu investieren, darf die Gesellschaft kein Bargeld an
Dritte verleihen oder im Namen Dritter als Blrge agieren. Ein Fonds
kann Schuldtitel und noch nicht vollstandig bezahlte Wertpapiere
erwerben.

ABWICKLUNG VON ZEICHNUNGEN UND RUCKNAHMEN

Der Verwaltungsrat hat beschlossen, dass die Anteile der Fonds
sowohl in stlckeloser als auch in nicht stlickeloser Form
ausgegeben werden kénnen und dass die Fonds die Zulassung
zum Clearing und zur Abwicklung Uber ein Clearingsystem
beantragen kénnen. Zur Unterstitzung dieser Vereinbarung flhrt
die Verwahrstelle (oder ihr Bevollméachtigter) ein Umbrella-
Kassakonto bei dem maBgeblichen Clearing- und
Abwicklungssystem. Die Abwicklung von Anteilszeichnungen
durch einen autorisierten Teilnehmer erfolgt auf Basis der
Lieferung gegen Zahlung im maBgeblichen Clearing- und
Abwicklungssystem. Ein autorisierter Teilnehmer veranlasst die
Zahlung der Zeichnungsgelder auf das von der Verwahrstelle (oder
ihrem Bevollméachtigten) gefiihrte Umbrella-Kassakonto, die (bzw.
der) wiederum die zeitgleiche Lieferung der gezeichneten Anteile
an den autorisierten Teilnehmer veranlasst.

Bei einer Ricknahme von Anteilen durch einen autorisierten
Teilnehmer erfolgt diese Transaktion ebenfalls auf Basis der
Lieferung im maBgeblichen Clearingsystem. Der autorisierte
Teilnehmer veranlasst die Lieferung der Anteile an das Umbrella-
Kassakonto der Verwahrstelle (oder ihres Bevollmachtigten), die
(bzw. der) wiederum die zeitgleiche Gutschrift der
Ricknahmeerlése auf dem Umbrella-Kassakonto veranlasst.

LEVERAGE

Die Gesellschaft beabsichtigt nicht, einen Fonds zu hebeln. Wird
ein Fonds jedoch gehebelt, so wird dies gegebenenfalls im
maBgeblichen Prospektnachtrag fir den jeweiligen Fonds
angegeben.

BEFUGNIS ZUR KREDITAUFNAHME UND KREDITVERGABE

Die Gesellschaft kann jederzeit Kredite in Hohe von bis zu 10 % des
Nettovermogens eines Fonds auf Rechnung eines Fonds

ZAHLUNGSZEITPUNKT

Zahlungen im Zusammenhang mit einer Zeichnung miissen als frei
verfigbare Gelder bis zum Abrechnungsdatum gemiaB den
Angaben im Prospektnachtrag fir den jeweiligen Fonds auf dem
Umbrella-Kassakonto eingehen.
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ALLGEMEINES

Die nachfolgende Erorterung ist allgemeiner Natur und dient der
Beschreibung der verschiedenen Risikofaktoren, die mit einer Anlage
in den Anteilen eines Fonds verbunden sein kénnen und auf die die
Anleger hingewiesen werden. Etwaige zusatzliche Risiken sind in den
Prospektnachtragen zu den einzelnen Fonds erldutert. Diese
Erorterung erhebt jedoch keinen Anspruch auf Vollstandigkeit und
moglicherweise sollten weitere Erwagungen in Bezug auf eine Anlage
getroffen werden. Anleger sollten ihre eigenen Berater konsultieren,
bevor sie eine Anlage in den Anteilen eines bestimmten Fonds in
Erwagung ziehen. Welche Faktoren fiir die Anteile eines bestimmten
Fonds relevant sind, héngt von einer Reihe von ineinander
Ubergreifenden Erwagungen ab, insbesondere von der Art der Anteile,
dem Referenzindex oder ggf. dem Referenzwert, den Anlagen und
Vermogenswerten des Fonds und den Techniken, die angewandt
werden, um die Anlagen und Vermogenswerte des Fonds an den
Referenzindex oder ggf. den Referenzwert zu koppeln.

Die Entscheidung fur eine Anlage in den Anteilen eines bestimmten
Fonds sollte erst nach sorgfaltiger Abwagung aller dieser Faktoren
getroffen werden.

Die Anlagen der Gesellschaft in Wertpapieren unterliegen den
normalen Marktschwankungen und anderen mit Anlagen in
Wertpapieren verbundenen Risiken. Der Wert von Anlagen und der
aus ihnen vereinnahmten Ertrdge und damit auch der Wert der Anteile
jedes Fonds und ihrer Ertrage kdnnen sowohl fallen als auch steigen
und ein Anleger kann moglicherweise den von ihm angelegten Betrag
nicht  zurlickerhalten.  Wechselkursveranderungen  zwischen
verschiedenen Wahrungen oder die Umrechnung von einer Wahrung
in eine andere konnen ebenfalls zu einer Wertminderung oder
Wertsteigerung der Anlagen fahren. Aufgrund der
Zeichnungsgebiihr und/oder Riicknahmegebiihr, die auf die Anteile
zahlbar sein kann (wo derartige Gebiihren erhoben werden) sollte
eine Anlage in den Anteilen als mittel- bis langfristig angesehen
werden. Eine Anlage in einem Fonds sollte keinen wesentlichen Anteil
eines Anlageportfolios bilden und eignet sich moglicherweise nicht
fir alle Anleger. Unter bestimmten Umstdnden konnen
Rickgaberechte eines Anteilsinhabers in Bezug auf Anteile
aufgeschoben oder ausgesetzt werden.

Die Anleger sollten beachten, dass unter bestimmten
Marktbedingungen von den Fonds gehaltene Wertpapiere
maglicherweise nicht so liquide wie unter normalen Umstanden sind.
Kann ein Wertpapier nicht kurzfristig verkauft werden, so kann es
schwieriger werden, einen angemessenen Preis zu erzielen, und es
besteht das Risiko, dass der Preis, zu dem das Wertpapier bewertet
wird, im Verkaufsfall nicht realisierbar ist. Daher ist es moglich, dass
die Fonds solche Wertpapiere nicht leicht verkaufen kénnen.

Risikofaktoren koénnen gleichzeitig auftreten und/oder sich
gegenseitig verstarken, was unvorhersehbare Auswirkungen auf den
Wert der Anteile haben kann. Zu den Auswirkungen, die eine
Kombination von Risikofaktoren auf den Wert der Anteile haben kann,
kénnen keine sicheren Angaben gemacht werden.

Erreichen des Anlageziels: Es gibt keine Gewéhrleistung, dass ein
passiv oder aktiv verwalteter Fonds sein Anlageziel erreichen wird. Im
Folgenden sind einige, aber nicht unbedingt alle Faktoren aufgefihrt,
die dazu fiuhren konnen, dass der Wert der Anteile eines passiv
verwalteten Fonds vom Wert des Referenzindex oder Referenzwerts
abweicht: Anlagen in Vermdgenswerten, die nicht im Referenzindex
oder Referenzwert vertreten sind, konnen im Vergleich zu Anlagen in
Komponenten des Referenzindex oder Referenzwerts Verzogerungen
oder zusatzlichen Kosten und Steuern oder Renditeabweichungen
unterliegen; Anlage- oder regulatorische Beschrankungen wirken sich
moglicherweise auf die Gesellschaft, nicht aber auf die Komponenten
des Referenzindex oder Referenzwerts aus; die Wertschwankungen
der Vermogenswerte des Fonds und das Vorhandensein einer
Barposition in einem der Fonds.
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Mit einer aktiven Verwaltung verbundenes Risiko: Die Vermogen
aktiv verwalteter Fonds werden vom Anlageverwalter auf der
Grundlage der Kompetenzen einzelner Fondsmanager verwaltet,
die das Vermdégen des Fonds (vorbehaltlich  der
Anlagebeschrankungen des Fonds) nach ihrem Ermessen in
Anlagen investieren kénnen, die es dem Fonds ihrer Meinung nach
ermoglichen werden, sein Anlageziel zu erreichen. Es besteht
keine Garantie daflr, dass ein solcher Fonds sein Anlageziel mit
den ausgewahlten Anlagen erreicht.

Benchmark-Verordnung: Die Benchmark-Verordnung wurde am
29. Juni 2016 im Amtsblatt der EU veroffentlicht und trat am 30.
Juni 2016 in Kraft. Sie ist unmittelbar in der gesamten EU
anwendbar. Die Mehrheit ihrer Bestimmungen trat am 1. Januar
2018 in Kraft. Die Benchmark-Verordnung gilt hauptsachlich fir
Administratoren und auch in gewisser Hinsicht fiir Kontributoren
und bestimmte Nutzer von Benchmarks. Unter bestimmten
Umsténden kann es sich dabei auch um Investmentfonds wie die
Gesellschaft und ihre Fonds handeln.

Die Benchmark-Verordnung sieht unter anderem die folgenden
Regelungen vor: (i) Sie schreibt vor, dass Benchmark-
Administratoren  zugelassen sein missen (oder einer
vergleichbaren Regulierung unterliegen missen, wenn sie nicht in
der EU ansiéssig sind), und sie nimmt erhebliche Anderungen in
Bezug auf die Art und Weise vor, wie Benchmarks, die in den
Anwendungsbereich der Benchmark-Verordnung fallen, reguliert
werden (einschlieBlich von Reformen der Governance- und
Kontrollmechanismen, Verpflichtungen in Bezug auf
Eingabedaten, bestimmten Transparenz- und
Aufzeichnungsanforderungen und detaillierten Verhaltensregeln
fr Kontributoren); und (ii) sie untersagt bestimmte Verwendungen
von Benchmarks von nicht zugelassenen Administratoren durch in
der EU beaufsichtigte Unternehmen.

Die Benchmark-Verordnung kann (unter anderem) die folgenden
moglichen Auswirkungen haben: Ein Index, der eine Benchmark
ist, konnte von einem Fonds nicht auf bestimmte Weisen
verwendet werden, wenn der Administrator dieses Indexes keine
Zulassung erhélt oder wenn der Administrator nicht in einem EU-
Land ansassig ist und nicht auf sonstige Weise als gleichgestellt
anerkannt wird; und die Methodik oder sonstige Konditionen der
Benchmark kénnten gedndert werden, um die Bestimmungen der
Benchmark-Verordnung einzuhalten, und diese Anderungen
kénnten (unter anderem) dazu fiihren, dass der Kurs oder Stand
der Benchmark steigt oder féllt oder sie konnten sich auf die
Volatilitat des veroffentlichten Kurses oder Stands der Benchmark
auswirken.

Wenn geplante Anderungen die Art und Weise dndern, wie die
Benchmarks berechnet werden, oder wenn eine Benchmark
eingestellt wird oder von der Gesellschaft auf sonstige Weise nicht
verwendet werden darf, kénnte dies einen Fonds und seinen
Nettoinventarwert beeintrachtigen.

Risiken im Zusammenhang mit liquiden Mitteln: Ein Fonds kann nach
dem Ermessen des Anlageverwalters einen wesentlichen Anteil seiner
Vermogenswerte in Zahlungsmitteln und Zahlungsmittelaquivalenten
halten. Hat ein Fonds Uber einen langeren Zeitraum wesentliche
Kassenbestande, kann dies die Anlagerenditen beeintrachtigen.

Veranderungen im politischen Umfeld des Vereinigten
Konigreichs: Nachdem die Regierung des Vereinigten Kénigreichs
der EU ihre Absicht mitgeteilt hatte, die EU zu verlassen, erliel3 die
britische Regierung den European Union (Withdrawal Agreement)
Act 2020, um die Austrittsvereinbarung in britisches Recht
umzusetzen (das ,Austrittsabkommen”). Im Rahmen des
Austrittsabkommens haben das Vereinigte Koénigreich und die EU
eine Ubergangsphase vereinbart (die ,Ubergangsphase”).

Nach Ablauf der Ubergangsphase am 31. Dezember 2020 endeten
alle grenziiberschreitenden Passporting-Rechte des Vereinigten
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Konigreichs fiir EU-Fonds. Die Einfliihrung eines Temporary
Permissions Regime durch das Vereinigte Kénigreich ermoglicht
es jedoch allen Fonds, die in diese Regelung aufgenommen
wurden, weiterhin im Vereinigten Konigreich vertrieben und von
im Vereinigten Konigreich ansdssigen Anlegern erworben zu
werden. Die britische Regierung hat innerstaatliche
Rechtsvorschriften erlassen, um das Verfahren zu vereinfachen,
mit dem ausléndische (einschlieBlich EU-) Investmentfonds nach
dem Brexit im Vereinigten Konigreich verkauft werden kénnen.

Es ist moglich, dass sich die Rechtsvorschriften des Vereinigten
Koénigreichs und der EU letztlich weiter auseinanderentwickeln,
wodurch grenziiberschreitende Aktivitaten eingeschrankt wiirden.
Zum Datum dieses Verkaufsprospekts sind die Fonds weiterhin von
der Financial Conduct Authority anerkannt und kénnen an Anleger
im Vereinigten Konigreich vermarktet werden. Das Vereinigte
Konigreich erwagt weiterhin Anderungen der aufsichtsrechtlichen
Vorschriften nach dem Brexit. Die Art und das Ausmal solcher
Anderungen sind nach wie vor ungewiss, kénnen jedoch erheblich
sein.

Konzentrationsrisiko: Ein Fonds kann einen relativ hohen Anteil seines
Vermodgens in Emittenten investieren, die in einem einzelnen Land,
einer kleinen Anzahl von Landern oder in einer bestimmten
geographischen Region ansdssig sind. In solchen Fallen ist die
Wertentwicklung des Fonds mit den Markt-, Wahrungs-,
wirtschaftlichen, politischen oder aufsichtsrechtlichen Bedingungen
und Entwicklungen in diesem Land, bzw. diesen Landern oder dieser
Region verknlipft und kann volatiler sein als die Wertentwicklung von
geographisch starker diversifizierten Fonds.

Darliber hinaus kann ein Fonds seine Anlagen auf Unternehmen in
einer bestimmten Branche, einem bestimmten Markt oder einem
bestimmten Wirtschaftssektor konzentrieren. Konzentriert ein Fonds
seine Anlagen in einer bestimmten Branche, einem bestimmten Markt
oder einem bestimmten Wirtschaftssektor, haben finanzielle,
wirtschaftliche, geschéftliche und sonstige Entwicklungen, die
Emittenten in dieser Branche, diesem Markt oder diesem Sektor
betreffen, groBBere Auswirkungen fir den Fonds als dies der Fall ware,
wenn seine Vermogenswerte nicht in dieser Branche, diesem Markt
oder diesem Sektor konzentriert waren.

Zudem koénnen Anleger als Reaktion auf Faktoren, die ein bestimmtes
Land, eine Branche, einen Markt oder Sektor beeinflussen, in denen
der Fonds seine Anlagen konzentriert, groBe Mengen von Anteilen
eines Fonds kaufen oder verkaufen, was zu ungewohnlich hohen
Zuflissen oder Abflissen von Liquiditat in bzw. aus dem Fonds fiihren
kann. Diese auBergewohnlichen Zufliisse oder Abfliisse kénnen dazu
fihren, dass die Liquiditat des Fonds bzw. der Liquiditatsbedarf Giber
das normale Niveau hinausgeht, und dementsprechend die
Verwaltung des Fonds und die Wertentwicklung des Fonds negativ
beeinflussen.

Kontrahentenrisiko: Die Fonds koénnen Derivategeschafte
abschlieBen oder Barmittel auf Bankeinlagenkonten hinterlegen,
wodurch die Fonds einem Risiko im Zusammenhang mit der
Bonitéat ihrer Kontrahenten und deren Fahigkeit zur Erfillung der
Bedingungen dieser Kontrakte ausgesetzt waren. Bei Konkurs oder
Insolvenz eines Kontrahenten koénnten sich flir die Fonds
Verzogerungen bei der Liquidierung von Positionen und
erhebliche Verluste ergeben, zum Beispiel konnen Anlagen in dem
Zeitraum, in dem ein Fonds versucht, seine Rechte durchzusetzen,
an Wert verlieren, der Fonds kann in diesem Zeitraum keine
Gewinne auf seine Anlagen realisieren, und es konnen fir die
Durchsetzung seiner Rechte Geblhren und Aufwendungen
entstehen.

Die Entgegennahme von Sicherheiten kann das
Kontrahentenrisiko reduzieren, schlieBt es jedoch nicht aus. Es
besteht das Risiko, dass der Wert der von einem Fonds gehaltenen
Sicherheiten nicht ausreicht, um das Engagement des Fonds in

einem insolventen Kontrahenten abzudecken. Dies kann
beispielsweise auf einen Ausfall des Emittenten der Sicherheit
selbst (bzw. bei Barsicherheiten die Insolvenz der Bank, bei der die
Barmittel hinterlegt sind) oder fehlende Liquiditat der jeweiligen
Sicherheiten zurlckzufiihren sein, d.h. sie kénnen bei einem
Ausfall des Sicherheitengebers nicht rechtzeitig verkauft werden,
oder auf die Preisvolatilitat aufgrund von Marktereignissen. Wenn
ein Fonds nach dem Ausfall eines Kontrahenten versucht,
Sicherheiten zu verwerten, sind diese moglicherweise nur
begrenzt oder nicht liquide oder unterliegen anderen
Einschrankungen, sodass die Verkaufserlose moglicherweise nicht
ausreichen, um das Engagement des Fonds in dem Kontrahenten
auszugleichen, und der Fonds Fehlbetrage unter Umstanden nicht
zuriickerlangt.

Die Verwaltung von Sicherheiten ist auch mit einer Reihe
operativer Risiken verbunden, was dazu fiihren kann, dass es nicht
moglich ist, Sicherheiten zur Deckung des Engagements eines
Fonds zu fordern oder die Rickgabe von Sicherheiten von einem
Kontrahenten bei Falligkeit zu verlangen. Es besteht das Risiko,
dass die von der Gesellschaft fir Rechnung eines Fonds
eingegangenen rechtlichen Vereinbarungen von den Gerichten in
dem jeweiligen Hoheitsgebiet fur nicht durchsetzbar befunden
werden. Das bedeutet, dass der Fonds bei einem Ausfall des
Kontrahenten seine Rechte an der erhaltenen Sicherheiten nicht
durchsetzen kann.

Wenn eine Abwicklungsbehoérde ihre Befugnisse nach dem
mafBgeblichen Abwicklungssystem fir einen Kontrahenten austbt,
konnen alle einem Fonds gegeniber dem Kontrahenten
gegebenenfalls zustehenden Rechtsmittel, wie z. B. die Kiindigung
der entsprechenden Vereinbarung, von der zustandigen
Abwicklungsbehorde ausgesetzt und/oder der Anspruch des
Fonds auf die Lieferung gleichwertiger Finanzinstrumente
(teilweise oder vollstandig) reduziert oder in Eigenkapital
umgewandelt werden, und/oder eine Ubertragung von
Vermogenswerten oder Verbindlichkeiten kann dazu flhren, dass
der Anspruch des Fonds an verschiedene Unternehmen lbergeht.

Die Wiederanlage von Barsicherheiten fihrt zu bestimmten Risiken
wie beispielsweise Kontrahentenrisiken (z. B.
Kreditnehmerausfall), Marktrisiken (z. B. Wertverlust erhaltener
Sicherheiten oder wiederangelegter Barsicherheiten),
Marktaussetzungsrisiken (z. B. Aussetzung des Handels oder der
Abrechnung von Wertpapieren) und Verwahrrisiken (z. B. Ausfall
oder Konkurs der Depotbank). Das mit der Wiederanlage von
Barsicherheiten verbundene Risiko wird durch die Anlage von
Barsicherheiten in hochliquide und diversifizierte Geldmarktfonds
oder in umgekehrte Pensionsgeschéafte gemindert.

Waihrungsrisiko: Ein Fonds kann in Wertpapiere investieren, die auf
andere Wahrungen lauten als die Basiswahrung. Wertverdnderungen
dieser Wahrungen gegenlber der Basiswahrung kénnen positive oder
negative Auswirkungen auf den Wert der Anlagen des Fonds, die auf
diese Wahrungen lauten, haben. Anteilsinhaber werden darauf
hingewiesen, dass auch wenn der Nettoinventarwert pro Anteil
umgerechnet und in einer anderen Wahrung als der Basiswahrung
angegeben werden kann, es keine Garantie dafir gibt, dass der
sich aus der Umrechnung ergebende Betrag tatsédchlich erzielt
wird. Ein Fonds kann, muss aber nicht in Devisentermingeschafte
investieren, um das Risiko in Bezug auf unterschiedliche Wahrungen
zu reduzieren. Es kann jedoch nicht gewahrleistet werden, dass diese
Geschéfte ihren Zweck erfiillen. Auch konnen diese Geschéfte die
Vorteile, die einem Fonds aus giinstigen Wechselkursschwankungen
entstehen, ganz oder teilweise eliminieren. Abhangig von der
Referenzwahrung eines Anlegers kdnnen Wahrungsschwankungen
den Wert einer Anlage in einem Fonds nachteilig beeinflussen.

Nichterfiillung: Auf manchen Wertpapiermarkten erfolgen daher die
Lieferung von Wertpapieren und anderen Vermogenswerten eines
Fonds und die Zahlungen nicht zeitgleich. Zudem erfolgen
moglicherweise aufgrund der Charakteristika der Anlagepolitik und
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der Strukturierung von Transaktionen mit den Vermodgenswerten
eines Fonds die Lieferung und die Bezahlung von Wertpapieren nicht
zeitgleich. Die Verwahrstelle oder eine Unterverwahrstelle kann in
derartiger Form und auf diese Weise Zahlungen fir
Fondsvermogenswerte bzw. Lieferungen von
Fondsvermdgenswerten tatigen oder annehmen und muss dabei die
auf den betreffenden Markten oder bei den Wertpapierhandlern
Ublichen  Handelsbrauche sowie die  Konditionen des
Verwahrstellenvertrags befolgen. Die Gesellschaft tragt das Risiko,
dass: (i) der Empfanger von Vermogenswerten eines Fonds, die von
der Verwahrstelle oder einer Unterverwahrstelle geliefert werden,
diese Vermogenswerte nicht bezahlt oder die Vermogenswerte oder
den Erl6s aus einem treuhdnderischen Verkauf flr die Verwahrstelle
oder die Gesellschaft nicht zuriickgibt; und (ii) der Empfanger von
Zahlungen fiir Vermogenswerte eines Fonds, die von der
Verwahrstelle oder einer Unterverwahrstelle geleistet werden,
insbesondere Pramien- oder Margenzahlungen fir derivative
Kontrakte, die Vermogenswerte nicht liefert (oder auch beispielsweise
gefélschte oder gestohlene Vermogenswerte liefert) oder die Zahlung
nicht zurtickerstattet bzw. eine solche Zahlung fiir die Verwahrstelle
oder die Gesellschaft nicht treuhdnderisch verwahrt; in diesen Fallen
kann es sich um eine vollstandige oder teilweise Nichterfiillung oder
lediglich um eine verspatete Erfillung handeln. Weder die
Verwahrstelle noch eine Unterverwahrstelle haften gegeniber der
Gesellschaft fur Verluste aus den oben genannten Ereignissen oder
aus der Ligquidierung, Zahlungsunfahigkeit oder dem Konkurs eines
solchen Empféangers.

Européische Marktinfrastrukturverordnung (,EMIR”): Ein Fonds

kann OTC-Kontrakte eingehen. Die EMIR sieht bestimmte
Anforderungen far OTC-Kontrakte vor, darunter
Berichtsanforderungen, bilaterale
Risikomanagementanforderungen, obligatorische
Clearinganforderungen flur bestimmte Klassen von OTC-

Transaktionen und eine Verpflichtung zur Hinterlegung von
Einschusszahlungen fiir OTC-Kontrakte, die keiner Clearingpflicht
unterliegen. Die EMIR hat flur einen Fonds unter anderem die
folgenden Auswirkungen:

(a) Clearingpflicht: ~ Bestimmte standardisierte  OTC-
Transaktionen unterliegen einem obligatorischen
Clearing Uber eine zentrale Gegenpartei (Central

Counterparty, ,CCP”). Das Clearing von Derivaten Uber
eine CCP kann zusatzliche Kosten verursachen und zu
weniger glinstigen Bedingungen erfolgen als dies der
Fall ware, wenn diese Derivate nicht zentral gecleart
werden mussten;
(b) Risikominderungstechniken: Far ihre oTC-
Transaktionen, die keinem obligatorischen Clearing
unterliegen, muss die Gesellschaft
Risikominderungsanforderungen vorsehen,
einschlieBlich der Besicherung aller OTC-Transaktionen.
Diese Risikominderungsanforderungen koénnen die
Kosten der Verfolgung der Absicherungsstrategie eines
Fonds erhdhen; und
(c) Meldepflichten: Alle OTC-Transaktionen eines Fonds
mUissen einem Handelsverzeichnis oder der ESMA
gemeldet werden. Infolge dieser Meldepflicht konnen
sich die Kosten des Fonds flr den Einsatz von OTC-
Derivatekontrakten erhohen.

Die EMIR wurde im Rahmen des REFIT-Programms der
Europaischen Kommission geandert und die
Anderungsverordnung, Verordnung 834/2019 (,EMIR REFIT“), trat
am 28. Mai 2019 in Kraft und gilt ab dem 17. Juni 2019. Die EMIR
REFIT hat bestimmte zentrale Verpflichtungen in Bezug auf das
Clearing, die Meldung und die Risikominderung
(Einschusszahlungen) eingefiihrt. Die EMIR REFIT lasst zwar

bestimmte Befreiungen von der Clearingpflicht zu und sieht
Schwellen vor, unterhalb derer keine Meldung erforderlich ist. Es
besteht jedoch keine Gewahr, ob die hierin beschriebenen
Anlagen eines Fonds von der EMIR REFIT oder einer
diesbeziiglichen Anderung oder Uberarbeitung betroffen sein
werden.

Fondsaufwendungen: Die Renditen der Anteile werden nach
Abzug aller bei der Auflegung und dem laufenden Betrieb des
jeweiligen Fonds entstanden Gebiihren und Kosten ausgewiesen
und sind moglicherweise nicht direkt vergleichbar mit den
Renditen, die erzielt werden konnten, wenn stattdessen direkt in
die Vermogenswerte des jeweiligen Fonds oder die Komponenten
des Referenzindex oder direkt in den Referenzwert investiert
werden wirde.

Risiko im Zusammenhang mit abgesicherten Anteilsklassen:
Anleger werden darauf hingewiesen, dass fir abgesicherte
Anteilsklassen, die auf eine andere Wahrung als die Basiswahrung
lauten, keine Garantie besteht, dass das Risiko der Wahrung der
Anteile gegeniiber der Basiswahrung des betreffenden Fonds in
vollem Umfang abgesichert werden kann. Anleger sollten ferner
beachten, dass die erfolgreiche Umsetzung der Strategie den
Vorteil der Anteilsinhaber der betreffenden Anteilsklasse in Folge
von Rickgdngen des Werts der Wahrung der Anteilsklasse
gegenlber der Basiswahrung des betreffenden Fonds erheblich
mindern kann. Abgesicherte Anteilsklassen, die nicht auf gangige
Wahrungen lauten, kénnen von Einschrankungen der Kapazitat
des jeweiligen Wahrungsmarktes beeinflusst werden, was die
Fahigkeit der abgesicherten Anteilsklasse verringern kénnte, das
Wahrungsrisiko und der Volatilitat der abgesicherten Anteilsklasse
Zu minimieren.

Untatigkeit der gemeinsamen Verwahrstelle und/oder eines
internationalen Zentralverwahrers: Anleger, fir die die
Abrechnung oder das Clearing Uber eine ICSD erfolgt, werden
keine eingetragenen Anteilsinhaber der Gesellschaft, sie haben ein
indirektes wirtschaftliches Eigentum an diesen Anteilen, und die
Rechte dieser Anleger unterliegen, wenn diese Personen
Teilnehmer der ICSD sind, den fiir die Vereinbarung zwischen
diesen Teilnehmern und ihrer ICSD maBgeblichen Konditionen,
und wenn die Inhaber des indirekten wirtschaftlichen Eigentums
an den Anteilen keine Teilnehmer sind, unterliegen diese ihrer
Vereinbarung mit ihrem jeweiligen Nominee, Makler bzw.
Zentralverwahrer, bei dem es sich um einen Teilnehmer handeln
kann oder der eventuell eine Vereinbarung mit einem Teilnehmer
hat. Die Gesellschaft Ubermittelt alle Mitteilungen und damit
verbundenen Unterlagen an den eingetragenen Inhaber der
Anteile, d. h. den Nominee der gemeinsamen Verwahrstelle, mit
der  Frist, mit der die Gesellschaft (blicherweise
Hauptversammlungen einberuft. Der Nominee der gemeinsamen
Verwahrstelle ist vertraglich verpflichtet, alle entsprechenden bei
ihm eingehenden Mitteilungen an die gemeinsame Verwahrstelle
weiterzuleiten. Diese ist wiederum gemaB den Bedingungen ihrer
Bestellung durch die maBgebliche ICSD vertraglich verpflichtet,
die Mitteilungen an die maBgebliche ICSD weiterzuleiten. Die
jeweilige ICSD leitet von der gemeinsamen Verwahrstelle
erhaltene Einladungen wiederum im Einklang mit ihren Regeln und
Verfahren an ihre Teilnehmer weiter. Die gemeinsame
Verwahrstelle ist vertraglich dazu verpflichtet, alle von den
maBgeblichen ICSD erhaltenen Stimmen zu sammeln (die den
Stimmen entsprechen, die die maBgeblichen ICSD von den
Teilnehmern erhalten haben), und der Nominee der gemeinsamen
Verwahrstelle muss gemalB den entsprechenden Anweisungen
abstimmen. Die Gesellschaft hat keine Moglichkeit sicherzustellen,
dass die maBgebliche ICSD oder die gemeinsame Verwahrstelle
Mitteilungen im Hinblick auf die Stimmabgabe weisungsgemafi
weiterleitet. Die Gesellschaft kann keine Anweisungen im Hinblick
auf die Stimmabgabe von anderen Personen als dem Nominee der
gemeinsamen Verwahrstelle annehmen.
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Anlagen in nicht bérsennotierten Wertpapieren: Obwohl ein
Fonds allgemein in bérsennotierte Wertpapiere investiert, ist er
gemaB den Vorschriften berechtigt, bis zu 10 % seines
Nettoinventarwerts in Wertpapiere zu investieren, die nicht an
einem geregelten Markt gehandelt werden. Daher ist es in solchen
Situationen moglich, dass ein Fonds solche Wertpapiere nicht
leicht verkaufen kann.

Rechtliche und aufsichtsrechtliche Auflagen: Die Gesellschaft muss
sich an aufsichtsrechtliche Vorgaben oder sie selbst, ihre Anteile oder
die Anlagebeschrankungen betreffende Gesetzesanderungen halten,
was eine Anderung der Anlagepolitik und der Anlageziele eines Fonds
erforderlich machen kann. Die Vermdgenswerte eines Fonds kénnen
auch von Anderungen an Gesetzen oder Bestimmungen und/oder
regulatorischen MaBnahmen betroffen sein, die sich auf ihren Wert
auswirken. Die Gesellschaft und der Anlageverwalter koénnen
Vorschriften ausgesetzt sein oder werden, die unverhaltnismaBig
hohe Belastungen zur Folge haben oder sehr restriktiv sein konnten.
Das gilt insbesondere fir staatliche Interventionen und bestimmte
regulatorische MaBnahmen, die in bestimmten Hoheitsgebieten als
Reaktion auf die bedeutenden jlngsten Ereignisse auf den
internationalen Finanzmarkten durchgefiihrt wurden oder werden
kénnten. Wesentliche Anderungen an der globalen Finanzregulierung
konnen die Gesellschaft vor erhebliche Herausforderungen stellen
und kénnten der Gesellschaft Verluste bringen.

Borsennotierung: Es gibt keine Gewéahr dafilr, dass eine von der
Gesellschaft beantragte Notierung an einer Borse tatsachlich erfolgt
und/oder aufrechterhalten wird oder sich die Bedingungen der
Notierung nicht &ndern. Auch kann der Handel mit Anteilen an einer
relevanten Borse gemal3 den Bestimmungen der relevanten Borse
aufgrund der Marktbedingungen eingestellt werden und die Anleger
kénnen ihre Anteile moglicherweise erst bei Wiederaufnahme des
Handels verkaufen.

Liquiditatsrisiko: Ein Fonds kann durch einen Rlckgang der
Marktliquiditat fir Wertpapiere, in denen er anlegt, beeintrachtigt
werden. Dadurch kénnen die Moglichkeiten des betreffenden
Fonds, Transaktionen durchzufiihren, eingeschrankt werden.
Unter derartigen Umstanden kénnen einige der Wertpapiere des
betreffenden Fonds illiquide werden, weshalb der Fonds
moglicherweise Schwierigkeiten hat, die Wertpapiere zlgig zu
einem angemessenen Preis zu verkaufen.

Diejenigen Fonds, die in Anleihen oder andere festverzinsliche
Instrumente investieren, kdnnen auch bei plétzlichen Kursschocks
einem  Liquiditatsrisiko ausgesetzt sein. Bei geringen
Handelsvolumina an den Rentenmarkten kann jegliche Kauf- oder
Verkaufstransaktion ~an  diesen Méarkten  zu  starken
Marktveranderungen/-schwankungen fiihren, die sich auf die
Portfoliobewertung auswirken kénnen. Unter solchen Umstanden
ist der Fonds aufgrund eines Mangels an Kaufern oder Verkaufern
moglicherweise auch nicht in der Lage, Positionen ohne weiteres
aufzuldsen.

Eine reduzierte Liquiditdt der Anlagen eines Fonds kann dazu
fUhren, dass der Fonds an Wert verliert.

Nominee-Vereinbarungen: Halt ein Anleger Anteile Gber einen
autorisierten Teilnehmer oder einen anderen Nominee oder
Vermittler, so erscheint dieser Anleger nicht im Anteilsregister und
kann daher auch keine Stimmrechte oder sonstigen Rechte
ausiiben, die dem im Register eingetragenen Anteilsinhaber
zustehen.

Pandemie: Der Ausbruch einer Infektionskrankheit oder einer
Pandemie oder eine andere Gefahr fir die 6ffentliche Gesundheit
kéonnte in einem Land auftreten, in dem ein Fonds anlegen kann,
was zu Verdnderungen der regionalen und globalen
Wirtschaftsbedingungen und -zyklen fihren konnte, die sich

negativ auf die Anlagen eines Fonds und folglich auf seinen
Nettoinventarwert auswirken konnten. Ein solcher Ausbruch kann
auch negative Auswirkungen auf die Weltwirtschaft und/oder die
Markte im weiteren Sinne haben, was sich auf die Anlagen eines
Fonds im Allgemeinen negativ auswirken kann. Dariiber hinaus
kann ein schwerwiegender Ausbruch einer Infektionskrankheit
auch ein Ereignis hoherer Gewalt gemaRB Vertragen sein, die die
Gesellschaft mit Kontrahenten abgeschlossen hat, wodurch ein
Kontrahent von der rechtzeitigen Erbringung der Dienstleistungen
entbunden wird, die diese Vertragspartner vertraglich fur die
Fonds erbracht haben (die Art der Dienstleistungen hangt von der
jeweiligen Vereinbarung ab). Im schlimmsten Fall kann dies dazu
fihren, dass sich die Berechnung ihres Nettoinventarwerts, die
Abwicklung des Handels mit Anteilen, die Durchfiihrung
unabhangiger Bewertungen der Fonds oder die Abwicklung von
Transaktionen in Bezug auf die Fonds verzogern.

Zahlungen: Mit Zustimmung und auf Anweisung des Nominees
der gemeinsamen Verwahrstelle werden festgesetzte Dividenden
und Erlése aus Liquidationen und Zwangsricknahmen von der
Gesellschaft oder ihrem erméachtigten Vertreter (z.B. der
Zahlstelle) an die maBgebliche ICSD gezahlt. Anleger, bei denen
es sich um Teilnehmer handelt, missen sich im Hinblick auf ihren
Anteil an einer Dividendenzahlung oder der Zahlung von Erlésen
aus Liquidationen und Zwangsriicknahmen durch die Gesellschaft
ausschlieBlich an die maBgebliche ICSD wenden. Anleger, die
keine Teilnehmer sind, missen sich an ihren jeweiligen Nominee,
Makler oder Zentralverwahrer wenden (der ein Teilnehmer sein
oder eine Vereinbarung mit einem Teilnehmer der betreffenden
ICSD haben kann), um den auf ihre Anlage entfallenden Anteil an
den Dividendenzahlungen oder den von der Gesellschaft
gezahlten Erlésen aus Liquidationen und Zwangsriicknahmen
geltend zu machen.

Anleger haben keine unmittelbaren Anspriiche gegeniiber der
Gesellschaft im Hinblick auf Dividendenzahlungen und Erlése aus
Liquidationen und Zwangsricknahmen, die auf durch die
Globalurkunde verbriefte Anteile fallig sind. Die Gesellschaft wird
durch die Zahlung an die maBgebliche ICSD mit der Zustimmung
des Nominees der gemeinsamen Verwahrstelle von ihren
entsprechenden Verpflichtungen befreit.

Politische Faktoren, Vermoégenswerte in Schwellenldandern
(Emerging Markets) und Nichtmitgliedern der OECD: Die
Wertentwicklung der Anteile und/oder die Mdglichkeit des Kaufs,
Verkaufs oder Rickkaufs der Anteile kann durch Veranderungen der
allgemeinen Wirtschaftsbedingungen und durch Unsicherheiten wie
politische Entwicklungen, Anderungen der Regierungspolitik, die
Auferlegung von Beschrankungen hinsichtlich des Kapitaltransfers
sowie Veranderungen regulatorischer Bestimmungen beeintrachtigt
werden. Bei Anlagenin oderim Zusammenhang mit Schwellenlandern
oder Nichtmitgliedstaaten der OECD kénnen diese Risiken erhoht
sein. Darliber hinaus sind die lokalen Verwahrstellendienste in vielen
Nichtmitgliedstaaten der OEDC und Schwellenldndern noch
unterentwickelt, und es besteht bei Transaktionen auf diesen Méarkten
ein Transaktions- und Verwahrstellenrisiko. Unter bestimmten
Umstdnden ist es moglich, dass ein Fonds einen Teil seiner
Vermogenswerte nicht oder nur mit Verzogerung wiedererlangen
kann. Ferner bieten die rechtliche Infrastruktur und die Buchfiihrungs-
, Rechnungsprifungs- und Berichtsstandards in Schwellenlandern
oder Nichtmitgliedstaaten der OECD maoglicherweise nicht dasselbe
Maf an Informationen oder Schutz fiir Anleger, das normalerweise auf
groBen Mérkten gegeben ware.

Portfolioumschlagsrisiko: Der Portfolioumschlag ist in der Regel mit
einer Reihe von direkten und indirekten Kosten und Aufwendungen fiir
den Dbetreffenden Teilfonds verbunden, unter anderem mit
Maklerprovisionen, Handleraufschlagen und Geld/Brief-Spannen
sowie mit Transaktionskosten beim Verkauf von Wertpapieren und der
Wiederanlage in anderen Wertpapieren. Dennoch kann ein Fonds zur
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Forderung seines Anlageziels mit seinen Anlagen haufige
Transaktionen tatigen. Die Kosten eines erhdhten Portfolioumschlags
reduzieren die Anlagerendite eines Fonds, und der Verkauf von
Wertpapieren durch einen Fonds kann zur Realisierung
steuerpflichtiger VerauBerungsgewinne, einschlieBlich kurzfristiger
Kapitalertrage, fihren.

Eigene Anlagen/Startkapital: Das verwaltete Vermogen kann
jederzeit wahrend der Laufzeit eines Fonds Eigenkapital (oder
.Startkapital“) beinhalten, das von einer oder mehreren interessierten
Parteien (zum Beispiel den autorisierten Teilnehmern und
genehmigten Kontrahenten) investiert werden kann, und eine solche
Anlage kann einen erheblichen Teil des verwalteten Vermogens
ausmachen. Anleger sollten sich bewusst sein, dass eine interessierte
Partei (i) ihre Anlagen ganz oder teilweise absichern kann und dadurch
ihr Engagement an der Performance des Fonds reduziert oder
entzieht; und (i) ihre Anlage im Fonds jederzeit ohne
Benachrichtigung der Anteilsinhaber zurlickgeben kann. Diese
interessierte Partei ist keinesfalls verpflichtet, die Interessen anderer
Anteilsinhaber beim Treffen ihrer Anlageentscheidungen zu
bericksichtigen. Es wird keine Zusicherung dahingehend geben, dass
solche Gelder einer interessierten Partei Uber einen bestimmten
Zeitraum weiterhin im Fonds investiert bleiben. Da viele Kosten des
Fonds fix sind, kann ein héheres Volumen an verwaltetem Vermogen
die Kosten eines Fonds je Anteil reduzieren und ein niedrigeres
Volumen an verwaltetem Vermdgen kann die Kosten eines Fonds je
Anteil ansteigen lassen. Wie bei jeder Riicknahme, die einen
wesentlichen Anteil des verwalteten Vermogens eines Fonds darstellt,
kann sich eine betrachtliche Ricknahme bei einer dieser eigenen
Anlagen auf die Verwaltung und/oder die Performance eines Fonds
auswirken und kann in bestimmten Féllen (i) dazu fuhren, dass die
Bestande der verbleibenden Anleger einen hoheren Prozentsatz am
Nettoinventarwert eines Fonds darstellen, (ii) dass andere Anleger in
einem Fonds ihre Anlage zurlickgeben und/oder (iii) den
Verwaltungsrat nach Absprache mit dem Anlageverwalter zur
Entscheidung, dass ein Fonds nicht mehr verwaltbar geworden ist,
und zur Erwagung auBergewohnlicher MaBBnahmen veranlassen, wie
die Auflésung eines Fonds gemal dem Abschnitt ,, Auflésung eines
Fonds”. In diesem Fall wirden séamtliche Anlagen eines
Anteilsinhabers zurtickgenommen.

Abhiangigkeit von externen Datenanbietern: Um das erklarte
Anlageziel und die Anlagepolitik der einzelnen Fonds zu erreichen,
kénnen sich die Gesellschaft, die Verwaltungsgesellschaft und/oder

der Anlageverwalter (zusammen ,die Parteien”) auf Finanz-,
Wirtschafts-, Umwelt- und andere Daten stitzen, die von
Unternehmen, Indexanbietern, Regierungsbehdrden,

Ratingagenturen, Borsen, professionellen
Dienstleistungsunternehmen, Zentralbanken oder  anderen
Drittanbietern (die ,externen Datenanbieter”) zur Verfligung gestellt
werden.

Flr Fonds, deren Anlageziel darin besteht, einen Referenzindex passiv
nachzubilden, ist die primére Quelle fiir Daten von Drittanbietern die
Zusammensetzung des Referenzindex, wie sie vom Indexanbieter
veroffentlicht wird. Die Parteien kdnnen im Zusammenhang mit passiv
verwalteten Fonds, die optimierte Stichproben- oder vollstandige
Nachbildungsstrategien verwenden, oder mit aktiv verwalteten Fonds
oder sonstigen Strategien auch Daten von Drittanbietern aus anderen
Quellen als von einem Indexanbieter nutzen.

Die Parteien fihren in Bezug auf jeden externen Datenanbieter eine
Due-Diligence-Prifung durch. Dariiber hinaus stellen die Parteien
sicher, dass jeder Indexanbieter in das gemaB Artikel 36 der
Benchmark-Verordnung geflihrte ESMA-Register eingetragen ist oder
die Beantragung der Aufnahme in das ESMA-Register lauft oder von
einer zustandigen Behorde eines Mitgliedstaats durch Bestatigung
oder Anerkennung zugelassen ist.

Die Parteien sind im Allgemeinen nicht in der Lage, Daten von
externen Datenanbietern unabhéngig zu Gberprifen, und sind daher
von der Integritdt sowohl der externen Datenanbieter als auch der
Verfahren, mit denen diese Daten generiert werden, abhangig. Die
Abhangigkeit von externen Datenanbietern birgt bestimmte Risiken,
einschlieBlich unter anderem:

- Fehler des Indexanbieters bei der Anwendung der
Referenzindexmethodik;

- Fehler von externen Datenanbietern bei der
Ubermittlung der Daten zur Zusammensetzung des
Referenzindex;

- Fehler in den Daten von Drittanbietern, die von den
Indexanbietern bei der Konstruktion und Berechnung
der von den Fonds nachgebildeten Indizes
verwendet werden; und

- Fehler in den vom Anlageverwalter verwendeten Daten
von Drittanbietern.

Solche Fehler werden moglicherweise weder vom
Anlageverwalter noch vom Indexanbieter erkannt und kénnen
zu Positionen/Gewichtungen fiihren, die nicht mit der
angegebenen Methodik des Referenzindex und/oder dem
Anlageziel und/oder der Anlagepolitik des Fonds vereinbar
sind. Den Fonds konnten durch solche Fehler unerwartete
Kosten entstehen, fir die die Parteien und externen
Datenanbieter, die gutglaubig handeln, nicht haftbar gemacht
werden kénnen.

Wenn bei passiv verwalteten Fonds Fehler in den Daten von
Drittanbietern festgestellt werden, kann der Fonds weiterhin
Anlagen halten, die mit der erklarten Anlagepolitik oder den
okologischen und/oder sozialen Merkmalen oder nachhaltigen
Anlagen des Fonds unvereinbar sind, bis die Daten korrigiert
werden oder, wenn der Fehler die Zusammensetzung des
Referenzindex beeinflusst hat, bis der Indexanbieter den
Referenzindex neu gewichtet, da das Anlageziel des Fonds darin
besteht, den Index nachzubilden. Dies gilt fir ESG-Daten, die sich
nicht nur auf die Positionen des Fonds auswirken kénnen, sondern
auch auf die Berichterstattung des Anlageverwalters (iber die ESG-
Merkmale des Fonds gemaf der SFDR.

Getrennte Haftung: Gemal den Bestimmungen des Companies
Act muss der Verwaltungsrat fur jeden Fonds ein separates
Vermogensportfolio unterhalten. Im Verhaltnis zwischen den
Anteilsinhabern wird jedes Vermogensportfolio ausschlieBlich
zugunsten des jeweiligen Fonds angelegt. Ein Anteilsinhaber hat
nur Anspruch auf die Vermdgenswerte und Gewinne des Fonds,
an dem er beteiligt ist. Die Gesellschaft wird als eine einzige
Rechtsperson betrachtet. Gegenlber Dritten, insbesondere
gegenliber den Glaubigern der Gesellschaft, haftet die
Gesellschaft fir alle Verbindlichkeiten eines Fonds ausschlieB3lich
mit dem Vermogen des jeweiligen Fonds. Die Verbindlichkeiten
jedes Fonds entstehen ausschlieBlich des jeweiligen Fonds.
Wenngleich die Bestimmungen des Companies Act die getrennte
Haftung zwischen Fonds vorsehen, missen sich diese
Bestimmungen noch vor auslandischen Gerichten bewahren,
insbesondere im Hinblick auf die Befriedigung der Anspriche
lokaler Glaubiger. Daher ist nicht zweifelsfrei gewahrleistet, dass
die Vermogenswerte eines Fonds der Gesellschaft nicht
gegebenenfalls doch der Haftung anderer Fonds der Gesellschaft
unterliegen. Zum Erscheinungstag dieses Prospekts ist dem
Verwaltungsrat keine solche Verbindlichkeit oder
Eventualverbindlichkeit eines Fonds der Gesellschaft bekannt.

Abrechnungsrisiko:  Verschiedene  Markte haben  auch
verschiedene Clearing- und Abrechnungsverfahren.
Abrechnungsverzogerungen kdénnen voriibergehend dazu fihren,
dass ein Teil des Fondsvermogens nicht angelegt ist und keine
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oder nur eine begrenzte Rendite erwirtschaftet wird. Wenn der
Anlageverwalter ein Wertpapier aufgrund von
Abrechnungsproblemen nicht erwerben kann, konnten einem
Fonds Anlagegelegenheiten entgehen. Wenn ein Fonds aufgrund
von Abrechnungsproblemen einen Portfoliotitel nicht liefern kann,
kéonnte dies fur den Fonds entweder zu Verlusten durch spéatere
Marktschwankungen des Portfoliotitels oder, wenn der Fonds
einen Vertrag Uber den Verkauf des Wertpapiers abgeschlossen
hat, zu einer moglichen Haftung der Gesellschaft gegeniiber dem
Kaufer fuhren.

Mit Aktiensperrungen verbundenes Risiko: Die Fonds kénnen in
Unternehmen  mit  Sitz in  Landern investieren, die
Aktiensperrungen praktizieren. Aktiensperrungen verlangen von
Anlegern, die auf Hauptversammlungen dieser Unternehmen
abstimmen, flr einen bestimmten Zeitraum auf das Recht zur
VerauBerung ihrer Aktien zu verzichten. Anlagen in diesen
Unternehmen koénnen die Fahigkeit des Fonds beschranken,
Vermogenswerte in diesem festgelegten Zeitraum zu verduB3ern
oder zu erwerben, was zum Nachteil der Anleger sein kann.

Anteilsklassen: Anteilsklassen werden flir jeden Fonds
ausgegeben. Zuséatzliche Anteilsklassen konnen jederzeit ohne die
Zustimmung der dann existierenden Anteilsinhaber gemaB den
Anforderungen der Zentralbank aufgelegt werden. Die fir jeden
Fonds ausgegebenen Anteilsklassen entwickeln sich aufgrund
unterschiedlicher Wahrungen und (gegebenenfalls) Gebihren
unterschiedlich. Es gibt keine rechtliche Trennung der
Vermogenswerte und Verbindlichkeiten der Klassen, und es wird
nicht fir jede Klasse ein separates Portfolio von Vermbgenswerten
gehalten. Dementsprechend wirkt es sich, wenn mehr als eine
Anteilsklasse ausgegeben wurde, nachteilig auf die anderen fir
den Fonds ausgegebenen Anteilsklassen aus, wenn ein Fehlbetrag
fir eine Klasse vorliegt.

Risiken in Zusammenhang mit Leerverkaufen: OGAW diirfen durch
den Einsatz von DFls synthetische Short-Positionen herstellen. Ein
Leerverkauf ist der Verkauf eines Wertpapiers, das der Verkaufer an
dem Zeitpunkt, an dem die Vereinbarung Uber den Verkauf
geschlossen wird, nicht besitzt, einschlieBlich Verkaufstransaktionen,
bei denen der Verkaufer an dem Zeitpunkt, an dem die Vereinbarung
Uber den Verkauf geschlossen wird, eine Wertpapierleihe
durchgefiihrt oder vereinbart hat, um die Wertpapiere bei Abwicklung
zu liefern. Der Verkaufer verkauft die geliehenen Wertpapiere bzw. die
Wertpapiere, bei denen eine Leihe vereinbart wurde, in der Hoffnung
auf einen Preisriickgang des betreffenden Wertpapiers. Der Gewinn
des Verkaufers bei einem Preisriickgang des Wertpapiers entspricht
dem Differenzbetrag zwischen dem Preis, zu dem das Wertpapier
verkauft wird, und den Kosten fir den Riickkauf des geliehenen
Wertpapiers, um dieses an die Person zurlickzugeben, von der es
entliehen wurde. Eine fiktive Short-Position ermdglicht einem Fonds,
ein vergleichbares wirtschaftliches Ergebnis zu erzielen, ohne einen
Leerverkauf der physischen Wertpapiere durchzufihren. Fiktive
Leerverkdufe kdnnen durch den Einsatz einer Reihe von derivativen
Finanzinstrumenten realisiert werden, darunter Differenzkontrakte,
Futures und Optionen. Weitere Informationen zu den Risiken, die mit
dem Handel dieser derivativen Finanzinstrumente verbunden sind,
entnehmen Sie bitte Anhang lll.

Mit Umbrella-Kassakonten fiir Zeichnungen und Riicknahmen
(.Umbrella-Kassakonten”) verbundenes Risiko: Die Gesellschaft
unterhalt auf Umbrellaebene Zeichnungs- und Riicknahmekonten
im Namen der Gesellschaft (die ,Umbrella-Kassakonten”). Auf
Fondsebene werden keine Zeichnungs- und Ricknahmekonten
eingerichtet. Alle Zeichnungs- und Rlcknahmegelder und
Dividenden oder Barausschittungen, die an die bzw. von den
Fonds zu zahlen sind, werden Uber die Umbrella-Kassakonten
gelenkt und verwaltet.

Zeichnungsgelder, die vor der Ausgabe von Anteilen fiir einen
Fonds eingehen, werden im Namen der Gesellschaft auf den
Umbrella-Kassakonten gehalten und als allgemeines Vermogen
der Gesellschaft behandelt. Anleger werden in Bezug auf den
gezeichneten und von der Gesellschaft auf den Umbrella-
Kassakonten gehaltenen Betrag als unbesicherte Glaubiger
behandelt, bis die entsprechenden Anteile ausgegeben wurden.
Sie profitieren erst nach Ausgabe der entsprechenden Anteile von
einem Anstieg des Nettoinventarwerts des betreffenden Fonds, in
Bezug auf den der Zeichnungsantrag gestellt wurde, oder von
sonstigen Rechten der Anleger (einschlieBlich des Anspruchs auf
Dividenden). Im Falle einer Insolvenz des Fonds oder der
Gesellschaft besteht keine Garantie, dass der Fonds oder die
Gesellschaft Uber ausreichende Mittel verfligt, um unbesicherte
Glaubiger vollstandig auszuzahlen.

Die Zahlung von Riicknahmeerlésen und Dividenden durch einen
Fonds erfolgt vorbehaltlich des Eingangs der Original-
Zeichnungsdokumente bei der Gesellschaft oder ihrer
Bevollmachtigten/Vertreter und der Einhaltung aller Verfahren zur
Verhinderung von Geldwaésche. Die Zahlung von
Ricknahmeerlésen oder Dividenden an einen Anleger, der darauf
Anspruch hat, kann entsprechend gesperrt werden, bis die
vorstehenden Anforderungen zur Zufriedenheit der Gesellschaft
oder ihrer  Bevollmachtigten/Vertreter  erfullt  wurden.
Rickzahlungs- und  Ausschittungsbetrdge, einschlieBlich
gesperrter Rickzahlungs- oder Ausschittungsbetrage, konnen bis
zur Auszahlung an den jeweiligen Anleger auf den Umbrella-
Kassakonten oder sonstigen eventuell fir angemessen erachteten
Ricknahmekonten im Namen der Gesellschaft gehalten werden.
Solange diese Betrage auf den Umbrella-Kassakonten oder auf
einem gefiihrten Ricknahmekonto gehalten werden, gilt der
Anleger, der Anspruch auf diese Zahlungen von einem Fonds hat,
als unbesicherter Glaubiger der Gesellschaft in Bezug auf diese
Betrdge und bezuglich seiner Anspriiche an diesen Betragen und
er wird nicht vom Anstieg des Nettoinventarwerts des jeweiligen
Fonds oder sonstigen Anlegerrechten (einschlieBlich weiterer
Dividendenberechtigungen) profitieren. Ein Anleger, der seine
Anteile zurlickgegeben hat, ist in Bezug auf die zurlickgegebenen
Anteile ab dem maBgeblichen Ricknahmedatum kein Anleger
mehr. Im Falle einer Insolvenz des Fonds oder der Gesellschaft
besteht keine Garantie, dass der Fonds oder die Gesellschaft tiber
ausreichende Mittel verfigt, um unbesicherte Glaubiger
vollstandig auszuzahlen. Ein Anleger, der seine Anteile zurlckgibt,
und ein Anleger, der Anspruch auf Ausschittungen hat, sollte
daher sicherstellen, dass er der Gesellschaft oder ihren
Bevollmachtigten/Vertreter unverziglich alle erforderlichen
Unterlagen und/oder Informationen zukommen lasst, die fur die
Zahlung dieser Gelder auf sein eigenes Konto erforderlich sind.
Eine entsprechende Unterlassung erfolgt auf eigenes Risiko des
jeweiligen Anlegers.

Im Falle der Zahlungsunfahigkeit eines Fonds der Gesellschaft
unterliegt die Beitreibung von Betragen, auf die andere Fonds
Anspruch haben, die aber aufgrund der Fiihrung der Umbrella-
Kassakonten gegebenenfalls an den zahlungsunfdhigen Fonds
Ubertragen wurden, den Grundséatzen des irischen Treuhandrechts
und den Bedingungen der Betriebsverfahren der Umbrella-
Kassakonten. Es kann zu Verzégerungen bei der Umsetzung
und/oder Streitigkeiten in Bezug auf die Beitreibung dieser
Betrage kommen, und der insolvente Fonds verfligt
gegebenenfalls nicht Uber ausreichende Mittel, um Betrdage
zuriickzuzahlen, die anderen Fonds geschuldet werden.

Die Umbrella-Kassakonten werden von der Transferstelle gemafi
den Bestimmungen der Satzung gefihrt.

Verwendung des Referenzindex: Die Gesellschaft ist berechtigt,
gemaB den Bedingungen der Lizenz fiir den Referenzindex fir
jeden Fonds einen Referenzindex zu verwenden und darauf Bezug
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zu nehmen (wie im jeweiligen Prospektnachtrag angegeben).
Wenn die Lizenz gekiindigt oder der jeweilige Fonds geschlossen
wird oder ein anderes Indexstorungs- und
Indexanpassungsereignis eintritt, kénnen um einem solchen
Ereignis Rechnung zu tragen Anpassungen wie z.B. eine
Anpassung des betreffenden Referenzindex oder der Berechnung
des Referenzindexstands vorgenommen werden, die wesentliche
Auswirkungen auf den Nettoinventarwert eines Fonds haben
kénnen.

Das Engagement jedes Fonds ist an die Wertentwicklung der
Bestandteile des Referenzindex gekoppelt, der wiederum
allgemeinen (negativen sowie positiven) Marktbewegungen
ausgesetzt ist.

Es kann nicht garantiert werden, dass ein Referenzindex
erfolgreich positive Renditen erzielen kann. Keiner der
Indexanbieter gibt eine ausdriickliche Zusicherung oder
Gewahrleistung daflir ab, dass ein Referenzindex jederzeit positive
Renditen erzielen wird. Dartber hinaus wird darauf hingewiesen,
dass die Ergebnisse einer direkten Anlage in Bestandteile eines
Referenzindex oder die Beteiligung an sonstigen an einen
Referenzindex gebundenen Transaktionen von den Ergebnissen
abweichen kénnen, die theoretisch durch eine Anlage in ein mit
diesem Referenzindex verbundenes Finanzprodukt erzielbar sein
kénnten.

Abhangig von bestimmten vordefinierter Parametern kénnen sich
die zur Berechnung eines Referenzindex verwendete Methode
oder die einem Referenzindex zugrunde liegenden Formeln
andern, was die Performance des Referenzindex schmalern kann.
Die Eigenschaften eines Referenzindex, wie unter anderem die
Methode und die herangezogenen Datenquellen Dritter, konnten
sich also in Zukunft &andern. Solche Anderungen kénnen
ungeachtet der Interessen der Inhaber von Bestandteilen des
Referenzindex vorgenommen werden. Darlber hinaus wird ein
Referenzindex von einem Indexanbieter aufgelegt, der das Recht
hat, den Referenzindex jederzeit dauerhaft zuriickzunehmen, und
eine solche Ricknahme kann erhebliche negative Auswirkungen
auf damit zusammenhidngende Anlagen oder Transaktionen
haben.

INTEGRATION VON NACHHALTIGKEITSRISIKEN

Die Integration von Nachhaltigkeitsrisiken kann erhebliche
Auswirkungen auf den Wert und die Renditen des Fonds haben.
Ein Fonds, der auf der Grundlage von ESG-Merkmalen in
Wertpapiere von Unternehmen investiert, nutzt moglicherweise
bestimmte Anlagegelegenheiten nicht und weist infolgedessen
eine andere Wertentwicklung auf als andere Fonds, die keine ESG-
Merkmale fordern oder keine nachhaltige Anlage zum Ziel haben.
Es kann zu einer Underperformance gegenilber solchen Fonds
kommen. Darlber hinaus kann sich im Laufe der Zeit die
Anlegerstimmung in  Bezug auf Fonds andern, die
Nachhaltigkeitsrisiken integrieren, ESG-Merkmale foérdern oder
nachhaltige Anlageziele verfolgen, was potenziell die Nachfrage
nach solchen Fonds und ihre Wertentwicklung beeinflussen
kénnte.

Die Berlcksichtigung von ESG-Faktoren beinhaltet die
Einbeziehung langerfristiger Risikofaktoren, wie zum Beispiel der
Beziehung eines Unternehmens zu seinen Interessengruppen und
die Auswirkungen der Geschéaftstatigkeit und der angebotenen
Produkte und Dienstleistungen auf Umwelt und Gesellschaft.
Unzureichende Nachhaltigkeitspraktiken und -richtlinien kénnen
unter anderem zu Ineffizienzen, Betriebsunterbrechungen,
Rechtsstreitigkeiten und Reputationsschaden fiihren. Die Kurse
der Wertpapiere, in die ein Fonds investiert, konnen durch ESG-
Gegebenheiten und -Ereignisse beeintrachtigt werden, was den
Wert und die Wertentwicklung eines Fonds nachteilig beeinflussen
kann. Auch wenn dies fur alle Fonds gilt, sind Fonds, die bei der
Wertpapierauswahl kein Nachhaltigkeitsrisiko berlcksichtigen,
keine ESG-Eigenschaften férdern mochten oder keine

nachhaltigen Anlagen zum Ziel haben, diesem Risiko
moglicherweise starker ausgesetzt.
RISIKO BEIM EINSATZ VON DERIVATEN UND

WERTPAPIERFINANZIERUNGSGESCHAFTEN

Allgemeines Risiko im Zusammenhang mit Derivaten und
Wertpapierfinanzierungsgeschaften: Der Einsatz von Derivaten
und Wertpapierfinanzierungsgeschéaften kann hohere Renditen,
aber auch ein hoheres Risiko fiir eine Anlage mit sich bringen.
Derivate konnen eingesetzt werden, um ein indirektes
Engagement in einem bestimmten Vermdgenswert, Zinssatz oder
Index zu erreichen, und/oder im Rahmen einer Strategie zur
Reduzierung von anderen Risiken, wie zum Beispiel des Zins- oder
Wahrungsrisikos. Der Einsatz von Derivaten ist mit anderen oder
moglicherweise groBeren Risiken verbunden als eine direkte
Anlage in Wertpapieren und andere Anlagen. Sie beinhalten auch
das Risiko von Fehl- oder nicht ordnungsgemaBen Bewertungen,
sowie das Risiko, dass Anderungen am Wert des Derivats nicht
vollstandig mit dem zugrunde liegenden Vermogenswert, Zinssatz
oder Index korrelieren.

Anlagen in derivative Instrumente kénnen dazu flihren, dass ein
Fonds mehr als den urspriinglich investierten Betrag verliert.
AuBerdem sind geeignete Derivatetransaktionen moglicherweise
nicht unter allen Umstanden verfigbar, und es kann nicht
garantiert werden, dass ein Fonds diese Transaktionen zur
Reduzierung anderer Risiken dann eingeht, wenn es vorteilhaft
ware.

Die Preise von Derivaten sind duBerst volatil. Die Preisbewegungen
von Derivatkontrakten werden unter anderem durch Zinssatze,
Veranderungen von Angebot und Nachfrage, die
Handelsbedingungen, steuerliche, geldpolitische und
Devisenkontrollprogramme, die Regierungspolitik, nationale und
internationale politische und wirtschaftliche Ereignisse und
Anderungen lokaler Gesetze und Richtlinien beeinflusst. Dariiber
hinaus greifen Regierungen gelegentlich direkt und regulierend in
bestimmte Mérkte ein, insbesondere in die Méarkte fiir Wahrungen
und zinssatzbezogene Futures und Optionen. Solche Eingriffe
zielen haufig auf eine unmittelbare Beeinflussung der Kurse ab und
kénnen zusammen mit anderen Faktoren dazu fiihren, dass sich
diese Markte unter anderem aufgrund von Zinsschwankungen
schnell in die gleiche Richtung bewegen. Der Einsatz von
Derivaten ist auch mit bestimmten besonderen Risiken verbunden,
wie zum Beispiel (1) die Abhangigkeit von der Fahigkeit, Prognosen
Uber die kiinftige Kursentwicklung der abgesicherten Wertpapiere

und Uber die Zinsschwankungen abzugeben; (2) eine
unvollstéandige Korrelation zwischen den
Absicherungsinstrumenten und den Wertpapieren oder

Marktsektoren, die abgesichert werden; (3) die Tatsache, dass die
fir den Einsatz dieser Instrumente erforderlichen Fahigkeiten sich
von denen unterscheiden, die fiir die Auswahl der Wertpapiere
eines Fonds erforderlich sind; und (4) das mogliche Fehlen eines
liquiden Marktes flr ein bestimmtes Instrument zu einem
bestimmten Zeitpunkt.

Wertpapierfinanzierungsgeschafte beinhalten mehrere Risiken fir

die Gesellschaft und ihre Anleger, wie zum Beispiel das
Kontrahentenrisiko, wenn der Kontrahent eines
Wertpapierfinanzierungsgeschafts  seiner Verpflichtung zur

Rickgabe gleichwertiger Vermogenswerte wie der vom Fonds
gestellten nicht nachkommt, und das Liquiditatsrisiko, wenn der
Fonds Sicherheiten nicht liquidieren kann, die er zur Deckung des
Ausfalls eines Kontrahenten erhalten hat.

Liquiditatsrisiko: Ein Liquiditatsrisiko besteht, wenn ein bestimmtes
Instrument schwer zu kaufen oder zu verkaufen ist. Ist eine
Derivatetransaktion besonders umfangreich oder der betreffende
Marktilliquide, wie es bei zahlreichen privat ausgehandelten Derivaten
der Fallist, so kann moglicherweise eine Transaktion nicht initiiert oder
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eine Position nicht zu einem vorteilhaften Preis oder gar nicht liquidiert
werden.

Kreditrisiko und Kontrahentenrisiko: Die Gesellschaft kann fir einen
Fonds Transaktionen auf OTC-Markten tatigen, womit der Fonds dem
Kreditrisiko seiner Kontrahenten ausgesetzt wird. Die Gesellschaft
kann fir den Fonds OTC-Geschéfte eingehen, die den Fonds dem
Risiko aussetzen, dass der Kontrahent seine Verpflichtungen unter
dem jeweiligen Kontrakt nicht erfillt. Es wird auf den vorstehenden
Unterabschnitt mit dem Titel ,Kontrahentenrisiko” verwiesen. Es
besteht auBerdem die Moglichkeit, dass solche OTC-Geschéfte
beispielsweise aufgrund eines Konkurses, nachtraglich festgestellter
Rechtswidrigkeit oder einer Anderung der Steuer- oder
Buchflihrungsgesetze gegeniiber dem Zeitpunkt, zu dem der Kontrakt
urspringlich eingegangen wurde, beendet werden. Unter diesen
Umstanden sind Anleger moglicherweise nichtin der Lage, anfallende
Verluste auszugleichen, da solche Derivatkontrakte Kreditrisiken
bergen, die einen Verlust fur den jeweiligen Fonds verursachen
kénnen.

Generell gilt: AuBerborsliche Geschéfte (OTC) werden von staatlicher
Seite weniger streng reguliert und Uberwacht als Transaktionen an
anerkannten Borsen. OTC-Derivate sind privat ausgehandelte
Kontrakte, und sdmtliche Informationen Uber sie stehen gewohnlich
nur den Kontraktparteien zur verfliigen, weshalb es ihnen an
Transparenz mangelt.

Wenngleich ein Fonds Derivatetransaktionen mit einem oder
mehreren Kontrahenten tatigen kann, muss der Fonds Transaktionen
nicht mit mehr als einem Kontrahenten durchfiihren, und
dementsprechend kann sich das Kontrahentenrisiko auf einen
einzigen Kontrahenten oder eine kleine Zahl von Kontrahenten
konzentrieren. Ferner besteht keine Vereinbarung zwischen
Kontrahenten und dem Fonds, wonach ein Kontrahent an die Stelle
eines anderen Kontrahenten tritt, wenn dieser unter einem
Derivatekontrakt in Verzug gerat, oder Verluste ausgleicht, die einem
Fonds infolge des Verzugs eines Kontrahenten entstehen.

Rechtliches Risiko: Die Gesellschaft muss sich an aufsichtsrechtliche
Vorgaben oder sie selbst, ihre Anteile oder die
Anlagebeschrankungen betreffende Gesetzesidnderungen halten,
was eine Anderung der Anlagepolitik und der Anlageziele eines Fonds
erforderlich machen kann. Das Fondsvermogen, der Referenzindex
oder der Referenzwert und die derivativen Techniken, die zur
Koppelung der beiden angewandt werden, konnen ebenfalls
Anderungen der Gesetze oder Vorschriften  und/oder
aufsichtsrechtlichen MaBnahmen unterliegen, die sich auf ihren Wert
auswirken konnen.

Marktrisiko: Dies ist ein allgemeines, auf alle Anlagen zutreffendes
Risiko und bedeutet, dass der Wert eines bestimmten Derivats sich auf
eine Weise andern kann, die nachteilig fiir die Interessen eines Fonds
sein kann.

Erfiillungsrisiko: Verzogerungen bei der Abwicklung kénnen aus
Streitigkeiten Uber die Bedingungen des Kontraktes (gutglaubig oder
nicht) resultieren, da diesen Markten die etablierten Vorschriften und
Verfahren fiir eine schnelle Beilegung von Streitigkeiten zwischen
Marktteilnehmern fehlen, die an ,borsenbasierten” Markten gegeben
sind.

Korrelationsrisiko: Die Preise von derivativen Finanzinstrumenten
korrelieren moglicherweise nicht genau mit den Preisen der zugrunde

liegenden Wertpapiere, zum Beispiel aufgrund von
Transaktionskosten und Zinsbewegungen. Die Preise
boérsengehandelter derivativer Finanzinstrumente koénnen auch

aufgrund von Angebots- und Nachfragefaktoren Preisdnderungen
unterliegen.

Risiko im Zusammenhang mit Sicherheiten: Der Fonds kann
Sicherheiten oder Einschusszahlungen fir OTC-Derivategeschéfte
oder Wertpapierfinanzierungsgeschafte an einen Kontrahenten
oder einen Broker weitergeben. Vermogenswerte, die als
Sicherheit oder Einschusszahlung bei Brokern hinterlegt werden,
werden moglicherweise nicht auf getrennten Konten gehalten und
stehen daher bei Insolvenz oder Konkurs des Brokers seinen
Glaubigern zur VerfiUgung. Wenn Sicherheiten an einen
Kontrahenten oder Broker durch Eigentumsilibertragung gestellt
werden, kénnen diese Sicherheiten von dem Kontrahenten oder
Broker flr eigene Zwecke wiederverwendet werden, wodurch ein
zusatzliches Risiko fiir den Fonds entsteht.

Zu den mit dem Recht eines Kontrahenten auf die
Wiederverwendung von Sicherheiten verbundenen Risiken gehort,
dass die Vermdgenswerte bei Auslibung dieses
Wiederverwendungsrechts nicht mehr dem Fonds gehdren, der
lediglich einen vertraglichen Anspruch auf die Rickgabe
gleichwertiger Vermogenswerte hat. Im Falle der Insolvenz eines
Kontrahenten hat ein Fonds den Rang eines unbesicherten
Glaubigers und erhélt sein Vermdgen von dem Kontrahenten
moglicherweise nicht zurlick. Allgemeiner ausgedriickt, kénnen
Vermogenswerte, die Gegenstand des Wiederverwendungsrechts
eines Kontrahenten sind, Teil einer komplexen Transaktionskette
werden, die fir den Fonds oder seine Beauftragten weder
transparent noch kontrollierbar sind.

Von den maf3geblichen Kontrahenten werden Sicherheiten gestellt,
die den Bestimmungen der Sicherheitenpolitik entsprechen. Ein
Ausfall des Kontrahenten eines solchen Wertpapierleihvertrags oder
solcher Pensions-/umgekehrter Pensionsgeschéfte oder eine
Wertminderung der im Zusammenhang mit solchen Transaktionen
gestellten Sicherheiten unter den Wert der verliehenen Wertpapiere
oder der Kassamarktposition des  Pensions-/umgekehrten
Pensionsgeschiafts konnen zu einer Verringerung des Werts des
jeweiligen Fonds fihren und der Fonds kann infolgedessen einen
Verlust erleiden. Die Gesellschaft unternimmt zumutbare
Anstrengungen, um sicherzustellen, dass im Zusammenhang mit
solchen Transaktionen auf sie Ubertragene Sicherheiten von der
Konkursmasse des Kontrahenten getrennt werden und den
Glaubigern des Kontrahenten nicht zur Verfligung stehen.
Anteilsinhaber werden jedoch darauf hingewiesen, dass Dritte eine
solche Trennung anfechten kénnen, was im Erfolgsfall zu einem
Totalverlust sowohl der Sicherheiten als auch der Vermdgenswerte
des Fonds fuhren kann, die verliehen oder anderweitig Ubertragen
wurden. Im Fall von Barsicherheiten konnten unter anwendbarem
Recht solche Barsicherheiten zugunsten der Gesellschaft nicht
getrennt gehalten werden, was zu einem Totalverlust der
Barsicherheiten bei Insolvenz des maBgeblichen Kontrahenten fiihren
konnte.

Ein Fonds kann erhaltene Barsicherheiten vorbehaltlich der
Bedingungen und innerhalb der von der Zentralbank festgelegten
Grenzen reinvestieren. Ein Fonds, der Barsicherheiten reinvestiert, ist
dem mit diesen Anlagen verbundenen Risiko ausgesetzt, wie etwa
dem Risiko des Ausfalls oder Verzugs des Emittenten des jeweiligen
Wertpapiers.

EPM-Risiko: Die Gesellschaft kann fiir einen Fonds Techniken und

Instrumente  in  Bezug auf  Ubertragbare = Wertpapiere,
Geldmarktinstrumente  und/oder  andere  Finanzinstrumente
einsetzen, in die sie flur die Zwecke eines effizienten

Portfoliomanagements investiert. Viele der mit dem Einsatz von
Derivaten einhergehenden Risiken, die im vorstehenden Abschnitt
LEinsatz von derivativen Finanzinstrumenten” beschrieben werden,
treffen  gleichermaBen auf den Einsatz dieser effizienten
Portfoliomanagementtechniken zu. Darliber hinaus verweisen wir
insbesondere auf die Abschnitte ,Kreditrisiko und Kontrahentenrisiko”
und , Wertpapierleihvertrage und Pensionsgeschafte”. Anleger sollten
auch beachten, dass ein Fonds von Zeit zu Zeit Kontrahenten von
Pensionsgeschaften/umgekehrten  Pensionsgeschaften  und/oder
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Vermittler von Wertpapierleihgeschaften beauftragen kann, die
verbundene Parteien der Verwahrstelle oder sonstiger Dienstleister
der Gesellschaft sind. Ein solches Engagement kann gelegentlich
Interessenkonflikte mit der Rolle der Verwahrstelle oder anderer
Dienstleister beziiglich der Gesellschaft hervorrufen. Bitte entnehmen
Sie ndhere Details zu den auf Transaktionen mit verbundenen Parteien
anwendbaren  Bedingungen dem  Abschnitt ,Potenzielle
Interessenkonflikte” im Prospekt. Die Identitat solcher verbundenen
Parteien wird in den Halbjahres- und Jahresberichten der Gesellschaft
im Einzelnen angegeben.

Risiko im Zusammenhang mit Wertpapierleihgeschéaften: Wie in
dem entsprechenden Prospektnachtrag dargelegt, kann ein Fonds
Uber den Anlageverwalter an einem Wertpapierleihprogramm
teilnehmen. Um das Kreditrisiko im Zusammenhang mit den
Kontrahenten von Wertpapierleihgeschaften zu verringern, muss
die Wertpapierleihe von einem Fonds durch hochwertige und
liquide Sicherheiten gedeckt sein, die der Fonds im Wege einer
Eigentumslbertragungsvereinbarung entgegennimmt und deren
Marktwert zu jederzeit mindestens dem Marktwert der entliehenen
Wertpapiere eines Fonds zuzlglich einer Pramie entspricht. Die
Wertpapiere eines Fonds kdnnen Uber einen bestimmten Zeitraum
an Kontrahenten verliehen werden. Zu den Risiken von
Wertpapierleihgeschaften gehort das Risiko, dass ein Entleiher
nicht bei Bedarf zusétzliche Sicherheiten stellt oder die
Wertpapiere bei Falligkeit nicht zurlickgibt. Wenn der Wert der
Sicherheit unter den Wert der verliehenen Wertpapiere sinkt und
der Kontrahent ausféllt, kann dies den Wert eines Fonds mindern.
Soweit Wertpapierleihgeschafte nicht vollstandig besichert sind
(zum Beispiel aufgrund von zeitlichen Problemen wegen
Zahlungsverzégerungen), besteht fir einen Fonds ein Kreditrisiko
gegenliber den Kontrahenten der Wertpapierleihgeschafte. Um
diese Risiken zu mindern, erhalt jeder Fonds beim Ausfall von
Kreditnehmern eine Ausfallentschadigung von der Bank of New
York Mellon. Die Entschadigung ermdglicht einen vollstandigen
Ersatz der verliehenen Wertpapiere, wenn die
entgegengenommenen Sicherheiten bei einem Ausfall des
Entleihers den Wert der verliehenen Wertpapiere nicht decken.
Anleger sollten auch beachten, dass eine Beschrankung der
Hochstgrenzen fur die Wertpapierleihe durch einen Fonds zu
einem Zeitpunkt, zu dem die Nachfrage diese Hochstgrenzen
Uberschreitet, die potenziellen Ertrdge dieses Fonds aus
Wertpapierleihgeschaften reduzieren kann.

SCHWELLENLANDERRISIKO

Wenn ein Fonds in Wertpapiere in Schwellenlandern (Emerging
Markets) investiert, kann dies mit zusatzlichen Risiken verbunden sein.
Hierzu zéhlen folgende Risiken:

Rechnungslegungsstandards: In Schwellenlandern gibt es keine
einheitlichen Grundsatze und Praktiken der Rechnungslegung,
Rechnungspriifung und Finanzberichterstattung.

Geschiftsrisiken: In manchen Schwellenlandern, zum Beispiel in
Russland, stellen Verbrechen und Korruption, einschlieBlich
Erpressung und Betrug, ein Risiko flar Unternehmen dar. Das
Vermogen und die Mitarbeiter der zugrunde liegenden Anlagen
kénnen das Ziel von Diebstahlen, Gewaltakten und/oder Erpressung
werden.

Landerrisiko: Der Wert des Vermogens des Fonds kann durch
politische, rechtliche, wirtschaftliche und fiskalische Unsicherheiten
beeintrachtigt werden. Die bestehenden Gesetze und Verordnungen
werden unter Umstdanden nicht konsequent angewandt.

Wihrungsrisiko: Die Wahrungen, auf welche die Anlagen lauten,
kénnen instabil sein, konnen wesentliche Wertverluste erfahren und
sind moglicherweise nicht frei konvertierbar.

Verwahrrisiko: Verwahrstellen sind moglicherweise nicht in der Lage,
Dienstleistungen, Verwahrung sowie die Abrechnung und Verwaltung
von Wertpapieren auf dem fir hoher entwickelte Markte Gblichen
Niveau anzubieten, und es besteht das Risiko, dass der Fonds nicht als
Eigentimer von Wertpapieren anerkannt wird, die in seinem Namen
von einer Unterverwahrstelle gehalten werden. Da einige der Fonds
moglicherweise in  Markte investieren, in denen Handels-,
Abwicklungs- und Verwahrstellensysteme nicht voll entwickelt sind,
kénnen die Vermogenswerte eines Fonds, die an solchen Markten
gehandelt und bei Unterverwahrstellen verwahrt werden, Risiken
ausgesetzt sein, flir welche die Verwahrstelle nicht haftet. Das wiirde
fur Schwellen- oder Grenzmarkte und Lander wie Russland oder China
gelten.  Vorschriften zur  Unternehmensfihrung  (Corporate
Governance) sind nicht hoch entwickelt und kénnen einem Anleger
daher gegebenenfalls wenig Schutz bieten.

Angaben: Es konnten den Anlegern unvollstdndige und weniger
verlassliche fiskalische und andere Informationen zur Verfiigung
stehen.

Rechtliche Risiken: Die rechtliche Infrastruktur und die
Rechnungslegungs-, Abschlusspriifungs- und Berichtsstandards in
bestimmten Landern, in die investiert wird, bieten moglicherweise
nicht dasselbe MaB an Anlegerschutz oder Anlegerinformationen wie
an groBen Wertpapiermarkten im Allgemeinen Ublich. Die mit vielen
Rechtssystemen von Schwellenlandern (zum Beispiel dem russischen
Rechtssystem) verbundenen Risiken umfassen (i) die ungepriifte Art
der Unabhéngigkeit der Justiz und ihre Immunitait gegen
wirtschaftliche, politische oder nationalistische
EinflUsse; (ii) Widerspriiche zwischen Gesetzen, Prasidentenerlassen
und Regierungs- und ministeriellen Erlassen und Beschlissen;
(iii) fehlende rechtliche und verwaltungsrechtliche Richtlinien in
Bezug auf die Auslegung geltender Gesetze; (iv) eine hohe
Ermessensfreiheit seitens staatlicher Behorden; (v) widerspriichliche
lokale, regionale und bundesstaatliche Gesetze und Vorschriften; (vi)
die relative Unerfahrenheit von Richtern und Gerichten bei der
Auslegung neuer Rechtsnormen und (vii) die Unberechenbarkeit der
Durchsetzbarkeit — auslédndischer  Urteile und  auslandischer
Schiedsspriche. Es kann nicht garantiert werden, dass weitere
rechtliche Reformen, die auf die Herstellung eines Gleichgewichts
zwischen den Rechten des privaten Sektors und der
Regierungsbehérden vor Gericht und die Reduzierung der
Grundlagen flr Neuverhandlungen bereits entschiedener Fallen
abzielen, eingefiihrt werden und den Aufbau eines verlasslichen und
unabhéngigen Rechtssystems bewirken.

Markteigenschaften/Liquiditéts- und Abwicklungsrisiken: Markte in
Schwellenlandern befinden sich im Allgemeinen noch in der
Frihphase ihrer Entwicklung, zeichnen sich durch geringeres
Volumen aus, sind weniger liquide, sind starkeren Schwankungen
ausgesetzt als besser etablierte Markte und sind nicht strikt reguliert.
Es ist moglich, dass fir Wertpapiere von Schwellenlandern, die
verkauft werden sollen, nur ein kleiner oder gar kein Markt existiert. Die
Kombination aus Preisvolatilitdt und der Tatsache, dass die
Wertpapiermarkte in Schwellenlandern weniger liquide sind, kann in
bestimmten Féllen die Fahigkeit eines Fonds beeintrachtigen,
Wertpapiere zu dem gewlinschten Preis und dem gewinschten
Zeitpunkt zu erwerben oder zu verduBern, und damit negative
Auswirkungen auf die Anlageperformance des Fonds haben. Die
Abwicklung von Transaktionen kann sich verzogern oder
unvorhersehbaren administrativen Problemen unterliegen.

Politisches Risiko: Das Risiko staatlicher Eingriffe ist in
Schwellenlandern besonders hoch, sowohl aufgrund des politischen
Klimas in vielen dieser Lander als auch aufgrund des geringeren
Entwicklungsgrads ihrer Markte und Volkswirtschaften. Zukinftige
RegierungsmaBnahmen konnten einen erheblichen Effekt auf die
Konjunkturbedingungen in diesen Léandern haben, was sich auf die
Unternehmen der Privatwirtschaft und den Wert von Wertpapieren im
Portfolio eines Fonds auswirken konnte.
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Steuer: Das Besteuerungssystem in einigen Schwellenlandern
unterliegt wechselnden Auslegungen, haufigen Veranderungen und
einer uneinheitlichen Durchsetzung auf bundesstaatlicher, regionaler
und lokaler Ebene. In manchen Landern steht die Entwicklung des
Steuerrechts und seiner Anwendung noch ganz am Anfang, und sie
haben sich noch nicht so klar etabliert wie in hoher entwickelten
Landern.

Frontiermarkt-Risiko: Eine Anlage in Wertpapieren von Emittenten,
diein Frontierméarkten tatig sind, ist mit hohen Risiken verbunden und
erfordert spezifische Uberlegungen, die normalerweise fiir eine
Anlage in den traditionelleren Industrielandern nicht notwendig sind.
Darlber hinaus erhéhen sich die mit einer Anlage in Wertpapieren von
Emittenten, die in Schwellenlandern tatig sind, verbundenen Risiken,
wenn eine Anlage in Frontierméarkten vorgenommen wird. Diese Arten
von Anlagen konnten durch Faktoren beeintrachtigt werden, die
normalerweise bei Anlagen in den traditionelleren Industrieldndern
nicht auftreten, darunter Risiken in Bezug auf Enteignungen und/oder
Verstaatlichungen, politische oder soziale Instabilitdt, die weite
Verbreitung von Korruption und Verbrechen, bewaffnete Konflikte, die
Auswirkungen von Biirgerkriegen und religidsen oder ethnischen
Unruhen auf die Volkswirtschaft und der Widerruf oder die
Nichtverlangerung von Lizenzen, die es einem Fonds ermoglichen, mit
Wertpapieren eines bestimmten Landes zu handeln, konfiskatorische
Besteuerungen, Einschrinkungen hinsichtlich der Ubertragung von
Vermobgenswerten, fehlende einheitliche Praktiken der
Rechnungslegung, Rechnungsprifung und Finanzberichterstattung,
die mangelnde Verfligbarkeit offentlicher Finanz- und anderer
Informationen, diplomatische Entwicklungen, die Anlagen in diesen
Landern beeintrachtigen kénnten, sowie potenzielle Schwierigkeiten
bei der Durchsetzung vertraglicher Verpflichtungen.
Wertpapieranlagen in Landern der Frontiermarkte haben aufgrund
dieser Risiken und besonderen Uberlegungen einen hoch
spekulativen Charakter, und dementsprechend sind auch Anlagen in
den Anteilen eines Fonds als hoch spekulativ einzustufen und kénnten
unter Umsténden nicht fir einen Anleger geeignet sein, der nicht in
der Lage ist, einen Verlust seiner gesamten Anlage zu tragen. Wenn
ein Fonds einen signifikanten Prozentsatz seines Vermogens in ein
bestimmtes Land der Frontiermarkte investiert, unterliegt er einem
erhohten Risiko, das mit der Anlage in Frontiermarkten generell
verbunden ist, sowie zusatzlichen Risiken im Zusammenhang mit dem
betreffenden Land.

MIT ANLAGEN IN CHINA VERBUNDENE RISIKEN

Risiko der Besteuerung: Fir die Ausfertigung und den Empfang
von bestimmten Dokumenten wie z. B. Vertragen tGber den Verkauf
von chinesischen A- und B-Aktien, die an Borsen in der
Volksrepublik China (,VRC") gehandelt werden, werden in China
Stempelabgaben mit einem Satz von 0,1 % erhoben. Bei Vertragen
Gber den Verkauf von chinesischen A- und B-Aktien werden diese
Stempelabgaben gegenwartig vom Verkaufer aber nicht vom
Kaufer erhoben. Fir den Handel bestimmter Aktien gilt eine
Befreiung von der Umsatzsteuer und der Einkommensteuer auf
Kapitalertrage. Es handelt sich um eine zeitlich befristete
Befreiung, fiir die jedoch kein Ablaufdatum angegeben ist. Eine
Quellensteuer in Héhe von 10 % auf Dividenden (vorbehaltlich
geltender Steuerabkommen oder Vereinbarungen) wird auf
chinesische A-Aktien, chinesische B-Aktien, chinesische H-Aktien
und ADRs erhoben. Die Steuerpolitik in Bezug auf die
Quellensteuer kann sich in Zukunft andern. Red Chips und P-Chips
unterliegen einer Quellensteuer von O %, es sei denn, das
Unternehmen gibt offentlich bekannt, dass es ein in China
steueransassiges Unternehmen ist und daher einer Quellensteuer
von 10 % unterliegt.

Anleger sollten sich unabhéangig bezliglich ihrer Steuerposition im
Zusammenhang mit ihrer Anlage in dem Fonds beraten lassen.

Risiken einer Anlage liber Stock Connect: Anlagen in China sind
mit besonderen Uberlegungen und Risiken verbunden, unter

anderem mit einer hoheren Kursvolatilitat, weniger entwickelten
aufsichtsrechtlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen sowie
der wirtschaftlichen, sozialen und politischen Instabilitat der
Aktienmarkte in der VRC. Der Wechselkurs des RMB, der Wahrung,
in der chinesische A-Aktien gehandelt werden, kann unter
anderem durch staatliche Devisenkontrollbeschrankungen in der
VRC beeinflusst werden, die sich negativ auf den Marktwert eines
Fonds auswirken kénnen.

Folgende zuséatzliche Risiken bestehen fiir Anlagen Uber Stock
Connect:

Quotenbeschriankungen: Stock Connect unterliegt einer
taglichen Quotenbeschrankung, die sich nicht auf den Fonds
bezieht, und kann nur nach dem Windhundverfahren (,first-come-
first-served”) genutzt werden. Sobald der verbleibende Saldo der
Northbound-Tagesquote auf Null sinkt oder Uberschritten wird,
werden neue Kaufauftrage abgelehnt (obwohl Anleger ihre
grenziberschreitenden Wertpapiere unabhéngig vom
Kontingentsaldo verkaufen durfen). Die
Kontingentbeschrankungen koénnen daher die Fahigkeit des
jeweiligen Fonds einschranken, liber Stock Connect in SSE- und
SZSE-Wertpapiere zu investieren, und somit die Fahigkeit des
Fonds beeintrachtigen, die Wertentwicklung des Referenzindex
genau nachzubilden.

Anleger sollten sich unabhéngig bezlglich ihrer Steuerposition im
Zusammenhang mit ihrer Anlage in einem Fonds beraten lassen.

Rechtliches/wirtschaftliches Eigentum: Die Anlage eines Fonds
in chinesischen A-Aktien, die an der Shanghai Stock Exchange
(,SSE”) und an der Shenzhen Stock Exchange (,SZSE”) notiert
sind, wird im Namen der Hong Kong Securities Clearing Company
Limited (,HKSCC”), zentrale Wertpapierverwahrstelle in
Hongkong und Nominee-Inhaber, gehalten. Die Stock Connect-
Vorschriften der China Securities Regulatory Commission
(,CSRC") sehen ausdrlcklich vor, dass Anleger in lber Stock
Connect erworbenen chinesischen A-Aktien in den Genuss der
damit nach anwendbaren Gesetzen verbundenen Rechte und
Vorteile kommen. Die Gerichte in der VRC kdnnen jedoch auch
davon ausgehen, dass ein Nominee oder eine Depotbank als
eingetragener Inhaber der chinesischen A-Aktien das volle
Eigentum an diesen halt, und dass, auch wenn das Recht der VRC
das das Konzept des wirtschaftlichen Eigentimers kennt, die
chinesischen A-Aktien Teil des Vermogens dieses Rechtstragers
sind und somit zur Verteilung an seine Glaubiger zur Verfligung
stehen und/oder ein wirtschaftlicher Eigentiimer keinerlei Rechte
daran besitzt. Folglich kénnen die Gesellschaft und die
Verwahrstelle nicht gewéahrleisten, dass das Eigentum eines Fonds
an diesen  Wertpapieren oder die entsprechenden
Rechtsanspriiche unter allen Umstanden gesichert sind.

GemaB den Regeln des von HKSCC betriebenen Central Clearing
and Settlement Systems fiir das Clearing von Wertpapieren, die an
der SEHK notiert sind oder gehandelt werden (,CCASS”), ist die
HKSCC als Nominee-Inhaber nicht verpflichtet, rechtliche Schritte
oder Gerichtsverfahren einzuleiten, um im Namen des Fonds
Rechte durchzusetzen. Daher koénnen fir den Fonds
Schwierigkeiten oder Verzogerungen bei der Durchsetzung seiner
Rechte an chinesischen A-Aktien entstehen, auch wenn die
Eigentliimerschaft des jeweiligen Fonds schlieBlich anerkannt wird.

Soweit die HKSCC Verwahrungsfunktionen fir die Uber sie
gehaltenen Vermogenswerte austbt, wird darauf hingewiesen,
dass die Verwahrstelle und ein Fonds keine Rechtsbeziehung zur
HKSCC haben und in dem Fall, dass ein Fonds Verluste aufgrund
der Leistung oder Insolvenz der HKSCC Verluste erleidet, kein
unmittelbares Rickgriffsrecht gegentber der HKSCC besteht.

Clearing- und Abrechnungsrisiko: HKSCC und CSDC
(,,ChinaClear”) haben die Clearing-Verbindung zwischen den zwei
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Borsen eingerichtet, wobei beide jeweils Teilnehmer der des
anderen werden, um das Clearing und die Abrechnung von
grenziiberschreitenden Transaktionen Uber Stock Connect zu
erleichtern. Bei grenziiberschreitenden Transaktionen, die in
einem Markt eingeleitet werden, wird das Clearing-System dieses
Marktes einerseits das Clearing und die Abrechnung mit seinen
Teilnehmern durchfiihren und sich andererseits verpflichten, die
Clearing- und Abrechnungspflichten seiner Clearing-Teilnehmer
gegenliber dem anderen Clearing-System zu erflllen.

ChinaClear betreibt ein umfassendes Infrastrukturnetzwerk fiir das
Clearing, die Abrechnung und die Verwahrung von Wertpapieren.
ChinaClear hat ein Risikomanagementsystem eingefihrt und
Vorkehrungen getroffen, die von der CSRC genehmigt wurden
und Uberwacht werden. Die Wahrscheinlichkeit eines Ausfalls von
ChinaClear wird als gering angesehen.

Im unwahrscheinlichen Fall eines Ausfalls von ChinaClear wird sich
die HKSCC nach Treu und Glauben um die Zuriickerlangung aller
ausstehenden Wertpapiere und Barmittel von ChinaClear lber die
rechtlich zuldssigen Kandle und gegebenenfalls (ber den
Liguidationsprozess von ChinaClear bemiihen. In diesem Fall kann
es fir den Fonds zu Verzégerungen im Prozess der
Zurlckerlangung kommen, oder er kann seine Verluste bei
ChinaClear moéglicherweise nicht vollstéandig beitreiben.

Ein Ausfall oder Verzug von HKSCC bei der Erflllung ihrer
Verpflichtungen kann eine Stoérung der Abrechnung oder den
Verlust von chinesischen A-Aktien und/oder diesbeziglichen
Barmitteln verursachen. Dem Fonds und seinen Anlegern kénnen
daraus Verluste entstehen.

Aussetzungsrisiko: SEHK, SSE und SZSE kénnen den Handel
gegebenenfalls aussetzen, um einen geordneten und fairen Markt
und ein umsichtiges Risikomanagement zu gewahrleisten. Eine
Aussetzung des Northbound-Handels liber Stock Connect wiirde
den Fonds daran hindern, auf den VRC-Markt zuzugreifen, und
somit die Fahigkeit des Fonds beeintrachtigen, den Referenzindex
genau nachzubilden.

Unterschiedliche Handelstage: Stock Connect wird nur an Tagen
betrieben, an denen sowohl die Markte in der Volksrepublik China
als auch in Hongkong fiir den Handel und die Banken in beiden
Markten am entsprechenden Abrechnungstag geotffnet sind.
Daher kann es vorkommen, dass der Fonds an normalen
Handelstagen des SSE- oder SZSE-Marktes keinen Handel mit A-
Aktien Uber Stock Connect tatigen kann. Folglich unterliegt der
Fonds in Zeiten, in denen tber Stock Connect kein Handel erfolgt,
dem Risiko von Kursschwankungen bei A-Aktien.

Verkaufsbeschriankungen durch Front-End-Uberwachung: Die
Vorschriften in der VRC schreiben vor, dass ein Anleger Aktien nur
dann verkaufen darf, wenn sich ausreichend Aktien im Konto
befinden. Andernfalls wird die SSE oder SZSE den betreffenden
Verkaufsauftrag ablehnen. Die SEHK flhrt bei Verkaufsauftragen
fir A-Aktien ihrer Teilnehmer (d. h. Bérsenmakler) eine Vorprifung
durch, um sicherzustellen, dass es nicht zu einem Uberverkauf
kommt. Die Gesellschaft beabsichtigt, mit der Verwahrstelle
zusammenzuarbeiten, um das Special Segregated Account
(SPSA)-Modell zu nutzen, nach dem ein Fonds seine chinesischen
A-Aktien Uber Stock Connect verkaufen kann, ohne die SSE-
Wertpapiere von der Verwahrstelle an die ausfiihrenden Broker
eines Fonds vorliefern zu missen. Wenn diese Wertpapiere nicht
im SPSA verwahrt werden oder der Fonds das SPSA-Modell nicht
nutzen kann, muss er sicherstellen, dass die Verfligbarkeit dieser
Wertpapiere von seinem/ihren Broker(n) vor Marktéffnung am
Verkaufstag (,Handelstag”) bestatigt wird. Andernfalls kann er die
Anteile an diesem Handelstag nicht verkaufen.

Aufsichtsrechtliches Risiko: Die aktuellen Vorschriften in Bezug
auf Stock Connect sind nicht erprobt und es gibt hinsichtlich ihrer
Anwendung nur begrenzte Sicherheit. Der Einsatz von Stock
Connect fir Anlagen fihrt dazu, dass die Geschifte weiteren
Beschrankungen unterliegen als diejenigen, die normalerweise im
Direkthandel an einer Borse erfolgen. Dies kann zu gro3eren oder
haufigeren Schwankungen des Anlagewerts fihren, und die
VerauBerung der Anlagen kann schwieriger sein. Die aktuellen
Vorschriften konnen sich dndern und es kann nicht garantiert
werden, dass Stock Connect nicht abgeschafft wird.

Betriebsrisiko: Stock Connect erfordert die Verwendung von
Informationstechnologiesystemen, die einem Betriebsrisiko
unterliegen koénnen. Wenn die entsprechenden Systeme nicht
ordnungsgemaB funktionieren, konnte der Handel (ber Stock
Connect an den Mérkten von Hongkong, Shanghai und Shenzhen
unterbrochen werden. Der Zugang des Fonds zum Markt far
chinesische A-Aktien kann beeintrachtigt werden.

Rickruf von zulassigen Aktien: Wenn eine Aktie aus dem
Universum der fur den Handel Gber Stock Connect zugelassenen
Aktien zurUckgerufen wird, kann die Aktie nur noch verkauft,
jedoch nicht mehr gekauft werden. Dies kann die Fahigkeit des
Fonds beeintrachtigen, die Wertentwicklung des Referenzindex
nachzubilden.

Kein Schutz durch den Investor Compensation Fund: Anlagen in
SSE- und SZSE-Wertpapiere lber Stock Connect werden von
Brokern durchgefiihrt und unterliegen dem Risiko, dass diese
Broker ihren Verpflichtungen nicht nachkommen. Anlagen, die der
Fonds im Rahmen von Stock Connect tatigt, sind nicht durch den
Hong Kong Investor Compensation Fund abgedeckt. Daher ist ein
Fonds dem Ausfallrisiko der Broker ausgesetzt, die er fir den
Handel mit chinesischen A-Aktien lber Stock Connect einsetzt.

Beschriankungen des Umfangs von chinesischen A-Aktien in
auslandischem Besitz: Es bestehen Beschrankungen hinsichtlich
der Anzahl chinesischer A-Aktien von notierten Unternehmen, die
ein Fonds an den chinesischen A-Aktien eines einzelnen
Unternehmens halten darf. Wenn diese Grenzen erreicht werden,
dirfen die Fonds diese Anteile erst dann weiter kaufen, wenn der
Bestand wieder unter die Schwelle gesunken ist. Wenn eine
Schwelle Uberschritten wird, missen auslandische Anleger ihre
Aktien verkaufen, was dazu fiihren kann, dass ein Fonds
gezwungen ist, seine chinesischen A-Aktien mit Verlust zu
verkaufen, um die Einhaltung der Gesetze der VRC zu
gewahrleisten.

RISIKEN DER MASTER-FEEDER-STRATEGIE

Bestimmte Fonds kénnen gemaB den Vorschriften fiir Master-Feeder-
Strukturen als Feeder-Fonds eingerichtet werden. Ein Feeder-Fonds
ist mit mindestens 85 % seines Nettoinventarwerts in seinem
jeweiligen Master-Fonds engagiert. Daher ist ein Feeder-Fonds als
solcher nicht in gleicher Weise diversifiziert wie andere Fonds,
sondern vielmehr durch seine Anlage in den jeweiligen Master-Fonds.

Feeder-Fonds unterliegen allen Risiken, die fir die Master-Fonds
relevant sind, in die sie investieren. Erleidet ein Master-Fonds Verluste
oder wird in irgendeiner Weise beeintrachtigt, hat das entsprechende
Auswirkungen auf den Feeder-Fonds.

Unter bestimmten auBergewohnlichen Umstdanden - wenn der
Master-Fonds von der FCA gemiaB dem Collective Investment
Schemes Sourcebook nicht langer als OGAW zugelassen ist oder
wenn der Feeder-Fonds keinen Zugang mehr zum Master-Fonds
erhalten kann - kann der Feeder-Fonds versuchen, sein Anlageziel
durchdirekte Anlagen zu erreichen, statt sich nach der Master-Feeder-
Strategie zu richten.
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Steuertransparenzrisiko: Handelt es sich um einen
steuertransparenten Master-Fonds in einer Master-Feeder-Strategie,
sollten Anleger in einem Fonds, der als Feeder-Fonds fir einen
solchen Master-Fonds mit Sitz in einem anderen Hoheitsgebiet als
Irland fungiert, beachten, dass die steuerliche Behandlung in dem
Sitzland des Masterfonds fir den in Irland ansassigen Feeder-Fonds
nicht unbedingt vorteilhaft sein kann. Es wird auf die steuerlichen
Angaben im Prospekt des Master-Fonds verwiesen.

SEKUNDARMARKTRISIKO

Handelsrisiko: Auch wenn die Anteile an einer oder mehreren
relevanten Borsen notiert werden sollen, kann nicht mit Sicherheit
davon ausgegangen werden, dass die Anteile an einer relevanten
Borse liquide sind oder dass der Kurs, zu dem die Anteile an einer
relevanten Borse gehandelt werden, dem Nettoinventarwert je Anteil
entspricht. Da die Anteile mittels Zeichnung und Ricknahme
gehandelt werden, ist der Verwaltungsrat der Ansicht, dass hohe
Abschlage oder Aufschlage auf den Nettoinventarwert eines Fonds
keinen Bestand haben sollten. Es gibt keine Gewéahr dafir, dass
Anteile, die an einer relevanten Borse notiert sind, dort auch notiert
bleiben oder dass sich die Notierungsbedingungen nicht andern.

Der Handel mit Anteilen an einer relevanten Bérse kann aufgrund von
Marktbedingungen oder weil nach Ermessen der relevanten Borse ein
Handel mit den Anteilen nicht empfehlenswert ist, oder aus anderen
Griinden gemaB den Bestimmungen der relevanten Borse eingestellt
oder ausgesetzt werden. Wird der Handel an einer relevanten Borse
eingestellt, kdnnen Anleger ihre Anteile moglicherweise so lange nicht
verkaufen, bis der Handel wieder aufgenommen wird. Die Anleger
kénnen jedoch gemaB den nachfolgenden Bestimmungen die
Ricknahme der Anteile durch die Gesellschaft beantragen.

Kosten des Kaufs oder Verkaufs von Anteilen: Anleger, die Anteile auf
dem Sekundarmarkt kaufen oder verkaufen, zahlen Maklergebiihren
oder andere Geblihren, die vom jeweiligen Makler festgelegt und
erhoben werden. Maklergebliihren werden oftmals als Fixbetrag
berechnet und koénnen fir Anleger, die relativ kleine Mengen von
Anteilen kaufen oder verkaufen maochten, verhaltnismaBig hohe
Kosten bedeuten. Darlber hinaus entstehen Anlegern am
Sekundérmarkt die Kosten der Differenz zwischen dem Preis, den ein
Anleger fur die Anteile zu zahlen bereit ist (der ,Geldkurs”) und dem
Preis, zu dem ein Anleger bereit ist, die Anteile zu verkaufen (der
.Briefkurs”). Diese Differenz zwischen Geld- und Briefkursen wird
haufig als ,Spread” oder ,Geld/Brief-Spanne” bezeichnet. Die
Geld/Brief-Spanne fur Anteile schwankt im Laufe der Zeit in
Abhéngigkeit vom Handelsvolumen und der Marktliquiditat und ist im
Allgemeinen niedriger, wenn die Anteile eines Fonds ein hoheres
Handelsvolumen und eine hohere Marktliquiditdt aufweisen, und
hoher, wenn die Anteile ein geringes Handelsvolumen und eine
geringe Marktliquiditat haben. Auch eine erhéhte Marktvolatilitdt kann
eine Erhohung der Geld/Brief-Spannen zur Folge haben. Aufgrund der
Kosten fiir den Kauf oder Verkauf von Anteilen, einschlieBlich der
Geld/Brief-Spannen, kann ein haufiger Handel mit Anteilen die
Anlageergebnisse erheblich schmalern, und eine Anlagein Anteilen ist
fur Anleger, die regelmaBig relativ kleine Mengen handeln méchten,
moglicherweise nicht empfehlenswert.

Konten von Personen mit Wohnsitz in Irland. Die Gesellschaft wird als
FFI erachtet, und sofern sie den Anforderungen des
zwischenstaatlichen Abkommens und den irischen Gesetzen
entspricht, sollte sie weder auf erhaltene noch auf geleistete
Zahlungen einer FATCA-Quellensteuer unterliegen.

Wenngleich die Gesellschaft bestrebt sein wird, die ihr auferlegten
Verpflichtungen zu erfillen, um eine FATCA-Quellensteuer zu
vermeiden, kann nicht zugesichert werden, dass die Gesellschaft
diesen Verpflichtungen tatsichlich nachkommen kann. Sollte die
Gesellschaft infolge der FATCA-Regeln einer Quellensteuer
unterliegen, dann koénnte sich dies wesentlich auf den Wert der von
einem Anleger gehaltenen Anteile auswirken.

Ein potenzieller Anleger sollte sich bezliglich der moglichen
Auswirkungen von FATCA auf eine Anlage in der Gesellschaft von
seinen eigenen Steuerberatern beraten lassen.

BESTEUERUNG

Anleger in den Anteilen sollten sich darliber im Klaren sein, dass sie
auf Ausschittungen des Fonds oder ausschittungsgleiche Ertrage,
innerhalb des Fonds realisierte oder nicht realisierte Kapitalertrage,
innerhalb des Fonds vereinnahmte, entstandene oder als vereinnahmt
geltende  Ertrage usw. moglicherweise  Einkommensteuer,
Quellensteuer, Kapitalertragsteuer, Vermdgensteuer, Stempelsteuern
oder sonstige Steuern zahlen missen und hierauf die Gesetze und
Gepflogenheiten des Landes, in dem die Anteile gekauft, verkauft,
gehalten oder zurlickgenommen werden, und des Landes, in dem der
Anleger  seinen steuerlichen Wohnsitz oder dessen
Staatsangehorigkeit er hat, Anwendung finden.

Anleger sollten sich dartiber im Klaren sein, dass sie moglicherweise
auf innerhalb eines Fonds vereinnahmte oder als vereinnahmt
geltende oder entstandene Ertrdge Steuern zahlen missen. Steuern
konnen, bezogen auf die Vermogenswerte eines Fonds, auf Basis der
vereinnahmten Ertrdage und/oder auf Basis der als vereinnahmt
geltenden und/oder im Fonds entstandenen Ertrage berechnet
werden, wahrend die Performance des Fonds und somit die Rendite,
die die Anleger nach Riickgabe der Anteile erhalten, teilweise oder
ganz von der Wertentwicklung des Referenzindex oder Referenzwerts
abhangt (im Fall von passiv verwalteten Fonds) bzw. vom Erfolg des
Anlageverwalters (im Fall von aktiv verwalteten Fonds). Dies kann sich
dahingehend auswirken, dass der Anleger Steuern fir Ertrage
und/oder eine Wertentwicklung zahlen muss, die er nicht oder nicht
uneingeschrankt erhalt.

Anleger, die im Zweifel bezliglich ihrer Steuersituation sind, sollten
einen unabhangigen Steuerberater zurate ziehen. Darliber hinaus
sollten Anleger sich dariber im Klaren sein, dass sich
Steuerbestimmungen und ihre Anwendung oder Auslegung durch die
zustandigen Steuerbehorden von Zeit zu Zeit andern koénnen.
Dementsprechend ist es nicht moglich, die steuerliche Behandlung,
die zu einem bestimmten Zeitpunkt zu erwarten ist, genau
vorherzusagen.

FATCA-RISIKO

Die Vereinigten Staaten und Irland haben ein zwischenstaatliches
Abkommen zur Umsetzung von FATCA (das ,zwischenstaatliche
Abkommen”) unterzeichnet. GeméaB diesem zwischenstaatlichen
Abkommen ist eine als in Irland ansassig geltende Korperschaft, die
als auslandisches Finanzinstitut (,FFI”) eingestuft wird, dazu
verpflichtet, den irischen Steuerbehérden bestimmte Informationen
Uber einen Anleger zur Verfligung zu stellen. Das zwischenstaatliche
Abkommen sieht die automatische Meldung von Konten und den
automatischen Austausch von Informationen im Zusammenhang mit
Konten vor, die US-Personen bei irischen ,Finanzinstituten” halten
bzw. den Austausch von Informationen im Zusammenhang mit US-

FOLGEN DER LIQUIDATION

Falls die Gesellschaft aus irgendeinem Grund ihren Pflichten oder
Verbindlichkeiten nicht nachkommt oder nicht in der Lage ist, ihre
Schulden zu begleichen, kann ein Glaubiger berechtigt sein, einen
Konkursantrag gegen die Gesellschaft zu stellen. Wird ein
Konkursverfahren eingeleitet, konnen Glaubiger (einschlieBlich
zuldssiger Kontrahenten) berechtigt sein, Vertrdge mit der
Gesellschaft (auch lUber Vermogenswerte eines Fonds) zu beenden
und flr Verluste aus einer solchen vorzeitigen Beendigung
Schadenersatz zu fordern. Die Einleitung eines Konkursverfahrens
kann dazu fihren, dass die Gesellschaft aufgelést wird und ihre
Vermogenswerte (einschlieBlich der Vermogenswerte aller Fonds)
realisiert und zunachst zur Zahlung der Gebiihren und Kosten des
Liquidators oder sonstigen Insolvenzverwalters, dann zur Begleichung
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der gesetzlich vorrangigen Schulden und dann zur Begleichung der
Verbindlichkeiten der Gesellschaft verwendet werden, bevor ein
etwaiger Uberschuss an einen Anleger der Gesellschaft ausgezahlt
wird. Im Falle der Einleitung eines Konkursverfahrens kann die
Gesellschaft moglicherweise die laut Prospektnachtrag eines Fonds
vorgesehenen Betrage nicht voll auszahlen.

Weitere Einzelheiten zu Risikofaktoren, die fiir einen bestimmten
Fonds gelten, sind im jeweiligen Prospektnachtrag aufgefiihrt.
Bezuglich der in diesem Prospekt dargelegten Risikofaktoren wird
kein Anspruch auf Vollstdndigkeit oder erschéopfende Erlauterung
aller Risiken erhoben. Anleger sollten sich vor einer Anlage
fachlich beraten lassen.
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Die Fonds sind boérsengehandelte Indexfonds. Das bedeutet, die
Fondsanteile sind an einer oder mehreren Bérsen notiert oder zum
Handel zugelassen. Bestimmte Makler sind von der Gesellschaft
dazu autorisiert, Fondsanteile auf dem Primarmarkt direkt bei der
Gesellschaft zu zeichnen und zurilickzugeben. Sie werden als
Lautorisierte  Teilnehmer” bezeichnet. Solche autorisierten
Teilnehmer haben generell die Méglichkeit, Fondsanteile innerhalb
der Clearingsysteme zu liefern, die fiir die Bérsen maB3geblich sind,
an denen die Anteile notieren. Autorisierte Teilnehmer verkaufen
die von ihnen gezeichneten Anteile gewohnlich an einer oder
mehreren Boérsen, dem Sekundarmarkt, auf dem solche Anteile frei
handelbar sind. Potenzielle Anleger, die keine autorisierten
Teilnehmer sind, kénnen Fondsanteile auf dem Sekundarmarkt
durch einen Broker/Dealer an einer anerkannten Borse oder
auBerborslich kaufen und verkaufen. Der Abschnitt ,Handel mit
Anteilen auf dem Primarmarkt” bezieht sich auf Zeichnungen und
Ricknahmen zwischen der Gesellschaft und autorisierten
Teilnehmern. Anleger, die keine autorisierten Teilnehmer sind,
sollten den nachstehenden Abschnitt ,Handel mit Anteilen auf
dem Sekundarmarkt” lesen.

Clearing und Abrechnung

Die Abrechnung des Handels mit Anteilen der Fonds erfolgt zentral
Uber eine ICSD-Struktur. Die Anteile der Fonds werden allgemein
nicht in stiickeloser Form begeben und mit Ausnahme der an den
Nominee der gemeinsamen Verwahrstelle ausgestellten
Globalurkunde, die fiir das ICSD-Abwicklungsmodell erforderlich
ist, werden keine vorlUbergehenden Eigentumstitel oder
Anteilszertifikate ausgegeben (wobei die ICSD die anerkannten
Clearingsysteme sind, Uber die die Anteile der Fonds abgerechnet
werden). Die Fonds werden die Zulassung zum Clearing und zur
Abrechnung lber die maB3gebliche ICSD beantragen. Die ICSD fur
die Fonds sind Euroclear und Clearstream.

Im Rahmen des ICSD-Abwicklungsmodells werden alle Anteile der
Fonds letztendlich bei einer ICSD abgerechnet, die Anleger
kénnen ihre Beteiligungen jedoch Uber Zentralverwahrer halten,
die Teilnehmer sein werden. Alle im Umlauf befindlichen Anteile
werden durch eine Globalurkunde verbrieft, und die
Globalurkunde wird bei einer gemeinsamen Verwahrstelle
hinterlegt und fur Euroclear und Clearstream im Namen des
Nominees der gemeinsamen Verwahrstelle registriert und zum
Clearing (ber Euroclear und Clearstream akzeptiert. Die
maBgebliche ICSD fir einen Anleger ist von dem Markt abhangig,
auf dem die Anteile gehandelt werden.

Ein Kaufer von Beteiligungen an Anteilen der Fonds wird nicht zum
eingetragenen Anteilsinhaber der Gesellschaft, sondern hélt
stattdessen das wirtschaftliche Eigentum an diesen Anteilen. Das
rechtliche Eigentum an den Anteilen der Fonds héalt der Nominee
der gemeinsamen Verwahrstelle. Die Rechte der Inhaber des
indirekten wirtschaftlichen Eigentums an den Anteilen unterliegen,
wenn diese Personen Teilnehmer der ICSD sind, den fiir die
Vereinbarung zwischen diesen Teilnehmern und ihrer ICSD
maBgeblichen Konditionen, und wenn die Inhaber des indirekten
wirtschaftlichen Eigentums an den Anteilen keine Teilnehmer sind,
unterliegen diese ihrer Vereinbarung mit ihrem jeweiligen
Nominee, Makler bzw. Zentralverwahrer, bei dem es sich um einen
Teilnehmer handeln kann oder der eventuell eine Vereinbarung mit
einem Teilnehmer hat. Das AusmaB und die Art und Weise der
Ausibung von mit den Anteilen verbundenen Rechten durch die
Teilnehmer hangt von den jeweiligen Regeln und Verfahren ihrer
ICSD ab. Samtliche Bezugnahmen in diesem Nachtrag auf
MaBnahmen von Inhabern der Globalurkunde beziehen sich auf
MaBnahmen des Nominees der gemeinsamen Verwahrstelle als
eingetragener Anteilsinhaber auf Anweisung der maBgeblichen
ICSD nach Erhalt der Anweisungen ihrer Teilnehmer. Samtliche
Ausschittungen, Mitteilungen, Berichte und Aufstellungen, die
von der Gesellschaft an diesen Anteilsinhaber ausgegeben
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werden, werden im Einklang mit den Verfahren dieser

maBgeblichen ICSD an die Teilnehmer weitergegeben.

Durch die Globalurkunde verbriefte Beteiligungen an den Anteilen
kénnen im Einklang mit den maBgeblichen Rechtsvorschriften,
den eventuell von den ICSD herausgegebenen Regeln und
Verfahren und diesem Prospekt Ubertragen werden. Das
wirtschaftliche Eigentum an diesen Anteilen kann nur im Einklang
mit den zum jeweiligen Zeitpunkt geltenden Regeln und Verfahren
der maBgeblichen ICSD und diesem Prospekt Ubertragen werden.

Internationaler Zentralverwahrer

Die einzelnen Teilnehmer missen sich in Bezug auf Belege fiir den
Betrag der Beteiligungen dieser Teilnehmer an Anteilen
ausschlieBlich an ihre ICSD wenden. Samtliche von der
maBgeblichen ICSD in Bezug auf die Beteiligung an solchen
Anteilen zugunsten von beliebigen Personen ausgegebenen
Zertifikate oder sonstigen Dokumente werden als abschlieBende
und verbindliche Wiedergabe dieser Aufzeichnungen angesehen.
Die einzelnen Teilnehmer miissen sich in Bezug auf den Anteil des
jeweiligen Teilnehmers (und somit den Anteil jeder Person, die eine
Beteiligung an den Anteilen hat) an jeder Zahlung oder
Ausschuttung der Fonds an den Nominee einer gemeinsamen
Verwahrstelle oder auf dessen Anweisung sowie in Bezug auf alle
sonstigen mit den Anteilen verbundenen Rechte ausschlieBlich an
ihre ICSD wenden.

Die Teilnehmer haben keinen Anspruch unmittelbar gegeniber
der Gesellschaft, den Fonds, einer Zahlstelle oder sonstigen
Personen (mit Ausnahme ihrer ICSD) in Bezug auf Zahlungen oder
Ausschittungen, die bezlglich der Anteile fallig sind, die von der
Gesellschaft oder den Fonds an den Nominee der gemeinsamen
Verwahrstelle oder auf dessen Anweisung geleistet werden, und
diese Verpflichtungen der Gesellschaft werden dadurch erfillt.
Die ICSD hat keinen direkten Anspruch gegenlber der
Gesellschaft, den Fonds, einer Zahlstelle oder sonstigen Personen
(mit Ausnahme der gemeinsamen Verwahrstelle).

Die Gesellschaft oder ihr ordnungsgemal erméachtigter Vertreter
kann den Inhaber des indirekten wirtschaftlichen Eigentums an
den Anteilen gelegentlich auffordern, Angaben zu den folgenden
Angelegenheiten zu machen: (a) zu der Eigenschaft, in der er eine
Beteiligung an Anteilen halt; (b) zur Identitat aller sonstigen
Personen, die zu diesem Zeitpunkt oder zuvor Beteiligungen an
diesen Anteilen haben bzw. hatten; (c) zur Wesensart aller
derartigen Beteiligungen; und (d) zu allen sonstigen
Angelegenheiten, wo die Offenlegung dieser Angelegenheiten
erforderlich ist, um der Gesellschaft die Einhaltung maBgeblicher
Rechtsvorschriften oder der Grindungsdokumente der
Gesellschaft zu ermoglichen.

Die Gesellschaft oder ihr ordnungsgemal erméachtigter Vertreter
kann gelegentlich von der maBgeblichen ICSD verlangen, dass sie
der Gesellschaft bestimmte Angaben zu Teilnehmern macht, die
Beteiligungen an Anteilen der einzelnen Fonds halten,
einschlieBlich (unter anderem): der ISIN, des Namens des ICSD-
Teilnehmers, des Typs des ICSD-Teilnehmers (z. B. Fonds, Bank,
Privatperson), des Sitzes von ICSD-Teilnehmern, der Anzahl der
ETFs und Beteiligungen des Teilnehmers in Euroclear und
Clearstream, gegebenenfalls einschlieBlich der Angabe welche
Fonds, Arten von Anteilen und Anzahl solcher Beteiligungen an
den Anteilen von den einzelnen Teilnehmern gehalten werden,
sowie Einzelheiten zu erteilten Anweisungen zur Stimmabgabe
und zur Anzahl solcher Beteiligungen an den Anteilen, die von den
einzelnen Teilnehmern gehalten werden. Euroclear- und
Clearstream-Teilnehmer, die Beteiligungen an Anteilen halten,
oder Intermediare, die fur solche Kontoinhaber handeln, werden
auf Aufforderung durch die ICSD oder ihren ordnungsgemal
ermachtigten Vertreter solche Angaben machen und sind gemal
den jeweiligen Regeln und Verfahren von Euroclear und
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Clearstream befugt, der Gesellschaft oder ihrem ordnungsgemaf
ermachtigten Vertreter solche Angaben zu den Beteiligungen an
Anteilen zumachen. Parallel dazu kann die Gesellschaft oder ihr
ordnungsgemdB ermachtigter Vertreter gelegentlich von
Zentralverwahrern verlangen, dass sie der Gesellschaft Angaben
zu Anteilen an den einzelnen Fonds oder Beteiligungen an Anteilen
der einzelnen Fonds machen, die bei den einzelnen
Zentralverwahrern gehalten werden, sowie Angaben zu den
Inhabern dieser Anteile oder Beteiligungen an Anteilen
einschlieBlich (unter anderem) der Art der Inhaber, des Sitzes, der
Anzahl und Arten der Beteiligungen und Angaben zu von den
einzelnen Inhabern erteilten Anweisungen zur Stimmabgabe.
Inhaber von Anteilen und Beteiligungen an Anteilen bei einem
Zentralverwahrer oder Intermedidre, die fir solche Inhaber
handeln, erteilen ihre Zustimmung dazu, dass der
Zentralverwahrer der Gesellschaft oder ihrem ordnungsgemaB
ermachtigten Vertreter diese Angaben im Einklang mit den
jeweiligen Regeln und Verfahren des jeweiligen Zentralverwahrers
macht.

Der Inhaber des indirekten wirtschaftlichen Eigentums an den
Anteilen muss eventuell seine Zustimmung dazu erteilen, dass die
maBgebliche ICSD der Gesellschaft auf Anfrage die Identitét eines
Teilnehmers oder Anlegers mitteilt.

Einladungen zu Versammlungen und Ausiibbung von
Stimmrechten Uber die internationalen Zentralverwahrer

Einladungen zu Hauptversammlungen und die damit verbundenen
Unterlagen werden von der Gesellschaft an den eingetragenen
Inhaber der Anteile, d. h. an den Nominee der gemeinsamen
Verwahrstelle, ausgegeben. Die einzelnen Teilnehmer miissen sich
in Bezug auf die zum jeweiligen Zeitpunkt geltenden Regeln und
Verfahren der maBBgeblichen ICSD in Bezug auf die Weiterleitung
dieser Einladungen an die Teilnehmer und das Recht der
Teilnehmer zur Austbung von Stimmrechten ausschlieBlich an
ihre ICSD wenden. Anleger, die keine Teilnehmer der
maBgeblichen ICSD sind, sind auf ihren Makler, Nominee, ihre
Verwahrstelle oder einen sonstigen Intermediar angewiesen, der
ein Teilnehmer der maBgeblichen ICSD ist oder eine Vereinbarung
mit einem solchen Teilnehmer hat, um Einladungen zu
Versammlungen der Anteilsinhaber der Gesellschaft zu erhalten
und ihre Anweisungen zur Stimmabgabe an die maBgebliche ICSD
zu Ubermitteln.

Der Nominee der gemeinsamen Verwahrstelle ist vertraglich
verpflichtet, die gemeinsame Verwahrstelle umgehend uber
Versammlungen der Anteilsinhaber der Gesellschaft zu
informieren und alle von der Gesellschaft diesbeziglich
herausgegebenen Unterlagen an die gemeinsame Verwahrstelle
weiterzugeben, die ihrerseits vertraglich verpflichtet ist, diese
Einladungen und Unterlagen an die maBgebliche ICSD
weiterzugeben. Jede ICSD leitet von der gemeinsamen
Verwahrstelle erhaltene Einladungen wiederum im Einklang mit
ihren Regeln und Verfahren an ihre Teilnehmer weiter. Im Einklang
mit ihren jeweiligen Regeln und Verfahren sind die einzelnen ICSD
vertraglich  verpflichtet, alle von ihren  Teilnehmern
eingegangenen Stimmabgaben zusammenzufassen und an die
gemeinsame Verwahrstelle weiterzuleiten, und die gemeinsame
Verwahrstelle ist ihrerseits vertraglich verpflichtet, alle von den
einzelnen ICSDs erhaltenen Stimmabgaben zusammenzufassen
und an den Nominee der gemeinsamen Verwahrstelle
weiterzuleiten, der dazu verpflichtet ist, im Einklang mit den
Anweisungen der gemeinsamen Verwahrstelle zur Stimmabgabe
abzustimmen.
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Der Primarmarkt ist der Markt, auf dem Anteile der Fonds von der
Gesellschaft an autorisierte Teilnehmer ausgegeben oder durch
die Gesellschaft von autorisierten Teilnehmern zuriickgenommen
werden. Auf dem Primérmarkt kdnnen nur autorisierte Teilnehmer
Anteile zeichnen oder zurlickgeben, es sei denn, es liegen
auBergewohnliche Umstéande vor, wie nachstehend naher
beschrieben.

ZEICHNUNGSANTRAGE

Ein Anleger (generell nur ein autorisierter Teilnehmer) kann seine
Anteile am relevanten Datum (i) bar und/oder (ii) nach Ermessen
des Verwaltungsrats gegen Sachwerte zeichnen. Die
Verfahrensdetails zu Barzeichnungen und -riicknahmen und
Zeichnungen und Ricknahmen gegen Sachwerte sind weiter
unten unter der Uberschrift ,Barzeichnungen und -riicknahmen”
und ,Zeichnungen und Riicknahmen gegen Sachwerte”
dargelegt. Die Gesellschaft kann gegebenenfalls eine
Zeichnungsgebiihr von bis zu 5% des Erstausgabepreises oder
des Nettoinventarwerts je Anteil erheben, der bei Ausgabe der
Anteile an die Verwaltungsgesellschaft gezahlt wird. Aus dieser
Zeichnungsgeblihr kann die Verwaltungsgesellschaft zum Beispiel
Provisionen an  autorisierte  Teilnehmer und andere
Finanzvermittler ~ zahlen. Die Hohe  einer etwaigen
Zeichnungsgebihr ist im jeweiligen Prospektnachtrag festgelegt.

Nach der Erstausgabe werden Anteile aller Klassen zu dem Preis
ausgegeben, der dem Nettoinventarwert je Anteil (zuztglich einer
etwaigen Zeichnungsgebiihr) der betreffenden Klasse entspricht.
Der Nettoinventarwert je Anteil der einzelnen Klassen eines Fonds
wird in dessen Basiswadhrung ausgedriickt. Einzelheiten zu
Mindestbetragen flir Erstzeichnungen und zu etwaigen
Aufschlagen sind in den jeweiligen Prospektnachtragen der
einzelnen Fonds aufgefiihrt.

Erstzeichnungen von Anteilen missen schriftlich bei der
Gesellschaft, zu Handen des Administrators, unter Verwendung
des Antragsformulars gestellt werden. Antragsformulare sind bei
der Gesellschaft oder beim Administrator erhéltlich. Weitere
Zeichnungsantrage konnen schriftlich unter Verwendung eines bei
der Gesellschaft oder dem Administrator erhaltlichen
Zeichnungsformulars, per Fax oder Telefon gestellt werden.
Telefonische Zeichnungen sind nur moglich, wenn der
Anteilsinhaber diese Option gewéahlt hat und alle laufenden
Geldwasche- und Kundenidentitatspriifungen abgeschlossen
sind. Der Verwaltungsrat hat auch beschlossen, dass Antrage auf
Erstzeichnungen und weitere Zeichnungen auf elektronischem
oder anderem Wege gestellt werden kdnnen (vorausgesetzt, bei
Erstzeichnungsantragen geht ein ordnungsgemaB ausgefllltes
Antragsformular ein und das verwendete elektronische oder
sonstige Medium entspricht den Anforderungen der Zentralbank).

Anteile koénnen zu ihrem Nettoinventarwert zuzliglich damit
verbundener Geblihren und Kosten gezeichnet werden, die

unterschiedlich sein kénnen und die Ausflihrungskosten
widerspiegeln. Autorisierte Teilnehmer, die Anteile gegen
Sachwerte zeichnen, missen im Rahmen ihrer

Abwicklungspflichten dem jeweiligen Fonds einen Korb zugrunde
liegender Wertpapiere und eine Barkomponente liefern (jeweils
wie vom Anlageverwalter auf der Grundlage des vom jeweiligen
Fonds gehaltenen und zu haltenden Basisportfolios festgelegt).

Der Verwaltungsrat kann den Anteilsbesitz von Personen,
Unternehmen oder Kérperschaften beschranken oder verhindern,
wenn nach Ansicht des Verwaltungsrats ein solcher Besitz der
Gesellschaft schaden, zur Verletzung eines Gesetzes oder einer
Bestimmung in Irland oder im Ausland fihren kénnte oder die
Gesellschaft aufgrund des Anteilsbesitzes steuerliche Nachteile
oder sonstige finanzielle Nachteile erleiden kénnte, die ansonsten
nicht entstehen wirden (solche Personen, Unternehmen oder
Korperschaften, die vom Verwaltungsrat bestimmt werden,
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werden in diesem Prospekt als ,unzuldssige Personen”
bezeichnet). Der Verwaltungsrat hat insbesondere beschlossen,
das Halten von Anteilen durch US-Personen zu verhindern.

Der Verwaltungsrat behélt sich vor, in bestimmten
Hoheitsgebieten den Anlegern nur eine Anteilsklasse zum Kauf
anzubieten, um vor Ort geltenden Gesetzen, Gepflogenheiten
oder Geschéaftspraktiken gerecht zu werden. Der Verwaltungsrat
behalt sich ferner das Recht vor, fiir bestimmte Anlegerklassen
oder Transaktionen Standards einzufiihren, welche den Kauf einer
bestimmten Anteilsklasse erlauben oder vorgeben.

Handlungen, welche den Interessen des Anteilsinhabers schaden
konnen (z.B. Handlungen, welche die Anlagestrategien der
Gesellschaft beeintrachtigen oder sich auf die Kosten der
Gesellschaft auswirken), sind nicht zuldssig. Der Verwaltungsrat
kann, wenn solche Handlungen seiner Ansicht nach dem
Anteilsinhaber schaden, nach eigenem Ermessen geeignete
MaBnahme ergreifen, um diese Handlungen zu unterbinden.

Ebenso wie andere irische Aktiengesellschaften (companies
limited by shares) muss auch die Gesellschaft ein
Anteilsinhaberregister ~ fihren. Der  Verwaltungsrat hat
beschlossen, dass die Anteile der Fonds in stiickeloser und nicht
stlickeloser Form ausgegeben werden kénnen und dass die Fonds
die Zulassung zum Clearing und zur Abwicklung Uber ein
Clearingsystem beantragen koénnen. Da es sich bei der
Gesellschaft um eine irische Gesellschaft handelt, unterliegt der
Betrieb eines Clearingsystems in Bezug auf diese Anteile dem
Companies Act von 2014.

Die Verwahrstelle (oder ihr Bevollmachtigter) fihrt ein Umbrella-
Kassakonto bei dem maBgeblichen Clearing- und
Abwicklungssystem. Die Abwicklung von Anteilszeichnungen
durch einen autorisierten Teilnehmer erfolgt auf Basis der
Lieferung gegen Zahlung im maBgeblichen Clearing- und
Abwicklungssystem. Ein autorisierter Teilnehmer veranlasst die
Zahlung der Zeichnungsgelder auf das von der Verwahrstelle (oder
ihrem Bevollméachtigten) gefiihrte Umbrella-Kassakonto, die (bzw.
der) wiederum die zeitgleiche Lieferung der gezeichneten Anteile
an den autorisierten Teilnehmer veranlasst.

RUCKNAHME VON ANTEILEN

Ein Anteilsinhaber, der alle oder einen Teil seiner Anteile an die
Gesellschaft zurtickgeben will, kann dies schriftlich, per Fax unter
Verwendung eines bei der Gesellschaft oder dem Administrator
erhéaltlichen Ricknahmeformulars oder telefonisch beantragen,
vorausgesetzt dass (i) die Zahlung auf das registrierte Konto
erfolgen soll (Anderungen des registrierten Kontos sind nur durch
schriftliche Anweisung im Original moglich), (ii) ein Original-
Antragsformular eingegangen ist und alle Geldwasche- und
Kundenidentitatsprifungen abgeschlossen sind und (iii) der
Anteilsinhaber diese Option gewahlt hat, oder gemaB dem
Beschluss des Verwaltungsrats auf elektronischem oder anderen
Wege beim Administrator. Auf den Antrdgen missen der Name
des Fonds, die Anteilsklasse, die Anzahl der Anteile oder der
Betrag, den der Anteilsinhaber ausgezahlt haben mochte, die
personlichen Daten des Anteilsinhabers, die Kontonummer des
Anteilsinhabers und sonstige auf dem Ricknahmeformular
vorgesehene Informationen angegeben sein. Fehlende Angaben
kéonnen zu einer Verzogerung der Bearbeitung des
Ricknahmeantrags fiihren, da der Anteilsinhaber zunachst (ggf.
schriftlich) um Klarung gebeten wird.

Die Gesellschaft kann schriftliche Bestatigungen verlangen, die
von dem Anteilsinhaber unterschrieben werden missen.

Die Gesellschaft ist berechtigt, die Zahl der Anteile eines Fonds,
die an einem Handelstag zurlickgenommen werden, auf eine Zahl
zu beschranken, die maximal 10 % des Nettoinventarwerts des
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betreffenden Fonds am betreffenden Handelstag reprasentiert.
Die Beschrankung gilt in diesem Fall anteilig, sodass ein
Anteilsinhaber, der am betreffenden Handelstag Anteile dieses
Fonds zurlickgeben méchte, denselben prozentualen Anteil seines
Ricknahmeantrags realisiert. Nicht zurickgenommene Anteile,
die normalerweise zurlickgenommen worden waren, werden zum
Rickkauf am nachsten Handelstag vorgemerkt und mit spater
eingehenden Ricknahmeantragen bearbeitet (auf anteiliger Basis
wie oben beschrieben). Im Falle einer solchen Vormerkung
informiert der Administrator den betroffenen Anteilsinhaber.

Die Satzung enthalt besondere Bestimmungen flr den Fall, dass
ein Ricknahmeantrag eines Anteilsinhabers dazu fihren wirde,
dass die Gesellschaft an einem Handelstag Anteile, die mehr als
5% des Nettoinventarwerts eines Fonds reprasentieren,
zuricknehmen muss. In einem solchen Fall kann die Gesellschaft
nach Ermessen des Verwaltungsrats den Riicknahmeantrag ganz
oder teilweise durch Ausschiittungen von Anlagen des jeweiligen
Fonds in Form von Wertpapieren (in specie) erfillen,
vorausgesetzt, dass eine solche Ausschiittung nicht den
Interessen der verbleibenden Anteilsinhaber dieses Fonds
schadet. Die zu Ubertragenden Vermogenswerte werden nach
Ermessen des Anlageverwalters, vorbehaltlich der Genehmigung
der Verwahrstelle, ausgewahlt und zu dem Wert angesetzt, der bei
der Ermittlung des Ricknahmepreises der zuriickzunehmenden
Anteile angesetzt wurde. Wird ein Anteilsinhaber, der eine solche
Ricknahme beantragt, Ulber die Absicht der Gesellschaft
benachrichtigt, den Ricknahmeantrag durch eine solche
Ausschiittung von Vermogenswerten zu erfillen, kann der
Anteilsinhaber verlangen, dass die Gesellschaft statt der
Ubertragung dieser Vermdgenswerte deren Verkauf in die Wege
leitet und den Nettoerlds dieses Verkaufs an den Anteilsinhaber
auszahlt.

Bei einer Ricknahme von Anteilen durch einen autorisierten
Teilnehmer erfolgt diese Transaktion ebenfalls auf Basis der
Lieferung gegen Zahlung im maBgeblichen Clearingsystem. Der
autorisierte Teilnehmer veranlasst die Lieferung der Anteile auf das
Umbrella-Kassakonto der Verwahrstelle (oder ihres
Bevollméachtigten), die (bzw. der) wiederum die zeitgleiche
Gutschrift der Ricknahmeerlése auf dem Umbrella-Kassakonto
des zurlickgebenden Anlegers veranlasst.

BARZEICHNUNGEN UND BARRUCKNAHMEN

Ein Anleger (generell nur ein autorisierter Teilnehmer) kann an
jedem Handelstag (auBer in Zeitrdumen, in denen die Berechnung
des Nettoinventarwerts ausgesetzt ist) wie weiter unten
beschrieben Anteile gegen Barzahlung zeichnen und
zurlckgeben.

(a) Verfahren fur Zeichnungen und Ricknahmen gegen
Barzahlung: Antrdge far Barzeichnungen und
-ricknahmen sind bei oder vor Orderannahmeschluss an
dem Handelstag, an dem sie eingehen, wirksam. Die
Handelstage, die Zeiten fiir den Orderannahmeschluss
und der Mindestbetrag fiir Erstzeichnungen und der
Mindestricknahmebetrag sind in den
Prospektnachtragen der einzelnen Fonds angegeben.
Antrage, die nach Orderannahmeschluss am relevanten
Handelstag eingehen, werden so behandelt, als waren
sie von der Verwaltungsgesellschaft abgelehnt worden,

und der Antragsteller wird aufgefordert, den
Zeichnungsantrag vor Orderannahmeschluss am
nachsten Handelstag zu stellen, sofern die

Verwaltungsgesellschaft nicht etwas anderes beschlieit
und unter der Voraussetzung, dass sie vor dem
Bewertungszeitpunkt des relevanten Handelstages
eingehen. Zeichnungsantrage sind unwiderruflich, es sei
denn, der Verwaltungsrat oder ein Beauftragter
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desselben vereinbart etwas anderes. Der Verwaltungsrat
kann auf Aufforderung nach seinem alleinigen Ermessen
und vorbehaltlich der Genehmigung durch die
Verwahrstelle der Festlegung von zuséatzlichen
Handelstagen und Bewertungszeitpunkten fir diese
Handelstage fir den Kauf von Anteilen eines Fonds
zustimmen; diese stehen dann einem Anteilsinhaber zur
Verfliigung. Ein Anteilsinhaber wird ({ber solche
zuséatzlichen Handelstage im Voraus informiert.

Ein Anteilsinhaber, der Anteile gegen Barzahlung
zeichnen oder zurlickgeben mochte, kann dies tun,
indem er der Gesellschaft oder dem Administrator
Folgendes mitteilt: (i) den Wunsch des Anteilsinhabers,

Anteile gegen Barzahlung zu zeichnen oder
zurlickzugeben; und (ii) die Bankverbindung fir das
Konto  des Anteilsinhabers, das mit dem
Zeichnungsbetrag belastet bzw. dem der

Ricknahmeerlos gutgeschrieben werden soll (in der
Basiswahrung des Fonds oder in der Lokalwdhrung zu
einem konkurrenzfahigen Wechselkurs, der vom
Administrator gestellt wird). Lieferinstruktionen kénnen
beim Administrator schriftlich angefordert werden.
Normalerweise muss ein Anteilsinhaber, der eine
Barricknahme winscht, auch Vorkehrungen fir die
Ubertragung seiner Anteile auf das Konto der
Gesellschaft in einem Clearingsystem treffen. Bei einer
Ricknahme gibt die Verwahrstelle auf Anweisung des
Administrators die Barauszahlung frei.

Barzeichnungen  miuissen bis zum  relevanten
Abrechnungstermin eingehen. Die Gesellschaft und die
Verwaltungsgesellschaft behalten sich das Recht vor,
nach ihrem alleinigen Ermessen fir die Gesellschaft vom
Antragsteller Schadenersatz fir Verluste, Kosten und
Aufwendungen zu fordern, die einem Fonds dadurch
entstehen, dass Zahlungen nicht bis zum relevanten
Abrechnungstermin eingegangen sind.
(b) Zahlungsverfahren far Riicknahmen gegen
Barzahlung: Die Zahlung fiir zurlickgenommene Anteile
erfolgt  bis zum  Abrechnungsdatum, wie im
Prospektnachtrag fur den jeweiligen Fonds festgelegt
(unter der Voraussetzung, dass die Anteile auf das von
der Verwahrstelle (oder ihrem Bevollméachtigten) in
einem Clearingsystem fir die Gesellschaft geflhrte
Konto Ubertragen wurden). Ricknahmeerlése in der
Basiswdahrung des Fonds oder einer anderen
Lokalwahrung (zu einem vom Administrator gestellten
konkurrenzfahigen Wechselkurs) koénnen auch per
Uberweisung auf das vom  zurlckgebenden
Anteilsinhaber  mitgeteilte  Bankkonto ausgezahlt
werden. Die Kosten fiir elektronische Uberweisungen
von Ricknahmeerlésen werden von diesen Erlésen

abgezogen.
Der Ricknahmeerlos wird abzlglich einer
Ricknahmegeblihr und einer Geblhr fir die

elektronische Uberweisung gezahlt. Ein Anteilsinhaber
wird darauf hingewiesen, dass aufgrund von
Marktschwankungen, Transaktionsgebihren und
anderen Faktoren die Ricknahmeerlése hoher oder
niedriger sein  konnen als der urspringliche
Zeichnungsbetrag.

SACHZEICHNUNG

Nach Ermessen des Verwaltungsrats, sofern es sich bei einem
Fonds nicht um einen Feeder-Fonds handelt, konnen Anleger an
jedem Handelstag (auBer in Zeitrdumen, in denen die Berechnung
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des Nettoinventarwerts ausgesetzt ist) Anteile gegen Sachwerte
zeichnen. Zur Klarstellung, der im Prospektnachtrag fir den
jeweiligen Fonds angegebene Mindestbetrag fiir Erstzeichnungen
gilt verhéltnismaBig auch fir Sachzeichnungen. ,Gegen
Sachwerte” bedeutet, dass der Fonds anstelle von Barmitteln fir
eine Zeichnung bzw. Barerlosen fir eine Ricknahme Wertpapiere
(oder Uberwiegend Wertpapiere) erhalt, die fir den
Anlageverwalter akzeptabel sind.

Bei Wertpapieren, die im Zusammenhang mit Zeichnungen gegen
Sachwerte geliefert werden, muss es sich um Wertpapiere
handeln, die der Fonds gemaB seinem Anlageziel und seiner
Anlagepolitik erwerben kann; diese Wertpapiere werden von der
Verwahrstelle gepriift und ihr Wert verifiziert. Uber die
ibertragenen Wertpapiere, ihren Marktwert am Ubertragungstag
und die Anzahl der ausgegebenen Anteile wird ein Bericht erstellt.
Samtliche aus Zeichnungen gegen Sachwerte resultierenden
Kosten gehen ausschlieBlich zu Lasten des betreffenden Anlegers.
Der Wert, welcher im Zusammenhang mit Zeichnungen gegen
Sachwerte oder Ricknahmeantrage gegen Sachwerte gelieferten
Wertpapieren zugeschrieben wird, entspricht dem Wert von
Barzeichnungen/-ricknahmen, und es werden so lange keine
Anteile ausgegeben, bis alle an die Verwahrstelle zu liefernden
Wertpapiere und zahlbaren Barbetrdge (oder eine zulassige
Sicherheit) im Besitz der Verwahrstelle sind oder ordnungsgemaf
deren Konto gutgeschrieben wurden.

(a) Zeichnungsantrage: Antrage flur Zeichnungen und
Ricknahmen gegen Sachwerte sind wirksam bei oder
vor Orderannahmeschluss an dem Handelstag, an dem
sie eingehen. Die Handelstage und Zeiten fir den
Orderannahmeschluss sind in den Prospektnachtragen
der einzelnen Fonds angegeben. Antrdge, die nach
Orderannahmeschluss am relevanten Handelstag
eingehen, werden so behandelt, als waren sie von der
Verwaltungsgesellschaft abgelehnt worden, und der
Antragsteller wird aufgefordert, den Zeichnungsantrag
vor Orderannahmeschluss am nachsten Handelstag zu
stellen, sofern die Verwaltungsgesellschaft nicht etwas
anderes beschlieBt und unter der Voraussetzung, dass
sie vor dem Bewertungszeitpunkt des relevanten
Handelstages eingehen. Zeichnungsantrdge sind
unwiderruflich, es sei denn, der Verwaltungsrat oder ein
Beauftragter desselben vereinbart etwas anderes. Der
Verwaltungsrat kann auf Aufforderung nach seinem
alleinigen Ermessen und vorbehaltlich der Genehmigung
durch die Verwahrstelle der Festlegung von zusétzlichen
Handelstagen und Bewertungszeitpunkten fir diese
Handelstage fiir den Kauf von Anteilen eines Fonds
zustimmen; diese stehen dann einem Anteilsinhaber zur
Verfigung. Ein Anteilsinhaber wird ber solche
zuséatzlichen Handelstage im Voraus informiert.

(b) Abrechnungsfrist: Die Standard-Abrechnungsfrist fir

Zeichnungen gegen Sachwerte betragt im Allgemeinen

zwei Geschaftstage ab dem Geschaftstag, an dem der

Zeichnungsantrag angenommen wird, kann aber in

Abhangigkeit von den Standard-Abrechnungsfristen an

den verschiedenen Borsen, an denen die Anteile

gehandelt werden, und der Art der Wertpapiere
variieren; in keinem Fall darf sie aber (ohne Stellung
angemessener Sicherheiten) einen Zeitraum von zehn

Geschéaftstagen ab dem relevanten

Orderannahmeschluss Uberschreiten. Anteile werden

erst dann an den Antragsteller ausgegeben, wenn alle fur

die Zeichnung gegen Sachwerte zu liefernden
Wertpapiere und die  Transaktionsgebthr  fur
Zeichnungen gegen Sachwerte sowie etwaige

Ubertragungssteuern bei der Verwahrstelle eingegangen
sind.

Handel mit Anteilen auf dem Primarmarkt

Nichtlieferung von Wertpapieren: Falls ein Antragsteller
ein oder mehrere Wertpapiere, wie mit dem
Anlageverwalter vereinbart, nicht bis zum vorgegebenen
Zeitpunkt an die Verwahrstelle liefert, kann die
Gesellschaft den Zeichnungsantrag auf Kosten des
Antragstellers ablehnen.

VERFAHREN FUR DIE RUCKNAHME VON ANTEILEN GEGEN
SACHWERTE

des
gegen

(a) Ricknahmeantrage: Nach Ermessen
Verwaltungsrats kénnen Anleger Anteile
Sachwerte zurlickgeben. Antrage fir Ricknahmen
gegen Sachwerte sind wirksam bei oder vor
Orderannahmeschluss an dem Handelstag, an dem sie
eingehen und die Asset-Allocation muss von der
Verwahrstelle genehmigt werden. Die Handelstage, die

Zeiten far den Orderannahmeschluss und der
Mindestbetrag  fir  Erstzeichnungen und  der
Mindestriicknahmebetrag sind in den

Prospektnachtrdgen der einzelnen Fonds angegeben.
Antrége, die nach Orderannahmeschluss am relevanten
Handelstag eingehen, werden so behandelt, als wéren
sie bis zum Orderannahmeschluss am nachsten
Handelstag eingegangen, es sei denn, die
Verwaltungsgesellschaft beschlieBt etwas anderes und
vorausgesetzt, sie gehen vor dem Bewertungszeitpunkt
des relevanten Handelstages ein. Antrdage sind
unwiderruflich, es sei denn, der Verwaltungsrat oder ein
Beauftragter desselben vereinbart etwas anderes. Der
Verwaltungsrat kann auf Aufforderung nach seinem
alleinigen Ermessen und vorbehaltlich der Genehmigung
durch die Verwahrstelle der Festlegung von zusatzlichen
Handelstagen und Bewertungszeitpunkten fir diese
Handelstage fur den Kauf von Anteilen eines Fonds
zustimmen; diese stehen dann einem Anteilsinhaber zur

Verfliigung. Ein Anteilsinhaber wird Uber solche
zusétzlichen Handelstage im Voraus informiert.

Der Ricknahmeerlos wird abzlglich einer
Ricknahmegeblihr und einer Gebihr fir die

elektronische Uberweisung gezahlt. Ein Anteilsinhaber
wird darauf hingewiesen, dass der Ricknahmeerlds
aufgrund von Marktschwankungen,
Transaktionsgebiihren und anderen Faktoren hoher oder
niedriger als der urspriingliche Zeichnungsbetrag sein
kann.

Der Administrator erteilt der Verwahrstelle erst dann
Lieferinstruktionen fir die Wertpapiere oder Bargelder,
wenn der Administrator den Riicknahmeantrag fir alle
zurlickzunehmenden Anteile angenommen hat (dieser
Tag wird als ,Stornierungstag” bezeichnet). Die
Lieferung von Wertpapieren erfolgt auf Basis des freien
Transfers. Die Abwicklungskosten, einschlieBlich
insbesondere der Kosten flr eine elektronische
Uberweisung, gehen zu Lasten des Antragstellers der
Ricknahme.
(b) Abrechnungsfrist: Die Standardabrechnungsfrist fir
Ricknahmen  gegen  Sachwerte betragt drei
Geschéftstage ab dem Handelstag, an dem der
Ricknahmeantrag angenommen wird, kann aber in
Abhangigkeit von den Standardabrechnungsfristen an
den verschiedenen Borsen, an denen die Anteile
gehandelt werden, und den als Sachwerten verwendeten
Wertpapieren variieren. Die Wertstellung fur Bargeld, das
im Zusammenhang mit einer Ricknahme gegen
Sachwerte gezahlt wird, erfolgt am selben Tag wie die
Abrechnung der Wertpapiere.
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(c) Teilweise Barabrechnung: Die Gesellschaft kann nach
ihrem alleinigen Ermessen einen Teil des Antrags auf
Ricknahme gegen Sachwerte in bar abrechnen, z. B. in
Fallen, in denen sie davon ausgeht, dass ein von einem
Fonds gehaltenes Wertpapier nicht zur Lieferung
verfigbar ist oder dass keine ausreichende Menge
dieses Wertpapiers zur Lieferung an den Antragsteller fur

die Ricknahme gegen Sachwerte gehalten wird.

Anleger sollten beachten, dass sie moglicherweise an Tagen, an
denen ein autorisierter Teilnehmer nicht fiir Geschéafte geodffnet
hat, ihre Anteile nicht Uber diesen autorisierten Teilnehmer
zurlckgeben koénnen.

ZIELGERICHTETE BARGESCHAFTE

Sollen Transaktionen mit zugrunde liegenden Wertpapieren
und/oder Fremdwahrungen im Zusammenhang mit
Anteilsgeschaften auf Wunsch eines autorisierten Teilnehmers auf
andere Weise als normal und ublich durchgefiihrt werden,
unternimmt der Anlageverwalter zumutbare Anstrengungen, um
diesem Wunsch nach Moglichkeit nachzukommen. Der
Anlageverwalter (bernimmt aber keine Verantwortung oder
Haftung, falls der Ausfliihrungswunsch aus irgendeinem Grund
nicht in der gewiinschten Weise erfullt wird.

Mochte ein autorisierter Teilnehmer, der eine Zeichnung oder
Rickgabe in bar vornimmt, dass die der Zeichnung oder
Ricknahme zugrunde liegenden Wertpapiere von einem
bestimmten festgelegten Makler gehandelt werden (d.h. es
handelt sich um eine zielgerichtete Barzeichnung oder -
ricknahme), muss der autorisierte Teilnehmer in seinem
Handelsantrag diese Anweisungen im Einzelnen angeben. Der
Anlageverwalter kann nach seinem alleinigen Ermessen die
zugrunde liegenden Wertpapiere zu Zeichnungs- oder
Ricknahmezwecken bei dem festgelegten Makler handeln (ist
dazu aber nicht verpflichtet). Autorisierte Teilnehmer, die einen
festgelegten  Makler auswahlen mochten, missen die
maBgebliche Portfoliohandelsabteilung des festgelegten Maklers
kontaktieren, um die Transaktion zu arrangieren, bevor der
Anlageverwalter die Transaktion mit den zugrunde liegenden
Wertpapieren durchfihrt.

Wird ein Antrag, der zu einer Auflegung fihrt, als zielgerichtete
Barzeichnung angenommen, so ist der autorisierte Teilnehmer im
Rahmen seiner Abrechnungsverpflichtungen dafir verantwortlich,
(i) sicherzustellen, dass der festgelegte Makler die maBgeblichen
zugrunde liegenden Wertpapiere (Uber die Verwahrstelle) an den
Fonds Ubertragt, und (ii) die Gebihren und Kosten zu
Ubernehmen, die vom festgelegten Makler flir den Verkauf der
mabBgeblichen zugrunde liegenden Wertpapiere an den Fonds

berechnet werden, zuziglich in diesem Zusammenhang
anfallender Steuern und Kosten, einschlieBlich
Fremdwahrungskosten, die die Kosten der Ausfiihrung

widerspiegeln.

Wird ein Handelsantrag, der zu einer Ricknahme fuhrt, als
zielgerichtete Barricknahme angenommen, ist der autorisierte
Teilnehmer dafur verantwortlich, sicherzustellen, dass der
festgelegte Makler die malBgeblichen zugrunde liegenden
Wertpapiere vom Fonds kauft. Der autorisierte Teilnehmer erhélt
den vom festgelegten Makler fir den Kauf der mafBgeblichen
zugrunde liegenden Wertpapiere vom Fonds gezahlten Preis
abzlglich in diesem Zusammenhang anfallender Steuern und
Kosten einschlieBlich Fremdwéahrungskosten, die die Kosten der
Ausfiihrung widerspiegeln.

Die Gesellschaft bzw. der Anlageverwalter ist nicht verantwortlich
und Ubernimmt keine Haftung, wenn Geschéafte mit zugrunde
liegenden Wertpapieren bei einem festgelegten Makler und
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demnach der Zeichnungs- oder Ricknahmeauftrag des
autorisierten Teilnehmers aufgrund von Unterlassungen, Fehlern,
gescheiterten oder verzogerten Transaktionen oder
Abrechnungen seitens des autorisierten Teilnehmers oder des
festgelegten Maklers nicht ausgeflihrt werden. Falls ein
autorisierter Teilnehmer oder der festgelegte Makler, an den der
autorisierte Teilnehmer das Geschaft mit zugrunde liegenden
Wertpapieren gerichtet hat, in Verzug geraten, die Abrechnung
verzogern oder die Bedingungen irgendeines Teils der zugrunde
liegenden Wertpapiertransaktion andern, tragt der autorisierte
Teilnehmer alle damit verbundenen Risiken und Kosten
einschlieBlich der Kosten, die der Gesellschaft und/oder dem
Anlageverwalter infolge der Verzégerung der Transaktion mit den
zugrunde liegenden Wertpapieren anfallen. Unter diesen
Umstanden haben die Gesellschaft und der Anlageverwalter das
Recht, das Geschaft mit einem anderen Makler durchzufiihren und
die Bedingungen der Zeichnung oder Ricknahme des
autorisierten Teilnehmers zu 4&andern, einschlieBlich des
Zeichnungspreises und/oder Ricknahmeerl6ses, um dem Verzug,
der Verzégerung und/oder den geanderten Bedingungen
Rechnung zu tragen.

FORM DER ANTEILE UND ANTEILSREGISTER

Die Anteile werden in Form von registrierten Anteilen
(Namensanteilen) ausgegeben. Registrierte Anteile konnen durch
ein globales Anteilszertifikat dargestellt werden.

(a) Registrierte Anteile: Die Anteile konnen in registrierter
Form ausgegeben werden, und das Register gilt als
schlissiger Beweis fir die Eigentimerschaft an den
Anteilen. Sofern im jeweiligen Prospektnachtrag nichts
anderes festgelegt ist, konnen Bruchteilsanteile von
registrierten Anteilen ausgegeben und auf den nachsten
ganzen Anteil auf- oder abgerundet werden. Eine
Rundung kann zugunsten des Anteilsinhabers oder des
Fonds erfolgen.

Registrierte Anteile werden ohne Anteilszertifikate
ausgegeben. Durch die unverbriefte Form kann die
Gesellschaft Ricknahmeanweisungen ohne
unangemessene Verzogerung ausfihren.
(b) Durch globale Anteilszertifikate dargestellte registrierte
Anteile: Diese globalen Anteilszertifikate werden im
Namen der Gesellschaft ausgestellt und bei den
Clearingstellen hinterlegt oder alternativ direkt im
Namen der jeweiligen Clearingstelle registriert. Globale
Anteilszertifikate sind gemalB geltenden Gesetzen und
jeglicher, von einer fiir die Ubertragung zustindigen
Clearingstelle herausgegebenen Vorschriften und
Verfahren (Ubertragbar. Diese durch ein globales
Anteilszertifikat vertretene registrierte Anteile sind
vorbehaltlich und in Ubereinstimmung mit den
Vorschriften der jeweiligen Clearingstelle frei
Ubertragbar. Ein Anteilsinhaber, der kein Teilnehmer in
diesen Systemen ist, kann diese durch ein globales
Anteilszertifikat vertretene registrierten Anteile nur Gber
einen Finanzvermittler Gbertragen, der Teilnehmer in
dem Abrechnungssystem der jeweiligen Clearingstelle
ist.

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Der Verwaltungsrat behélt sich vor, Antrage ganz oder teilweise
zurlickzuweisen. Ferner behélt sich der Verwaltungsrat vor,
jederzeit ohne Mitteilung die Ausgabe und den Verkauf von
Anteilen eines Fonds der Gesellschaft einzustellen.
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In Zeitraumen, in denen die Berechnung des Nettoinventarwerts je
Anteil des jeweiligen Fonds gemaB den Bestimmungen der
Satzung und gemaB dem Abschnitt ,Aussetzung der Berechnung
des Nettoinventarwertes” in diesem Prospekt ausgesetzt ist,
werden keine Anteile ausgegeben.

Anteilszeichner werden (iber eine solche Aussetzung
benachrichtigt, und Zeichnungsantrage, die wahrend einer
Aussetzung noch offen sind, kénnen durch schriftliche Mitteilung
zurlickgezogen werden; diese Mitteilung muss vor Ende der
Aussetzung bei der Gesellschaft eingehen. Nicht zurlickgezogene
Antrdge werden am ersten Handelstag nach Ende des
Aussetzungszeitraums berlicksichtigt.

MaBnahmen zur Verhinderung von Geldwasche gemall den
Criminal Justice (Money Laundering and Terrorist Financing) Acts
von 2010 bis 2018 (in ihrer jeweils aktualisierten, ergédnzten
und/oder ersetzten Fassung) kbnnen eine detaillierte Verifizierung
der Identitat eines jeden Zeichners vorsehen; beispielsweise kann
eine Einzelperson aufgefordert werden, eine beglaubigte Kopie
ihres Reisepasses oder Personalausweises sowie einen
Adressnachweis, z.B. in Form einer Rechnung eines
Versorgungsunternehmens oder eines Bankauszugs, und ihr
Geburtsdatum vorzulegen. Handelt es sich bei einem Antragsteller
um eine Firma, kann dies die Vorlage einer beglaubigten Kopie der
Grundungsurkunde (sowie etwaiger Namensanderungen), des
Grindungsdokuments (oder eines entsprechenden Dokuments)
sowie der Namen, Berufe, Geburtsdaten und Wohn- und
Geschiaftsanschriften aller Verwaltungsratsmitglieder der Firma
erfordern.

Je nach Zeichnung kann die detaillierte Uberpriifung entfallen,
wenn (a) der Anleger die Zahlung von einem auf seinen eigenen
Namen bei einem anerkannten Finanzinstitut gefiihrten Konto
veranlasst oder (b) die Zeichnung durch einen anerkannten
Vermittler oder ein anerkanntes Finanzinstitut erfolgt. Diese
Ausnahmen gelten nur, wenn das o. g. Finanzinstitut bzw. der
Vermittler seinen Sitz in einem Land hat, das gleichwertige
Gesetze zur Verhinderung von Geldwéasche wie Irland hat.

Der Administrator behélt sich vor, die zur Identitatsiberprifung
eines Zeichners benétigten Informationen zu verlangen. Falls der
Zeichner diesen Nachweis verspéatet oder gar nicht erbringt, kann
der Administrator die Zeichnung und die Entgegennahme der
Zeichnungsgelder ablehnen.
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erleiden wirde, die der Gesellschaft oder dem jeweiligen Fonds
sonst nicht entstanden wéren, denen er sonst nicht unterliegen
wirde oder gegen die er sonst nicht verstoBen hétte.

Von einer US-Person gehaltene Anteile werden vom
Verwaltungsrat der einzelnen Fonds zwangsweise
zurlickgenommen.

Insoweit die Anteile nicht in einem anerkannten Clearingsystem
gehalten werden, gilt: Wenn Anteile von der irischen Besteuerung
unterliegenden Personen erworben und gehalten werden, wird die
Gesellschaft, sofern zur Erhebung irischer Steuern notwendig, bei
Eintritt eines steuerlich relevanten Ereignisses Anteile
zurlicknehmen und einziehen, die von Personen gehalten werden,
die der irischen Besteuerung unterliegen oder als solche erachtet
werden oder die im Namen von der irischen Besteuerung
unterliegenden Personen handeln, und den Erlos der irischen
Steuerbehoérde (Revenue Commissioners) auszahlen.

ERISA-ERWAGUNGEN

Personen, bei denen es sich um ,Benefit-Plan-Anleger” gemal
Definition in Section 3(42) ERISA handelt, ist es nicht gestattet,
Anteile zu zeichnen.

ZWANGSWEISE RUCKNAHME

Die Gesellschaft kann einen Zwangsrickkauf samtlicher Anteile
aller Fonds tatigen, wenn der Nettoinventarwert des jeweiligen
Fonds das im jeweiligen Prospektnachtrag angegebene (etwaige)
Mindestfondsvolumen unterschreitet.

Die Gesellschaft behédlt sich das Recht vor, alle Anteile
zurlickzukaufen, die direkt oder indirekt von natiirlichen Personen
unter 18 Jahren (oder einem anderen von den Mitgliedern des
Verwaltungsrats als geeignet erachteten Alter) gehalten werden
oder an diese Ubergehen oder fiir den Fall, dass der Besitz der
Anteile durch eine Person einen Versto3 gegen das Gesetz oder
eine Bestimmung irgendeines Landes oder einer Behorde darstellt
oder dem-/derzufolge eine solche Person nicht zum Halten dieser
Anteile berechtigt ist oder die Gesellschaft oder der betreffende
Fonds steuerlichen Verpflichtungen unterliegen oder andere
pekuniare, rechtliche oder wesentliche administrative Nachteile

UMTAUSCH VON ANTEILEN

Wenn vom maBgeblichen Prospektnachtrag vorgesehen, kann ein
Anteilsinhaber seinen Bestand an Anteilen jeder Anteilsklasse
eines Fonds (der ,urspriinglichen Anteilsklasse”) an jedem
beliebigen Handelstag ganz oder teilweise gegen Anteile einer
anderen Klasse desselben oder eines anderen Fonds eintauschen,
die zum jeweiligen Zeitpunkt angeboten werden (die ,neue
Anteilsklasse”), sofern alle Kriterien zur Zeichnung von Anteilen
der neuen Anteilsklasse erfillt sind, indem er dies dem im Namen
der Gesellschaft auftretenden Administrator bei oder vor
Handelsschluss fiir den betreffenden Bewertungszeitpunkt
bekannt geben. Es liegt allerdings allein im Ermessen der
Verwaltungsgesellschaft, der Annahme von Tauschantrdgen
zuzustimmen, die nach diesem Zeitpunkt eingehen, sofern diese
vor dem betreffenden Bewertungszeitpunkt eingehen. Die
Verwaltungsgesellschaft wird diesen Ermessensspielraum nicht
unter allen Umstanden nutzen kénnen, etwa, wenn Antrage zum
Tausch von Anteilen Uber Handelsplattformen oder andere
elektronische Medien erfolgen. In solchen Féllen koénnen
Tauschantrage, die nach dem Handelsschluss eingehen,
abgelehnt werden. Ein Anteilsinhaber, der Tauschantrage utber
Handelsplattformen oder andere elektronische Medien stellt, wird
darauf hingewiesen, dass er sich in Bezug auf die Verfahren, die
fir solche Handelsvereinbarungen gelten, an den Betreiber der
Handelsplattform oder des elektronischen Mediums wenden
muss.

Die allgemeinen Bestimmungen und Verfahren in Bezug auf
Riicknahmen gelten ebenso fiir den Tausch. Jeder Tausch wird als
Ricknahme von Anteilen der urspriinglichen Anteilsklasse und als
Zeichnung von Anteilen der neuen Anteilsklasse fiir den Nettoerl6s
auf der Grundlage der aktuellen Ausgabe- und Ricknahmepreise
von Anteilen des jeweiligen Fonds behandelt. Die Satzung lasst die
Berechnung einer Tauschgebihr von bis zu 3 % des gesamten
Ricknahmepreises flr zurliickgegebene Anteile der
urspriinglichen Anteilsklasse zu und der Verwaltungsrat kann sich
allein nach seinem Ermessen das Recht vorbehalten, eine solche
Geblhr innerhalb dieser Grenzen zu erheben, wie sie im
Prospektnachtrag zum jeweiligen Fonds angegeben sind.

Die Anzahl der auszugebenden Anteile der neuen Anteilsklasse
wird nach der folgenden Formel berechnet:

[Rx(RPxER)]- F
SP

S =
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Dabei ist:

die Anzahl der zu tauschenden Anteile der
urspriinglichen Anteilsklasse;

die Anzahl der auszugebenden Anteile der

neuen Anteilsklasse;

RP = Ricknahmepreis je Anteil der

Anteilsklasse zum
am jeweiligen

der
urspriinglichen
Bewertungspunkt
Handelstag;

ER = 1, im Falle eines Umtauschs von Anteilen,
die auf dieselbe Basiswdhrung lauten.
Andernfalls ist es der
Wahrungsumrechnungsfaktor, der von
den Verwaltungsratsmitgliedern am oder
lber den Bewertungszeitpunkt fir den
jeweiligen Handelstag festgelegt wird,
stellvertretend  fir den bei der
Ubertragung der Vermdgenswerte in
Bezug auf die urspringlichen und die
neuen Anteilsklassen geltenden effektiven
Wechselkurs, gegebenenfalls nach
Bereinigung dieses Wechselkurses um die
effektiven Kosten fir die Ausfiihrung einer
solchen Ubertragung;

der Ausgabepreis je Anteil der neuen
Anteilsklasse zum Bewertungszeitpunkt
am jeweiligen Handelstag; und

die Tauschgeblihr, sofern eine solche an
die Gesellschaft zahlbar ist oder von
dieser angeordnet werden kann, die flr
den Tausch der Anteile anfallt.

Beim Tausch von Anteilen werden Anteile der neuen Anteilsklasse
in Bezug auf und proportional zu den Anteilen der urspriinglichen
Anteilsklasse im Verhéltnis S zu R zugeteilt und ausgegeben.

Anteile konnen nicht gegen Anteile eines anderen Fonds
getauscht werden, solange die Berechnung des
Nettoinventarwerts eines der betroffenen Fonds in der unter
.Aussetzung der Berechnung des Nettoinventarwerts” unten
beschriebenen Art und Weise ausgesetzt ist. Anleger, die den
Tausch von Anteilen beantragt haben, werden von einer solchen
Verzogerung in Kenntnis gesetzt und ihre Antrage werden, sofern
sie nicht zurickgezogen werden, am auf die Beendigung einer
solchen Aussetzung folgenden Handelstag geprift.

Beim Antrag auf den Tausch von Anteilen als Erstanlage in einen
Fonds sollte ein Anteilsinhaber sicherstellen, dass der Wert der
getauschten Anteile den flUr eine erste Zeichnung der
betreffenden neuen Anteilsklasse geltenden Mindestbetrag fir
Erstzeichnungen erreicht oder Ubersteigt, der im jeweiligen
Prospektnachtrag angegeben ist. Wird nur ein Teil des
Anteilsbestands getauscht, muss auch der Wert der verbleibenden
Position mindestens der fur die urspringliche Anteilsklasse
geltenden Mindestanlage entsprechen.

Ist der Umtausch von Anteilen zuladssig, gibt der maBgebliche
Prospektnachtrag weitere Einzelheiten dazu an.

Der Administrator wird nach Ermessen des Fonds gegebenenfalls
nétige Wahrungstransaktionen zu geltenden Wechselkursen
veranlassen, wenn Anteile einer Anteilsklasse eines Fonds gegen
Anteile derselben Anteilsklasse eines anderen Fonds getauscht
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werden. Solche Wa&hrungstransaktionen koénnen Uber die
Verwahrstelle erfolgen und gehen zu Lasten des Antragstellers.
Wahrungstransaktionen kénnen den Handel mit Anteilen
verzogern, da Fremdwahrungsgeschafte verzogert werden
konnen, bis frei verfliigbare Mittel eingegangen sind. Diese
Fremdwahrungstransaktionen werden vom Administrator auf
Gefahr des maBgeblichen Anlegers arrangiert.



8. Handel mit anteilen auf dem Sekundarmarkt

Anteile konnen von allen Anlegern auf dem Sekundéarmarkt Gber
eine relevante, anerkannte Borse, an der die Anteile zum Handel
zugelassen sind, sowie im Freiverkehr (OTC) gekauft und verkauft
werden.

Alle Anleger, die Anteile eines Fonds auf dem Sekundarmarkt
kaufen mochten, sollten ihre Auftrage Gber ihren Makler platzieren.
Anleger, die Uber einen Makler/Handler investieren, kdnnen aus
Clearing-Perspektive nicht als Anteilsinhaber ins Register
eingetragen werden, da die Anteile im Namen eines Nominee
gehalten werden kénnen. Solche Anleger haben jedoch Rechte als
wirtschaftlich Berechtigte der betreffenden Anteile. Bei
Kaufauftragen auf dem Sekundarmarkt lber die anerkannten
Borsen oder im Freiverkehr kénnen Broker- und/oder andere
Kosten anfallen, die von der Gesellschaft nicht erhoben werden
bzw. lber die die Gesellschaft und die Verwaltungsgesellschaft
keine Kontrolle haben. Solche Kosten sind an den anerkannten
Borsen, an denen die Anteile notiert sind, 6ffentlich einsehbar bzw.
kénnen bei den Maklern erfragt werden.

Anleger konnen ihre Anteile Gber einen autorisierten Teilnehmer
zurlickgeben, indem sie die Anteile an den autorisierten
Teilnehmer verkaufen (direkt oder Gber einen Makler).

an solchen Tagen nicht zur Verfligung stehen. Dessen ungeachtet
kénnen eine oder mehrere relevante Borsen gegebenenfalls eine
Berechnung solcher Wertpapiere auf der Basis des Handels in
Bezug auf solche Wertpapiere an anderen als dem/den
Basismarkt/-mérkten bereitstellen. Weitere Angaben zu den
relevanten Borsen fir die einzelnen Fonds sind im jeweiligen
Prospektnachtrag aufgefihrt.

AN EINER BORSE

Die Gesellschaft beabsichtigt, bestimmte Fonds durch Notierung
oder Zulassung zum Handel an einer oder mehreren relevanten
Borsen als ETFs zu qualifizieren. Eine solche Notierung geht mit der
Erwartung einher, dass die Mitglieder der relevanten Borsen als
Market Maker agieren und Brief- und Geldkurse stellen, zu denen
die Anteile jeweils von Anlegern gemaB den Anforderungen der
relevanten Borse ge- oder verkauft werden kénnen. Die Spanne
zwischen Geld- und Briefkursen wird in der Regel durch die
relevanten Borsen (iberwacht. Bestimmte autorisierte Teilnehmer,
die Anteile zeichnen, kénnen als Market Maker agieren; von
anderen autorisierten Teilnehmern wird erwartet, dass sie Anteile
zeichnen, damit sie ihren Kunden im Rahmen ihres Broker-/Dealer-
Geschéfts anbieten kénnen, Anteile von ihnen zu kaufen oder an
sie zu verkaufen. Aufgrund der Tatsache, dass solche autorisierten
Teilnehmer Anteile zeichnen oder zurlicknehmen koénnen, kann
sich mit der Zeit an einer oder mehreren relevanten Borsen
und/oder anderen Borsen ein liquider und effizienter Zweitmarkt
entwickeln, wenn diese der Zweitmarktnachfrage nach solchen
Anteilen nachkommen.

Durch den Betrieb eines solchen Zweitmarkts sind auch Personen,
die keine autorisierten Teilnehmer sind, in der Lage, Anteile von
anderen Zweitmarktinvestoren oder Market Makern,
Brokern/Dealern oder anderen autorisierten Teilnehmern zu
Kursen zu kaufen oder an diese zu verkaufen, die nach der
Umrechnung anndhernd dem Nettoinventarwert der Anteile
entsprechen sollten. Anleger sollten beachten, dass sich an
anderen Tagen als Geschéftstagen oder Handelstagen eines
Fonds, an denen an einem oder mehreren Markten Anteile
gehandelt werden, der/die Basismarkt/-markte, an dem/denen die
Wertpapiere eines Fonds gehandelt werden, jedoch geschlossen
sind, die Spanne zwischen den notierten Geld- und Briefkursen der
Anteile vergréBern kann und der Unterschied zwischen dem
Marktkurs eines Anteils und dem letzten berechneten
Nettoinventarwert je Anteil nach Wahrungsumrechnung
zunehmen kann.

Die Abrechnung von Transaktionen in Anteilen an den relevanten
Borsen erfolgt Uber die Einrichtungen einer oder mehrerer
anerkannter Clearingsysteme gemafl den anwendbaren Verfahren,
die an den betreffenden Borsen zur Verfligung stehen. Anleger
sollten auBerdem berlicksichtigen, dass der Wert der Basiswerte
eines Fonds an solchen Tagen nicht unbedingt berechnet wird und
Anlegern fir ihre Anlageentscheidungen nicht unbedingt zur
Verflgung steht, weil die Kurse der Wertpapiere des Basismarkts
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INTRADAY-WERT DES PORTFOLIOS

Die Verwaltungsgesellschaft kann nach eigenem Ermessen fir
einen oder mehrere Fonds an jedem Geschaftstag einen Intraday-
Portfoliowert oder ,,iNIW* bereitstellen oder andere Personen mit
der Bereitstellung eines solchen in seinem Namen beauftragen.
Wenn die Verwaltungsgesellschaft an einem Geschéftstag einen
iNIW bereitstellt, wird dieser auf Basis der wahrend des
Handelstages bzw. eines Teils des Handelstages verfligbaren
Informationen berechnet und in der Regel auf dem aktuellen Wert
der an diesem Geschéftstag vorhandenen
Vermogenswerte/Anlagen des Fonds beruhen, zuzliglich etwaiger
am vorangegangenen Geschéftstag vorhandener Barbestande des
Fonds. Die Verwaltungsgesellschaft stellt einen iNIW zur
Verfligung, wenn dies von einer relevanten Borse verlangt wird.

Ein iNIW entspricht nicht dem Wert eines Anteils oder dem Preis,
zu dem Anteile gezeichnet oder zurlickgegeben bzw. an einer
relevanten Borse gekauft oder verkauft werden kénnen, und sollte
nicht als solcher verstanden bzw. als Basis fir eine
Anlageentscheidung herangezogen werden. Insbesondere ein
iNIW, der fur einen Fonds gestellt wird, bei dem die Wertpapiere
eines Fonds zur Zeit der Veroffentlichung solcher Intraday-
Portfoliowerte nicht aktiv gehandelt werden, gibt unter
Umstanden nicht den wahren Wert eines Anteils wieder, kann
irrefiihrend sein und sollte nicht als verlasslich betrachtet werden.
Wenn die Verwaltungsgesellschaft oder die von ihr bestimmte
Person nicht in der Lage ist, auf Echtzeitbasis oder flr irgendeinen
Zeitraum einen iNIW zu stellen, so fihrt dies allein nicht zu einer
Aussetzung des Handels mit den Anteilen an einer relevanten
Borse, die sich nach den in diesem Fall geltenden Regeln der
relevanten Borse richtet. Anleger werden darauf hingewiesen,
dass sich in der Berechnung und Ausweisung eines iNIW zeitliche
Verzégerungen beim Eingang der Kurse der betreffenden
Indexwerte im Vergleich zu anderen auf der Grundlage derselben
Indexwerte berechneten Werten, wie z. B. des Referenzindex oder
des Referenzwerts selbst oder des iNIW anderer ETFs, die auf
demselben  Referenzindex oder Referenzwert basieren,
(gegebenenfalls) niederschlagen kénnen. Anleger, die sich fir die
Zeichnung oder die Riicknahme von Anteilen an einer relevanten
Borse interessieren, sollten sich fiir eine Anlageentscheidung nicht
allein auf einen zur Verfigung gestellten iNIW stiitzen, sondern
auch andere Marktdaten und relevante wirtschaftliche und
sonstige Faktoren berticksichtigen (einschlieBlich gegebenenfalls
relevanter Informationen zum Referenzindex oder Referenzwert,
den betreffenden Indexwerten sowie zu Finanzinstrumenten, die
auf demselben Referenzindex oder Referenzwert basieren wie der
betreffende Fonds). Weder die Gesellschaft noch die
Verwaltungsratsmitglieder, die Verwaltungsgesellschaft oder ein
autorisierter Teilnehmer oder andere Dienstleistungsanbieter sind
gegenlber einer Person haftbar, die sich auf den iNIW verlasst.

PORTFOLIOTRANSPARENZ

Informationen zur Berechnungsmethode, einschlieBlich
gegebenenfalls der genauen Einzelheiten zum Referenzindex des
jeweiligen Fonds sind auf der im jeweiligen Prospektnachtrag
angegebenen Website abrufbar.

RUCKNAHMEN UBER DEN SEKUNDARMARKT

Anteile an dem entsprechenden Fonds, die auf dem
Sekundarmarkt gekauft werden, kénnen fir gewdhnlich nicht



8. Handel mit Anteilen auf dem Sekundarmarkt
Fortsetzung

direkt von der Gesellschaft zurlickgekauft werden. Die Anleger
verkaufen ihre Anteile fiir gewohnlich Gber einen Vermittler (z. B.
einen Wertpapier- oder Borsenmakler) am Sekundarmarkt und far
Anlagen dieser Art konnen Geblhren anfallen. Zudem beachten
Sie bitte, dass diese Anleger eventuell mehr als den aktuellen
Nettoinventarwert je Anteil zahlen, wenn sie die Anteile auf dem
Sekundarmarkt kaufen und eventuell weniger als den aktuellen
Nettoinventarwert erhalten, wenn sie ihren Anteil verkaufen.

Unterscheidet sich jedoch der Wert der am Sekundarmarkt
notierten Anteile deutlich von dem aktuellen Nettoinventarwert je
Anteil, so wird es Anlegern, die ihre Anteile Uber einen
Sekundarmarkt halten, gestattet, ihre Anteile direkt an die
Gesellschaft  zurlickgeben. Dies ist zum Beispiel bei
Marktstorungen wie dem Fehlen eines Market Makers der Fall.

In diesen Fallen wird der geregelte Markt informiert, dass die
Gesellschaft direkte Rickkdufe von Sekundarmarktanlegern
zulasst. Diese Sekundarmarktanleger sollten den obigen Absatz 8
des Prospekts (,Handel mit Anteilen auf dem Primarmarkt”) lesen,
um zu erfahren, wie solche Riicknahmeantrage bearbeitet werden.

Nur die tatsachlichen Kosten flr die Bereitstellung der Fazilitat
(d. h. die Kosten im Zusammenhang mit der Liquidierung der
zugrunde liegenden Positionen) werden den Anlegern am
Sekundarmarkt berechnet und die Gebihren im Zusammenhang
mit diesen Rickkaufen dirfen in keinem Fall GbermaBig hoch sein.
Sekundarmarktanleger, die den Riickkauf ihrer Anteile beantragen,
kénnen jedoch gegebenenfalls Steuern unterliegen, wu.a.
Kapitalertragsteuern oder Transaktionssteuern. Deshalb wird
empfohlen, dass der Anteilsinhaber vor einem solchen
Ricknahmeantrag sich hinsichtlich der Auswirkungen eines
Rickkaufs gemal den Gesetzen des Hoheitsgebiets, in dem er ggf.
steuerpflichtig ist, fachlich beraten lasst.

Die von Anteilsinhabern, die keine autorisierten Teilnehmer sind,
zurlGckgekauften Anteile werden gegen Barzahlung zurtickgekauft.
Vor einer Auszahlung an den Anteilsinhaber sind die erforderlichen

Legitimationsprifungen und Geldwaschekontrollen
durchzufiihren. Rickkdufe gegen Sachleistungen auf Wunsch des
Anlegers liegen im alleinigen Ermessen der

Verwaltungsgesellschaft.
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Als Erstausgabepreis der Anteile eines jeden Fonds gilt der Betrag,
der im Prospektnachtrag des jeweiligen Fonds genannt ist.

Der Preis, zu dem die Anteile eines jeden Fonds nach der
Erstausgabe an einem Handelstag ausgegeben werden, wird
ermittelt, indem der Nettoinventarwert je Anteil des jeweiligen
Fonds (d. h. der Wert der Vermdgenswerte des Fonds nach Abzug
der Verbindlichkeiten des Fonds) zu dem flur diesen Fonds
geltenden Bewertungszeitpunkt am jeweiligen Handelstag
berechnet wird. Der Nettoinventarwert je Anteil eines Fonds wird
berechnet durch Division des Nettoinventarwerts des jeweiligen
Fonds durch die Gesamtzahl der ausgegebenen Anteile des Fonds
zum relevanten Bewertungszeitpunkt und Rundung des
Ergebnisses auf bis zu vier Dezimalstellen. Wo anwendbar, wird
der Nettoinventarwert je Anteil der einzelnen Anteilsklassen eines
Fonds berechnet durch Ermittlung des auf die betreffende Klasse
entfallenden Anteils des Nettoinventarwerts des Fonds und
Division dieses Betrags durch die Gesamtzahl der ausgegebenen
Anteile der jeweiligen Klasse zum relevanten Bewertungszeitpunkt
und Rundung des Ergebnisses auf bis zu vier Dezimalstellen. Hat
ein Fonds mehr als eine Anteilsklasse, so kénnen fiir bestimmte
Klassen zuséatzliche Geblhren berechnet werden; Einzelheiten
beziglich dieser Gebihren enthalt der Prospektnachtrag zum

jeweiligen Fonds. Dies kann dazu flihren, dass der
Nettoinventarwert je Anteil fir die einzelnen Klassen
unterschiedlich ausfallt. Der Bewertungszeitpunkt fir die

einzelnen Fonds ist im Prospektnachtrag des jeweiligen Fonds
genannt.

Der Preis fur die Ausgabe von Anteilen an einem Handelstag ist,
vorbehaltlich  der  nachstehenden  Bestimmungen, der
Nettoinventarwert je Anteil der betreffenden Klasse, der wie oben
beschrieben berechnet wird. Bei der Berechnung des
Ausgabepreises kann die Gesellschaft fir jeden Fonds fir eigene
Rechnung einen Aufschlag zur Deckung von Stempelsteuern und
etwaigen Steuern fiir die Ausgabe von Anteilen hinzurechnen. Die
Gesellschaft kann auBerdem einen Aufschlag fur steuer- und
erwerbsbedingte Kosten hinzurechnen. Zeichnern kann zudem
eine im jeweiligen Prospektnachtrag festgelegte
Zeichnungsgebiihr berechnet werden.

Der Preis fir die Riicknahme von Anteilen an einem Handelstag ist,
vorbehaltlich  der  nachstehenden Bestimmungen, der
Nettoinventarwert je Anteil der betreffenden Klasse, der wie oben
beschrieben berechnet wird. Bei der Berechnung des
Ricknahmepreises kann die Gesellschaft vom Nettoinventarwert
je Anteil einen Abschlag fir Steuern und Abschlussgebiihren
anwenden. Bei Rlickgabe von Anteilen kann zudem eine im
jeweiligen Prospektnachtrag festgelegte Rlcknahmegebiihr
berechnet werden.

Die Gesellschaft kann im Falle von Riicknahmeantragen, die eine
Kreditaufnahme, die Auflésung von Einlagen gegen Zahlung einer
Vertragsstrafe oder die Realisierung von Anlagen mit einem
Abschlag erforderlich machen, bei der Berechnung des
Ricknahmepreises einen Betrag abziehen, den der Verwaltungsrat
fir angemessen erachtet und der von der Verwahrstelle
genehmigt wird.

Die Methode zur Bewertung der Vermogenswerte und
Verbindlichkeiten eines jeden Fonds ist in der Satzung festgelegt.

Die Satzung sieht insbesondere vor, dass der Wert von Anlagen,
die an einem Markt notiert oder gehandelt werden, der
Schlussgeldkurs am maBgeblichen Markt zum maBgeblichen
Bewertungszeitpunkt ist, sofern im jeweiligen Prospektnachtrag
nicht anders angegeben, vorausgesetzt, dass nur eine
Bewertungsmethode in Bezug auf den Schlusskurs oder zuletzt
bekannten Marktpreis von einem Fonds gemaB den
Anforderungen der Zentralbank benutzt werden darf. Im Falle von
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Anlagen, die an mehr als einem Markt notiert sind oder gehandelt
werden, wahlt der Verwaltungsrat den Markt aus, der nach seinem
Ermessen die am besten geeigneten Kriterien fir die Bewertung
des Wertpapiers bietet. An einer anerkannten Bérse notierte oder
gehandelte Wertpapiere, die jedoch auBerhalb der relevanten
Borse bzw. des relevanten Marktes mit einem Auf- oder Abschlag
erworben oder gehandelt werden, kénnen unter Berlicksichtigung
des Auf- oder Abschlags am Bewertungszeitpunkt bewertet
werden.

Im Falle von Anlagen, die nicht an einem Markt notiert sind oder
gehandelt werden, oder von Anlagen, die normalerweise an einem
Markt notiert sind oder gehandelt werden, aber fir die ein
Schlussgeldkurs (oder ein Schlusskurs oder zuletzt bekannter
Marktkurs gemaB Angabe im jeweiligen Prospektnachtrag) aktuell
nicht verflgbar ist oder deren Schlusskurs nach Auffassung des
Verwaltungsrats nicht den angemessenen Marktwert
widerspiegelt, ist der Wert der wahrscheinliche
VerduBerungswert, der mit Sorgfalt und nach bestem Wissen und
Gewissen von einer kompetenten, vom Verwaltungsrat
beauftragten und von der Verwahrstelle fir diesen Zweck
genehmigten Person oder auf andere Weise geschatzt wird,
vorausgesetzt, der Wert wird von der Verwahrstelle genehmigt. Bei
der Ermittlung des wahrscheinlichen VerauBerungswerts einer
solchen Anlage reicht eine bestatigte Bewertung durch eine
kompetente unabhéngige Person, und falls keine unabhéngige
Person verfligbar ist, durch den Anlageverwalter, aus. Diese
missen in jedem Falle fur diesen Zweck durch die Verwahrstelle
genehmigt werden.

Barmittel und sonstige liquide Mittel werden zu ihrem Nennwert,
gegebenenfalls zuzliglich der aufgelaufenen Zinsen, bewertet.

Der Wert von boérsengehandelten  Futures-Kontrakten,
Aktienindex-Futures-Kontrakten und Optionen wird auf Basis des
am betreffenden Markt zum Bewertungszeitpunkt ermittelten
Abrechnungspreises ermittelt. Ist der Abrechnungspreis nicht zu
ermitteln, wird der Wert eines solchen Kontrakts als
wahrscheinlicher VerduBerungswert sorgféltig und nach bestem
Wissen und Gewissen von einer kompetenten, vom
Verwaltungsrat beauftragten und fir diesen Zweck von der
Verwahrstelle genehmigten Person oder auf andere Weise
geschatzt, vorausgesetzt, der Wert wird von der Verwahrstelle
genehmigt.

Der Wert von OTC-Derivatekontrakten wird in Ubereinstimmung
mit Artikel 11 der Vorschrift (EU) Nr. 648/2012 tber OTC-Derivate,
zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (,EMIR")
bewertet. Die Bewertung von Units oder Anteilen oder dhnlichen
Beteiligungen an Organismen flr gemeinsame Anlagen (OGA),
deren Units oder Anteile oder ahnliche Beteiligungen auf Wunsch
des Anteilsinhabers aus dem Vermogen des betreffenden
Organismus zurlUckgezahlt werden, erfolgt anhand des letzten
verfligbaren Nettoinventarwerts je Unit oder Anteil oder sonstiger
Beteiligung, der von dem Organismus zum relevanten
Bewertungszeitpunkt veroffentlicht wird, oder zum letzten von
dem Organismus veroffentlichten Ricknahmepreis.

Falls in irgendeinem Falle nicht wie weiter oben vorgesehen ein
Wert ermittelt werden kann, entscheidet der Verwaltungsrat mit
Genehmigung der Verwahrstelle Gber die Bewertungsmethode fir
die betreffende Anlage.

Jeder Wert (von Anlagen oder Barmitteln), der in einer anderen
Wahrung als der Basiswahrung des Fonds ausgedrickt ist, und
jede Kreditaufnahme in einer anderen Wahrung als der
Basiswahrung wird zu dem (amtlichen oder sonstigen) Kurs in die
Basiswahrung des Fonds umgerechnet, der dem Administrator
unter den gegebenen Umstanden angemessen erscheint.
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Unbeschadet der Allgemeingliltigkeit der vorstehenden
Bestimmungen kann der Wert einer Anlage durch die
Verwaltungsgesellschaft angepasst werden, wenn unter den
Aspekten Wiahrung, Marktgangigkeit, Handelskosten und/oder
anderen fir relevant erachteten Aspekten, wie etwa den
anwendbaren Zinssadtzen, dem vorgesehenen Dividendensatz,
Falligkeit oder Liquiditat eine solche Anpassung fur erforderlich
erachtet wird, um den Marktwert wiederzugeben.

Bei der Berechnung des Nettoinventarwerts und des
Nettoinventarwerts je Anteil ist der Administrator nicht fur die
Richtigkeit von Informationen verantwortlich, die von dritten
Preisinformationsdiensten gestellt wurden, die der Administrator
auf Anweisung der Gesellschaft nutzen soll, oder haftet far
Verluste, die der Gesellschaft durch Fehler in der Berechnung des
Nettoinventarwerts entstehen, auBer im Fall offensichtlicher
Fehler, d.h. ein Fehler der Art oder GroéBenordnung, die ein
professioneller Fondsverwalter  verantwortlich handelnd
untersuchen sollte. Vorbehaltlich der Bedingungen des
Verwaltungsvertrags kann der Administrator Beratung oder
Meinungen von professionellen Beratern beziehen und sich darauf
stltzen. Der Administrator wurde nicht als unabhangiger
Wertermittler bestellt.

Ein Anteilsinhaber, der die Ausgabe oder Riicknahme von Anteilen
irgendeiner Klasse oder den Umtausch von Anteilen eines Fonds
gegen Anteile eines anderen beantragt hat, wird gemaB den
Anweisungen des Verwaltungsrats tUber Aussetzungen informiert,
und seine Antrdage werden am ersten Handelstag nach
Beendigung der Aussetzung bearbeitet. Jede Aussetzung wird
unverzliglich und in jedem Fall noch am selben Geschéftstag der
Zentralbank, den zustédndigen Behdrden in den Hoheitsgebieten,
in denen die Gesellschaft (und ihre jeweiligen Fonds) zum Verkauf
registriert ist, und gegebenenfalls der relevanten Borse, an der die
Anteile des jeweiligen Fonds notiert sind, mitgeteilt. Einzelheiten
zu einer solchen Aussetzung werden auch einem Anteilsinhaber
mitgeteilt und in einer in dem betreffenden Land erscheinenden
Zeitung, sofern Gesetze und Praktiken dies erfordern, oder auf
Beschluss des Verwaltungsrats in sonstigen Publikationen
veroffentlicht, wenn die Aussetzung nach Einschatzung des
Verwaltungsrats wahrscheinlich langer als 14 Tage dauern wird.

AUSSETZUNG DER BERECHNUNG DES NETTOINVENTARWERTS

Unter folgenden Umsténden kann die Gesellschaft die Berechnung
des Nettoinventarwerts eines Fonds sowie die Zeichnung,
Riicknahme und den Umtausch von Anteilen und die Zahlung von
Ricknahmeerlosen jeder Klasse voribergehend aussetzen: (i) in
Zeitraumen, in denen die Hauptmarkte, an denen ein wesentlicher
Teil der direkten oder indirekten Anlagen des jeweiligen Fonds
notiert sind, geschlossen ist (ausgenommen gesetzliche Feiertage)
oder der dortige Handel beschrankt oder ausgesetzt wurde; (ii) in
Zeitraumen, in denen aufgrund politischer, wirtschaftlicher,
militarischer oder wahrungsbezogener Ereignisse oder anderer
Umstande, die nicht dem Einfluss, der Verantwortung oder der
Macht der Direktoren unterliegen, eine VerduBerung oder
Bewertung von Anlagen des jeweiligen Fonds nicht ohne
wesentliche Nachteile flr die Interessen des Anteilsinhabers in
angemessener Weise durchflhrbar ist, oder wenn nach Ansicht
des Administrators die Ricknahmepreise nicht in angemessener
Weise berechnet werden kénnen; (iii) in Zeitrdumen, in denen die
Kommunikationsmittel ausfallen, die ublicherweise bei der
Festlegung des Kurses einer Anlage oder sonstiger
Vermogenswerte des jeweiligen Fonds eingesetzt werden, oder in
Zeitrdumen, in denen aus anderen Griinden der aktuelle Kurs von
Vermogenswerten des jeweiligen Fonds an einem Markt nicht
unverzliglich oder richtig ermittelt werden kann; (iv) in
Zeitraumen, in denen die Gesellschaft nicht in der Lage ist, fir die
Riicknahme von Anteilen irgendeiner Klasse des jeweiligen Fonds
fallige Zahlungen zu leisten oder in denen der Transfer von
Geldern im Zusammenhang mit dem Erwerb oder der VerauBerung
von Anlagen oder die falligen Zahlungen fir Anteilsricknahmen
nach Meinung des Verwaltungsrats nicht zu normalen Preisen oder
normalen Wechselkursen durchgefiihrt werden kénnen; (v) in
Zeitraumen, in denen nach Meinung des Verwaltungsrats eine
solche Aussetzung zur Wahrung der Interessen der Gesellschaft
und/oder des jeweiligen Fonds gerechtfertigt ist; (vi) wenn dem
Anteilsinhaber eine Einladung zu einer Hauptversammlung der
Anteilsinhaber, auf der Uber einen Antrag zur Auflésung der
Gesellschaft oder zur SchlieBung des jeweiligen Fonds
abgestimmt beraten werden soll, zugestellt wurde. Die
Gesellschaft wird, sofern maoglich, alle angemessenen Schritte
unternehmen, um eine Aussetzung so bald wie moglich zu
beenden.

STORUNGSEREIGNISSE

Bei Eintritt eines Storungsereignisses (einschlieBlich einer
Indexunterbrechung oder eines Anpassungsereignisses, jedoch ohne
Einschrankung der personlichen Befugnisse der
Verwaltungsratsmitglieder, wie hier naher beschrieben:)

a) kann, insoweit der Fonds DFI hélt, ein genehmigter
Kontrahent (ob er als maBgebliche Berechnungsstelle
handelt oder anderweitig) entweder (i) eines oder mehrere
der maBgeblichen DFls aufheben oder (i) die Bedingungen
der maBgeblichen, vom Fonds gehaltenen DFIs andern, um
einem solchen Ereignis Rechnung zu tragen; darunter fallt
auch die Anpassung oder den Ersatz des Referenzindex, die
Berechnung des Referenzindexstands oder die Bewertung
des DFI (und im Fall von (ii), (iii) und (iv) weiter unten unter
der Voraussetzung, dass der Anlageverwalter (und
gegebenenfalls der genehmigte Kontrahent) dies als
wirtschaftlich sinnvoll erachtet, kann der jeweilige Fonds
seine Tatigkeit unter Verwendung einer solchen Formel und
Methode zur Berechnung des Referenzindexstands
fortsetzen, wie sie zuletzt vor dem Eintritt eines solchen
Ereignisses wirksam war - bei solchen Anpassungen, wie sie
der Anlageverwalter zum Zwecke der Aufrechterhaltung
des Betriebs des jeweiligen Fonds als notig erachten kann);
solche Anpassungen kénnen positive oder negative Effekte
auf den Nettoinventarwert des jeweiligen Fonds haben;
und/oder

b) der Verwaltungsrat kann die Berechnung des
Nettoinventarwerts und alle Zeichnungen, Ricknahmen
und den Umtausch von Anteilen sowie die Zahlung von
Ricknahmeerlésen vorlibergehend aussetzen gemal3 den
Bestimmungen im Abschnitt , Aussetzung der Berechnung
des Nettoinventarwerts”; und/oder

c) falls der Verwaltungsrat den Beschluss gefasst hat, dass die
Fortfihrung eines Fonds unter Berlcksichtigung der
Marktbedingungen (unter Beachtung dieser Stérungs- oder
Anpassungsereignisse und der besten Interessen der
Anteilsinhaber) undurchfihrbar oder nicht ratsam ist, [6st
der Verwaltungsrat den Fonds auf.

Ein Wechsel eines Referenzindexes erfordert (i) die vorherige
Zustimmung der Anteilsinhaber des jeweiligen Fonds durch einen
ordentlichen Beschluss; oder (ii) die Benachrichtigung der
Anteilsinhaber unter den im vorstehenden Abschnitt ,Anlageziel
und Anlagepolitik” dargelegten Bedingungen.
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Bestimmt Ereignisse (,Indexstorung und
Indexanpassungsereignisse”) kdnnen im Zusammenhang mit einem
Referenzindex oder mit der Fahigkeit eines genehmigten
Kontrahenten auftreten, seine Pflichten gemaB einem oder mehreren
Derivatkontrakten zu erfiillen. Solche Ereignisse sind insbesondere die
im vorstehenden Abschnitt ,Anlageziele und Anlagepolitik”
genannten Punkte sowie folgende Ereignisse:

(0] Der Referenzindex gilt als ungenau oder gibt nicht die
tatsdchlichen Marktentwicklungen wieder;

(ii) Der Referenzindex wird vom Indexanbieter dauerhaft
zurlickgenommen;
(iii) Der Indexanbieter versdumt die Berechnung und

Bekanntgabe des Stands vom Referenzindex;

Der Indexanbieter nimmt eine wesentliche Anderung in der
Formel oder Methode zur Berechnung des Referenzindex
vor (mit Ausnahme einer Anderung, die in dieser Formel
oder Methode vorgesehen ist, um die Berechnung des
Referenzindex im Falle von Anderungen bei
Indexkomponenten und Gewichtungen und sonstigen
Routineereignissen aufrechtzuerhalten);

(iv)

(v) Die Lizenz fir die Verwendung von und Bezugnahme auf
den Referenzindex seitens der Gesellschaft wird gekindigt;
(vi) Es wird nach Entscheidung des Anlageverwalters fur den
genehmigten Kontrahenten unmoglich oder wirtschaftlich
unvertretbar, seine Verpflichtungen im Rahmen der
Derivate weiterhin zu erfillen;
(vii) Insoweit der Fonds DFI halt und/oder Optionen oder
Futures-Kontrakte auf den Referenzindex, wenn (a) die mit

der Absicherung der Verbindlichkeiten und
Verpflichtungen im Rahmen der maBgeblichen DFI
und/oder Optionen oder Futures-Kontrakte auf den

Referenzindex durch den genehmigten Kontrahenten

verbundenen Kosten steigen; oder (b) die Fahigkeit des

genehmigten Kontrahenten zur Absicherung seiner

Verbindlichkeiten  beeintrachtigt wird oder diese

wirtschaftlich nicht sinnvoll oder undurchfihrbar ist; oder
(viii) Wenn ein Gesetz verabschiedet oder so gedndert wird, dass
es ungesetzlich, undurchfihrbar oder nicht ratsam ist, (a)
weiter auf den maBgeblichen Referenzindex Bezug zu
nehmen oder diesen nachzubilden; oder (b) dass der
genehmigte Kontrahent weiterhin seine Verpflichtungen im
Rahmen eines oder mehrerer derivativer Kontrakte erflllt.
Die diesbezliglichen Bestimmungen gelten fir Referenzwerte
genauso wie flr einen Referenzindex.

NOTIERUNG AN EINER BORSE

Die Gesellschaft beabsichtigt, bestimmte Fonds durch Notierung
an einer oder mehreren relevanten Borsen als ETFs zu qualifizieren.
Im Rahmen dieser Notierungen besteht eine Verpflichtung seitens
eines oder mehrerer Mitglieder der relevanten Borse, als Market
Maker zu fungieren und Preise zu stellen, zu denen die Anteile von
Anlegern gekauft oder verkauft werden konnen. Die Spanne
zwischen diesen Kauf- und Verkaufspreisen kann von der flr die
relevante Borse zustdndigen Behorde Uberwacht und reguliert
werden.

Sofern im Prospektnachtrag fiir den jeweiligen Fonds nicht anders
angegeben, ist vorgesehen, die Notierung der Anteile jedes Fonds
an relevanten Borsen zu beantragen.

Die Gesellschaft berechnet keine Ubertragungsgebiihr fiir
Anteilskdufe am Sekundarmarkt.

Kauforders fur Anteilskdufe an den relevanten Bérsen kénnen tiber
ein Mitgliedsunternehmen oder einen Makler erteilt werden. Durch
diese Kauforders konnen Kosten entstehen, auf die die
Gesellschaft keinen Einfluss hat.

Die Genehmigung eines Zulassungsprospekts gemaB den
Notierungsrichtlinien der relevanten Borse stellt keine Garantie
oder Zusicherung seitens der relevanten Borse hinsichtlich der
Kompetenz der Service-Anbieter oder der Angemessenheit der im
Zulassungsprospekt enthaltenen Informationen oder der Eignung
der Anteile flir Anlagen oder einen anderen Zweck dar.

Entscheidet sich der Verwaltungsrat fiir die Auflegung zuséatzlicher
Fonds oder Anteilsklassen, kann er nach eigenem Ermessen die
Notierung der Anteile dieser Fonds an der relevanten Borse
beantragen. Solange die Anteile eines Fonds an einer relevanten
Borse notiert sind, ist der Fonds bestrebt, die Anforderungen der
relevanten Borse bezliglich dieser Anteile zu erfillen. Zwecks
Erflllung der nationalen Gesetze und Bestimmungen zum Angebot
und/oder der Notierung der Anteile auBerhalb Irlands kénnen
diesem Dokument ein oder mehrere Dokumente beigefligt sein, in
denen die relevanten Informationen flr die Hoheitsgebiete, in
denen die Anteile zur Zeichnung angeboten werden, dargelegt
sind.

Jede Anteilsklasse eines Fonds kann an einer oder mehreren
relevanten Borsen notiert sein. Einzelheiten hierzu sind im
jeweiligen Prospektnachtrag dargelegt.
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VERWALTUNGSRATSMITGLIEDER DER GESELLSCHAFT

Die Verwaltungsratsmitglieder der Gesellschaft sind nachfolgend
aufgefihrt:

Anne-Marie King: Frau King ist als Head of Cross Border
Governance for EMEA fur die Entwicklung eines einheitlichen,
kohédrenten Governance- und Aufsichtsrahmenwerks flur die
Aktivitaten von Invesco als regulierte
Fondsmanagementgesellschaft im EMEA-Raum verantwortlich
und unterstiitzt insbesondere die in Dublin und Luxemburg
ansassigen Unternehmen von Invesco. Frau King st
Verwaltungsratsmitglied der Invesco Investment Management
Limited. Sie ist auBerdem Verwaltungsratsmitglied von mehreren
durch Invesco beworbene Fonds. Frau King kam im September
1994 als Mitglied der Kundenbetreuungsabteilung zu Invesco
(damals Investment Fund Administrators Limited, eine
hundertprozentige Tochtergesellschaft von GT Asset Management
Ireland Limited). Seitdem hat Frau King eine Reihe
unterschiedlicher und zunehmend anspruchsvoller Funktionen bei
Invesco libernommen, unter anderem in den Bereichen Finanzen,
Anlageverwaltung, Geschaftsentwicklung und Transferstelle. Vor
Antritt ihrer aktuellen Position im Jahr 2013 war Frau King Head of
Cross Border Transfer Agency mit Gesamtverantwortung fir die
operativen, Kontroll- und Aufsichtsfunktionen der Transferstelle
sowie die diesbeziigliche Projekt- und Produktumsetzung. Sie
schloss 1998 ihr Studium an der Dublin Business School ab und ist
Fellow der Chartered Association of Certified Accountants.

Gary Buxton: Herr Buxton ist als Head of EMEA ETFs von Invesco
fr die Bereiche Produkt- und Vertriebsstrategie,
Produktimplementierung und Kapitalmarkte in der EMEA-Region
verantwortlich. Er kam im August 2017 im Zuge der Ubernahme
von Source zu Invesco. Bei Source war er als einer der Griinder des
Unternehmens seit 2008 tatig und als Chief Operating Officer fir
die Bereiche Produkt, Trading, Technologie und
Risikomanagement verantwortlich. Von 2008 bis 2012 und von
2015 bis 2017 war Herr Buxton auBerdem der Chief Financial
Officer von Source. Vor der Griindung von Source hatte Herr
Buxton eine Fihrungsrolle in der Hedgefondssparte von Merrill
Lynch mit Schwerpunkt auf der Produktentwicklung. Herr Buxton
begann seine Laufbahn bei Deloitte in London und ist als
Chartered Accountant (FCA) qualifiziert. Herr Buxton ist
Verwaltungsratsmitglied von Invesco Markets PLC, Invesco
Markets Il PLC, Invesco Markets Il PLC, Invesco Liquidity Funds
PLC und Invesco Investment Management Limited. Herr Buxton ist
britischer und irischer Staatsangehoriger.

Feargal Dempsey: Herr Dempsey ist ein unabhdngiges nicht
geschaftsfiihrendes Verwaltungsratsmitglied. Er sitzt in den
Verwaltungsrdten mehrerer Verwaltungsgesellschaften und
Fonds. Er hatte leitende Positionen bei Barclays Global
Investors/BlackRock inne, u. a. Head of Product Strategy iShares
EMEA, Head of Product Structuring iShares EMEA und Head of
Product Governance. Zuvor fungierte er auch als Leiter der
Rechtsabteilung bei ETF Securities sowie als leitender
Rechtsanwalt bei Pioneer Investments. Herr Dempsey hat einen
BA(Hons) sowie einen LLB(Hons) des University College Galway
und wurde 1996 in das irische Anwaltsverzeichnis (Roll of
Solicitors) und 2005 in die England and Wales Law Society
aufgenommen. Er war Mitglied des Rechts- und
Regulierungsausschusses der IFIA und der ETF Working Group bei
EFAMA.

Barry McGrath: Herr McGrath ist unabhéngiges
Verwaltungsratsmitglied und Berater einer Reihe irischer Fonds.
Zuvor leitete er von 2008 bis 2017 die Investment Funds Group der
Dubliner Niederlassung von Maples and Calder und war ein
globaler Aktienpartner der Gruppe. Er ist auf
Finanzdienstleistungsrecht spezialisiert. Davor war er Senior
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Partner einer groBen irischen Wirtschaftskanzlei. Barry McGrath
hat sein Studium am University College Dublin abgeschlossen.

Kein Verwaltungsratsmitglied: (i) hat unverbiBte Strafen im
Zusammenhang mit Straftaten; (ii) war Verwaltungsratsmitglied
irgendeiner Gesellschaft oder Partnerschaft, welche - solange er
Verwaltungsratsmitglied mit geschéftsfiihrender Funktion oder
Partner war oder innerhalb von 12 Monaten vor solchen
Ereignissen fur insolvent erklart wurde, fur die ein
Insolvenzverwalter bestellt wurde oder die liquidiert wurde, einen
Vermogensverwalter bestellt hat oder einen freiwilligen Vergleich
mit ihren Glaubigern eingegangen ist; (iii) wurde von irgendeiner
rechtlichen oder aufsichtsrechtlichen Stelle (einschlieBlich
anerkannter  berufsstandischer  Organisationen)  o6ffentlich
beschuldigt oder mit Sanktionen belegt; oder war von einem
Gerichtsbeschluss betroffen, der ihm seine Tatigkeit als
Verwaltungsratsmitglied einer Gesellschaft oder die Verwaltung
und FUhrung der Geschifte einer Gesellschaft untersagt.

Im Sinne dieses Prospekts ist die Anschrift aller
Verwaltungsratsmitglieder der eingetragene Sitz der Gesellschaft.

Die Gesellschaft hat die tagliche Verwaltung und Fihrung der
Gesellschaft gemaB den vom Verwaltungsrat genehmigten
schriftlichen Richtlinien der Verwaltungsgesellschaft und der
Verwahrstelle Ubertragen. Dementsprechend sind samtliche
Verwaltungsratsmitglieder der Gesellschaft nicht
geschaftsfihrend.

VERWALTUNGSGESELLSCHAFT

Die Gesellschaft hat Invesco Investment Management Limited zur
Verwaltungsgesellschaft der Gesellschaft und der einzelnen Fonds
ernannt, mit der Befugnis, vorbehaltlich der Gesamtiiberwachung
und Kontrolle durch die Gesellschaft, eine oder mehrere ihrer
Aufgaben zu delegieren. Die Verwaltungsgesellschaft ist eine
Gesellschaft mit beschrankter Haftung und wurde am 27. Juli 2008
gegriindet. Obergesellschaft ist die auf den Cayman-Inseln
ansassige Source Holdings Limited. Das genehmigte Grundkapital
der Verwaltungsgesellschaft betragt 10.000.000 EUR, wovon
2.500.000 EUR eingezahlt sind. Die Verwaltungsgesellschaft ist
von der Zentralbank zugelassen und unterliegt deren Aufsicht.
Sekretar der Verwaltungsgesellschaft ist MFD Secretaries Limited.

Die Verwaltungsratsmitglieder der Verwaltungsgesellschaft sind
Feargal Dempsey, Gary Buxton, Barry McGrath, Anne-Marie King,
Hayley Norford und Patrick O’Shea.

Anne-Marie King, Feargal Dempsey, Barry McGrath und Gary
Buxton gehoren auch dem Verwaltungsrat der Gesellschaft an.

ANLAGEVERWALTER

Soweit nicht in dem jeweiligen Prospektnachtrag anders
dargelegt, hat die Verwaltungsgesellschaft die Verantwortung fir
die Anlage und Wiederanlage der Vermodgenswerte der
Gesellschaft gemaB dem Anlageverwaltungsvertrag auf die
Invesco Capital Management LLC Ubertragen. Der
Anlageverwalter ist gegeniber der Verwaltungsgesellschaft fir
die Verwaltung der Anlage der Vermogenswerte der Gesellschaft
verantwortlich, wobei er grundsitzlich der Uberwachung und
Leitung durch den Verwaltungsrat und die
Verwaltungsgesellschaft unterliegt. Der Anlageverwalter wurde
nach dem Recht des Bundesstaats Delaware, USA, gegriindet und
ist eine hundertprozentige Tochtergesellschaft der Invesco
Limited. Der Anlageverwalter ist bei der us-
Borsenaufsichtsbehdrde SEC als Anlageberater registriert.

Invesco Asset Management Limited und Invesco Advisers, Inc.
wurden mit der Erbringung von
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Anlageverwaltungsdienstleistungen  fir  bestimmte  Fonds
beauftragt, wie im entsprechenden Prospektnachtrag dargelegt.

Vorbehaltlich der vorherigen Zustimmung der
Verwaltungsgesellschaft kann der Anlageverwalter im Einklang mit
den Anforderungen der Zentralbank einen oder mehrere
Unteranlageverwalter, Unterberater oder sonstige Beauftragte
bestellen, denen er seine Anlageverwaltungsverpflichtungen in
Bezug auf einen Fonds ganz oder teilweise Ubertragen kann.
Einzelheiten zu diesen eventuell bestellten Unternehmen werden
den Anteilsinhabern auf Anfrage bereitgestellt und in den Jahres-
und Halbjahresberichten der Gesellschaft offengelegt. Der
Anlageverwalter begleicht die Gebihren und Kosten dieser
Unteranlageverwalter, Unterberater oder Bevollmachtigten.

VERWAHRSTELLE

Die Verwahrstelle ist ein Unternehmen mit beschrankter Haftung,
das am 30. September 2008 in Belgien gegriindet wurde. Das
Hauptgeschaft der Verwahrstelle besteht im Asset Servicing fir
externe und interne Kunden der The Bank of New York Mellon-
Gruppe. In Aufsichtsfragen untersteht die Verwahrstelle als
bedeutendes Finanzinstitut der Regulierung und Beaufsichtigung
durch die Européische Zentralbank (EZB) und die National Bank of
Belgium (NBB) und in Bezug auf Verhaltensregeln untersteht sie
der Aufsicht der belgischen Financial Services and Markets
Authority (FSMA). Sie wird in Bezug auf die Verhaltensregeln von
der Central Bank of Ireland reguliert.

Die Verwahrstelle ist eine hundertprozentige Tochtergesellschaft
von The Bank of New York Mellon (,BNY Mellon“). BNY Mellon ist
eine globale Finanzdienstleistungsgesellschaft mit Schwerpunkt
auf der Betreuung von Kunden bei der Verwaltung ihrer
Finanzanlagen. Sie ist in 35 Landern und auf iber 100 Markten
tatig. BNY Mellon ist ein fihrender Finanzdienstleister fur
Finanzinstitute, Unternehmen und vermogende Privatpersonen
und erbringt mit einem weltweiten kundenorientierten Team
erstklassige Dienstleistungen in den Bereichen Anlage- und
Vermogensverwaltung, Asset Servicing, Emissionsbetreuung,
Clearing und Liguiditatsmanagement. Zum
31. Marz 2021 hatte sie Vermogenswerte in Hohe von
41,7 Billionen US$ unter Verwahrung und Verwaltung sowie ein
verwaltetes Vermogen von 2,2 Billionen US$. Die Verwahrstelle
fihrt Funktionen in Bezug auf die Gesellschaft aus, einschlieB3lich,
aber nicht beschrankt auf Folgende:

(i) Die Verwahrstelle verwahrt samtliche
Finanzinstrumente, die auf einem Depot bzw. einem
Konto flr Finanzinstrumente, das in den Bilichern der
Verwahrstelle eroffnet wird, verbucht oder gehalten
werden kénnen, wobei getrennte Konten bzw. Depots im
Namen der Gesellschaft oder der
Verwaltungsgesellschaft fir die Gesellschaft erdffnet
werden, die eindeutig als der Gesellschaft gehérend
gekennzeichnet sind und auf denen samtliche
Finanzinstrumente  verwahrt  werden, die der
Verwahrstelle physisch ibergeben werden kénnen.

(ii) Die Verwahrstelle Uberprift das Eigentum der
Gesellschaft an den Vermogenswerten (abgesehen von
den in (i) vorstehend erwdhnten) und fahrt
Aufzeichnungen zu denjenigen Vermogenswerten und
halt diese auf dem neuesten Stand, bei denen sie sich
vergewissert hat, dass die Gesellschaft das Eigentum an
ihnen hat.

Die  Verwahrstelle stellt eine effektive und
ordnungsgemaBe Uberwachung der Cashflows der
Gesellschaft sicher (diese Aufgabe umfasst auch die
Sicherstellung, dass Barmittel der Gesellschaft auf

(iii)

Kassakonten (wie Umbrella-Kassakonten) verbucht
werden, welche die Anforderungen der Vorschriften
erfillen).

(iv)

Die Verwahrstelle ist fiir bestimmte Aufsichtspflichten in

Bezug auf die Gesellschaft zustidndig - siehe
.Zusammenfassung der Aufsichtspflichten”
nachstehend.

Pflichten und Aufgaben in Bezug auf (iii) und (iv) konnen von der
Verwahrstelle nicht Gibertragen werden.

Zusammenfassung der Aufsichtspflichten:
Die Verwahrstelle ist unter anderem verpflichtet:

(a) sicherzustellen, dass der Verkauf, die Ausgabe, der
Ruckkauf, die Riicknahme und Annullierung von Anteilen
durch oder im Namen der Gesellschaft gemal3 den
Vorschriften und der Satzung durchgefiihrt werden;

sicherzustellen, dass der Wert der Anteile den
Vorschriften und der Satzung entsprechend berechnet
wird;

(b)

den Anweisungen der Gesellschaft Folge leisten, es sei
denn, sie stehen im Widerspruch zu den Vorschriften
oder der Satzung;

(d) sicherzustellen, dass bei jeder mit den
Vermogenswerten der Gesellschaft verbundenen
Transaktion die Gegenleistung ihr innerhalb der Gblichen
Fristen Uberwiesen wird;

(e) sicherzustellen, dass die Ertrage der Gesellschaft den
Vorschriften und der Satzung entsprechend verbucht
werden;

) sich einen Uberblick liber die Geschaftstitigkeit der

Gesellschaft in jedem jahrlichen Bilanzierungszeitraum
zu verschaffen und dem Anteilsinhaber dartiber Bericht
zu erstatten. Der Bericht der Verwahrstelle wird der
Verwaltungsgesellschaft rechtzeitig libergeben, dass die
Verwaltungsgesellschaft eine Kopie des Berichts in den
Jahresbericht fir die Gesellschaft aufnehmen kann. In
ihrem Bericht erklart die Verwahrstelle, ob ihrer Meinung
nach die Gesellschaft im betreffenden Zeitraum:

(i) gemaB den Beschrankungen, die die Zentralbank,
die Satzung und die Vorschriften den Anlage- und
Kreditaufnahmebefugnissen  der  Gesellschaft
auferlegen; und

(i) auch sonst in Ubereinstimmung mit den
Bestimmungen der Vorschriften und der Satzung
verwaltet wurde.

Wenn die Gesellschaft nicht gemal den oben unter (i)
oder (ii) genannten Beschrankungen und Bestimmungen
verwaltet wurde, muss die Verwahrstelle angeben,
warum dies der Fall ist und die MaBnahmen erlautern, die
von der Verwahrstelle zur Behebung der Situation
ergriffen wurden.
(9) Umgehend die Zentralbank (ber einen wesentlichen
VerstoB seitens der Gesellschaft oder der Verwahrstelle
gegen Anforderungen, Pflichten oder Dokumente
informieren, die sich auf die Vorschrift 114(2) der OGAW-
Vorschriften der Zentralbank beziehen; und
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(h) umgehend die Zentralbank (iber einen nicht
wesentlichen VerstoB seitens der Gesellschaft oder der
Verwahrstelle gegen Anforderungen, Pflichten oder
Dokumente informieren, die sich auf die Vorschrift 114(2)
der OGAW-Vorschriften der Zentralbank beziehen, wenn
dieser VerstoB3 nicht innerhalb von 4 Wochen, nachdem
die Verwahrstelle von diesem nicht wesentlichen

VerstoB Kenntnis erhielt, behoben wurde.

Die oben genannten Pflichten kénnen durch die Verwahrstelle
nicht an einen Dritten delegiert werden.

Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben soll die Verwahrstelle
ehrlich, redlich, professionell, unabhéangig und im Interesse der
Gesellschaft und der Anleger handeln.

AUTORISIERTE TEILNEHMER

Die Gesellschaft hat verschiedene juristische Personen zu
autorisierten Teilnehmern ernannt. Diese sind autorisiert, Anteile
eines Fonds bar oder auf Basis von Sachwerten zu zeichnen und
zurlickzugeben.

ADMINISTRATOR

Die Gesellschaft hat die BNY Mellon Fund Services (Ireland) DAC
als Administrator, Register- und Transferstelle gemaB dem
Verwaltungsvertrag bestellt.

Der Administrator ist eine am 31.Mai1994 unter der
Registrierungsnummer 218007 gegriindete Designated Activity
Company (DAC). Der Administrator ist eine indirekte
hundertprozentige Tochtergesellschaft von The Bank of New York
Mellon Corporation. Die Bank of New York Mellon Corporation ist
eine globale Finanzdienstleistungsgesellschaft, die sich
schwerpunktmaBig der Unterstlitzung ihrer Kunden bei der
Verwaltung und Betreuung ihrer finanziellen Vermogenswerte
widmet. Sie hat Niederlassungen in 36 Landern und bedient lber
100 Markte. Die Bank of New York Mellon Corporation ist ein
fihrender Finanzdienstleister fur Finanzinstitute, Unternehmen
und vermogende Privatpersonen und erbringt mit einem
weltweiten kundenorientierten Team Dienstleistungen in den
Bereichen Anlage- und Vermogensverwaltung, Asset Servicing,
Emissionsbetreuung, Clearing und Liquiditdtsmanagement. Zum
31. Marz 2021 hatte sie Vermogenswerte in Hohe von
41,7 Billionen US$ unter Verwahrung und Verwaltung sowie ein
verwaltetes Vermogen von 2,2 Billionen US$.

Die Pflichten und Aufgaben des Administrators erstrecken sich
unter anderem auf die Berechnung des Nettoinventarwerts und
des Nettoinventarwerts je Anteil, die Flihrung maBgeblicher
Unterlagen in Bezug auf die Gesellschaft, die vom Administrator in
Bezug auf die von ihm gemaB dem Verwaltungsvertrag
Ubernommenen Verpflichtungen verlangt werden kénnen, die
Erstellung und Fiihrung der Geschéftsblicher und Aufzeichnungen
der Gesellschaft, die Zusammenarbeit mit dem Abschlussprifer in
Bezug auf die Priifung des Jahresabschlusses der Gesellschaft und
die Bereitstellung bestimmter Anteilsinhaberdienste als Register-
und Transferstelle in Bezug auf die Anteile der Gesellschaft.

Zum Datum dieses Prospekts sind dem Administrator keine
Interessenkonflikte in Bezug auf seine Bestellung als Administrator
fur die Gesellschaft bekannt. Beim Auftreten eines
Interessenkonflikts stellt der Administrator sicher, dass dieser
gemaB dem Verwaltungsvertrag, den geltenden Gesetzen und im
Interesse der Anleger beigelegt wird.

Der Administrator ist weder direkt noch indirekt an den
Geschaften, der Organisation, der Unterstlitzung oder dem
Management der Gesellschaft beteiligt und ist mit Ausnahme der
Erstellung des Vorgenannten nicht fir dieses Dokument
verantwortlich und Gbernimmt keine Verantwortung oder Haftung
fir in diesem Dokument enthaltenen Informationen, Angaben in
Bezug auf sich selbst ausgenommen.

ZAHLSTELLE

Die Verwaltungsgesellschaft hat eine Zahlstelle fur Anteile der
Fonds bestellt. In dieser Eigenschaft ist die Zahlstelle unter
anderem daflir verantwortlich, sicherzustellen, dass Zahlungen,
die die Zahlstelle von der Gesellschaft erhalt, ordnungsgemal
geleistet werden; unabhingige Aufzeichnungen liber Wertpapiere
und Dividendenzahlungsbetrage zu fiihren; und Informationen an
die jeweilige ICSD weiterzugeben. Zahlungen in Bezug auf die
Anteile erfolgen Uber die jeweilige ICSD im Einklang mit den
Standardpraktiken der jeweiligen ICSD. Die
Verwaltungsgesellschaft kann die Bestellung der Zahlstelle &ndern
oder beenden oder zuséatzliche oder andere Registerstellen oder
Zahlstellen bestellen oder Anderungen der Niederlassungen
zulassen, Uber die Registerstellen oder Zahlstellen agieren. Bank of
New York Mellon, Niederlassung London ist derzeit von der
Verwaltungsgesellschaft zur Zahlstelle bestellt.

LOKALE VERTRETUNGEN

Es ist vorgesehen, dass die Gesellschaft in Verbindung mit dem

offentlichen Vertrieb ihrer Anteile in bestimmten Léandern
verschiedene lokale Vertretungen bestellt. Die lokalen
Vorschriften in EWR-Ladndern koénnen die Bestellung lokaler

Vertretungen und die Fihrung von Blchern durch diese
Vertretungen vorschreiben, tber die eventuell Zeichnungs- und
Ricknahmegelder gezahlt werden. Anleger, die sich dafir
entscheiden oder gemalB 6rtlichem Recht dazu verpflichtet sind,
Zeichnungs-/Ricknahmegelder tber einen Vermittler (z. B. einen
lokalen Untervermittler) statt direkt Uber die Verwahrstelle zu
zahlen/erhalten, sind gegenlber diesem Vermittler in Bezug auf:
(i) Zeichnungsgelder vor der Ubermittlung dieser Gelder an die
Verwahrstelle auf Rechnung der Gesellschaft; und (ii) von diesem
Vermittler an den jeweiligen Anleger, der Anteile zurlickgibt, zu
zahlende Ricknahmegelder einem Ausfallrisiko ausgesetzt.
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Die folgenden Ausfiihrungen bieten einen allgemeinen Uberblick
Uber die wesentlichen auf die Gesellschaft und bestimmte Anleger
in die Gesellschaft, die die wirtschaftlichen Eigentiimer von
Anteilen der Gesellschaft sind, zutreffenden Erwdgungen in Bezug
auf die Besteuerung in Irland. Sie erheben keinen Anspruch, alle
auf die Gesellschaft oder auf alle Anlegergruppen, die eventuell
teilweise  besonderen Regeln unterliegen, zutreffenden
steuerlichen Folgen zu behandeln. Sie befassen sich z. B. nicht mit
der steuerlichen Situation von Anteilsinhabern, deren Erwerb von
Anteilen der Gesellschaft als Beteiligung im Rahmen eines
Personal Portfolio Investment Undertaking (PPIU) angesehen
wirden. Die steuerlichen Folgen einer Anlage in Anteile der
Gesellschaft hangen nicht nur von der Wesensart der
Geschaftstatigkeit der Gesellschaft und den diesbeziglich
anwendbaren Steuergrundséatzen, sondern auch von bestimmten
Feststellungen in Bezug auf Sachverhalte ab, die derzeit noch
nicht getroffen werden konnen. Die Anwendbarkeit ist daher von
den individuellen Umstédnden der einzelnen Anteilsinhaber
abhangig. Dies stellt keine Steuerberatung dar und
Anteilsinhabern und potenziellen Anlegern wird empfohlen, sich
bei ihren professionellen Beratern Gber die etwaigen steuerlichen
und sonstigen Folgen des Kaufs, Haltens, Verkaufs, Umtauschs
oder einer sonstigen VerduBerung der Anteile nach dem Recht
Irlands und/oder des Landes ihrer Grindung, ihrer Eintragung,
ihrer Staatsangehorigkeit, ihres Steuersitzes oder standigen
Aufenthalts unter Berilcksichtigung ihrer individuellen Umstande
zu informieren.

Anleger und potenzielle Anleger sollten beachten, dass die
folgenden Feststellungen zur Besteuerung auf dem Rat der
Verwaltungsratsmitglieder in Bezug auf die im jeweiligen
Hoheitsgebiet zum Datum dieses Prospekts geltenden Gesetzen
und  Praktiken und vorgeschlagenen Regelungen und
Gesetzesentwirfen beruhen. Wie bei jeder Anlage gibt es keine
Garantie, dass die steuerliche Position oder die vorgeschlagene
steuerliche Position, die zu dem Zeitpunkt gilt, an dem die Anlage
in die Gesellschaft erfolgt, unbegrenzt fortbesteht, da die
Besteuerungsgrundlage und die Steuersatze schwanken koénnen.

Besteuerung der Gesellschaft

Die Gesellschaft gilt im steuerlichen Sinn als in Irland anséssig,
sofern sie in Irland gegrindet wurde und nicht aufgrund eines
Doppelbesteuerungsabkommens zwischen Irland und einem
anderen Land als in einem anderen Land als Irland ansassig gilt.

Der Verwaltungsrat beabsichtigt, die Geschifte der Gesellschaft
so zu fuhren, dass sichergestellt ist, dass sie steuerlich in Irland
ansassig ist.

Der Verwaltungsrat hat die Auskunft erhalten, dass gemaB3 den
aktuellen Gesetzen und Praktiken in Irland die Gesellschaft als
Anlageorganismus nach Section 739B des TCA qualifiziert ist. Die
Gesellschaft unterliegt auf dieser Grundlage keiner irischen Steuer
auf ihre Ertrage und Kapitalgewinne.

Aufgrund von im Rahmen des Finance Act 2016 eingefiihrten
Anderungen gilt eine neue Regelung fiir IREFs (Irish Real Estate
Funds, d. h. irische Immobilienfonds), derzufolge bei
.steuerpflichtigen Ereignissen in Bezug auf IREFs” eine
Quellensteuer in Héhe von 20 % erhoben wird. Die Anderungen
beziehen sich in erster Linie auf Anleger, die fir irische
Steuerzwecke nicht in Irland anséssig sind. Da die Gesellschaft
keine irischen Immobilienanlagen halt oder halten wird, sollten
diese Bestimmungen nicht relevant sein und werden daher nicht
naher erortert.

Ungeachtet des Vorstehenden kann der Gesellschaft beim
Eintreten eines steuerpflichtigen Ereignisses in der Gesellschaft
eine Steuerpflicht in Bezug auf Anleger entstehen, die in Irland
steuerpflichtige Personen sind.
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Steuerpflichtige Ereignisse sind unter anderem:

(a) Zahlungen jeglicher Art oder Ausschittungen der
Gesellschaft an Anleger in Bezug auf ihre Anteile;

(b) jede Ubertragung, Stornierung, Einldsung, Riicknahme
oder jeder Rickkauf von Anteilen; und

(c) jede fiktive VerauBerung (eine fiktive VerduBBerung tritt
beim Ablauf eines maBgeblichen Zeitraums ein) von
Anteilen oder die Einziehung oder Annullierung von
Anteilen durch die Gesellschaft zur Begleichung der auf
einen bei einer Ubertragung anfallenden Gewinn zu
zahlenden Steuern.

Ein ,maBgeblicher Zeitraum” ist ein Zeitraum von acht Jahren ab
dem Erwerb von Anteilen durch einen Anleger und jeder darauf
folgende Zeitraum von acht Jahren, der unmittelbar nach dem
vorhergehenden maBgeblichen Zeitraum beginnt,

Ein steuerpflichtiges Ereignis liegt nicht vor:

i bei Transaktionen in Bezug auf Anteile, die in einem
anerkannten Clearingsystem gehalten werden;

ii. beim Umtausch von Anteilen einer Klasse der
Gesellschaft gegen Anteile einer anderen Klasse der
Gesellschaft durch einen Anleger im Rahmen einer
Transaktion zu marktblichen Konditionen;

iii. bei einer Ubertragung von Anteilen zwischen
Ehepartnern oder zivilen Lebenspartnern und
Ubertragungen zwischen Ehepartnern oder zivilen

Lebenspartnern oder ehemaligen Ehepartnern oder
ehemaligen  zivilen Lebenspartnern bei einer
gerichtlichen Trennung, Auflésung der Partnerschaft
und/oder Scheidung;

iv. beim  Umtausch Anteilen aufgrund einer
qualifizierenden Zusammenlegung oder
Umstrukturierung (im Sinne von Section 739H des TCA)
der Gesellschaft mit einem anderen Anlageorganismus;

von

oder

V. bei der Annullierung von Anteilen der Gesellschaft bei
einem  Umtausch in  Verbindung mit einer
Zusammenlegung (im Sinne von Section 739H(A) des
TCA); oder

Vi. bei jeder Transaktion in Verbindung mit oder in Bezug

auf entsprechende Anteile (im Sinne von Section
739B(2A) des TCA) an einer Investmentgesellschaft, die
nur durch einen Wechsel des gerichtlichen
Fondsverwalters (Court Funds Manager) fir diese
Investmentgesellschaft veranlasst wird.

Gleichwertige MaBnahmen

Einem Anlageorganismus fallen auf steuerpflichtige Ereignisse in
Bezug auf Anleger, die zum Zeitpunkt des steuerpflichtigen
Ereignisses steuerbefreite irische Anleger sind, keine Steuern an,
sofern eine einschlagige Erklarung vorliegt und der Gesellschaft
keine Informationen vorliegen, die nach vernlnftigem Ermessen
darauf hindeuten wiirden, dass die darin enthaltenen
Informationen in wesentlichen Punkten nicht langer zutreffend
sind. Liegt keine einschlagige Erklarung vor, gilt die Annahme,
dass der Anleger flir Steuerzwecke in Irland ansassig ist.

Weitere Bestimmungen lassen die Anwendung der obigen
Ausnahmeregelung in Bezug auf Anleger zu, die weder in Irland
ansassig sind noch ihren gewohnlichen Aufenthalt zu
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Steuerzwecken in Irland haben, sofern der Anlageorganismus
nicht aktiv an diese Anleger vermarktet wird und angemessene
MaBnahmen (,.Gleichwertige MaBnahmen®) vom
Anlageorganismus zur Sicherstellung etabliert werden, dass diese
Anleger weder in Irland ansassig sind noch ihren gewdhnlich
Aufenthalt zu Steuerzwecken in Irland haben und dass der
Anlageorganismus diesbezlglich die Genehmigung von der
irischen Steuerbehorde erhalten hat.

Wenn fiir ein steuerpflichtiges Ereignis Steuern anfallen, obliegt
ihre Zahlung der Gesellschaft und ist zu erstatten durch Abzug
oder im Fall der Ubertragung und fiktiven VerduBerung durch
Einziehung oder Inbesitznahme von Anteilen des betreffenden
Anlegers. Unter bestimmten Umstidnden und nur nach
Benachrichtigung eines Anlegers durch die Gesellschaft kann die
Steuerpflicht in Bezug auf eine fiktive VerauBerung nach Wahl der
Gesellschaft statt der Gesellschaft dem Anleger auferlegt werden.

In  diesem Fall muss der Anleger in Irland eine
Einkommensteuererklarung abgeben und die entsprechenden
Steuern (zum unten aufgefiihrten Satz) an die irische

Steuerbehdrde entrichten.

Liegt der Gesellschaft keine einschldagige Erklarung vor oder sind
keine gleichwertigen MaBnahmen installiert, dann wird davon
ausgegangen, dass ein Anleger fir irische Steuerzwecke in Irland
ansassig ist, und die Gesellschaft ware in dem Fall verpflichtet, bei
Eintritt eines steuerpflichtigen Ereignisses Steuern zu entrichten.
Bei Eintritt eines steuerpflichtigen Ereignisses im Falle einer
Zahlung an einen Anleger oder einer Ubertragung von Anteilen
oder einer fiktiven VerduBerung wird die Steuer (zu einem Satz
zwischen 25 % und 60 %) von der Gesellschaft in Abzug gebracht.
In Bezug auf eine Fiktive VerduBerung gibt es einen Mechanismus
zum Erhalt einer Steuererstattung, wenn die Anteile im Anschluss
zu einem geringeren Wert verduBert werden.

Besteuerung von Anlegern

Die steuerliche Behandlung gewisser Anleger der Gesellschaft in
Irland wird nachstehend erortert und hangt davon ab, welche der
folgenden Kategorien sie zuzuordnen sind:

anerkannten

(i) Anleger, deren Anteile in einem

Clearingsystem gehalten werden

Zahlungen an einen Anleger oder eine Einlésung, Riicknahme,
Annullierung oder Ubertragung von in einem anerkannten
Clearingsystem gehaltenen Anteilen fihren zu keinem
steuerpflichtigen Ereignis bei der Gesellschaft. (Die
Gesetzgebung ist jedoch unklar in Bezug darauf, ob die in
diesem Absatz dargelegten Regeln flr in einem anerkannten
Clearingsystem  gehaltene  Anteile im Fall  von
steuerpflichtigen Ereignissen gelten, die aufgrund einer
fiktiven VerauBerung entstehen. Deshalb sollten Anleger, wie
bereits zuvor erwahnt, sich diesbezliglich ihren eigenen
steuerlichen Rat einholen). Deshalb muss die Gesellschaft von
diesen Zahlungen keine irischen Steuern in Abzug bringen,
ungeachtet dessen, ob sie von in Irland fir irische
Steuerzwecke ansassigen oder gewohnlich ansissigen
Anlegern gehalten werden, oder ob ein nicht ansassiger
Anleger eine einschlagige Erklarung abgegeben hat. Anleger,
die steuerlich in Irland fur irische Steuerzwecke anséassig oder
gewohnlich ansassig sind oder Anleger, die nicht in Irland fir
irische Steuerzwecke ansassig oder gewohnlich ansassig
sind, deren Anteile aber einer Niederlassung oder Vertretung
in Irland zuzuordnen sind, kdnnen bei einer Ausschittung
oder Einlésung, Riicknahme oder Ubertragung ihrer Anteile
jedoch weiterhin einer irischen Steuerpflicht unterliegen.

Werden die Anteile in einem anerkannten Clearingsystem
gehalten, unterliegt der Anteilsinhaber (und nicht die

(i)

(iii)

Gesellschaft) auf Selbstveranlagungsbasis einer
Steuerpflicht, die sich aus einem steuerpflichtigen Ereignis
ergibt.

Eine einschlagige Erklarung oder Genehmigung in Bezug auf
entsprechende gleichwertige MaBnahmen st nicht
erforderlich, wenn die Anteile in einem anerkannten
Clearingsystem gehalten werden. Der Verwaltungsrat
beabsichtigt, alle Anteile in einem anerkannten
Clearingsystem zu halten. Sollte der Verwaltungsrat kiinftig
Anteilsbestdnde in verbriefter Form auBerhalb eins
anerkannten Clearingsystems gestatten, missen potenzielle
Anleger in den Anteilen bei der Zeichnung und bei
vorgeschlagenen Ubertragung von  Anteilen eine
einschlagige Erklarung als Voraussetzung zur Ausgabe von
Anteilen der Gesellschaft oder Registrierung als
Ubertragungsempfianger der Anteile (je nach Sachlage)
abgeben. Eine einschlagige Erklarung ist in dieser Hinsicht
nicht erforderlich, wenn die Gesellschaft die Genehmigung
von der irischen Steuerbehdrde bei entsprechenden
gleichwertigen MaBnahmen erhalten hat.

Anleger, die weder in Irland fir irische Steuerzwecke
anséassig noch gewohnlich ansassig sind und deren Anteile
nicht in einem anerkannten Clearingsystem gehalten
werden

Die Gesellschaft hat im Falle eines steuerpflichtigen
Ereignisses in Bezug auf einen Anleger keine Steuern
einzubehalten, wenn (a) der Anleger eine auslandische Person
ist, sofern die Anteile nicht Gber eine Niederlassung oder eine
Vertretung in Irland gehalten werden, oder (b) wenn die

Gesellschaft eine Genehmigung von der irischen
Steuerbehérde  erhalten hat, dass angemessene
gleichwertige  MaBnahmen  getroffen  wurden, um

sicherzustellen, dass die Anleger der Gesellschaft steuerlich
weder in Irland ansassig noch gewohnlich anséassig sind.

Anleger, die in Irland fiir irische Steuerzwecke ansissig
oder gewohnlich anséssig sind und deren Anteile nicht in
einem anerkannten Clearingsystem gehalten werden

Sofern (a) ein Anleger kein steuerbefreiter irischer Anleger ist,
diesbezliglich eine einschlagige Erklarung abgibt und der
Gesellschaft keine Informationen vorliegen, die begriindeten
Anlass zu der Annahme geben, dass die darin enthaltenen
Informationen im Wesentlichen nicht oder nicht mehr
zutreffen, oder (b) wenn die Gesellschaft die Genehmigung
von der irischen Steuerbehdrde erhalten hat, ist die
Gesellschaft verpflichtet bei jedem steuerpflichtigen Ereignis
Steuern in Hohe von 41 % abziehen (sofern der Anteilsinhaber
kein steuerbefreiter irischer Anleger ist).

Wenn ein solcher Anleger eine in Irland ansassige
Gesellschaft ist, und der Gesellschaft von diesem Anleger
eine Erklarung vorliegt, dass es sich um eine Gesellschaft
handelt, und diese Erklarung die Steuerreferenznummer des
Anlegers enthélt, zieht die Gesellschaft beim Eintreten eines
steuerpflichtigen Ereignisses Steuern in Hohe von 25 % ab.

Korperschaftliche Anleger, die fiir irische Steuerzwecke in
Irland gebietsansassig sind, und die Ausschittungen erhalten
oder Gewinne realisieren, bezuglich derer Steuern
abgezogen wurden, werden so behandelt, als haben sie eine
jahrliche Zahlung erhalten, die gemaB Case IV von Schedule
D TCA steuerpflichtig ist und von der Steuern in Hohe von 25
% abgezogen wurden (bzw. 41 %, wenn keine Erklarung
abgegeben wurde). Vorbehaltlich  der  folgenden
Anmerkungen zur Besteuerung eines Wechselkursgewinns
unterliegen solche Anleger im Allgemeinen in Irland in Bezug
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auf Zahlungen, die sie in Bezug auf ihre Anlage erhalten
haben, und von denen Steuern abgezogen wurden, keiner
weiteren Besteuerung. Ein kérperschaftlicher Anleger, der in
Irland gebietsanséassig ist und der die Anteile in Verbindung
mit einem Gewerbe hélt, ist in Bezug auf alle im Rahmen
dieses Gewerbes erhaltenen Ertrage oder Gewinne
steuerpflichtig, wobei die von diesen Zahlungen der
Gesellschaft abgezogenen Steuern mit der zu zahlenden
Korperschaftssteuer verrechnet werden kénnen. Wenn ein
Anleger bei der VerauBerung seiner Anteile einen
Wechselkursgewinn erzielt, kann dieser Anleger unter
Umstdnden in dem Veranlagungsjahr, in dem die Anteile
verauBert wurden, der Kapitalertragsteuer unterliegen.

Anleger, die in Irland fir irische Steuerzwecke anséssig oder
gewohnlich anséassig sind und eine Ausschittung erhalten
oder einen Gewinn aus der Einlésung, Ricknahme,
Stornierung oder Ubertragung erzielen, von denen keine
Steuern  abgezogen  wurden, koénnen auf diese
Ausschiittungen oder Gewinne der Einkommen- oder
Korperschaftsteuer unterliegen.

Steuererstattungen fiir den Fall, dass eine einschlagige Erklarung
moglich gewesen wiare, doch zum Zeitpunkt des steuerlichen
Ereignisses nicht vorlag, erfolgen in der Regel nicht. Eine
Ausnahme gilt flr bestimmte Unternehmen, die Anleger sind, im
Rahmen der Verrechnung mit der irischen Korperschaftsteuer.

SONSTIGE STEUERN
Stempelgebiihr

Fiir die Zeichnung, Ubertragung oder Riicknahme von Anteilen ist
keine irische Stempelgebiihr zu entrichten, wenn die Gesellschaft
als Anlageorganismus im Sinne von Section 739B des TCA
qualifiziert ist, unter der Voraussetzung, dass als Gegenleistung fir
die Zeichnung oder Ricknahme von Anteilen oder die
Ubertragung von Anteilen keine Ubertragung von in Irland
befindlichen Immobilien erfolgt.

Kapitalerwerbsteuer

Bei der Schenkung oder Vererbung von Anteilen fallt unter der
Voraussetzung keine irische Schenkungs- oder Erbschaftsteuer
(Kapitalerwerbssteuer) an, dass

(a) zum Zeitpunkt der Verfligung der Ubertragende nicht
oder nicht gewohnlich in Irland ansédssig ist und der
Ubertragungsempfinger der Anteile nicht oder nicht
gewohnlich in Irland anséassig ist; und

(b) die Anteile zum Zeitpunkt der Schenkung oder

Vererbung und zum Bewertungsdatum in der Schenkung

bzw. dem Erbe enthalten sind.

Melde- und Quellensteuerpflichten in den USA

Die Vorschriften tber die Besteuerung von ausléandischen Konten
(Foreign Account Tax Compliance Act, ,FATCA”) des Hiring
Incentives to Restore Employment Act [Gesetz zur Férderung der
Beschéftigung durch Einstellungspramien] (das
.Einstellungsgesetz”) stellen erhebliche, in den USA eingefiihrte
Informationspflichten dar, die darauf abzielen sicherzustellen,
dass US-Personen mit finanziellen Vermogenswerten auBerhalb
der USA den ordnungsgemaBen Steuerbetrag in den USA
entrichten. GemaB den Bestimmungen missen der direkte und
indirekte Besitz von auslédndischen Konten bzw. die Beteiligung an
auslandischen Unternehmen dem IRS gemeldet werden. Das
FATCA-Berichterstattungssystem wird durch eine Quellensteuer
von 30 % auf bestimmte Einkiinfte aus US-Quellen (einschlieBlich

Dividenden und Zinsen) und Bruttoerlése aus dem Verkauf oder
einer sonstigen VerauBerung von Immobilien, aus denen Zinsen
oder Dividenden aus US-Quellen erzielt werden kdénnen,
umgesetzt (sog. ,Withholdable Payments”). Diese Regelungen
zum Steuerabzug gelten flr Personen die solche ,Withholdable
Payments” nach dem 30. Juni 2014 an ausldndische Finanzinstitute
(Foreign Financial Institutions, LFF17), einschlieBlich
Investmentfonds (wie die Gesellschaft), und andere Nicht-US-
Unternehmen, die die FATCA-Bestimmungen nicht einhalten,
vornehmen. Darliber hinaus wird gemaB FATCA auf Pass-Through-
Zahlungen eine Quellensteuer von 30 % erhoben. Eine Pass-
Through-Zahlung ist allgemein definiert als ein ,Withholdable
Payment” oder eine andere Zahlung, soweit diese einem
,Withholdable Payment” zuzuordnen ist (Letzteres wird als
,auslandische Pass-Through-Zahlung” bezeichnet). Diese
Regelung zielt darauf ab, FFls dazu zu ermutigen, mit dem IRS eine
Vereinbarung zu schlieBen (eine ,FFI-Vereinbarung”), wenn sie
Anlagen halten, aus denen Zahlungen erwachsen, die
Withholdable Payments zuzuordnen sind, selbst wenn sie diese
Anlagen, aus denen Withholdable Payments generiert werden,
nicht direkt besitzen.

In Anerkennung sowohl der Tatsache, dass das erklarte politische
Ziel des FATCA in einer Meldung (und nicht einfach nur der
Erhebung von Quellensteuern) besteht als auch der
Schwierigkeiten, die in bestimmten Hoheitsgebieten beziiglich der
Konformitat auslandischer Finanzinstitute (FFls) auftreten kénnen,
haben die USA zur Umsetzung des FATCA einen
zwischenstaatlichen Ansatz entwickelt. Die Regierungen Irlands
und der USA haben am 21. Dezember 2012 eine zwischenstaatliche
Vereinbarung zur Verbesserung der internationalen
Steuerkonformitat und zur Umsetzung des FATCA (das ,irische
IGA”) abgeschlossen. Irische FFI werden durch die Bestimmungen
des irischen IGA, die zusatzlichen Financial Accounts Reporting
(United States of America) Regulations 2014 in der jeweils
geltenden Fassung und die von der irischen Steuerbehorde
herausgegebenen Leitlinien geregelt (das ,irische IGA”).

Das irische IGA sieht vor, dass irische Finanzinstitute US-
Kontoinhaber bis zum 30. Juni nach Ende des jeweiligen
Kalenderjahrs an die irischen Steuerbehdrden melden; US-
Finanzinstitute muissen dafir irische Kontoinhaber an die
Bundessteuerbehorde der USA  melden. Die beiden
Steuerbehorden tauschen dann automatisch jahrlich diese
Informationen aus.

Es wird davon ausgegangen, dass die Gesellschaft fir die Zwecke
des irischen IGA ein berichterstattendes Finanzinstitut (Reporting
Financial Institution) darstellt. Im Allgemeinen sollte sie nicht dazu
verpflichtet sein, Informationen an die irischen Steuerbehorde
weiterzuleiten, da die Anteile als an etablierten Wertpapiermarkten
regelméaBig gehandelt gelten und daher kein berichtspflichtiges
Finanzkonto gemafB des irischen IGA darstellen dirften, insoweit
die Anteile an derlei Wertpapiermarkten notiert sind und
regelmaBig gehandelt werden. In Bezug auf Anteile, die nicht als

regelmaBig gehandelt gelten, besteht indes eventuell eine
Berichtspflicht.

Die  Gesellschaft (und/oder der  Administrator  oder
Anlageverwalter) sind berechtigt, die Anleger zu bitten,

Informationen zu ihrem steuerlichen Status, ihrer Identitat oder
dem Wohnsitz zur Verfigung zu stellen, um die
Meldeanforderungen zu erfillen, die die Gesellschaft eventuell
aufgrund des irischen IGA haben kénnte; man nimmt an, dass die
Anleger durch die Zeichnung oder das Halten ihrer Anteile die
automatische Offenlegung dieser Informationen durch den
Emittenten oder eine andere Person an die Steuerbehorden
zugestimmt haben.
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Jeder Anleger stimmt in seiner Zeichnungsvereinbarung zu, auf
Anfrage von Seiten der Gesellschaft solche Informationen
bereitzustellen. Soweit ein Fonds oder die Gesellschaft infolge des
FATCA der US-Quellensteuer aus seinen Anlagen unterliegt, kann
der Verwaltungsrat der Verwaltungsgesellschaft MaBnahmen in
Bezug auf die Anlagen eines Anlegers des Fonds oder der
Gesellschaft ergreifen, um sicherzustellen, dass eine solche
Quellensteuer nach wirtschaftlicher Betrachtungsweise vom
jeweiligen Anleger getragen wird, dessen Versdumnis, die
notwendigen Informationen bereitzustellen den
Quellensteuerabzug ausgelost hat.

Jeder potenzielle Anleger sollte seinen eigenen Steuerberater
konsultieren, um sich Uber die fir ihn geltenden Regelungen
gemaB dem FATCA oder eines zwischenstaatlichen Abkommens
zu informieren.

Common Reporting Standard

Die OECD hat den Standard fir den automatischen
Informationsaustausch Uber Finanzkonten (den ,Standard”), der
den gemeinsamen Meldestandard (Common Reporting Standard,
.CRS”) enthalt, im Laufe des Juli 2014 verabschiedet. Die
anschlieBende Einfithrung des multilateralen Ubereinkommens
der zustandigen Behorden zum automatischen
Informationsaustausch Ulber Finanzkonten und der Richtlinie
2014/107/EU des Rates (zur Anderung der Richtlinie 2011/16/EU
des Rates) liefert den internationalen Rahmen zur Umsetzung des
CRS durch die teilnehmenden Lander. Irland hat die Umsetzung
des CRS durch Section 891F des TCA und den Erlass der Returns
of Certain Information by Reporting Financial Institutions
Regulations 2015 (die ,,CRS-Vorschriften”) vorgesehen. Die CRS-
Vorschriften, die in Irland seit dem 1. Januar 2016 in Kraft sind, sind

eine globale OECD-Initiative zum Austausch von
Steuerinformationen, die einen koordinierten Ansatz zur
Offenlegung von Einkinften natlrlicher Personen und

Organisationen férdern soll. Irland fihrte die CRS-Vorschriften im
Dezember 2015 ein, und die Umsetzung des CRS in den Landern,
die ihn friihzeitig eingefihrt haben (44 Lander einschlieBlich
Irland), erfolgte mit Wirkung vom 1.Januar 2016. Die
Nichteinhaltung der Anforderungen gemaf CRS durch die
Gesellschaft kann Strafen nach sich ziehen.

Das Hauptziel des CRS ist der jahrliche automatische
Informationsaustausch zu bestimmten Finanzkonten zwischen
mabBgeblichen Steuerbehodrden der teilnehmenden Lander.

Der CRS stltzt sich weitgehend auf den zwischenstaatlichen
Ansatz, der zwecks FATCA-Umsetzung angewandt wurde, und
deshalb gibt es betrachtliche Ahnlichkeiten zwischen beiden
Meldemechanismen. Wahrend FATCA im Wesentlichen nur die
Meldung bestimmter Informationen liber bestimmte US-Personen
an die US-Steuerbehorde (IRS) verlangt, ist der CRS aufgrund der
vielen verschiedenen an den Regelungen teilnehmenden Lander
erheblich weiter gefasst.

Ebenso ist zu beachten, dass der Ausschluss von Anteilen, die
regelmaBig an einem etablierten Wertpapiermarkt gehandelt
werden, aus der Definition eines Finanzkontos im Sinne des FATCA
im Fall des CRS nicht gilt.

Allgemein ausgedriickt schreibt der CRS irischen Finanzinstituten
vor, in anderen teilnehmenden Landern ansassige Kontoinhaber
anzugeben und der irischen Steuerbehoérde jahrlich bestimmte
Informationen Uber die Kontoinhaber zu erteilen (die diese
Informationen wiederum den zusténdigen Steuerbehorden in dem
Land, in dem der Kontoinhaber ansassig ist, zur Verfligung stellt).
In diesem Zusammenhang beachten Sie bitte, dass die
Gesellschaft im Sinne des CRS als irisches Finanzinstitut gilt.

EU-Regelung zur obligatorischen Offenlegung

Am 25. Mai 2018 hat der EU-Rat fir Wirtschaft und Finanzen
(,LECOFIN") die Richtlinie (EU) 2018/822 des Rates bezliglich des
verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im
Bereich der Besteuerung Uber meldepflichtige
grenziberschreitende Gestaltungen (die ,Richtlinie”), auch
bekannt als ,DAC6”, férmlich angenommen. Die Hauptziele der
DAC6 sind die Starkung der Steuertransparenz und der Kampf
gegen eine als aggressiv angesehene grenziiberschreitende
Steuerplanung.

DAC6 erlegt in der EU ansdssigen Steuerberatern,
Wirtschaftsprifern, Rechtsanwélten, Banken, Finanzberatern und
anderen Intermediaren, die potenziell aggressive
grenziberschreitende Steuerplanungsstrategien ausarbeiten,
vermarkten, organisieren, zur Umsetzung anbieten oder deren
Umsetzung verwalten, Meldepflichten auf. Sie gilt auch fir
Personen, die Beihilfe, Unterstiitzung oder Beratung im
Zusammenhang mit potenziell aggressiven
grenziberschreitenden Steuerplanungsstrategien leisten, wenn
davon ausgegangen werden kann, dass sie wissen, dass sie diese
Funktion ausgelbt haben. Wenn sich der Intermediar auBerhalb
der EU befindet oder an ein gesetzliches Berufsgeheimnis
gebunden ist, kann die Meldepflicht in bestimmten Fallen auf die
Gesellschaft als Steuerpflichtigen Gibergehen.

Eine Vereinbarung ist meldepflichtig, wenn sie bestimmte
Merkmale erflllt. Diese Merkmale sind sehr weit gefasst und
koénnen ein breites Spektrum an Transaktionen abdecken

DAC6 wurde durch Chapter 3A, Part 33, TCA, in irisches Recht
umgesetzt, das durch Section 67 des Finance Act 2019 eingeflhrt
wurde. Meldepflichtige Transaktionen, bei denen der erste Schritt
der Umsetzung einer grenziiberschreitenden Vereinbarung
zwischen 1. Juli 2020 und 31. Dezember 2020 stattfindet, missen
bis 31. Januar 2021 gemeldet werden. Meldepflichtige
Transaktionen, bei denen der erste Schritt der Umsetzung einer
grenziiberschreitenden Vereinbarung zwischen 25. Juni 2018 und
1. Juli 2020 stattgefunden haben, missen bis 28. Februar 2021
gemeldet werden.

Alle meldepflichtigen Transaktionen, die ab dem 1. Januar 2021
getatigt werden, missen innerhalb von 30 Tagen gemeldet
werden.

ANSASSIGKEIT UND GEWOHNLICHE ANSASSIGKEIT IN IRLAND
ZU STEUERZWECKEN

Ansidssigkeit - Unternehmen

Ein Unternehmen, das seine Zentralverwaltung und Kontrolle in
Irland hat (dem ,Staat”), ist ungeachtet seines eingetragenen
Sitzes im Staat anséassig. Ein Unternehmen, das zwar nicht seine
Zentralverwaltung und Kontrolle, doch seinen eingetragenen Sitz
im Staat hat, ist im Staat ansdssig, ausgenommen wenn das
Unternehmen aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens
zwischen Irland und dem anderen Land als nicht in dem Staat
ansassig betrachtet wird.

Es ist zu beachten, dass die Bestimmung des Unternehmenssitzes
fur steuerliche Zwecke in bestimmten Fallen kompliziert sein kann.
Anmelder werden auf die spezifischen rechtlichen Vorschriften
verwiesen, die in Section 23A TCA enthalten sind.

Ansidssigkeit - natiirliche Person

Eine natlrliche Person gilt als fir ein Steuerjahr in Irland ansassig,
wenn sie:

(i) in diesem Steuerjahr mindestens 183 Tage im Staat
anwesend ist; oder
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(ii) sich unter Berlcksichtigung der im betreffenden
Steuerjahr im Staat verbrachten Tage und der Anzahl der
im Vorjahr im Staat verbrachten Tage insgesamt 280
Tage im Staat aufgehalten hat.

Halt sich eine natlrliche Person in einem Steuerjahr nicht mehr als
30 Tage im Staat auf, so bleibt das zum Zweck der Anwendung des
zweijahrigen Tests unberlcksichtigt. Die Anwesenheit im Staat an
einem Tag bedeutet, dass eine natlrliche Person wéahrend des
Tages personlich anwesend sein muss.

Gewohnliche Ansassigkeit - natiirliche Person

Eine natlrliche Person, die drei Steuerjahre in Folge im Staat
ansassig war, wird mit Wirkung vom Anfang des vierten
Steuerjahrs gewohnlich ansassig.

Eine natirliche Person, die gewohnlich im Staat ansassig war,
verliert den Status der gewohnlichen Ansassigkeit am Ende des
dritten Steuerjahres in Folge, in dem sie nicht anséssig ist. Eine
natlrliche Person, die 2011 im Staat ansdssig und gewohnlich
ansassig ist und den Staat in diesem Steuerjahr verlasst, bleibt
daher bis Ende des Steuerjahrs, das am 31. Dezember 2014 ablauft,
gewohnlich ansassig.

Vermittler
Dies bezeichnet eine Person, die:

0] ein Geschaft betreibt, das im Empfang von Zahlungen
eines in Irland ansassigen Anlageorganismus im Namen
anderer Personen besteht oder diesen einschlieBt oder

(ii) im Namen anderer Personen Anteile oder Units an einem
Anlageorganismus halt.

Sonstige Hoheitsgebiete

Die Ertrdge und/oder Gewinne einer Gesellschaft aus ihren
Wertpapieren und Vermogenswerten koénnen in Landern
Quellensteuern unterliegen, in denen solche Ertrdge und/oder
Gewinne anfallen. Die Gesellschaft ist unter Umstdnden nicht in
der Lage, von ermafBigten Quellensteuersiatzen durch
Doppelbesteuerungsabkommen zwischen Irland und diesen
Landern zu profitieren. Wenn sich diese Situation in Zukunft andert
und die Anwendung eines ermaBigten Satzes zu einer
Rickzahlung an diese Gesellschaft fuhrt, wird der
Nettoinventarwert der Gesellschaft nicht neu festgesetzt, sondern
die Rickzahlung auf die zum Zeitpunkt der Riickzahlung
bestehenden Anleger anteilig verteilt.

Veroffentlichung von Informationen
Der aktuelle Nettoinventarwert je Anteil jeder Anteilsklasse ist im
Anschluss an seine Berechnung nach jedem Bewertungszeitpunkt

taglich beim Administrator oder auf der Webseite erhaltlich.

Der Nettoinventarwert je Anteil wird fir jeden Fonds in dessen
Basiswahrung veroffentlicht.
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Die folgenden Feststellungen zur Besteuerung stellen keine
Rechts- oder Steuerberatung dar und sind eine allgemeine
Zusammenfassung der erwarteten steuerlichen Behandlung von
Anlegern im Vereinigten Konigreich, die Anteile als Anlage halten
und im Vereinigten Konigreich ihren Wohnsitz, gewdhnlichen
Wohnsitz und ihr Domizil haben.

Die Zusammenfassung basiert auf geltendem Steuerrecht und der
Praxis, die nach gangiger Auffassung im Vereinigten Konigreich
zum Datum dieses Prospekts anwendbar sind, doch potenzielle
Anleger sollten beachten, dass sich die einschlagigen fiskalischen
Regelungen oder Praktiken oder ihre Auslegung maoglicherweise
rickwirkend andern kénnen. Die Zusammenfassung ist fr keinen
Anleger eine Garantie der steuerlichen Ergebnisse der Anlage in
einem Fonds der Gesellschaft.

Die Grundlagen fir, die Hohe und jede Entlastung von Steuern
kénnen sich andern. Potenzielle Anleger sollten sich selbst lber
die fiir die Zeichnung, den Erwerb, den Besitz und die Riicknahme
von Anteilen in dem Land, dessen Staatsbiirger sie sind oder in
dem sie anséssig oder wohnhaft sind, geltenden steuerlichen
Folgen informieren und gegebenenfalls beraten lassen.

Besteuerung der Gesellschaft

Der Verwaltungsrat beabsichtigt, die Geschafte der Gesellschaft
so zu flhren, dass sie nicht als steuerlich im Vereinigten
Konigreich anséssig behandelt wird. Dementsprechend und unter
der Voraussetzung, dass die Gesellschaft im Vereinigten
Koénigreich kein Gewerbe (ber eine stiandige Betriebsstatte oder
einen Vertreter ausibt, der/die sich dort befindet und
steuerrechtlich im Vereinigten Konigreich eine ,standige
Niederlassung” darstellt und alle ihre Handelsgeschafte im
Vereinigten Konigreich durch einen Makler oder Anlageverwalter

ausgefiihrt werden, der im normalen Geschéftsgang als
unabhéngiger Vertreter agiert, unterliegt die Gesellschaft im
Vereinigten Koénigreich keiner Einkommen- oder

Korperschaftsteuer auf Ertrage oder Gewinne aus den Anlagen der
Gesellschaft auBer der auf bestimmte Einkiinfte aus britischen
Quellen anfallenden  Quellensteuer. Der Verwaltungsrat
beabsichtigt, die Geschéfte der Gesellschaft so zu fihren, dass es,
soweit dies in seiner Macht liegt, nicht zu einer derartigen
standigen Einrichtung kommt, aber es kann nicht garantiert
werden, dass die erforderlichen Bedingungen dafir, dies zu
verhindern, immer erfillt werden kénnen.

Es ist nicht zu erwarten, dass die Aktivitdten der Gesellschaft im
Sinne des britischen Steuerrechts als Handelsaktivitaten
angesehen werden. Insofern Handelsaktivitaiten im Vereinigten
Konigreich ausgelibt werden, kénnen sie jedoch grundsatzlich der
britischen Steuer unterliegen. Basierend auf Section 1146 des
Corporation Tax Act von 2010 und Section 835M des Income Tax
Act von 2007 wird der Gewinn von solchen Handelsaktivitdten
nicht zur britischen Steuer veranlagt, sofern die Gesellschaft, die
Verwaltungsgesellschaft und der Anlageberater bestimmte
Bedingungen erfillen. Der Verwaltungsrat, die
Verwaltungsgesellschaft und die Anlageberater beabsichtigten,
die jeweiligen Geschafte der Gesellschaft, der
Verwaltungsgesellschaft und der Anlageberater so zu fihren, dass
alle Bedingungen erfiillt werden, soweit diese Bedingungen in
ihrer jeweiligen Kontrolle liegen. Bestimmte von der Gesellschaft
vereinnahmte Zins und sonstige Ertrdge aus britischen Quellen

konnen im Vereinigten Konigreich steuerlichen Abziigen
unterliegen.
Ab April 2020 unterliegen Ertrage, die nicht ansassige

Unternehmen aus britischen Immobilien erhalten, sowie Gewinne,
die durch die VerduBerung von britischen Immobilien durch nicht
ansassige Unternehmen anfallen, der Kérperschaftsteuer.
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Prospekt

Von der Gesellschaft vereinnahmte Ertrage und Gewinne kénnen
Quellen- oder ahnlichen Steuern unterliegen, die in dem Land
erhoben werden, in dem solche Ertrage anfallen.

Besteuerung der Anleger

Anleger, die vorbehaltlich ihrer persoénlichen Situation im
steuerlichen Sinn im Vereinigten Konigreich anséassig sind oder
ihren gewdhnlichen Aufenthalt haben, sollten sich dariber im
Klaren sein, dass nach der derzeitigen Gesetzeslage ihre Anteile an
den jeweiligen Fonds wahrscheinlich Anteile an einem ,Offshore
Fund” (Offshore-Fonds) im Sinne von Part 8 des Taxation
(International and Other Provisions etc.) Act 2010 darstellen. Jede
Anteilsklasse eines Fonds wird im Sinne des britischen
Steuerrechts als Offshore-Fonds behandelt. Halt eine Person einen
solchen Anteil, werden sdmtliche Gewinne, die diese Person beim
Verkauf, der Riicknahme oder einer anderweitigen VerduBerung
dieses Anteils erzielt (einschlieBlich der fiktiven VerauBerung bei
Ableben) zum Zeitpunkt dieses Verkaufs, dieser Riicknahme oder
dieser sonstigen VerdauBerung als Einkommen (,Offshore Income
Gains“)und nicht als Kapitalertrag besteuert, es sei denn, die
betreffende Anteilsklasse des Fonds war von der Steuerbehorde
(HMRC) fir jede Rechnungsperiode, in welcher die Person den
betreffenden Anteil gehalten hat, als ,berichtender Fonds” (d. h.
ein Fonds, der gemadB den Rechnungslegungsstandards des
Vereinigten Konigreichs 100 % seiner Ertrdge offen legt)
zertifiziert.

Allgemein ist gemaB Offshore Funds (Tax) Regulations 2009 (die
,Offshore-Vorschriften”) ein ,Reporting Fund” ein Offshore-
Fonds, der bestimmte Vorausbedingungen und jahrliche
Berichtsanforderungen gegeniber der britischen Steuerbehdrde
(HMRC) und seinen Anlegern erflllen muss. Diese jahrlichen
Pflichten beinhalten u.a. die Berechnung und Meldung der
Ertragsrenditen des Offshore-Fonds fir jeden Meldezeitraum
(gemanB Definition im Sinne des britischen Steuerrechts) je Anteil
an alle betreffenden Anleger (wie fiir diesen Zweck definiert).
Britische Anleger, die ihre Beteiligungen am Ende des
Meldezeitraums halten, auf den sich das gemeldete Einkommen
bezieht, unterliegen der Einkommen- oder Kérperschaftsteuer auf
geleistete Barausschiittungen oder den vollen gemeldeten Betrag,
je nachdem, was héher ist. Es wird unterstellt, dass der gemeldete
Ertrag den britischen Anlegern sechs Monate nach Ende des
betreffenden Haltezeitraums erwéchst.

Sobald die britische Finanzbehdérde den Status des ,Reporting
Fund” fur die jeweiligen Anteilsklassen erteilt hat, gilt dieser Status
dauerhaft flir die Zeitrdume, in denen die jahrlichen
Anforderungen erfillt werden. Anleger sollten sich fir weitere
Informationen zu den Auswirkungen, die mit dem Erhalt dieses
Status seitens der Fonds einhergehen, an ihre Fachberater
wenden.

Der Verwaltungsrat kann die Zertifizierung jedes Fonds als
.berichtenden Fonds” beantragen, denn eine Zertifizierung als
.berichtender Fonds” wiirde sich dahingehend auswirken, dass im
Vereinigten Konigreich ansdssige Anleger der britischen
Einkommensteuer auf den Anteil der Fondsertrage, die ihrem
Anteil am Fonds zuzuordnen sind, unterliegen und beim Verkauf
die Kapitalertragsteuer Anwendung findet. Wird ein Fonds nicht
entsprechend zertifiziert, so wird nach den geltenden
Bestimmungen jeder Gewinn, der durch einen Anleger, welcher im
Vereinigten Konigreich anséssig ist oder seinen gewdhnlichen
Aufenthalt hat, beim Verkauf, der Ricknahme oder der sonstigen
VerduBerung seiner Anteile realisiert wird (einschlieBlich des
fiktiven Gewinns bei Ableben) als Einkommen und nicht als
Kapitalertrag besteuert. Die konkreten Folgen einer solchen
Behandlung sind abhangig von der individuellen steuerlichen
Situation jedes Anlegers. Anleger, die im Vereinigten Konigreich
ansassig sind oder ihren gewohnlichen Aufenthalt haben, sollten
sich jedoch darlUber im Klaren sein, dass sie insbesondere der
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Einkommensteuer unterliegen kénnen und sie nicht die Vorteile
der jahrlichen Befreiung von der Kapitalertragsteuer in Anspruch
nehmen koénnen. Kapitalgesellschaften kénnen gegebenenfalls
nicht die indexgebundene Steuerverglnstigung (,Benefit of
Indexation”) nutzen, um ihre aus einem solchen Gewinn
entstehenden Steuerverbindlichkeiten im Vereinigten Konigreich
zu reduzieren. Anleger, die natlrliche Personen sind und im
Vereinigten Konigreich ansassig sind, dort aber nicht ihren
Wohnsitz haben und die Besteuerung nach dem Prinzip der
.Remittance Basis” (d. h. eine Besteuerung nur der ins Vereinigte
Konigreich berwiesenen Betrage) wahlen, unterliegen jedoch
nicht der Besteuerung solcher nicht Ubertragenen Gewinne.
Britische Pensionsfonds durften von diesen Bestimmungen
ebenfalls unberthrt bleiben, da ihre Befreiung von der britischen
Kapitalertragsteuer sich auch auf Ertrdge erstrecken dirfte, die
gemanB diesen Bestimmungen als Einkommen behandelt werden.

Nach den im Finanzgesetz von 1996 (Finance Act 1996) zur
Besteuerung von Unternehmens- und Staatsanleihen enthaltenen
Regelungen gilt: Wenn die Position eines Fonds in ,Qualifying
Investments” zu irgendeinem Zeitpunkt 60 % des Marktwerts aller
von diesem Fonds gehaltenen Anlagen Ubersteigt, unterliegt ein
steuerlich im Vereinigten Konigreich ansdssiges Unternehmen,
das Anteile an diesem Fonds halt, der Pflicht zur Entrichtung von
Einkommensteuern auf alle Ertrdge und Gewinne, die sich aus den
Anteilen und deren Wertschwankungen ergeben (berechnet am
Ende jeder Rechnungsperiode des Anlegers und zum Datum der
VerauBerung der Beteiligung), oder erhalt eine
Steuererleichterung bei einem entsprechenden Wertverlust, wie
gemaB der Zeitwertbilanzierung  ermittelt. ,Qualifying
Investments” sind: (a) zinsbringend angelegte Gelder (auBer
Barbestanden, die investiert werden sollen); (b) Wertpapiere
(auBer Anteilen eines Unternehmens); (c) Anteile an
Bausparkassen; (d) ,Qualifying Holdings” in  einem
Investmentfonds (Unit Trust Scheme), einem Offshore-Fonds oder
eine offene Investmentgesellschaft (was als Anlage in einen
Investmentfonds, Offshore-Fonds oder einer offenen
Investmentgesellschaft (OEIC) interpretiert werden kann, die
ihrerseits den ,Non-qualifying Investment Test” in Bezug auf ihre
Positionen in unter (a) bis (c) oben aufgefiihrten Anlagen nicht
bestehen wiirden); (e) derivative Kontrakte in Bezug auf
Wahrungen oder jeden anderen oben unter (a) bis (d) aufgefihrten
Punkt; und (f) Differenzkontrakte in Bezug auf Zinsen, Bonitat oder
Wahrungen. Diese Regelungen gelten flir einen Anleger, der ein im
Vereinigten Konigreich ansassiges Unternehmen ist, wenn das
60%-Limit  zu irgendeinem Zeitpunkt wahrend der
Rechnungsperiode des Anlegers Uberschritten wird, selbst wenn
dieser zu diesem Zeitpunkt keine Anteile an dem Fonds gehalten
hat. In Anbetracht der aktuellen Anlagepolitik der Gesellschaft und
der Fonds dirften diese Regelungen vermutlich fiir solche Anleger
von Bedeutung sein, die im Vereinigten Koénigreich anséssige
Unternehmen sind. Flr Anleger, die Versicherungsgesellschaften
oder Investmentfonds, zugelassene Investmentfonds oder offene
Investmentgesellschaften im Vereinigten Konigreich sind, gelten
Sonderregelungen.

Anleger, die der britischen Einkommensteuer unterliegen, zahlen
auf  solche Zinsausschittungen  Steuern zum  vollen
Grenzsteuersatz fiur die Einkommensteuer, wenn die Fonds
jederzeit wahrend des betreffenden Zeitraums mehr als 60 % ihres
Vermogens in qualifizierten Anlagen halten. Andernfalls werden
erhaltene Ertragsausschiittungen als Dividenden mit dem
niedrigeren Grenzsteuersatz fir Dividenden besteuert. Seit dem
22. April 2009 kdnnen im Vereinigten Konigreich ansassige private
Anleger unter bestimmten Umstanden von einer nicht
erstattungsfahigen Steuergutschrift in Bezug auf Ausschittungen
oder gemeldete Ertrage profitieren, die diese von institutionellen
Offshore-Fonds erhalten haben, die Uberwiegend in Aktien
investiert sind. Ist das Vermogen der Offshore-Fonds jedoch zu
mehr als 60 % in verzinsliche (oder wirtschaftlich ahnliche)

Anlagen investiert, werden Ausschittungen oder gemeldete
Ertrdge als Zinsen des Privatanlegers ohne Steuergutschrift
behandelt und besteuert.

GemaB Part 9A des Corporation Tax Act 2009 fallen
Dividendenausschittungen eines Offshore-Fonds an im
Vereinigten Konigreich ansédssige Unternehmen wahrscheinlich
unter eine Reihe von Regelungen zur Befreiung von der britischen
Korperschaftsteuer. Ferner dirften auch Ausschittungen an nicht
im Vereinigten Konigreich ansassige Unternehmen, die ein
Gewerbe durch eine standige Niederlassung im Vereinigten
Koénigreich betreiben, von der britischen Korperschaftsteuer auf
Dividenden insoweit befreit sein, soweit die von einem solchen
Fonds gehaltenen Anteile durch diese stdndige Niederlassung
verwendet bzw. flir diese gehalten werden. Gemeldete Ertrdage
werden in diesem Sinne wie Dividendenausschuittungen
behandelt.

Seit dem 6. April 2016 wurde das System der Steuergutschrift fiir
Dividenden durch einen neuen Steuerfreibetrag fiir Dividenden
ersetzt. Im Vereinigten Konigreich ansassige Anleger, die
natlrliche Personen sind, kdnnen unabhangig von den sonstigen
Nichtdividendenertrdagen, die sie erhalten haben, im Rahmen des
neuen Dividendenfreibetrags einen Steuerfreibetrag auf die ersten
2.000 GBP der von ihnen erhaltenen Dividendenertrage in
Anspruch nehmen. Dividendenertrage, die Gber der Grenze von
5.000 GBP liegen, werden mit den folgenden Satzen besteuert:

(i) 7,5 % auf Dividendenertrage innerhalb der Spanne, fir die der
Basissatz (Basic Rate) gilt

(i) 32,5 % auf Dividendenertrage innerhalb der Spanne, fiir die
der hohere Satz (Higher Rate) gilt

(iii) 38,1 % auf Dividendenertrage innerhalb der Spanne, fir die
der zuséatzliche Satz (Additional Rate) gilt

Beherrschte auslandische Unternehmen

Im Vereinigten Konigreich ansdssige korperschaftliche Anleger
werden auf die Bestimmungen von Part 9A des Taxation
(International and Other Provisions) Act 2010 verwiesen. Diese
Bestimmungen betreffen im Vereinigten Konigreich ansassige
Unternehmen, die flir sich genommen oder zusammen mit
bestimmten steuerlich verbundenen Personen eine
angenommene Beteiligung von mindestens 25% an den
.steuerlich belastbaren Gewinnen” einer nicht anséssigen
Gesellschaft (wie der Gesellschaft) aufweisen, die (i) von
Gesellschaften oder anderen Personen kontrolliert wird, die
steuerlich im Vereinigten Konigreich ansassig sind, (ii) einem
Lnhiedrigeren Niveau” der Besteuerung unterliegen und (iii) im
Wesentlichen nicht ihre gesamten Ertrdge ausschitten. Obwohl
erwartet wird, dass die ausschiittenden Anteile im Wesentlichen
alle auf sie entfallenden Ertrage des Fonds ausschitten, gilt das
nicht fur die thesaurierenden Anteile, sodass diese gesetzlichen
Bestimmungen zutreffen konnten. Diese Bestimmungen konnten
dazu fuhren, dass solche institutionellen Anleger im Vereinigten
Koénigreich in Bezug auf ihren Anteil an den Gewinnen der
Gesellschaft der Koérperschaftsteuer unterliegen, sofern nicht eine
Reihe von verfligbaren Befreiungen zutrifft. Zu Personen, die als zu
diesen Zwecken als miteinander ,verbunden” behandelt werden
kénnen, zéhlen zwei oder mehrere Unternehmen, von denen eins
das andere(n) beherrscht oder die alle unter gemeinsamer
Beherrschung stehen. VeraduBerungsgewinne gehoéren nicht zu
den fur diesen Zweck ,steuerlich belastbaren Gewinnen” des
Fonds.
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Verhinderung der Umgehung von Einkommensteuern

Im Vereinigten Konigreich ansassige Anleger werden auf Chapter
Il of Part Xlll des Income Taxes Act 2007 hingewiesen, wonach sie
fir die nicht ausgeschiitteten Ertrdge oder Gewinne der
Gesellschaft der Einkommensteuer unterliegen kénnen. Diese
Bestimmungen sollen die Umgehung der Einkommensteuer durch
natirliche Personen durch eine Transaktion verhindern, die zur
Ubertragung von Vermdgenswerten oder Ertrdgen auf Personen
(einschlieBlich Unternehmen) flihren, die im Ausland ansassig oder
wohnhaft sind, und kénnen diese in Bezug auf Einkommen- oder
Korperschaftsteuern auf nicht ausgeschiittete Ertrdage oder
Gewinne der Gesellschaft auf Jahresbasis steuerpflichtig machen.
Diese Rechtsvorschriften gelten jedoch nicht, wenn ein Anleger
die britische Steuerbehoérde iberzeugen kann, dass entweder:

(i) es nicht angemessen waére, aus allen Umstanden des
Falls die Schlussfolgerung zu ziehen, dass der Zweck
oder einer der Zwecke, zu dem bzw. zu denen eine oder

mehrere der maBgeblichen Transaktionen
vorgenommen wurde(n), darin bestand, Steuern zu
vermeiden;

(i) alle malBgeblichen Transaktionen echte

Handelsgeschéfte sind und es nicht angemessen ware,
aus allen Umstanden des Falls zu folgern, dass eine oder
mehrere der Transaktionen mehr als zufallig dem Zweck
der Vermeidung einer Steuerpflicht dient bzw. dienen;
oder
(iii) dass alle maBgeblichen Transaktionen echte
Transaktionen zu marktiiblichen Konditionen waren, und
falls der Anleger gemaB Chapter 2 von Part 13 in Bezug
auf diese Transaktionen steuerpflichtig war, dies eine
ungerechtfertigte und unverhaltnismaBige
Beschrankung einer von Titel Il oder IV von Teil 3 des
Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union
oder von Teil Il oder lll des EWR-Vertrags geschitzten
Freiheit darstellen wiirde.

Zurechnung von Gewinnen an im Vereinigten Koénigreich
ansdssige Personen

Im Vereinigten Konigreich ansassige Anleger werden auf die
Bestimmungen von Section 13 des Taxation of Chargeable Gains
Act 1992 (,Section 13“) hingewiesen. Demnach gilt: Fallt einer
Gesellschaft, die nicht im Vereinigten Kénigreich anséssig ist, aber
eine Gesellschaft mit beschrankter Gesellschafterzahl (Close
Company) ware, wenn sie im Vereinigten Konigreich ansassig
waére, ein steuerpflichtiger Gewinn an, so kann eine Person so
behandelt werden, als ware ihr ein proportionaler Teil des
steuerpflichtigen Gewinns angefallen, der bezogen auf ihre
Beteiligung an der Gesellschaft berechnet wird. Eine solche
Person ist jedoch gemaB Section 13 nicht steuerpflichtig, wenn
dieser Anteil ein Viertel des Gewinns nicht Ubersteigt. AuBerdem
gelten Ausnahmen, wenn weder der Erwerb, das Halten oder die
VerauBerung der Vermogenswerte mit dem Hauptzweck der
Steuervermeidung erfolgte oder wenn die jeweiligen Gewinne aus
der VerauBerung von Vermdgenswerten erzielt werden, die nur fir
die Zwecke echter, wirtschaftlich bedeutender
Geschaftsaktivitaiten genutzt wurden, die auBerhalb des
Vereinigten Konigreichs ausgelibt werden. Diese Bestimmungen
koénnten bei ihrer Anwendung dazu fiihren, dass eine Person so
behandelt wird, als wéare ein Teil eines der Gesellschaft
angefallenen Gewinns (beispielsweise aus einer VerduBerung von
Anlagen, sofern das in diesem Sinne einen steuerpflichtigen
Gewinn darstellt), unmittelbar dieser Person angefallen. Dieser Teil
entspricht dem Anteil an den Vermdgenswerten der Gesellschaft,
auf den die Person bei der Abwicklung der Gesellschaft zu dem
Zeitpunkt Anspruch hatte, an dem der Gesellschaft der

steuerpflichtige Gewinn anfallt. Die Regelungen wurden durch die
Bestimmungen von Section 14A des Taxation of Chargeable Gains
Act 1992 mit Wirkung vom 6. April 2008 auf naturliche Personen
ausgedehnt, die auBerhalb des Vereinigten Koénigreichs ansassig
sind. Das gilt vorbehaltlich der Besteuerungsgrundlage unter
besonderen Umsténden.

Da VeraduBerungen bestimmter Anteilsklassen der Besteuerung als
Offshore-Gewinne unterliegen, gelten mdglicherweise eher die
Vorschriften als Section 13. Laut Vorschrift 24 ersetzen Offshore-
Gewinne alle Verweise auf ,steuerpflichtiger Gewinn’ in Section 13.
Es bestehen gewisse Unsicherheiten darlber, ob Vorschrift 24
tatsachlich so Anwendung findet wie urspriinglich beabsichtigt,
da sie so ausgelegt werden kann, dass sie nur fir Offshore-
Gewinne gilt, die von Offshore-Fonds erwirtschaftet werden, und
nicht fur alle VerauBerungsgewinne, die Offshore-Fonds anfallen.
Trotz dieser Unsicherheiten ist es ratsam, davon auszugehen, dass
Vorschrift 24 auf alle VerauBerungsgewinne von Offshore-Fonds
ebenso Anwendung findet wie Section 13, denn in dieser Absicht
hat die britische Steuerbehoérde die Rechtsvorschriften offenbar
abgefasst.

BRITISCHE STEMPELGEBUHR UND STAMP DUTY RESERVE TAX

Es wird keine britische Stempelgebiihr und Stempelsteuer (Stamp
Duty Reserve Tax, SDRT) anfallen, sofern ein Schriftstlick tber die
Ubertragung von Anteilen der Gesellschaft oder den Erwerb von
Anteilen seitens der Gesellschaft stets auBerhalb des Vereinigten
Konigreichs ausgestellt und aufbewahrt wird. Allerdings kénnen
der Gesellschaft im Vereinigten Kénigreich im Zusammenhang mit
dem Kauf und Verkauf von Kapitalanlagen Boérsenumsatzsteuern
entstehen. Im Vereinigten Konigreich sind Stempelgebiihren oder
Stempelsteuern von der Gesellschaft beim Erwerb von Anteilen an
Unternehmen, die entweder im Vereinigten Konigreich
eingetragen sind oder die dort ein Anteilsregister fihren, zu einem
Satz von 0,5 % zu zahlen.

Da die Gesellschaft nicht im Vereinigten Konigreich anséssig ist
und das Register der Anleger auBerhalb des Vereinigten
Konigreichs geflihrt wird, ergibt sich auBer in den vorstehend
genannten Fallen keine Verpflichtung zur Zahlung von
Stempelsteuern aus der Ubertragung, Zeichnung und/oder
Riicknahme von Anteilen.

Auf die Ubertragung, Zeichnung oder Riicknahme von Anteilen in
stiickeloser Form durch die elektronischen
Wertpapierabwicklungssysteme sollte keine britische
Stempelgebiihr anfallen, da eine solche Ubertragung, Zeichnung
oder Ricknahme elektronisch erfolgt und nicht durch ein
schriftliches Dokument.

Anleger sollten beachten, dass auch andere Aspekte des
britischen Steuerrechts maBgeblich fur ihre Anlage in der
Gesellschaft sein kénnen.

Falls Sie Fragen zu lhrer Situation haben, oder falls sie in einem
anderen Land als im Vereinigten Konigreich steuerpflichtig sind,
wenden Sie sich bitte an Ihren unabhangigen Finanzberater.
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Im Einklang mit den Anderungen des deutschen
Investmentsteuergesetzes von 2018 in der jeweils geltenden
Fassung (,deutsches Investmentsteuergesetz”) mit Wirkung vom
1. Januar 2018. Zum Datum dieses Prospekts beabsichtigen die
Fonds der Gesellschaft, die Voraussetzungen fiir Aktienfonds mit
einem Mindestaktienanteil von 85 % (sofern in der nachstehenden
Liste nicht anderweitig angegeben) im Einklang mit § 2 Abs. 6
InvStG zu erfillen.

Die folgenden Fonds der Gesellschaft haben einen
Mindestaktienanteil von weniger als 85 %:

. Invesco AT1 Capital Bond UCITS ETF;

o Invesco Emerging Markets USD Bond UCITS ETF;

. Invesco Euro Corporate Bond UCITS ETF;

e Invesco Euro Corporate Hybird Bond UCITS ETF;

. Invesco Euro Floating Rate Note UCITS ETF;

. Invesco Euro Government Bond 1-3 Year UCITS ETF;

. Invesco Euro Government Bond 3-5 Year UCITS ETF;

. Invesco Euro Government Bond 5-7 Year UCITS ETF;

e Invesco Euro Government Bond 7-10 Year UCITS ETF;
e Invesco Euro Government Bond UCITS ETF;

. Invesco GBP Corporate Bond UCITS ETF
. Invesco GBP Corporate Bond ESG UCITS ETF
e Invesco Preferred Shares UCITS ETF;

e Invesco UK Gilt 1-5 Year UCITS ETF;

e Invesco UK Gilts UCITS ETF;

e Invesco US Municipal Bond UCITS ETF;

. Invesco US Treasury Bond 1-3 Year UCITS ETF;

. Invesco US Treasury Bond 3-7 Year UCITS ETF;

. Invesco US Treasury Bond 7-10 Year UCITS ETF;

. Invesco US Treasury Bond UCITS ETF;

. Invesco USD Corporate Bond UCITS ETF;

e Invesco USD Floating Rate Note UCITS ETF; und

e Invesco Variable Rate Preferred Shares UCITS ETF.

Die Fonds koénnen auch zum Zweck des effizienten
Portfoliomanagements Wertpapierleihgeschéfte tatigen, und dies
kann den Mindestaktienanteil der Fonds reduzieren. Die
qualifizierten Fonds werden jedoch sicherstellen, dass sie
durchgehend eine Anlage von mehr als 50 % ihres
Nettoinventarwerts in Aktien aufrechterhalten (im Sinne der
Definition in § 2 Abs. 8 InvStG). Bitte beachten Sie, dass die
Aktienquoten der einzelnen Fonds von unserem
Finanzdatenanbieter in Deutschland an WM Daten zur
Veroffentlichung weitergegeben werden.

Anleger sollten sich von ihren Steuerberatern zu den
Auswirkungen des deutschen Investmentsteuergesetzes beraten
lassen.
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14. Gebiihren & Kosten

MANAGEMENTGEBUHREN UND -KOSTEN

Die Gesellschaft kann die Geblihren und Kosten jedes Fonds
zahlen, die die Gebihren und Kosten der Verwahrstelle, des

Administrators, der
Anlageverwalters

Verwaltungsgesellschaft  und des
einschlieBen kénnen (jeder dieser

Dienstleistungsanbieter kann ganz oder teilweise auf die Gebihr,
die er flr einen Anleger erhalt, verzichten).

ALLGEMEINE GEBUHREN UND KOSTEN

(a)

(b)

(c)

(d)

(e)

56

Gebuhren flir den Handel mit Anteilen: Angaben zur

Transaktionsgebihr far Einlagen in Sachwerten,
Ubertragungssteuern, Zeichnungsgebuhr,
Ricknahmegebihr und jede sonstige Gebihr

einschlieBlich der (gegebenenfalls) fiir den Tausch von
Anteilen anfallenden Tauschgebihr sind fiir die Anteile
jedes Fonds in dem Prospektnachtrag des jeweiligen
Fonds aufgefihrt.

Vergutung der Verwaltungsratsmitglieder: Die
Verwaltungsratsmitglieder, die nicht
Verwaltungsratsmitglieder, leitende Mitarbeiter oder
Angestellte des Promoters sind, haben Anspruch auf
eine Verglitung ihrer Dienste als
Verwaltungsratsmitglieder durch die Gesellschaft,
jedoch unter der Voraussetzung, dass das Honorar, das
jedes Verwaltungsratsmitglied fir eine zwoélfmonatige
Rechnungsperiode erhalt, 50.000 EUR, gegebenenfalls
zuzlglich Mehrwertsteuer, nicht lberschreitet. Dariber
hinaus haben die Verwaltungsratsmitglieder auch
Anspruch  auf  Erstattung angemessener  und
nachgewiesener Auslagen, die ihnen durch die Erflllung
ihrer Aufgaben als Verwaltungsratsmitglieder
entstanden. Die Verglitung der
Verwaltungsratsmitglieder wird von der
Verwaltungsgesellschaft gezahlt.

Managementgebihren: GeméaB und abhangig von den
Bestimmungen des Managementvertrags wird die
jahrliche Managementgeblhr ein an die
Verwaltungsgesellschaft zahlbarer Prozentsatz des
Nettovermogens jedes Fonds oder jeder Anteilsklasse
(wie im Prospektnachtrag  angegeben)  sein.
Managementgebihren sind regelmafig zu einem Satz
zahlbar, der in einer im Prospektnachtrag des jeweiligen
Fonds angegebenen Bandbreite liegt. Die
Managementgebihr wird an jedem Handelstag
berechnet. Gebihren, die an den Anlageverwalter, die
Verwahrstelle oder den Administrator zu zahlen sind,
werden von der Verwaltungsgesellschaft gezahlt.

AuBergewohnliche Aufwendungen: Die Gesellschaft ist
verpflichtet, auBergewohnliche Aufwendungen zu
erstatten, einschlieBlich, jedoch nicht ausschlieBlich,
Aufwendungen im Zusammenhang mit Prozesskosten
und allen Steuern, Umlagen, Abgaben oder dhnlichen
Gebuhren, die der Gesellschaft oder ihren
Vermogenswerten auferlegt werden und ansonsten
nicht als gewohnliche Aufwendungen gelten wirden.
AuBergewohnliche Aufwendungen werden auf alle
Anteilsklassen umgelegt.

Grindungskosten: Die Kosten fir die Grindung der
Gesellschaft und der Fonds (einschlieBlich Gebiuhren im
Zusammenhang mit der Eintragung und Zulassung der
Gesellschaft, der Notierung der Fonds an den relevanten
Borsen und der Eintragung der Fonds fiir den Vertrieb in
anderen Hoheitsgebieten) werden von der
Verwaltungsgesellschaft gezahlt. Die Kosten fir die
anschlieBende Errichtung von Fonds sind ebenfalls von
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(9)

(h)

der Verwaltungsgesellschaft zu zahlen, sofern im
Prospektnachtrag des jeweiligen Fonds nicht
anderweitig angegeben.

Betriebs- und Verwaltungsgeblhren (Fixed Fees):
Betriebs- und Verwaltungsgebiihren sind Gebiihren, die
von der Gesellschaft fir jeden Fonds in Bezug auf die fir
diesen Fonds anfallenden (blichen Gebuhren,
Aufwendungen und Kosten, die sonstige administrative
Aufwendungen und Transaktionsgebihren einschlieBen,
wie unten ndher beschrieben, zahlbar sein kénnen. Wenn
im Prospektnachtrag fiir den jeweiligen Fonds keine
Vereinbarung Uber Betriebs- und Verwaltungsgebihren
offengelegt ist, werden solche Geblhren in Bezug auf
diesen Fonds von der Verwaltungsgesellschaft aus
seiner Geblhr gezahlt und nicht aus dem Vermogen des
betreffenden Fonds.

Sonstige Verwaltungsaufwendungen: Die sonstigen
Verwaltungsaufwendungen beinhalten insbesondere
laufende Kosten fir Organisation und Eintragung; an die
Inhaber von Lizenzen auf einen Index zahlbare
Lizenzgebiihren; Aufwendungen fiir die Rechts- und
Prufdienste; Stempelgebiihren, samtliche Steuern und
Mehrwertsteuer, Sekretariatskosten der Gesellschaft,
alle im Zusammenhang mit Versammlungen der
Anteilsinhaber anfallenden Kosten; Marketing- und
Vertriebskosten, Gebuhren flr Investmenttransaktionen;
im Zusammenhang mit der Ausschittung von Ertragen
an einen Anleger anfallende Kosten; Geblhren und
Kosten jeder Zahlstelle, Clearingstelle oder jedes
Vertreters, die/der in Einklang mit den Anforderungen
eines anderen Hoheitsgebiets bestellt wurde; die
Gebihren und Kosten jedes Beraters, der fir
Dienstleistungen fiir die Gesellschaft oder die
Verwaltungsgesellschaft bestellt wurde; jeden im
Rahmen von Freistellungsbestimmungen zahlbaren
Betrag, wie laut Satzung oder einer Vereinbarung mit
jeder von der Gesellschaft benannten Person zahlbar;
Kosten aller vorgeschlagenen Notierungen und der
Aufrechterhaltung solcher Notierungen; samtliche
angemessenen Auslagen der Verwaltungsratsmitglieder;
auslandische Zulassungsgebuhren und Geblhren im
Zusammenhang mit der Aufrechterhaltung solcher
Zulassungen einschlieBlich Kosten fiir Ubersetzung und
lokale Rechtsberatung und sonstige Aufwendungen, die
von den Aufsichtsbehérden in  verschiedenen
Hoheitsgebieten verlangt werden, sowie die Vergitung
ortlicher Vertreter in fremden Hoheitsgebieten;
Versicherungen; Zinsen; die Kosten fir den Druck und
den Vertrieb dieses Prospekts und samtliche infolge der
regelmaBigen Aktualisierungen diese Prospekts oder der
jeweiligen Prospektnachtrage, Berichte, Rechnungen
und sonstiger erlauternder Memoranden anfallenden
Kosten, samtliche notwendigen Ubersetzungskosten,
sonstige Geblhren im Zusammenhang mit der
Ubermittlung von Angaben zum Nettoinventarwert und
anderen Informationen, die in den verschiedenen
Hoheitsgebieten veroffentlicht werden missen, oder im
Zusammenhang mit einer Gesetzesanderung oder der
Einflihrung neuer Gesetze (einschlieBlich samtlicher
infolge der Einhaltung geltender Kodizes anfallender
Kosten, ob diese Gesetzeskraft besitzen oder nicht)
konnen ebenfalls aus dem Vermdgen der Gesellschaft
gezahlt werden.

Transaktionsgebihren:  Transaktionsgeblhren  sind
samtliche Geblhren und Kosten, die beim Kauf und
Verkauf von Wertpapieren oder anderen von einem
Fonds gehaltenen Anlagen anfallen, d. h,
Maklergebiihren und Provisionen und
Korrespondenzgebiihren fiir die Ubertragung von
Wertpapieren  oder  Anlagen oder  sonstigen
Beteiligungen, sofern nicht im jeweiligen
Prospektnachtrag anders angegeben.



14. Gebiihren & Kosten
Fortsetzung

(i) Abgaben und Gebihren: Abgaben und Geblhren in
Bezug auf einen Fonds, alle Stempel- und anderen
Abgaben, Steuern, staatlichen Gebuhren, Makler- und
Bankgebiihren, Devisenspreads, Zinsen, Verwahrstellen-
und Unterverwahrstellengeblihren (in  Bezug auf
Verkaufe und Kaufe), Ubertragungsgebiihren,
Registrierungsgebiihren und anderen Abgaben und
Gebuhren, ob in Zusammenhang mit dem
urspriinglichen Erwerb oder der Erhéhung des
Vermogens des betreffenden Fonds oder der Schaffung,
Ausgabe, dem Verkauf, der Umschichtung oder der
Ricknahme von Anteilen oder dem Verkauf oder Kauf
von Anlagen oder in Bezug auf Zertifikate oder andere
Papiere, die im Hinblick auf oder vor oder in
Zusammenhang mit der Transaktion oder dem Handel
gegebenenfalls fallig werden oder wurden, flr die diese
Abgaben und Gebuhren anfallen, wozu, zur Klarstellung,
bei der Berechnung des Zeichnungs- und
Ricknahmepreises auch die Riickstellungen fiir Spreads
zahlen (zu berlcksichtigen ist die Differenz zwischen
dem Preis, zu dem die Vermogenswerte bei der
Ermittlung des Nettoinventarwerts bewertet wurden,
und dem Schétzpreis, zu dem diese aufgrund einer
Zeichnung gekauft und im Rahmen einer Ricknahme
verkauft werden sollen), jedoch ausschlieBlich aller
Provisionen, die an Verkaufs- oder Kaufbeauftragte fiir
die Anteile zu zahlen sind, sowie aller Provisionen,
Steuern, Gebulhren oder Kosten, die bei der Ermittlung
des Nettoinventarwerts der Anteile des jeweiligen Fonds
berlicksichtigt wurden. GemaB der Satzung ist der
Verwaltungsrat befugt, im Rahmen des
Nettoinventarwerts eines Fonds nach eigenem Ermessen
eine Summe in Ansatz zu bringen, die eine Riickstellung
flir Abgaben und Geblhren in Zusammenhang mit der
Anschaffung und VerduBerung von Anlagen eines Fonds
verkorpert. Die Hohe sowie die Berechnungsbasis der
Abgaben und Geblhren kénnen auch in Abhangigkeit
vom Umfang des jeweiligen Handelsauftrags und der
Kosten im Zusammenhang mit den
Primarmarkttransaktionen schwanken.

VEREINBARUNG UBER FESTE GEBUHREN

Die Gesellschaft kann in Bezug auf jeden Fonds (wie im jeweiligen
Prospektnachtrag anzugeben ist) eine Vereinbarung mit der
Verwaltungsgesellschaft schlieBen, nach der die
Verwaltungsgesellschaft gegen die Zahlung einer festen Gebuhr
(Fixed Fee) (wie im jeweiligen Prospektnachtrag aufgefiihrt) die
Betriebs- und Verwaltungsgebihren zahlt (die die oben
hervorgehobenen sonstigen Verwaltungsaufwendungen und
Transaktionskosten abdecken, allerdings wohlgemerkt nicht die
Managementgebihr oder die oben hervorgehobenen
auBergewohnlichen Aufwendungen). Gegebenenfalls wird die
Fixed Fee anhand des durchschnittlichen taglichen
Nettoinventarwerts je Fonds oder Anteilsklasse oder des
Ausgabekurses (wie im Prospektnachtrag angegeben) berechnet
und ist regelmaBig zahlbar.

Da die Fixed Fee im Voraus auf Jahresbasis von der Gesellschaft
und der Verwaltungsgesellschaft festgelegt wird, werden die
Anleger darauf hingewiesen, dass der an die
Verwaltungsgesellschaft gezahlte Betrag am Jahresende groBer
sein kann, als wenn die Gesellschaft diese Aufwendungen direkt
bezahlt hatte. Umgekehrt konnten die Aufwendungen, die die
Gesellschaft zu zahlen gehabt hatte, die Fixed Fee libersteigen und
der der Verwaltungsgesellschaft von der Gesellschaft effektiv
gezahlte Betrag ware dann geringer. Die Fixed Fee wird von der
Gesellschaft und der Verwaltungsgesellschaft auf marktiblicher
Basis so bestimmt und soll so beschaffen sein, dass sie den
erwartungsgemaB anfallenden Kosten entspricht. Sie wird im
jeweiligen Prospektnachtrag veroffentlicht.

VERWASSERUNGSAGBABE

Bei der Berechnung des Zeichnungs-/Riicknahmepreises flr die
Anteile kann die Verwaltungsgesellschaft an jedem Handelstag, an
dem Nettozeichnungen oder Nettorlicknahmen vorliegen, eine
Verwéasserungsabgabe erheben und den Zeichnungs- bzw.
Ricknahmepreis anpassen, indem sie eine Verwasserungsabgabe
hinzurechnet bzw. abzieht, um die Handelskosten zu decken und
den Wert der zugrunde liegenden Vermogenswerte des Fonds zu
erhalten.

Durch die Verwéasserungsabgabe erh6ht oder verringert sich der
Nettoinventarwert je Anteil nicht. Details zur angewandten
Verwasserungsabgabe werden in der Transaktionsbestatigung
aufgefiihrt, die normalerweise von der Verwaltungsgesellschaft
am nachsten Geschéftstag nach der Anteilstransaktion versendet
wird.

Da die Verwéasserungsabgabe fiir jeden Fonds anhand der Kosten
fir den Handel mit den zugrunde liegenden Anlagen des
jeweiligen Fonds berechnet wird, die in Abhéangigkeit von den
Marktbedingungen schwanken koénnen, kann die Hohe der
Verwéasserungsabgabe  schwanken. Die héchstmaogliche
Verwéasserungsabgabe fir jeden Fonds ist im maBgeblichen
Prospektnachtrag angegeben.

VERRECHNUNGSPROVISIONEN

Derzeit besteht nicht die Absicht, dass in Bezug auf die
Gesellschaft Vereinbarungen tber Verrechnungsprovisionen (Soft
Commission Arrangements) getroffen werden. Flr den Fall, dass
der Anlageverwalter oder eine seiner Tochtergesellschaften, eines
seiner verbundenen Unternehmen, Vertreter oder
Bevollmachtigten Vereinbarungen lber Nebenleistungen treffen,
haben sie sicherzustellen, dass (i) der Makler oder Kontrahent der
Vereinbarung sich zur bestmoéglichen Ausfihrung fiar die
Gesellschaft bereiterklart; (ii) die durch die Vereinbarung(en)
erzielten Vorteile so beschaffen sind, dass sie die Bereitstellung
von Investmentdienstleistungen fir den jeweiligen Fonds
unterstlitzen und (iii) Maklersatze nicht Uber den marktlblichen
Satzen fir institutionelle Full-Service-Maklerdienste liegen.
Angaben zu solchen Vereinbarungen sind in dem nachstfolgenden
Bericht der Gesellschaft enthalten. Fiir den Fall, dass es sich dabei
um den ungepriften Halbjahresbericht handelt, sind die Angaben
auch in den folgenden Jahresbericht aufzunehmen.



15. Ausschiittungspolitik

Die Ausschittungsvereinbarungen in Bezug auf die einzelnen
Fonds werden vom Verwaltungsrat zum Zeitpunkt der Auflegung
des jeweiligen Fonds festgelegt. Nahere Einzelheiten hierzu sind
gegebenenfalls im jeweiligen Prospektnachtrag dargelegt.

Nach der Satzung ist der Verwaltungsrat berechtigt, diejenigen
Dividenden in Bezug auf Anteilsklassen zu den Zeiten zu
beschlieBen und auszuschitten, wie er dies fir angebracht halt
und wie dies aus den Gewinnen des jeweiligen Fonds
gerechtfertigt erscheint, wobei es sich bei den Gewinnen um (i)
die aufgelaufenen Ertrage (die sich aus allen angefallenen Ertragen
einschlieBlich Zinsen und Dividenden zusammensetzen) abziglich
Aufwendungen und/oder (ii) die realisierten und nicht realisierten
Kapitalgewinne aus der VerauBerung/Bewertung von Anlagen und
anderen Fonds abzliglich der realisierten und nicht realisierten
aufgelaufenen Kapitalverluste des jeweiligen Fonds und/oder des
Kapitals des jeweiligen Fonds handelt. Wenn die Dividenden aus
dem Kapital des jeweiligen Fonds gezahlt werden, wird dies im
diesbeziiglichen Prospektnachtrag angegeben.

Ausschuttungen von Dividenden und sonstige Zahlungen in Bezug
auf die Uber ein anerkanntes Clearingsystem gehaltenen Anteile
der Gesellschaft werden den Kassakonten der Teilnehmer dieser
anerkannten Clearingsysteme gemaB den Vorschriften und
Verfahren des jeweiligen Systems gutgeschrieben.

Fir Anteile, die nicht Uber ein anerkanntes Clearingsystem
gehalten werden, ist die Gesellschaft verpflichtet und berechtigt,
einen Betrag fir die irische Steuer von jeder Dividende
abzuziehen, die an einen Anleger zahlbar ist, der eine irische
steuerpflichtige Person ist, als eine solche gilt oder fiir eine solche
handelt, und diesen Betrag an die Steuerbehodrde (Revenue
Commissioners) in Irland zu zahlen. Anleger werden auf den
Abschnitt ,Besteuerung in Irland” verwiesen, in dem die
steuerlichen Auswirkungen fiir solche Anleger beschrieben
werden.

Ausschittungen, die innerhalb von sechs Jahren nach ihrem
Falligkeitstermin nicht beansprucht wurden, verfallen und gehen
wieder in das Vermogen des jeweiligen Fonds zuriick. In bar
zahlbare Ausschittungen an einen Anleger werden durch
elektronische Uberweisung auf Kosten des Zahlungsempfingers
und innerhalb von 4 Monaten ab dem Datum gezahlt, an dem der
Verwaltungsrat die Ausschiittung beschlossen hat.
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16. Allgemeines

POTENZIELLE INTERESSENKONFLIKTE

Der Verwaltungsrat, die Verwaltungsgesellschaft, der
Anlageverwalter, die Verwahrstelle, der Administrator, der
Indexanbieter, ein  Anteilsinhaber, autorisierte  Teilnehmer,

genehmigte Kontrahenten oder Market Makers, die beauftragt
wurden, an einer relevanten Borse, an der die Klassen, denen die
Anteile angehoren, notiert sind, Preise fir die Anteile zu stellen (im
Sinne dieses Prospekts ein Market Maker), und alle ihre jeweiligen
Tochtergesellschaften, verbundenen Unternehmen, Vertreter oder
Beauftragten (im Sinne dieses Prospekts ,nahe stehende Personen”
und jeder einzelne eine ,nahe stehende Person”) konnen:

(@) untereinander oder mit der Gesellschaft Vertrage schlieBen
und finanzielle, Bank- oder sonstige Transaktionen tatigen
oder Vereinbarungen treffen, insbesondere bezliglich
Anlagen der Gesellschaft in Wertpapieren oder Anlagen
durch verbundene Personen in Unternehmen oder
Korperschaften, deren Anlagen Teil des
Gesellschaftsvermogens sind oder die ein Interesse an
solchen Vertrdgen oder Transaktionen haben;

(b) in Anteile, Wertpapiere, Vermogenswerte und Immobilien

aller Art, die Teil des Gesellschaftsvermogens sind,

investieren und damit handeln, jeweils fir eigene Rechnung
oder fiir Rechnung Dritter; und

(c) als Auftraggeber bzw. Mandatstrager beim Kauf oder
Verkauf von Wertpapieren und anderen Anlagen von bzw.
an die Gesellschaft durch oder mit einer verbundenen
Person handeln.

Die Bestellung des Anlageverwalters, des Administrators und der
Verwahrstelle  in  ihrer  vordergrindigen Kapazitat  als
Dienstleistungserbringer fiir die Gesellschaft ist vom Geltungsbereich
dieser Anforderungen im Hinblick auf verbundene Personen
ausgenommen.

Vermogenswerte der Gesellschaft in Form von Barmitteln oder
Wertpapieren kénnen, vorbehaltlich der Bestimmungen der irischen
Central Bank Acts, 1942 bis 2010, in der durch die Central Bank and
Financial Services Regulatory Authority of Ireland Acts, 2003 bis 2004
erganzten Fassung, einer nahe stehenden Person zur Verwahrung
Ubergeben werden. Alle Vermogenswerte des Fonds in Form von
Barmitteln konnen in Einlagenzertifikate oder Bankanlagen investiert
werden, deren Emittent eine verbundene Person ist. Bank- oder
ahnliche Transaktionen kénnen auch mit oder Uber eine verbundene
Person getatigt werden.

Ein Interessenkonflikt kann auch entstehen, wenn die kompetente
Person, die von einem Fonds gehaltene nicht boérsennotierte
Wertpapiere und/oder OTC-Derivate bewertet, der Anlageverwalter
oder ein Unteranlageverwalter oder eine andere verbundene Partei
der Gesellschaft ist. Beispielsweise werden die Geblhren des
Anlageverwalters als Prozentsatz des Nettoinventarwerts eines Fonds
berechnet und steigen mit steigendem Nettoinventarwert des Fonds.

Der Verwaltungsrat, der Anlageverwalter, die Verwahrstelle, der
Administrator, der Indexanbieter, jeder genehmigte Kontrahent, die
Berechnungsstelle bei einem DFI, jeder Kontrahent von
Wertpapierleihgeschaften und alle anderen relevanten Parteien
werden nach besten Kraften daflir Sorge tragen, dass im Sinne dieses
Abschnitts auftretende Konflikte fair gelést werden.

Es besteht kein Verbot fiir Geschafte mit den Vermdgenswerten eines
Fonds durch verbundene Parteien und/oder deren jeweilige leitende
Angestellte, Verwaltungsratsmitglieder oder Geschéaftsfiihrer, sofern
diese Geschéafte zu marktUblichen Bedingungen nach dem
Fremdvergleichsgrundsatz getatigt werden. Solche Transaktionen
missen im besten Interesse der Anleger liegen.
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Zulassige Transaktionen missen folgende Voraussetzungen erfiillen:

(@) Es wird eine bestéitigte Bewertung durch eine von der
Verwahrstelle bzw. - bei Transaktionen mit Beteiligung der
Verwahrstelle von der Gesellschaft - von der Gesellschaft
als unabhangig und kompetent anerkannte Person
eingeholt; oder

(ii) das Geschaft erfolgt zu den bestmdglichen Bedingungen

an organisierten Bérsen nach deren Regeln; oder
(iii) die Transaktionen erfolgen zu Bedingungen, die nach
Auffassung der Verwahrstelle bzw. - im Falle eines
Geschafts mit Beteiligung der Verwahrstelle - nach
Auffassung der Verwaltungsgesellschaft dem
Fremdvergleichsgrundsatz entsprechen, und im besten
Interesse der Anleger.

Bei Geschiaften mit Beteiligung der Verwahrstelle muss die
Verwahrstelle bzw. die Verwaltungsgesellschaft dokumentieren, wie
Absatz (i), (i) oder (iii) erfullt wurden und - im Falle von Absatz (jii) -
angeben, auf welcher Grundlage sie sich davon (berzeugt haben,
dass den vorstehend genannten Grundsatzen entsprochen wurde.

INTERESSENKONFLIKTE

Vorbehaltlich der Bestimmungen in diesem Abschnitt konnen alle
nahe stehenden Personen untereinander oder mit der Gesellschaft
Vertrage Uber Finanz-, Bank- oder sonstige Transaktionen
abschlieBen. Hierzu gehoren, ohne darauf beschrénkt zu sein,
Anlagen der Gesellschaft in Wertpapieren einer nahe stehenden
Person oder Anlagen einer nahe stehenden Person in Gesellschaften
oder Korperschaften, deren Anlagen Bestandteil der Vermogenswerte
eines Fonds sind, oder die ein Interesse an solchen Vertragen oder
Transaktionen haben. Dartiber hinaus kann eine nahe stehende Person
jeweils fiir eigene oder fremde Rechnung in Anteilen anlegen und mit
Anteilen handeln, die sich auf einen Fonds oder ein Vermogen der Art,
wie es im Vermogen eines Fonds enthalten ist, beziehen.

Barmittel der Gesellschaft konnen, vorbehaltlich der Bestimmungen
der irischen Central Bank Acts, 1942 to0 1998, in der durch die Central
Bank and Financial Services Regulatory Authority of Ireland Acts, 2003
to 2004 einer nahe stehenden Person zur Verwahrung tbergeben
werden oder in durch eine nahe stehende Person ausgegebenen
Einlagenzertifikaten oder Bankinstrumenten angelegt werden.
Banktransaktionen und vergleichbare Transaktionen kénnen auch mit
oder mittels einer nahe stehenden Person durchgeflhrt werden.

Die Verwaltungsgesellschaft und der Anlageverwalter kénnen im
Rahmen ihrer jeweiligen Geschaftstatigkeit auch unter anderen als
den oben genannten Umstanden in potenzielle Interessenkonflikte mit
der Gesellschaft geraten. Die Verwaltungsgesellschaft und der
Anlageverwalter berlicksichtigen jedoch jeweils in diesem Fall ihre
Verpflichtungen im Rahmen ihrer jeweiligen Vertrdge und
insbesondere ihre Verpflichtungen, soweit modglich im besten
Interesse der Gesellschaft und der Anleger zu handeln, unter
Berlcksichtigung ihrer Verpflichtungen anderen Kunden gegentiber
bei der Vornahme von Anlagen, bei denen Interessenkonflikte
entstehen konnen, und stellen sicher, dass diese Konflikte zwischen
der Gesellschaft, den betreffenden Fonds und anderen Kunden fair
gelost werden. Die Verwaltungsgesellschaft und der Anlageverwalter
stellen sicher, dass Anlagemdglichkeiten zwischen der Gesellschaft
und ihren anderen Kunden angemessen und gerecht verteilt werden.
Falls doch ein Interessenkonflikt entsteht, bemiht sich die
Verwaltungsgesellschaft bzw. der Anlageverwalter darum
sicherzustellen, dass derartige Konflikte fair gelost werden.

Da die Gebihren der Verwaltungsgesellschaft auf dem
Nettoinventarwert eines Fonds basieren, erhohen sich bei einem
Anstieg des Nettoinventarwerts des Fonds auch die an die
Verwaltungsgesellschaft zu zahlenden Geblihren und entsprechend
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gerét die Verwaltungsgesellschaft in einen Interessenkonflikt in Fallen,
in denen die Verwaltungsgesellschaft fir die Ermittlung des
Bewertungspreises der Anlagen eines Fonds zustandig ist.

Die Verwaltungsgesellschaft kann von Zeit zu Zeit nach eigenem
Ermessen einem bestimmten Anleger einen Teil der
Verwaltungsgebihr in Form eines Nachlasses zahlen. Nach
bestimmten objektiven Kriterien kann die Verwaltungsgesellschaft
Nachlasse gewahren. Wie in bestimmten Landern vorgeschrieben
und auf Anfrage eines Anlegers stellt die Verwaltungsgesellschaft
kostenlos Informationen tber die Gesamtbetrédge dieser Nachlasse
zur Verflgung.

Zahlungen von Nachldssen seitens der Verwaltungsgesellschaft
sind nicht fur alle Anteilsklassen oder in allen Landern, abhangig
von geltenden lokalen Gesetzen und/oder Vorschriften, erhéltlich
und kénnen Offenlegungspflichten nach geltenden Gesetzen und
Vorschriften unterliegen.

Die Verwaltungsratsmitglieder kénnen auch als
Verwaltungsratsmitglieder von anderen gemeinsamen
Anlagevehikeln (Investmentfonds) tatig sein. Wenn ein potenzieller
Interessenkonflikt  zwischen ihren Pflichten gegenliber der
Gesellschaft und denjenigen gegenliber Dritten entstehen, bemuihen
sich die Verwaltungsratsmitglieder sicherzustellen, dass ein derartiger
Konflikt die Gesellschaft nicht unfairerweise beeintrachtigt.

Die Verwahrstelle hat ihre Verwahraufgaben in Bezug auf verwahrte
Finanzinstrumente an The Bank of New York Mellon SA/NV und/oder
The Bank of New York Mellon delegiert. Die Liste der von The Bank of
New York Mellon SA/NV und The Bank of New York Mellon zum Datum
dieses Prospekts beauftragten Unterbeauftragten ist im Anhang V
enthalten. Die Auswahl der jeweiligen Unterbeauftragten, auf die
Verwahrpflichten der Verwahrstelle ibertragen werden konnen, ist
abhangig von den Markten, auf denen die Gesellschaft investiert.

Daher ist es moglich, dass die Verwahrstelle und/oder ihre

Bevollmachtigten und Unterbevollmachtigten im Verlauf ihrer
Geschaftstatigkeit an anderen Finanz- und geschéaftlichen
Transaktionen beteiligt sind, die gelegentlich potenzielle

Interessenkonflikte mit der Gesellschaft oder einem bestimmten
Fonds und/oder von der Verwaltungsgesellschaft verwalteten Fonds
oder anderen Fonds verursachen konnen, fir die die Verwahrstelle als
Verwahrstelle, Treuhander oder Verwahrstelle tatig ist. In diesem Fall
bericksichtigt die Verwahrstelle jedoch ihre Verpflichtungen nach
dem Verwahrstellenvertrag und den Vorschriften und wird sich
insbesondere nach besten Kraften bemihen sicherzustellen, dass die
Auslibung ihrer Pflichten nicht durch ihre derartige Beteiligung
beeintrachtigt wird, und dass entstehende Konflikte insoweit
praktikabel und unter Berlicksichtigung ihrer Verpflichtungen
gegenlber anderen Kunden gerecht und im besten Interesse der
Anleger insgesamt geldst werden.

. Investiert ein Fonds in einen oder mehrere Fonds der
Gesellschaft, so darf die jahrliche Managementgebhr, die
Anlegern, die in den Fonds investieren, berechnet wird, fiir
den Teil der Vermogenswerte des anlegenden Fonds, derin
empfangende Fonds der Gesellschaft investiert wird
(ungeachtet dessen, ob diese GebUhr direkt bei der Anlage
auf Fondsebene, indirekt auf der Ebene der empfangenden
Fonds oder als Kombination von beidem gezahlt wird) den
Satz der maximalen jahrlichen Managementgebiihr, die von
Anlegern des anlegenden Fonds flir den Rest der
Vermogenswerte des anlegenden Fonds erhoben werden
kann, nicht Gberschreiten, so dass infolge der Anlagen in
dem empfangenden Fonds der Gesellschaft dem
anlegenden Fonds die jahrliche Managementgebiihr nicht
doppelt berechnet wird. Diese Bestimmung ist auch auf die
jahrliche Gebiihr des Anlageverwalters anwendbar, wenn
die Gebihr direkt aus dem Vermogen der Gesellschaft
gezahlt wird.

STREITIGKEITEN UND SCHLICHTUNG

Die Gesellschaft ist weder in Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren
involviert, noch haben die Verwaltungsratsmitglieder Kenntnis von

anhangigen oder drohenden Gerichts- oder

Schiedsgerichtsverfahren.

BETEILIGUNGEN DER VERWALTUNGSRATSMITGLIEDER

(a) Es bestehen keine Dienstvertrage zwischen der Gesellschaft
und ihren Verwaltungsratsmitgliedern, noch sind solche
Vertrage geplant.

(b) Zum Datum dieses Prospekts halt kein

Verwaltungsratsmitglied eine unmittelbare oder mittelbare
Beteiligung an Vermogenswerten, die von der Gesellschaft
erworben oder verduBert wurden oder an diese
ausgegeben wurden oder fir die dies geplant ist, und
soweit nicht nachstehend angegeben, ist kein
Verwaltungsratsmitglied an zum Datum dieses Dokuments
bestehenden Vertragen oder Vereinbarungen in
wesentlicher Weise beteiligt, die ihrer Art nach
ungewohnlich oder fiir das Geschéaft der Gesellschaft von
Bedeutung wéren.

(c) Zum Datum dieses Prospekts halt weder eines der
Verwaltungsratsmitglieder noch nahe stehende Personen
wirtschaftliche Beteiligungen am Anteilskapital der
Gesellschaft oder Optionen auf dieses Kapital.

(d) Anne-Marie King, Gary Buxton und Barry McGrath sind

Verwaltungsratsmitglieder der Verwaltungsgesellschaft.

WECHSELSEITIGE
GESELLSCHAFT

ANLAGEN ZWISCHEN FONDS DER

Erhalt die Gesellschaft, die Verwaltungsgesellschaft oder der
Anlageverwalter im Zuge einer Anlage in einem anderen
Investmentfonds eine Provision im Namen des Fonds (einschlieBlich
einer rabattierten Provision), so muss die Verwaltungsgesellschaft
sicherstellen, dass diese Provision in das Vermogen des Fonds flief3t.

Anlagen eines Fonds der Gesellschaft in den Anteilen eines anderen
Fonds der Gesellschaft sind vorbehaltlich der folgenden
Bestimmungen (die zusatzlich zu den vorstehenden Bestimmungen
flr Anlagen in Organismen flir gemeinsame Anlagen gelten) zuldssig:

. Es dirfen keine Anlagen in einem Fonds getatigt werden,
der seinerseits Anteile anderer Fonds der Gesellschaft halt.

DATENSCHUTZ

Potenzielle Anleger sollten beachten, dass aufgrund einer Anlage
in der Gesellschaft und den damit verbundenen Beziehungen mit
der Gesellschaft, ihren verbundenen Unternehmen, Dienstleistern,
Vertretern und Bevollmachtigten (u. a. Ausfillen des
Zeichnungsformulars und die Aufzeichnung elektronischer
Kommunikationen bzw. von Telefonaten) oder aufgrund der
Ubermittlung personenbezogener Daten in Bezug auf natiirliche
Personen an die Gesellschaft, die mit dem Anleger verbunden sind
(z.B.  Verwaltungsratsmitglieder, Treuhdnder, Mitarbeiter,
Vertreter, Anteilsinhaber, Anleger, Kunden, wirtschaftliche
Eigentimer oder Vermittler), Ubermitteln diese natlrliche
Personen der Gesellschaft, ihren verbundenen Unternehmen,
Dienstleistern, Vertretern und Bevollmachtigten bestimmte
personliche Informationen, bei denen es sich im Sinne der
geltenden Datenschutzgesetze, u. a. der
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Datenschutzgrundverordnung (,DSGVQO”) um personenbezogene
Daten handelt.

Die Gesellschaft hat eine Datenschutzerklarung erstellt, die
weitere Informationen darliber vermittelt, wie die Gesellschaft die
personenbezogenen Daten nattrlicher Personen erhebt, nutzt und
schitzt. Die Datenschutzerklarung der Gesellschaft steht auf der
Website  etf.invesco.com zur Verfigung und st im
Antragsformular enthalten.


http://etf.invesco.com/

17. Wesentliche Vertrage

Die folgenden Vertrage wurden nicht im von der Gesellschaft zu
verfolgenden gewdhnlichen Geschéftsgang abgeschlossen und sind
oder kdnnen wesentlich sein:

(a)

(b)

62

Der Managementvertrag vom 12. Januar 2016 zwischen der
Gesellschaft und der Verwaltungsgesellschaft. Der
Managementvertrag sieht vor, dass die Bestellung der
Verwaltungsgesellschaft so lange in Kraft bleibt, bis sie
entweder von der Verwaltungsgesellschaft oder von der
Gesellschaft mit einer Frist von mindestens 90 Tagen
schriftlich gegentber der jeweils anderen Partei gekiindigt
wird; unter bestimmten Umstdnden kann  der
Managementvertrag jedoch auch unverziglich schriftlich
von der Verwaltungsgesellschaft oder der Gesellschaft
gegenlber der jeweils anderen Partei gekiindigt werden.
Der Managementvertrag sieht bestimmte Freistellungen
zugunsten der Verwaltungsgesellschaft vor, die aus dem
Vermogen des jeweiligen Fonds zahlbar sind, wobei diese
im Falle von Betrug, Unredlichkeit, vorséatzlicher
Unterlassung oder Fahrlassigkeit seitens der
Verwaltungsgesellschaft im Hinblick auf die Erfillung oder
Nichterfullung ihrer Verpflichtungen und Aufgaben
ausgeschlossen sind.

Der Managementvertrag enthalt Bestimmungen zum
beschrankten Rickgriff, im Rahmen derer
Rickgriffsanspriiche der Verwaltungsgesellschaft
gegenlber der Gesellschaft im Hinblick auf Anspriiche aus
oder in Zusammenhang mit dem Managementvertrag
ausdriicklich auf den Fonds beschrankt sind, der flur die
Anteile aufgelegt wurde, auf die sich diese Anspriiche
beziehen, und die Verwaltungsgesellschaft hat keine
Rickgriffsanspriche  im Hinblick auf  sonstige
Vermogenswerte der Gesellschaft. Sollten diese Anspriiche
nach Verwertung der Vermogenswerte des betreffenden
Fonds und Verwendung dieser Verwertungserlose zur
Zahlung aller Anspriche der Verwaltungsgesellschaft im
Hinblick auf den betreffenden Fonds und alle sonstigen
eventuellen  Verbindlichkeiten der Gesellschaft, die
gleichrangig mit  oder vorrangig vor diesen
Rickgriffsanspriichen gegenliber dem betreffenden Fonds
sind (das ,relevante Datum”), nicht in voller Hohe gezahlt
sein, so (a) wird der im Hinblick auf diese Anspriche
ausstehende Betrag automatisch geléscht, (b) hat die
Verwaltungsgesellschaft keine weiteren diesbeziiglichen
Zahlungsanspriiche und (c) kann die
Verwaltungsgesellschaft nicht die Abwicklung der
Gesellschaft oder die Auflésung eines anderen Fonds
infolge  dieses  Fehlbetrages  verlangen; jedoch
vorausgesetzt, dass (@) und (b) oben nicht fir
Vermogenswerte des Fonds gelten, die zu einem spéteren
Zeitpunkt zwischen dem relevanten Datum und dem Datum
der Auflésung des Fonds vom Fonds gemaB den
Vorschriften der Zentralbank gehalten oder zurlckerlangt
werden konnen.

Der Anlageverwaltungsvertrag vom 14. September 2017
zwischen der Verwaltungsgesellschaft und dem
Anlageverwalter. Der Anlageverwaltungsvertrag sieht vor,
dass die Bestellung des Anlageverwalters so lange wirksam
bleibt, bis der Vertrag von einer der Parteien durch
Mitteilung an die andere Partei mit einer Frist von
mindestens 90 Tagen gekiindigt wird, wobei der
Anlageverwaltungsvertrag  jedoch  unter gewissen
Umstanden unverziiglich durch schriftliche Mitteilung einer
Partei an die andere gekiindigt werden kann. Der
Anlageverwaltungsvertrag sieht bestimmte Freistellungen
zugunsten des Anlageverwalters vor, wobei diese im Falle
von Betrug, Unredlichkeit, vorsatzlicher Unterlassung oder
Fahrlassigkeit seitens des Anlageverwalters im Hinblick auf

Invesco Markets Il plc
Prospekt

(c)

die Erfullung oder Nichterflllung seiner Verpflichtungen
und Aufgaben ausgeschlossen sind.

Der Verwahrstellenvertrag vom 13. September 2017 (gliltig
ab 12.01 Uhr am 14. September 2017) zwischen der
Gesellschaft und The Bank of New York Mellon SA/NV,
Niederlassung Dublin (BNY Mellon Trust Company
(Ireland) Limited vor dem 1. Dezember 2019).

Die Verwahrstelle fungiert als Verwahrstelle fir die
Vermogenswerte der Gesellschaft und ist fir die
Beaufsichtigung der Gesellschaft in dem nach
anwendbaren Gesetzen, Vorschriften und Verordnungen
erforderlichen MafBe und gemal deren Bestimmungen
zustandig. Die Verwahrstelle nimmt ihre Aufsichtspflichten
gemaB den geltenden Gesetzen, Vorschriften und
Verordnungen und im Einklang mit dem
Verwahrstellenvertrag wahr.

Die Verwahrstelle lasst bei der Wahrnehmung ihrer Pflichten
die gebotene Sachkenntnis, Sorgfalt und
Gewissenhaftigkeit, wie gemaB den Standards und
Gepflogenheiten einer professionellen  Verwahrstelle
festgelegt, die ihre Dienste in den Markten und
Hoheitsgebieten anbietet, in denen die Verwahrstelle ihre
Dienste geméaB dem Verwahrstellenvertrag erfillt, walten.
Die Verwahrstelle darf gemaB den Bedingungen des
Verwahrstellenvertrags ihre Pflichten im Hinblick auf die
sichere Verwahrung unter folgenden Bedingungen
Ubertragen: (i) die Dienstleistungen werden nicht in der
Absicht Ubertragen, die Anforderungen der Vorschriften zu
umgehen; (i) die Verwahrstelle kann belegen, dass es einen
objektiven Grund fiir die Ubertragung gibt; (iii) die
Verwahrstelle ist bei der Auswahl und Bestellung eines
Dritten, dem sie Teile der jeweiligen Aufgaben Ubertragen
mochte, mit der gebotenen Sachkenntnis, Sorgfalt und
Gewissenhaftigkeit vorgegangen und geht bei der
regelmaBigen Uberpriifung und laufenden Kontrolle von
Dritten, denen sie Teile ihrer Verwahraufgaben Ubertragen
hat, und von Vereinbarungen des Dritten hinsichtlich der
ihm Ubertragenen Aufgaben weiterhin mit der gebotenen
Sachkenntnis, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit vor. Die
Verwahrstelle hat ihrer globalen Unterverwahrstelle, The
Bank of New York Mellon SA/NV und/oder The Bank of New
York Mellon, die Verantwortung fiir die Verwahrung der
Finanzinstrumente und Barmittel der Gesellschaft
Ubertragen.

Die Verwahrstelle haftet gegeniber der Gesellschaft und
den Anteilsinhabern far den Verlust von
Finanzinstrumenten, die durch die Verwahrstelle oder eine
ordnungsgemal beauftragte Drittpartei (wie gemal3 den
Vorschriften festgelegt) verwahrt werden, und im Fall eines
solchen Verlusts muss die Verwahrstelle der Gesellschaft
unverziglich Finanzinstrumente von identischem Typ oder
den  entsprechenden Betrag zuriickgeben  bzw.
zurlickerstatten. Die Verwahrstelle haftet nicht, wenn sie
nachweisen kann, dass der Verlust als Folge eines auB3erhalb
ihrer angemessenen Kontrolle stehenden auB3eren
Ereignisses entstanden ist, dessen Folgen trotz aller
zumutbaren Anstrengungen nicht héatten vermieden
werden koénnen. Bei einem Verlust von verwahrten
Finanzinstrumenten koénnen sich die Anteilsinhaber direkt
oder indirekt Uber die Verwaltungsgesellschaft oder die
Gesellschaft auf die Haftung der Verwahrstelle berufen,
sofern dies nicht zu einer Verdoppelung von Rechtshilfen
oder zu einer ungleichen Behandlung der Anteilsinhaber
fuhrt. Die Haftung der Verwahrstelle wird nicht dadurch
beeinflusst, dass sie ihre Verwahraufgaben nach dem
Verwahrstellenvertrag Ubertragen hat. Vorbehaltlich der
Haftung der Verwahrstelle fiir den Verlust von
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(e)

Finanzinstrumenten, die durch die Verwahrstelle oder eine
ordnungsgemal beauftragte Drittpartei (wie gemal den
Vorschriften festgelegt) verwahrt werden, haftet die
Verwahrstelle  gegeniiber der  Gesellschaft, der
Verwaltungsgesellschaft und den Anteilsinhabern fir ihren
erlittenen Verlust, der aufgrund des fahrlassigen oder
vorsatzlichen Versdumnisses seitens der Verwahrstelle
entstehen, ihre Pflichten gemaB dem Verwahrstellenvertrag
und/oder den Vorschriften ordnungsgemal zu erfiillen. Die
Verwahrstelle haftet nicht flir Folgeschaden oder mittelbare
oder konkrete Schaden oder Verluste, die sich aufgrund
oder im Zusammenhang mit der Erfillung oder
Nichterfullung ihrer Aufgaben und Verpflichtungen seitens
der Verwahrstelle ergeben. Der Verwahrstellenvertrag
beinhaltet Schadloshaltungen zugunsten der Verwahrstelle
fur bestimmte Verluste aber unter Ausschluss von
Angelegenheiten, bei denen die Verwahrstelle fir die
entstandenen Verluste haftet.

Der Verwahrstellenvertrag hat solange Gliltigkeit, bis er von
einer der Parteien unter Einhaltung einer Frist von
mindestens 90 (neunzig) Tagen schriftlich gekiindigt wird.
Eine Kiindigung kann jedoch unter bestimmten Umstanden,
etwa bei der Insolvenz der Verwahrstelle, fristlos erfolgen.
Im Falle einer (beabsichtigten) Abberufung oder eines
Ricktritts der Verwahrstelle ernennt die Gesellschaft unter
Einhaltung der anwendbaren Anforderungen der
Zentralbank eine nachfolgende Verwahrstelle. Die
Verwahrstelle darf nur mit Genehmigung der Zentralbank
ersetzt werden.

Der Verwahrstellenvertrag unterliegt irischem Recht und die
Gerichte Irlands haben die nicht ausschlieBliche
Gerichtsbarkeit Uber Streitigkeiten oder Klagen, die sich
aufgrund des  Verwahrstellenvertrags  oder im
Zusammenhang damit ergeben.

Weitere Einzelheiten zu anderen relevanten wesentlichen
Vertragen (sofern vorhanden) in Bezug auf einen Fonds sind
dem jeweiligen Prospektnachtrag zu entnehmen.

Der Verwaltungsvertrag vom 13. September 2017 (gliltig ab
12.01 Uhr am 14. September 2017) zwischen der
Verwaltungsgesellschaft, der Gesellschaft und dem
Administrator. Der Verwaltungsvertrag sieht vor, dass die
Bestellung des Administrators so lange wirksam bleibt, bis
der Vertrag von einer der Parteien durch Mitteilung an die
andere Partei mit einer Frist von mindestens 90 Tagen
gekiindigt wird, wobei der Verwaltungsvertrag jedoch unter
gewissen Umstanden unverziiglich durch schriftliche
Mitteilung einer Partei an die andere gekiindigt werden
kann. Der Verwaltungsvertrag sieht bestimmte
Freistellungen zu Gunsten des Administrators vor, die von
der Verwaltungsgesellschaft oder aus dem Vermogen des
jeweiligen Fonds zahlbar sind, wobei diese im Falle von
Angelegenheiten, die aufgrund von Fahrlassigkeit, Betrug
oder  vorsatzlicher Nichterflllung seitens des
Administrators, seiner leitenden Angestellten, Mitarbeiter,
Vertreter, Subunternehmer und Reprasentanten im Hinblick
auf die Erflllung seiner bzw. ihrer Verpflichtungen
entstehen, ausgeschlossen sind.

Der Anlageverwaltungsvertrag vom 17. November 2020
zwischen der Verwaltungsgesellschaft und Invesco Asset
Management Limited. Der Vertrag sieht vor, dass die
Bestellung von Invesco Asset Management Limited so lange
fortbesteht, bis sie von einer der Parteien durch schriftliche
Mitteilung an die jeweils andere Partei unter Einhaltung einer
Frist von mindestens 90 Tagen gekilindigt wird, wobei
bestimmte Umstdnde wie die Insolvenz einer der Parteien

(f)

oder eine nach der Anzeige nicht behobene
Vertragsverletzung eintreten konnen. Der zusatzliche
Anlageverwaltungsvertrag kann von jeder Partei gegentber
der anderen fristlos schriftlich gekiindigt werden. Dieser
Vertrag enthalt bestimmte Freistellungsklauseln zu Gunsten
von Invesco Asset Management Limited, die jedoch darauf
beschrankt sind, Angelegenheiten auszuschlieen, die sich
aus Betrug, Arglist, vorsatzlichem Fehlverhalten oder
Fahrlassigkeit von Invesco Asset Management Limited bei
der Erflllung ihrer Obliegenheiten und Verpflichtungen
oder aus der fahrlassigen Nichterflllung ihrer
Obliegenheiten und Verpflichtungen ergeben.

Der Anlageverwaltungsvertrag vom 19. November 2020
zwischen der Verwaltungsgesellschaft und der Invesco
Advisers Inc. Der Vertrag sieht vor, dass die Bestellung
von Invesco Advisers Inc. so lange fortbesteht, bis er von
einer der Parteien unter Einhaltung einer Frist von
mindestens 90 Tagen schriftlich gekiindigt wird, wobei
jedoch unter bestimmten Umstidnden wie z.B. der
Insolvenz einer der Parteien oder eine nach Anzeige nicht
behobenen Vertragsverletzung der  zusatzliche
Anlageverwaltungsvertrag auch ohne Fristeinhaltung
durch schriftliche Mitteilung einer der Parteien an die
andere gekiindigt werden kann. Dieser Vertrag enthalt
bestimmte Freistellungsklauseln zugunsten von Invesco
Advisers Inc., die jedoch darauf beschrankt sind,
Angelegenheiten auszuschlieBen, die sich aus Betrug,
Arglist, vorsatzlichem Fehlverhalten oder Fahrlassigkeit
von Invesco Advisers Inc. bei der Erflllung ihrer
Obliegenheiten und Verpflichtungen oder aus der
fahrlassigen Missachtung ihrer Pflichten und Aufgaben
ergeben.

Weitere Vertrage. Zusatzlich zu den vorgenannten
Verpflichtungen kénnen lokale  Gesetze  oder
Bestimmungen in bestimmten Hoheitsgebieten des EWR
vorschreiben, dass der Fonds eine lokale Zahlstelle
einrichtet. Zur Aufgabe der Zahlstelle kann u. a. die Fiihrung
von Konten gehoren, Uber die Zeichnungs- und
Ricknahmegelder und Ausschiittungen gezahlt werden.
Anleger, die es vorziehen oder durch lokale Vorschriften
verpflichtet sind, die Zahlung bzw. den Erhalt von
Zeichnungs-/Ricknahmegeldern Giber einen Vermittler statt
direkt an die Verwahrstelle oder die Gesellschaft
durchzuftihren, tragen ein Kreditrisiko gegentiber diesem
Unternehmen in Bezug auf a) Zeichnungsgelder und b)
Ricknahmegelder. Die Ernennung einer Zahlstelle
(einschlieBlich einer Zusammenfassung der Vereinbarung
Uber die Ernennung dieser Zahlstelle) wird in einem
Landernachtrag im Detail angegeben. Die Erbringung dieser
Dienstleistungen soll zu gewdhnlichen, marktiblichen
Bedingungen fiur die Gesellschaft erfolgen, wobei die
Gebuhren dafiir zu normalen handelslblichen Sétzen zu
erheben sowie die Auslagen zu erstatten sind.



18. Unternehmensinformationen

BERICHTE UND FINANZAUSWEISE

Das Ende des Geschéftsjahres der Gesellschaft ist der 31. Dezember
jeden Jahres. Der Jahresbericht und der geprifte Jahresabschluss der
Gesellschaft werden den Anteilsinhabern und der Zentralbank
innerhalb von vier Monaten nach Beendigung eines jeden
Geschaftsjahres und mindestens 21 Tage vor der Hauptversammlung
der Gesellschaft zugesandt, auf der diese zur Genehmigung vorgelegt
werden missen. Des Weiteren Ubermittelt die Gesellschaft den
Anlegern und der Zentralbank innerhalb von zwei Monaten nach dem
Ende des jeweiligen Halbjahreszeitraums, das heiBt dem 30. Juni
jeden  Jahres, einen Halbjahresbericht und ungepriften
Halbjahresabschluss.

Diese Berichte und Abschlisse enthalten eine Aufstellung lber den
Nettoinventarwert jedes einzelnen Fonds sowie der Anlagen der
einzelnen Fonds zum Geschaftsjahresende oder zum Ende des
jeweiligen Halbjahreszeitraums.

Zum Datum dieses Prospekts besteht das genehmigte Grundkapital
der Gesellschaft aus 2 Zeichneranteilen (,Zeichneranteile”) von jeweils
1€ und 1.000.000.000.000 nennwertlosen Anteilen, die anfangs als
nicht klassifizierte Anteile ausgewiesen wurden und zur Ausgabe als
Anteile zur Verfligung stehen.

Die Anteile sind mit keinen Vorkaufsrechten verbunden.

UBERTRAGUNG VON ANTEILEN
Anteile diirfen nicht an eine US-Person tbertragen werden.

Von Personen, die liber ein Clearingsystem handeln, kann verlangt
werden, dass sie eine Erklarung abgeben, dass ein
Ubertragungsempfanger keine unzulassige Person ist.

Wenn die Anteile nicht lber ein anerkanntes Clearingsystem gehalten
werden und der Ubertragende eine irische steuerpflichtige Person ist
oder als eine solche gilt oder fir eine solche handelt, so kann die
Gesellschaft einen Teil der Anteile des Ubertragenden zuriicknehmen
und annullieren, der ausreicht, damit die Gesellschaft die in Bezug auf
die Ubertragung filligen Steuern an die Steuerbehérden in Irland
zahlen kann.

BEKANNTGABE VON PREISEN

Der Nettoinventarwert je Anteil jeder Klasse der einzelnen Fonds kann
vom Administrator bezogen werden und wird taglich auf der Webseite
in Bezug auf den Nettoinventarwert vom vorherigen Tag
verdffentlicht.

Der Nettoinventarwert wird unmittelbar nach Berechnung der irischen
Borse mitgeteilt.

KOMMUNIKATION MIT ANTEILSINHABERN

Die Kommunikation mit dem Anteilsinhaber kann durch elektronische
Post oder auf anderen Kommunikationswegen erfolgen, sofern der
Anteilsinhaber dieser Kommunikationsmethode zugestimmt hat.
Exemplare samtlicher an Anteilsinhaber versandten Dokumente
stehen zur Einsichtnahme am Sitz des Administrators zur Verfligung.

Informationen oder Mitteilungen der Gesellschaft an den
Anteilsinhaber, der Anteile in einem Abwicklungssystem halt, u. a.
Abstimmungs- und Vollmachtsunterlagen, Jahresberichte usw.,
werden an diejenigen Abwicklungssysteme ibermittelt, die in der
Lage sind, solche Informationen entgegenzunehmen und zur
Ubertragung an den Anteilsinhaber zu verarbeiten.

Die Kommunikation mit dem Anteilsinhaber wird auf der Webseite
veroffentlicht. Anleger sollten die Webseite zur Sicherstellung, dass
sie derartige Mitteilungen/Informationen rechtzeitig erhalten,
regelmaBig besuchen oder ihre Makler oder sonstigen
Finanzvermittler oder -berater damit beauftragen, dies fir sie zu tun.

GRUNDUNG UND GRUNDKAPITAL

Die Gesellschaft wurde am 11. September 2015 in Irland als eine
Investmentgesellschaft mit variablem Kapital gegriindet und unter der
Registrierungsnummer 567964 eingetragen.
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Prospekt

ZUSAMMENFASSUNG DER SATZUNG

Klausel 2 der Satzung sieht vor, dass das einzige Ziel der Gesellschaft
die gemeinsame Anlage von Kapital breiter Anlegerkreise in
Wertpapieren und/oder anderen liguiden finanziellen
Vermogenswerten und entsprechend den Vorschriften nach dem
Prinzip der Risikostreuung ist.

Die Satzung enthalt Bestimmungen mit folgendem Inhalt:

Befugnis des Verwaltungsrats zur Zuteilung von Anteilen Der
Verwaltungsrat ist generell und bedingungslos bevollméachtigt, alle
Befugnisse der Gesellschaft zur Zuteilung der jeweiligen Wertpapiere,
einschlieBlich Bruchteilsanteilen davon, bis zu einer Hohe auszulben,
die dem genehmigten aber bis jetzt noch nicht ausgegebenen
Anteilskapital der Gesellschaft entspricht.

Anderung von Rechten Die mit einer Klasse verbundenen Rechte
koénnen mit der schriftlichen Zustimmung der Anteilsinhaber von drei
Vierteln der Anzahl der ausgegebenen Anteile dieser Klasse oder mit
der Genehmigung durch einen Sonderbeschluss, der auf einer
gesonderten Hauptversammlung der Anteilsinhaber der Anteile dieser
Klasse verabschiedet wurde, gedndert oder aufgehoben werden. Die
Anteile konnen auf diese Weise geandert oder aufgehoben werden
entweder, wenn die Gesellschaft noch aktiv ist oder wahrend einer
Abwicklung der Gesellschaft oder wahrend einer Abwicklung
erwogen wird. Diese Zustimmung oder diese Genehmigung istjedoch
nicht im Fall einer Anderung, Abanderung oder Aufhebung der mit
Anteilen einer Klasse verbundenen Rechte erforderlich, wenn nach
Auffassung des Verwaltungsrats diese Anderung, Abanderung oder
Aufhebung die Anteilsinhaberinteressen  nicht  wesentlich
beeintrachtigt. Eine jede solche Anderung, Abianderung oder
Aufhebung wird in einer Erganzung (oder Neufassung) des jeweiligen
Prospektnachtrags angegeben, der urspriinglich in Verbindung mit
den betreffenden Anteilen ausgegeben wurde. Ein Exemplar davon
wird dem im Verzeichnis der Anteilsinhaber eingetragenen
Anteilsinhaber am Datum der Herausgabe dieses Dokuments
zugesandt und ist fir den Anteilsinhaber verbindlich. Die
beschlussfahige Mehrheit auf einer solchen gesonderten
Hauptversammlung, sofern es sich nicht um eine vertagte
Versammlung handelt, besteht aus zwei Personen, die mindestens ein
Drittel der ausgegebenen Anteile der betreffenden Klasse halten oder
durch einen Stimmrechtsbevollmachtigten vertreten sind, und die
beschlussfahige Mehrheit auf einer vertagten Versammlung besteht
aus einer Person, die Anteile der betreffenden Klasse halt oder ihrem
Stimmrechtsbevollmachtigten.

Stimmrechte Die Gesellschaft kann stimmberechtigte und nicht
stimmberechtigte Anteile ausgeben. Die nicht stimmberechtigten
Anteile sind nicht mit dem Anspruch auf Erhalt einer Einladung zu
Hauptversammlungen der Gesellschaft oder einem der Fonds
ausgestattet, noch berechtigen sie zur Teilnahme an oder
Stimmabgabe bei Hauptversammlungen. In Bezug auf die
stimmberechtigten Anteile hat der persénlich anwesende oder durch
einen Stimmrechtsbevollmachtigten vertretene Anteilsinhaber -
vorbehaltlich etwaiger Rechte oder Beschrankungen, die jeweils mit
einer Klasse oder Klassen von stimmberechtigten Anteilen verbunden
sind - bei einer Abstimmung durch Handzeichen eine Stimme und
der/die personlich anwesende(n) oder durch einen
Stimmrechtsbevollméachtigten vertretene(n) Inhaber von
Zeichneranteilen hat bzw. haben eine Stimme in Bezug auf alle
ausgegebenen Zeichneranteile. Bei einer Abstimmung mit
Stimmzetteln der Anteilsinhaber von Anteilen eines Fonds kdnnen,
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wenn es mehr als eine Anteilsklasse pro Fonds gibt, die Stimmrechte
dieses Anteilsinhabers nach dem Ermessen des Verwaltungsrats in
einer vom Verwaltungsrat festgelegten Weise angepasst werden, um
den zuletzt berechneten Preis, zu dem Anteile der einzelnen fraglichen
Klassen von der Gesellschaft zurlickgenommen werden konnen,
widerzuspiegeln. Der Inhaber von Bruchteilsanteilen eines
stimmberechtigten Anteils darf in Bezug auf diesen Bruchteilsanteil
eines stimmberechtigten Anteils keine Stimmrechte ausliben, weder
bei einer Abstimmung durch Handzeichen noch bei einer geheimen
Wahl. GemaB den Bestimmungen der Zentralbank liegt die
Entscheidung zur Zeichnung von Anteilen einer Anteilsklasse, in Bezug
auf die die Stimmrechte eingeschrankt sind, einzig und allein beim
Anleger, und jeder Anteilsinhaber von nicht stimmberechtigten
Anteilen hat das Recht, seinen Bestand in stimmberechtigte Anteile
umzuschichten, ohne dass bei einem solchen Umtausch Geblhren
oder Kosten anfallen.

Anderung des Grundkapitals Die Gesellschaft kann von Zeit zu Zeit
durch einen einfachen Mehrheitsbeschluss das Grundkapital um den
in diesem Beschluss festgesetzten Betrag und/oder die festgesetzte
Anzahl erhéhen. Die Gesellschaft kann ferner durch einen einfachen
Mehrheitsbeschluss ihr gesamtes oder einen Teil ihres Grundkapitals
konsolidieren und neu einteilen, so dass Anteile mit hoherem Wert
entstehen, oder alle oder einen Teil ihrer Anteile unterteilen, so dass
Anteile mit einem niedrigerem Betrag oder Wert entstehen, oder
Anteile annullieren, die weder von einer Person gezeichnet wurden
noch Gegenstand einer Zeichnungsvereinbarung mit irgendeiner
Person sind, und die Hohe ihres genehmigten Grundkapitals um den
Betrag der so annullierten Anteile reduzieren oder die Wahrung einer
Anteilsklasse neu festlegen.

Beteiligungen von Verwaltungsratsmitgliedern Unter der
Voraussetzung, dass die Art und der Umfang ihrer Beteiligung wie

nachstehend beschrieben offen gelegt werden, werden
Verwaltungsratsmitglieder oder potenzielle
Verwaltungsratsmitglieder aufgrund ihres Amts weder daran

gehindert, Vereinbarungen mit der Gesellschaft zu schlieBen, noch
mussen diese Vertrage oder Geschafte, die von oder im Namen einer
anderen Gesellschaft abgeschlossen werden und an denen ein
Verwaltungsratsmitglied in irgendeiner Weise beteiligt ist, vermieden
werden. Ferner sind Verwaltungsratsmitglieder, die solche
Vereinbarungen abschlieBen oder sich auf diese Weise beteiligen,
gegenlber der Gesellschaft bezlglich etwaiger realisierter Gewinne
aus solchen Vereinbarungen oder Geschéften aufgrund ihrer Tatigkeit
als Verwaltungsratsmitglied oder aufgrund eines daraus entstandenen
Treuhandverhaltnisses nicht rechenschaftspflichtig.

Die Art der Beteiligung eines Verwaltungsratsmitgliedes muss von
diesem auf der Verwaltungsratssitzung, auf der die Frage des
Vertragsabschlusses oder der Vereinbarung zuerst in Erwagung
gezogen wird, erklart werden, bzw. wenn das Verwaltungsratsmitglied
zum Zeitpunkt der Sitzung nicht an dem vorgeschlagenen Vertrag
oder der Vereinbarung beteiligt ist, auf der nachsten
Verwaltungsratssitzung, die abgehalten wird, nachdem es sich auf
diese Weise beteiligt hat, und wenn das Verwaltungsratsmitglied sich
an einem Vertrag oder einer Vereinbarung beteiligt, nachdem diese
abgehalten wurde, auf der ersten Verwaltungsratssitzung, die
abgehalten wird, nachdem es sich auf diese Weise beteiligt hat.

Ein Verwaltungsratsmitglied darf bei Sitzungen des Verwaltungsrats
oder eines durch die Verwaltungsratsmitglieder gegriindeten
Ausschusses bei Beschlussfassungen Uber eine Angelegenheit, an
dem dieses Verwaltungsratsmitglied unmittelbar oder mittelbar in
wesentlicher Hinsicht beteiligt ist (auBer einer Beteiligung, die
aufgrund seiner Beteiligung an Anteilen oder Anleihen oder sonstigen
Wertpapieren oder anderweitig an der Gesellschaft oder lber diese
entsteht), oder liber eine Pflicht, die in Konflikt mit dem Interesse der
Gesellschaft steht bzw. stehen kann, nicht abstimmen. Ein
Verwaltungsratsmitglied wird bei der beschlussfahigen Mehrheit, die

bei einer Versammlung in Bezug auf einen solchen Beschluss, lber
den dieses Mitglied nicht abstimmen darf, nicht mitgezahlt.

Ein Verwaltungsratsmitglied ist berechtigt abzustimmen und bei der
Ermittlung der beschlussfahigen Mehrheit in Bezug auf einen
Beschluss mitgezahlt zu werden, der die folgenden Angelegenheiten
betrifft, namlich:

(@) die Bereitstellung einer Sicherheit, Garantie oder
Entschadigung an das Verwaltungsratsmitglied hinsichtlich
Geldern, die das Verwaltungsratsmitglied der Gesellschaft
oder einer ihrer Tochtergesellschaften oder einem mit ihr
verbundenen Unternehmen geliehen hat, oder
Verpflichtungen, die das Verwaltungsratsmitglied auf
Verlangen von oder zum Nutzen der Gesellschaft oder einer
ihrer Tochtergesellschaften oder mit ihr verbundener
Unternehmen eingegangen ist;

(ii) die Bereitstellung einer Sicherheit, Garantie oder
Entschadigung gegenliber einem Dritten in Bezug auf eine
Schuld oder Verpflichtung der Gesellschaft oder ihrer
Tochtergesellschaften oder mit ihr  verbundener
Unternehmen, fir die das Verwaltungsratsmitglied selbst
ganz oder teilweise, alleine oder gemeinschaftlich mit
anderen gemal3 einer Garantie oder Entschadigung oder
durch die Stellung einer Sicherheit die Verantwortung
Ubernommen hat;
(iii) einen Vorschlag, der ein Angebot Uber Aktien oder
Schuldscheine oder andere Wertpapiere von oder durch die
Gesellschaft oder eine ihrer Tochtergesellschaften oder ein
mit ihr assoziiertes Unternehmen zur Zeichnung, zum Kauf
oder Tausch betrifft, an dem das Verwaltungsratsmitglied
als Teilnehmer an der Ubernahme oder Unter-Ubernahme
von diesen interessiert ist oder anzunehmen ist, dass er
daraninteressiert ist;
(iv) einen Vorschlag, der ein anderes Unternehmen betrifft, an
dem das Verwaltungsratsmitglied unmittelbar oder
mittelbar beteiligt ist, ob als leitender Angestellter,
Anteilsinhaber oder auf irgendeine andere Art und Weise.

Die Gesellschaft kann die Bestimmungen des vorstehenden Absatzes
mit einem einfachen Mehrheitsbeschluss in beliebigem Umfang
aussetzen oder lockern oder eine Transaktion, die aufgrund einer
Zuwiderhandlung gegen diesen Absatz nicht ordnungsgemal
genehmigt wurde, bestatigen.

Kreditaufnahmebefugnisse Vorbehaltlich der Vorschriften kann der
Verwaltungsrat alle Befugnisse der Gesellschaft zur Aufnahme oder
Beschaffung von Geldern, zur Beleihung oder Belastung des
Unternehmens, dessen Eigentums und dessen Vermdgenswerten
(sowohl gegenwartige als auch zukiinftige) und des nicht
eingeforderten Kapitals oder eines Teils davon sowie zur Ausgabe von
Wertpapieren, ob direkt oder als Sicherheit fiir eine Schuld,
Verbindlichkeit oder Verpflichtung der Gesellschaft, ausliben, sofern
alle derartigen Kreditaufnahmen innerhalb der von der Zentralbank
festgelegten Grenzen und Bedingungen erfolgen.

Ubertragung an Ausschiisse Die Verwaltungsratsmitglieder kénnen
eigene Befugnisse auf einen Ausschuss Ubertragen, gleichgliltig, ob
dieser sich aus Verwaltungsratsmitgliedern zusammensetzt oder
nicht. Jede derartige Ubertragung von Befugnissen kann vorbehaltlich
von Bedingungen, die von den Verwaltungsratsmitgliedern auferlegt
werden kénnen, und entweder zusétzlich zu oder unter Ausschluss
ihrer eigenen Befugnisse erfolgen und kann widerrufen werden. Das
Verfahren eines Ausschusses mit zwei oder mehr Mitgliedern
unterliegt vorbehaltlich entsprechender Auflagen den Bestimmungen
der Satzung, die das entsprechende Verfahren bei den
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Verwaltungsratsmitgliedern regeln, soweit diese angewendet werden
kénnen.

Ausscheiden von Verwaltungsratsmitgliedern Die
Verwaltungsratsmitglieder sind nicht verpflichtet, durch Rotation oder
bei Erreichen eines bestimmten Alters auszuscheiden.

Vergiitung der Verwaltungsratsmitglieder Sofern nicht anderweitig
jeweils von der Gesellschaft auf einer Hauptversammlung festgelegt,
wird die gewohnliche Vergltung jedes Verwaltungsratsmitglied von
Zeit zu Zeit durch Beschluss des Verwaltungsrats festgelegt. Einem
Verwaltungsratsmitglied, das zum geschaftsflihrenden Mitglied
bestellt ist (im Sinne dieser Bestimmung auch das Amt des
Vorsitzenden und seines Stellvertreters) oder das Mitglied eines
Ausschusses ist oder sonstige Leistungen erbringt, die nach Ansicht
der Verwaltungsratsmitglieder Gber den Rahmen der gewdhnlichen
Pflichten eines Verwaltungsratsmitglied hinausgehen, kann Uber
Beziige, Provisionen oder anderweitig eine von den
Verwaltungsratsmitgliedern festzulegende besondere Verglitung
gezahlt werden. Den Verwaltungsratsmitgliedern konnen alle Reise-
und Hotelkosten und sonstigen Spesen bezahlt werden, die ihnen
durch die Teilnahme an und die Rickkehr von Sitzungen des

Verwaltungsrats oder Ausschussen, die von den
Verwaltungsratsmitgliedern errichtet  wurden, oder  von
Hauptversammlungen der Gesellschaft oder gesonderten

Versammlungen der Anteilsinhaber einer Anteilsklasse der
Gesellschaft oder ansonsten in Verbindung mit der Erflllung ihrer
Pflichten ordnungsgemanR entstanden sind.

Ubertragung von Anteilen Vorbehaltlich der nachstehend
ausgefiihrten  Beschrankungen konnen die Anteile eines
Anteilsinhabers durch ein schriftiches Dokument in einer

gebrduchlichen oder lblichen Form oder in einer anderen, vom
Verwaltungsrat genehmigten Form Ubertragen werden.

Der Verwaltungsrat kann nach seinem alleinigen Ermessen und ohne
Angabe von Griinden die Registrierung einer Ubertragung eines
Anteils an (i) eine unzuldssige Person oder; (ii) eine Person unter 18
Jahren (oder einem anderen nach Ansicht des Verwaltungsrats
angemessenen Alter) oder eine Person, die nicht zurechnungsfahig
ist; oder (jii) eine beliebige Person, sofern der Ubertragungsempfanger
dieser Anteile nach dieser Ubertragung nicht der Inhaber von Anteilen
wére, die im Betrag dem Mindestbetrag flr Erstzeichnungen
entsprechen oder dariiber liegen; oder (iv) an eine beliebige Personin
Fillen, wenn infolge dieser Ubertragung der Ubertragende oder der
Ubertragungsempfanger weniger als die Mindestanlage halten wiirde;
oder (v) eine beliebige Person, wenn in Bezug auf diese Ubertragung
eine Zahlung von Steuern offen bleibt, zurlickweisen.

Der Verwaltungsrat kann die Anerkennung einer
Ubertragungsurkunde ablehnen, es sei denn sie wird zusammen mit
dem (gegebenenfalls ausgegebenen) Zertifikat fir die Anteile
vorgelegt, auf die sie sich bezieht, sie bezieht sich nur auf eine
Anteilsklasse, nicht mehr als vier Ubertragungsempfanger sind
beglinstigt und sie wird am eingetragenen Sitz oder an einem anderen
vom Verwaltungsrat anzugebenden Ort hinterlegt.

Anspruch auf Riicknahme Ein Anteilsinhaber hat das Recht, die
Ricknahme seiner Anteile von der Gesellschaft gemaB den
Bestimmungen der Satzung zu beantragen.

Ausschiittungen Die Satzung gestattet dem Verwaltungsrat,
digjenigen Ausschittungen in Bezug auf Anteilsklassen zu
beschlieBen, wie dies der Verwaltungsrat durch die Gewinne des
jeweiligen Fonds flr gerechtfertigt halt. Der Verwaltungsrat kann
Ausschittungsanspriiche seitens des Anteilsinhabers ganz oder
teilweise durch Sachausschittung von Vermogenswerten des
betreffenden Fonds und insbesondere von Anlagen, auf die der
jeweiligen Fonds Anspruch hat, befriedigen. Ein Anteilsinhaber kann
vom Verwaltungsrat statt einer dinglichen Ubertragung von

Vermogenswerten auf ihn auch einen Verkauf der Vermogenswerte
und Zahlung der Nettoerlose aus diesem Verkauf an den
Anteilsinhaber verlangen. Jede Ausschittung, die nicht innerhalb
eines Zeitraums von sechs Jahren ab dem Datum des
Ausschittungsbeschlusses in Anspruch genommen wird, verjahrt und
fallt wieder dem jeweiligen Fonds zu.

Fonds Die Verwaltungsratsmitglieder mussen fir die einzelnen von
der Gesellschaft aufgelegten Fonds jeweils ein gesondertes
Vermogensportfolio wie folgt einrichten:

(i) Die Erl6se aus der Zuteilung und Ausgabe von Anteilen jeder
Anteilsklasse flieBen dem jeweiligen, fur diese Anteilsklasse
aufgelegten Fonds zu, und die auf diese Anteilsklasse
entfallenden Vermogenswerte und Verbindlichkeiten sowie
Ertrage und Aufwendungen sind diesem Fonds gemaB den
Bestimmungen der Satzung zuzurechnen.

(ii) Ein Vermogenswert, der von einem anderen
Vermogenswert bzw. anderen Vermogenswerten, der bzw.
die Bestandteil eines Fonds ist bzw. sind, abgeleitet wird
(gleich ob Barmittel oder nicht), wird in den Blichern und
Aufzeichnungen der Gesellschaft demselben Fonds
zugewiesen wie der Vermogenswert, von dem dieser
abgeleitet wurde, und Wertsteigerungen oder -abnahmen
des betreffenden Vermogenswerts werden ebenfalls dem
jeweiligen Fonds zugewiesen.

(iii) In dem Fall, dass es Vermogenswerte der Gesellschaft gibt,

die nach Auffassung des Verwaltungsrats nicht einem oder

mehreren bestimmten Fonds zugeschrieben werden
koénnen, steht es im Ermessen des Verwaltungsrats,
vorbehaltlich der Zustimmung der Verwahrstelle, diese

Vermogenswerte auf die Art und Weise und auf der

Grundlage, die er fir angemessen und gerecht hélt, einem

oder mehreren Fonds zuzuordnen oder zwischen einem

oder mehreren Fonds aufzuteilen; und der Verwaltungsrat
ist befugt, diese Grundlage in Bezug auf zuvor zugeordnete

Vermogenswerte von Zeit zu Zeit mit der Zustimmung der

Verwahrstelle zu andern.

(iv) Es werden keine Anteile zu Bedingungen ausgegeben, die

den Anteilsinhaber eines Fonds berechtigen wirden, sich

abgesehen von den Vermogenswerten (falls vorhanden)
des Fonds, die mit diesen Anteilen verbunden sind, an den

Vermogenswerten der Gesellschaft zu beteiligen. Sind die

Ertrage aus den Vermogenswerten des jeweiligen Fonds

nicht ausreichend, um den an einen Anteilsinhaber

zahlbaren Ricknahmebetrag flr den jeweiligen Fonds in
voller Hohe zu finanzieren, so werden die Ertrage des
jeweiligen Fonds, vorbehaltlich der Bedingungen des
jeweiligen Fonds, anteilig gleichmaBig auf die

Anteilsinhaber des jeweiligen Fonds verteilt, und zwar im

Verhaltnis zu dem fir die von einem Anteilsinhaber

gehaltenen Anteile eingezahlten Betrag. Ist das realisierte

Nettovermdgen eines Fonds nicht ausreichend, um auf die

betreffenden Anteile féllige Betrdge in voller Hohe gemal

den Bedingungen des jeweiligen Fonds zu zahlen, so hat der

Anteilsinhaber dieses Fonds kein weiteres Recht auf

Zahlungen im Hinblick auf diese Anteile oder Anspriiche

gegeniber der Gesellschaft, einem anderen Fonds oder

sonstigen Vermogenswerten der Gesellschaft in Bezug auf

Fehlbetrage.

(v) jedem Fonds werden die Verbindlichkeiten,
Aufwendungen, Kosten, Belastungen oder Ricklagen der
Gesellschaft belastet, die sich auf diesen Fonds beziehen
oder diesem zuzuordnen sind; und
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(vi)

Falls ein einem Fonds zuzurechnender Vermogenswert fiir
die Erfillung einer Verbindlichkeit, die nicht diesem Fonds
zuzurechnen ist, verwendet wird, gelten die Bestimmungen
von Section 1406(6) des Companies Act.

Fondsumtausch Vorbehaltlich der Bestimmungen der Satzung ist ein
Anteilsinhaber, der Anteile in einer Klasse eines Fonds an einem
Handelstag halt, berechtigt, von Zeit zu Zeit sédmtliche oder einen Teil
dieser Anteile in Anteile einer anderen Klasse in demselben oder
einem gesonderten Fonds (wobei es sich um einen bestehenden
Fonds oder einen Fonds handelt, der vom Verwaltungsrat zur Auflage

mit

Wirkung von diesem Handelstag beschlossen wurde)

umzutauschen, wobei dieser Umtausch einer Umtauschgebiihr (wiein
diesem Prospekt angegeben) unterliegt.

Auflésung eines Fonds Jeder Fonds kann vom Verwaltungsrat nach
seinem alleinigen und freien Ermessen durch schriftliche Mitteilung an
die Verwahrstelle in jedem der folgenden Falle aufgelost werden:

0]

(ii)

(iii)

(iv)

V)

(vi)

(vii)

falls der Nettoinventarwert desjeweiligen Fonds zu
irgendeinem Zeitpunkt unter dem vom Verwaltungsrat flir
diesen Fonds festgelegten und im jeweiligen
Prospektnachtrag genannten Mindestfondsvolumen liegt;
oder

falls ein Fonds nicht mehr zugelassen oder anderweitig
offiziell genehmigt ist; oder

falls ein Gesetz verabschiedet wird, durch das die
Fortfiihrung des jeweiligen Fonds rechtswidrig oder nach
Ansicht des Verwaltungsrats undurchfiihrbar oder nicht
ratsam wird; oder

falls sich das Geschéft oder die wirtschaftliche oder
politische Situation in Bezug auf einen Fonds in
wesentlicher Hinsicht &ndert, was nach Ansicht des
Verwaltungsrats zu erheblichen Nachteilen fiir die Anlagen
des jeweiligen Fonds fiihren wiirde; oder

falls der Verwaltungsrat den Beschluss gefasst hat, dass die
Fortfiihrung eines Fonds unter Beriicksichtigung der
aktuellen Marktbedingungen und den besten Interessen
des Anlegers undurchfihrbar oder nicht ratsam ist.

Der Verwaltungsrat muss dem Anteilsinhaber des jeweiligen
Fonds eine Auflésungsmitteilung machen und mit dieser
Mitteilung das Datum festlegen, an dem diese Auflésung
wirksam wird, wobei dieses Datum nach einem bestimmten
Zeitraum nach Zustellung dieser Mitteilung liegen muss, der
vom Verwaltungsrat nach seinem alleinigen und freien
Ermessen festgelegt werden kann.

Mit Wirkung vom und ab dem Datum, zu dem ein Fonds
aufgelost wird oder im Fall des nachstehenden
Unterabsatzes (A), von und ab einem anderen, vom
Verwaltungsrat gegebenenfalls festgelegten Datum:

e dirfen keine Anteile des jeweiligen Fonds von der
Gesellschaft ausgegeben oder verkauft werden;

e wird der Anlageverwalter nach den Weisungen des
Verwaltungsrats alle Vermogenswerte verauBern, die
sich dann im Bestand des jeweiligen Fonds befinden
(wobei diese VerauBerung auf die Art und Weise und
innerhalb des Zeitraums nach der Auflésung des
jeweiligen Fonds erfolgen muss, wie der Verwaltungsrat
dies fur ratsam halt);

¢ wird die Verwahrstelle nach den jeweiligen Weisungen
des Verwaltungsrats alle Nettobarerlose, die aus der

Realisierung des jeweiligen Fonds stammen und flir den
Zweck einer solchen Verteilung zur Verfliigung stehen,
an die Anteilsinhaber im Verhaltnis zu ihren jeweiligen
Beteiligungen im jeweiligen Fonds ausschiitten, unter
dem Vorbehalt, dass die Verwahrstelle nicht verpflichtet
ist (auBer im Fall der Schlussausschittung), alle ihr zum
betreffenden Zeitpunkt zur Verfliigung stehenden
Gelder auszuschitten, wenn deren Hohe nicht
ausreicht, um 1€ oder dessen Gegenwert in der
jeweiligen Wahrung in Bezug auf jeden Anteil des
jeweiligen Fonds zu zahlen, und weiterhin unter dem
Vorbehalt, dass die Verwahrstelle berechtigtist, aus den
ihr als Teil des jeweiligen Fonds zur Verfligung
stehenden Geldern Ricklagen fur samtliche Kosten,
Abgaben, Aufwendungen, Anspriiche und
Forderungen, die der Verwahrstelle oder dem
Verwaltungsrat in Verbindung mit der Auflésung des
jeweiligen Fonds entstehen, von ihnen geltend
gemacht oder erwartet werden oder die durch die
Auflosung des jeweiligen Fonds  entstehen,
einzubehalten und aus den so einbehaltenen Geldern
fir alle diese Kosten, Abgaben, Aufwendungen,
Anspriche oder Forderungen entschadigt und
schadlos gehalten zu werden; und

e jede dieser oben unter (C) genannten
Verteilungen/Ausschittungen soll auf die Art und Weise
erfolgen, die der Verwaltungsrat nach seinem alleinigen
und freien Ermessen festlegen kann, soll aber nur gegen
Vorlage der Urkunden oder Zertifikate in Bezug auf die
Anteile des jeweiligen Fonds (falls ausgegeben), in
Bezug auf die diese Ausschittung erfolgt, und nach
Einreichung eines Auszahlungsantrags bei der
Verwahrstelle, den die Verwahrstelle nach alleinigem
Ermessen verlangen kann. Samtliche Zertifikate sind im
Fall einer Zwischenausschittung von der Verwahrstelle
mit einem Vermerk Uber gemachte Zahlungen zu
versehen und im Fall der Schlussausschiittung an die
Verwahrstelle auszuhdndigen. Alle nicht beanspruchten
Erl6se oder sonstigen von der Verwahrstelle gehaltenen
Barmittel konnen nach Ablauf von zwdlf Monaten nach
dem Datum, an dem diese zahlbar waren, bei Gericht
eingezahlt werden, vorbehaltlich des Rechts der
Verwahrstelle, davon samtliche Aufwendungen
abzuziehen, die ihr bei der Durchfiihrung dieser
Zahlung entstehen.

e Der Verwaltungsrat ist befugt, eine Umstrukturierung
und/oder Verschmelzung der Gesellschaft oder eines
oder mehrerer Fonds zu den Bedingungen und
Konditionen vorzuschlagen und umzusetzen, die vom
Verwaltungsrat vorbehaltlich der folgenden
Konditionen genehmigt wurden:

e dass die vorherige Genehmigung der Zentralbank
eingeholt wurde; und

e dass der Anteilsinhaber des jeweiligen Fonds oder der
jeweiligen Fonds die Einzelheiten zum
Umstrukturierungs- und/oder Verschmelzungsplan in
einer vom Verwaltungsrat genehmigten Form mitgeteilt
wurden, und dass ein Sonderbeschluss der
Anteilsinhaber des jeweiligen Fonds oder der jeweiligen
Fonds verabschiedet wurde, der den besagten Plan
billigt.

Der jeweilige Umstrukturierungs- und/oder Verschmelzungsplan hat
zu denjenigen Bedingungen, die erfillt wurden, zu erfolgen oder zu
dem spéteren Termin, wie der Plan dies vorsehen kann oder wie der
Verwaltungsrat dies entscheiden kann, wobei die Bedingungen dieses
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Plans fiir den Anteilsinhaber verbindlich sind, und der Verwaltungsrat
dazu befugt ist, alle Handlungen und Dinge vorzunehmen und diese
vornehmen soll, die fiir die Umsetzung des Plans erforderlich sind.

Abwicklung Die Satzung enthalt Bestimmungen mit folgendem Inhalt:

0] Falls die Gesellschaft abgewickelt werden soll, verwendet
der Liquidator das Vermogen der einzelnen Fonds,
vorbehaltlich der Bestimmungen des Companies Act, auf
die Weise und in der Reihenfolge, die er fiir die Befriedigung
der sich auf den jeweiligen Fonds beziehenden Anspriiche
der Glaubiger flir geeignet halt.

(i) Zunidchst wird der einer Anteilsklasse jeweils
zuzurechnende verhéltnismaBige Anteil des Vermogens
eines Fonds an die Inhaber von Anteilen der jeweiligen
Anteilsklasse in dem Verhaltnis ausgeschiittet, in dem die
von jedem Anteilsinhaber gehaltenen Anteile am Tag des
Beginns der Abwicklung zur Gesamtzahl der ausgegebenen
Anteile der jeweiligen Anteilsklasse stehen; danach erfolgt
eine Ausschittung an den bzw. die jeweiligen Inhaber der
Zeichneranteile mittels Zahlungen von Betragen bis zur
Hohe der darauf gezahlten Gegenleistung aus dem
Vermogen der Gesellschaft, das keiner Anteilsklasse
zuzurechnenist. Steht kein ausreichendes Vermogen fir die
vollstandige Leistung dieser Zahlung zur Verfligung, so
erfolgt kein Rickgriff auf das den jeweiligen Anteilsklassen
zuzurechnende Vermogen der Gesellschaft. Drittens wird

schlieBlich ein  moglicher Restbetrag, der keiner
Anteilsklasse zuzurechnen ist, den Anteilsklassen auf
Grundlage des jeder Anteilsklasse zuzuordnenden

Nettoinventarwerts am Tag des Beginns der Abwicklung
anteilig zugeordnet, und der auf diese Weise einer
Anteilsklasse zugeordnete Betrag anschlieBend an die
Anteilsinhaber anteilig im Verhaltnis der von diesen an der
jeweiligen Anteilsklasse gehaltenen Anzahl von Anteilen
ausgeschlttet.
(iii) Ein Fonds kann gemaB Section 1406 des Companies Act
abgewickelt werden, und in diesem Falle gelten die
Bestimmungen fir die Abwicklung in der Satzung beziiglich
dieses Fonds entsprechend.
(iv) Falls die Gesellschaft abgewickelt werden soll (gleich, ob
die Liquidation freiwillig, unter Aufsicht oder durch das
Gericht erfolgt), kann der Liquidator kraft eines
Sonderbeschlusses der Anteilsinhaber und aller sonstigen
Bevollmachtigungen, die gemaB dem Companies Act
erforderlich sind, das sich auf den jeweiligen Fonds
beziehende Vermogen der Gesellschaft ganz oder teilweise
im Wege einer Sachauskehrung an die Inhaber von Anteilen
einer Klasse bzw. Klassen in dem jeweiligen Fonds verteilen,
unabhangig davon, ob das Vermoégen aus Eigentum einer
einzigen Art besteht oder nicht. Fiir diese Zwecke kann er
flr eine oder mehrere Eigentumsklassen den Wert ansetzen,
den er fr angemessen halt; ferner kann er festlegen, wie
diese  Verteilung im  Verhdltnis zwischen den
Anteilsinhabern der Gesellschaft bzw. den Inhabern der
verschiedenen Anteilsklassen eines Fonds zu erfolgen hat.
Der Liquidator kann kraft derselben Bevollmachtigung
gegebenenfalls einen Teil des Vermogens zugunsten der

Inhaber auf Treuhdnder von Treuhandvermogen
Ubertragen, die dem Liquidator kraft derselben
Bevollmachtigung geeignet erscheinen, sodass die

Liquidation der Gesellschaft abgeschlossen und diese
aufgelst werden kann, jedoch mit der Ma3gabe, dass kein
Anteilsinhaber gezwungen  wird, Vermogenswerte
anzunehmen, fur die Verbindlichkeiten bestehen. Ein
Anteilsinhaber kann den Liquidator bitten, statt einer
dinglichen Ubertragung der Vermégenswerte auf ihn, diese

zuverauBern und stattdessen den Nettoverkaufserls an ihn
zu zahlen.

Pflichtanteile In der Satzung sind keine Pflichtanteile flr
Verwaltungsratsmitglieder vorgesehen.

Namensadnderung In dem Fall, dass die Invesco Investment
Management Limited nicht ldnger die Verwaltungsgesellschaft der
Gesellschaft ist und kein Unternehmen aus ihrer
Unternehmensgruppe an ihrer Stelle zur Verwaltungsgesellschaft der
Gesellschaft ernannt wird, dann veranlasst der Verwaltungsrat vor
oder unmittelbar nach dieser Kiindigung die Einberufung einer
auBerordentlichen Hauptversammlung, um vorzuschlagen, dass der
Name der Gesellschaft so gedndert wird, dass er keinerlei Beteiligung
seitens der Invesco Investment Management Limited (oder eines ihrer
verbundenen Unternehmen) in der Gesellschaft reflektiert. Auf einer
solchen, zur Anderung des Namens einberufenen auerordentlichen
Hauptversammlung haben die Anteilsinhaber, die persénlich
anwesend oder durch Stimmrechtsbevollmachtigte oder (im Fall von
Korperschaften) durch Stimmrechtsbevollmachtigte oder durch
einen ordnungsgemaB bevollmachtigten Vertreter vertreten sind, die
stimmberechtigt sind und bei einer Abstimmung mit Stimmzetteln
zugunsten des vorgeschlagenen Beschlusses zur Anderung des
Namens der Gesellschaft abstimmen, gemeinsam diejenige
Gesamtzahl von Stimmen, die eine oder mehrere Stimmen mehr als
die Anzahl von Stimmen betragt, die bei einer solchen Abstimmung
mit Stimmzetteln abgegeben werden muss, damit der besagte
Sonderbeschluss angenommen wird. Eine solche Namensanderung
hat gemalB den Bestimmungen des Companies Act und den
Vorschriften der Zentralbank zu erfolgen.

SONSTIGES

Zum Datum dieses Prospekts hat die Gesellschaft keine ausstehenden
oder eingerichteten aber nicht ausgereichten Darlehen (einschlieBlich
Laufzeitkrediten) und keine ausstehenden Hypotheken, Belastungen,
Schuldverschreibungen  oder sonstigen  Fremdmittel  oder
Verbindlichkeiten in Form von Mittelaufnahmen einschlieBlich

Uberziehungskrediten,  Verbindlichkeiten aus Akzepten oder
Akzeptkrediten, Verpflichtungen aus Ratenkaufen oder
Finanzierungsleasingverhéltnissen, Garantien oder andere
Eventualverbindlichkeiten.

AuBer soweit im Abschnitt .Beteiligungen der
Verwaltungsratsmitglieder” angegeben, hat kein

Verwaltungsratsmitglied eine Beteiligung an der Werbung fiir oder an
einem Vermogenswert selbst, der von der Gesellschaft erworben oder
zum Erwerb durch die Gesellschaft vorgeschlagen wurde.

AuBer infolge des Abschlusses der vorstehend im Abschnitt
.Wesentliche Vertrage” aufgefihrten Vereinbarungen durch die
Gesellschaft oder sonstiger Gebuhren/Vergiitungen, Provisionen
oder beglichener Kosten wurden keine Zahlungen oder sonstige
Leistungen gegenliber Promotern der Gesellschaft gezahlt bzw.
erbracht noch ist dies beabsichtigt.

Es wurden keine Provisionen, Nachlasse, Maklergeblhren oder
sonstige Sonderbedingungen von der Gesellschaft fur die Zeichnung
oder die Bereitschaft zur Zeichnung von Anteilen oder flr die
Vermittlung oder die Bereitschaft zur Vermittlung von Zeichnungen
von Anteilen oder Fremdkapital der Gesellschaft gezahlt bzw. gewahrt
und sind auch nicht zahlbar.

Die Verwaltungsgesellschaft kann einen Teil ihrer Gebihren an
Vertriebsstellen, Handler oder andere Unternehmen zahlen, die sie bei
der Erflllung ihrer Aufgaben unterstitzen oder direkt oder indirekt
Dienstleistungen fiir die Fonds oder die Anteilsinhaber erbringen und
kann personliche Vereinbarungen auf einer mit einem Inhaber oder
potenziellen Inhaber von Anteil ausgehandelten Basis eingehen. Die
Auswahl der Inhaber oder potenziellen Inhaber von Anteilen, mit



18. Unternehmensinformationen
Fortsetzung

denen derartige personliche Vereinbarungen getroffen werden

kénnen, sowie die Bedingungen, zu denen die
Verwaltungsgesellschaft oder ihre jeweiligen verbundenen
Unternehmen, Beauftragte oder Platzierungsstellen derartige

personliche Vereinbarungen eingehen konnen, ist Sache des
jeweiligen Unternehmens, mit der Ausnahme, dass als eine Bedingung
dieser Vereinbarungen, der Gesellschaft dadurch keine
Verpflichtungen oder Verbindlichkeiten jeglicher Art entstehen.

DOKUMENTE ZUR EINSICHT

Exemplare der unter (a), (g) und (h) unten genannten Dokumente
kénnen zur Ublichen Geschiaftszeit an jedem Wochentag (auBer
samstags, sonntags und an offentlichen Feiertagen) am Geschéftssitz
des Gesellschaftssekretdrs und Exemplare der unter (a) - (f) unten
genannten Dokumente kénnen unter der Adresse Portman Square
House, 43-45 Portman Square, London, WIH 6LY Vereinigtes
Konigreich kostenfrei eingesehen werden.

(@) dieSatzung;

(b) der Prospekt der Gesellschaft;

(c) dieProspektnachtrage der einzelnen Fonds;

(d) die wesentlichen Anlegerinformationen (KIID);

(e) die Jahres- und Halbjahresberichte der Gesellschaft;
(f) die oben erwahnten wesentlichen Vertrage;

() die Vorschriften;

(h) dievonder Zentralbank herausgegebenen OGAW-Mitteilungen
(UCITS Notices).

Exemplare der Satzung und der periodischen Berichte und
Abschlisse sind kostenlos vom Administrator zu beziehen.

Exemplare der weiter oben unter (a) - (€) genannten Dokumente sind
auch auf der Webseite etf.invesco.com abrufbar.

Die oben genannten Dokumente kénnen interessierten Anlegern auf
Anfrage auch zugestellt werden.

In dem MaBe, indem dies in diesem Prospekt nicht erfasst ist oder falls
sich solche Details gedndert haben und nicht in einer gednderten
Version des Prospekts erfasst sind, werden einem Anteilsinhaber auf
Anfrage und kostenlos aktuelle Informationen bereitgestellt zu:

(i) der Identitat der Verwahrstelle und eine Beschreibung ihrer
Pflichten und Interessenkonflikte, die aufkommen kénnen; und

(i) eine Beschreibung der Verwahrfunktionen, die von der
Verwahrstelle delegiert wurden, eine Liste der Beauftragten und
Unterbeauftragten und Interessenkonflikte, die aus diesem
Delegieren herriihren konnen.

VERGUTUNGSPOLITIK

Die Verwaltungsgesellschaft hat eine Vergltungspolitik in
Ubereinstimmung mit OGAW-V etabliert. Diese Vergiitungspolitik legt
Vergltungsregeln in Bezug auf Personal und Flhrungskrafte der
Verwaltungsgesellschaft fest, deren Tatigkeiten wesentliche
Auswirkungen auf das Risikoprofii der Fonds haben. Die
Verwaltungsgesellschaft ist flr die Gewahrung der Vergitung und
Leistungen zustandig und stellt sicher, dass ihre Vergltungspolitik
und -praktiken einem soliden und effektiven Risikomanagement
gerecht werden, nicht dazu fiihren, dass Risiken eingegangen werden,
die mit dem Risikoprofil der Fonds und der Satzung der

Verwaltungsgesellschaft nicht Ubereinstimmen und ferner den
Vorschriften entsprechen. Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher,
dass die Vergitungspolitik jederzeit der Geschéftsstrategie, den
Geschéftszielen und den Werten und Interessen der
Verwaltungsgesellschaft, der Fonds und der Anleger entspricht und
MaBnahmen umfasst, die gewahrleisten, dass alle relevanten
Interessenkonflikte jederzeit auf angemessene Weise gehandhabt
werden. Weitere Einzelheiten zur aktuellen Vergltungspolitik,
einschlieBlich einer Beschreibung, wie die Vergiitung und Leistungen
berechnet werden, sowie Angaben zu den fiir die Gewahrung der
Vergitung und Leistungen zustandigen Personen, finden Sie auf der
folgenden Webseite: etf.invesco.com. Die Verglitungspolitik ist auf
Anfrage kostenlos bei der Verwaltungsgesellschaft erhaltlich.


http://etf.invesco.com/
http://etf.invesco.com/

ANHANGI

Markte

Die Borsen/Markte

sind geméaB den Anforderungen der

! ) g . : Katar Qatar Stock Exchange;
Zentralbank, die keine Liste anerkannter Markte herausgibt, unten
aufgefihrt. Kenia Nairobi Securities Exchange;
BORSEN UND GEREGELTE MARKTE Kolumbien Colombia Stock Exchange;
Mit Ausnahme von zuldssigen Anlagen in nicht bérsennotierten Korea Korea Exchange;
Wertpapieren oder in Anteilen an offenen OGA und DFls, deren . .
Handel auBerbdrslich (OTC) erfolgt, sind die Anlagetatigkeiten Kroatien Zagreb Stock Exchange;
eines Fonds auf die folgenden Borsen und geregelten Markte Kuwait Boursa Kuwait;
beschrankt:
Malaysia Bursa Malaysia;
1. (a) jede Borse, die:
Marokko Casablanca Stock Exchange;
0] sich in einem Mitgliedstaat befindet; o .
Mauritius Stock Exchange of Mauritius;
(i) sich in einem EWR-Mitgliedstaat Mexiko Bolsa Mexicana de Valores; Mexico Stock
befindet; Exchange;
(iii) die sich in einem der folgenden Namibia Namibian Stock Exchange;
Mitgliedslander der OECD befinden: o
Australien, Kanada, Hongkong, Oman Muscat Securities Market;
Japan, Neuseeland, Schweiz, Turkei, . .
das Vereinigte Konigreich (fir den Pakistan Pakistan Stock Exchange;
Fall, dass das Vereinigte Konigreich P Bolsa de Valores de Lima; Lima Stock
kein EU-Mitgliedstaat mehr ist) und eru Exchange;
die Vereinigten Staaten von Amerika;
oder Philippinen Philippine Stock Exchange;
(b) jede Borse, diein der folgenden Liste enthalten Russland Moscow Exchange;
Ist: Sambia Lusaka Stock Exchange
Agvpten Egyptian Exchange; Cairo Stock Exchange, Saudi-Arabien Saudi Stock Exchange;
gyp Alexandria Stock Exchange;
Singapur Singapore Exchange;
Argentinien Buenos Aires Stock Exchange, Cordoba
Stock Exchange, La Plata Stock Exchange, Sri Lanka Colombo Stock Exchange;
Mendoza Stock Exchange, Rosario Stock N ;
Exchange, Mercado Abierto Electronico; Sudafrika Johannesburg Stock Exchange;
Bahrain Bahrain Stock Exchange Taiwan Taiwan Stock Exchange Corporation;
Bangladesch Dhaka Stock Exchange; Chittagong Stock Thailand The Stock Exchange of Thailand;
Exchange;
Tunesien Bourse de Valeurs Mobiliers de Tunis;
Bermuda Bermuda Stock Exchange;
Ukraine PFTS Stock Exchange, Ukrainian Stock
Botswana Botswana Stock Exchange; Exchange;
Brasilien Bolsg 'de Valqres Minas Efpirito Santo Uruguay Montevideo Stock Exchange;
Brasilia, Brasil Bolsa Balcdo S.A.;
Santiago Stock Exchange; Valparaiso Vereinigte Abu Dhabi Exchange, NASDAQ Dubai,
Chile ’ Arabische . ;
Stock Exchange; | Dubai Financial Markets;
Emirate
China Shanghai Stock Exchange und Shenzhen
Stock Exchange; Vietham Ho Chi Minh City Stock Exchange;
Costa Rica Bolsa Nacional de Valores;
(c) jeden der folgenden Freiverkehrsmarkte:
Ghana Ghana Stock Exchange;
(i) Der von der International Capital Market
Indien Bombay Stock Exchange und National Association organisierte Markt;
Stock Exchange of India; Ahmedabad
Stock  Exchange, Bangalore  Stock (ii) der (i) von Banken und anderen
Exchange, Magadh Stock Exchange, Uttar Institutionen betriebene, durch die
Pradesh Stock Exchange, Calcutta Stock britische Finanzaufsichtsbehorde
Exchange; (Financial Services Authority, FSA)
X ; geregelte Markt, der den Inter-
Indonesien Indonesia Stock Exchange; Professional  Conduct-Bestimmungen
. des Market Conduct Sourcebook der
Israel Tel Aviv Stock Exchange; FSA unterliegt und (ii) der Markt fir Non-
Jordanien Amman Stock Exchange; Investment Products, der den im Non
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Vorgaben unterliegt, die von (x) Tokyo International Financial Futures Exchange;
Teilnehmern des Londoner Markts

aufgestellt wurden, darunter auch die

FSA und die Bank of England;

(iii) Der Markt fir US-Regierungspapiere,
der von Wertpapierhandlern  fir
Staatspapiere (Primary Dealers)
betrieben und von der Federal Reserve
Bank of New York und der US-
Boérsenaufsicht (Securities and
Exchange Commission) geregelt wird;

(iv) Der Freiverkehrsmarkt in den
Vereinigten Staaten, der von
Wertpapierhandlern flr Staatspapiere
und Sekundéarhandlern (Secondary
Dealers), die von der US-Boérsenaufsicht
und der Financial Industry Regulatory
Authority reguliert werden, betrieben
wird (und von Bankinstitutionen, die von
der Bankenaufsichtsbehorde far
landesweit tatige und auslandische
Banken (US Comptroller of the
Currency), der US-Notenbank Federal
Reserve System oder der Federal
Deposit Insurance Corporation reguliert

werden);

(v) Der Freiverkehrsmarkt fur kanadische
Regierungsanleihen wie von der
Investment Industry Regulatory

Organisation of Canada reguliert;

(vi) Der franzosische Markt fir Titres de
Creance Negotiable (Freiverkehrsmarkt
fir handelbare Schuldtitel).

(d) jeden der folgenden elektronischen
Handelsplatze:

(i) NASDAQ.

2 In Bezug auf jeden bodrsengehandelten derivativen
Finanzkontrakt jede Boérse, an der ein solcher Kontrakt
erworben oder verkauft werden kann und die geregelt
ist, regelmaBig betrieben wird, anerkannt und 6ffentlich
zuganglich ist und die (i) in einem EWR- Mitgliedstaat, (ii)
im Vereinigten Konigreich, (iii) in Australien, Kanada,
Hongkong, Japan, Neuseeland, der Schweiz, den
Vereinigten Staaten liegt, (iv) die Channel Islands Stock
Exchange (v) die unter (d) oben aufgefiihrt ist oder (vi)
jede der folgenden Borsen:

0] The Chicago Board of Trade;

(i) The Mercantile Exchange;

(iii) The Chicago Board Options Exchange;

(iv) EDX London;

(v) New York Mercantile Exchange;

(vi) New York Board of Trade;

(vii) New Zealand Futures and Options Exchange;
(viii) Hong Kong Futures Exchange;

(ix) Singapore Commodity Exchange;



ANHANGIII
Fur die Fonds gemal den Vorschriften geltende Anlagebeschrankungen

In diesem Anhangll werden die zuldassigen Anlagen und

allgemeinen

Anlagebeschrankungen, die auf jeden Fonds

Anwendung finden, aufgefiihrt. Genauere Angaben zu den
fondsspezifischen Anlagebeschrankungen sind dem betreffenden
Prospektnachtrag fur jeden Fonds zu entnehmen. Zur Vermeidung
von Zweifeln sei angefiihrt, dass die zusétzlichen fondspezifischen
Anlagebeschrankungen, wie sie im jeweiligen Prospektnachtrag
des Fonds aufgeflihrt sind, restriktiver sein kénnen als die
Anlagebeschrankungen in diesem Anhang Il.

1

ZUGELASSENE ANLAGEN

Die Anlagen der einzelnen Fonds sind beschrankt auf:
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2.2

2.3
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Wertpapiere und Geldmarktinstrumente (jeweils gemaB
Definition in den Zentralbankvorschriften), die entweder
zur amtlichen Notierung an einer Borse in einem
Mitgliedstaat oder Nicht-Mitgliedstaat zugelassen sind
oder die auf einem geregelten Markt gehandelt werden,
der regelméaBig stattfindet, anerkannt und der
Offentlichkeit in einem Mitgliedstaat oder Nicht-
Mitgliedstaat zuganglich ist (und in jedem Falle in
Anhang | aufgefihrt ist).

Kirzlich emittierte Wertpapiere, die innerhalb eines
Jahres zur amtlichen Notierung an einer Borse oder
einem sonstigen Markt (wie vorstehend erlautert)
zugelassen werden;

Geldmarktinstrumente, die nicht an einem geregelten
Markt gehandelt werden.

Anteile von OGAWs.

Anteile von Nicht-OGAWs.
Einlagen bei Kreditinstituten.
DFI.
ANLAGEBESCHRANKUNGEN

Ein OGAW darf hochstens 10 % seines Nettovermogens
in anderen als den in Absatz1 beschriebenen
Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten anlegen.

Ein OGAW darf hochstens 10 % seines Nettovermogens
in kirzlich emittierten Wertpapieren anlegen, die
innerhalb eines Jahres zur amtlichen Notierung an einer
Borse oder einem sonstigen Markt (wie in Absatz 1.1
beschrieben) zugelassen werden. Diese Beschrankung
gilt nicht fiir Anlagen des OGAW in bestimmten als ,,Rule
144A Securities” bekannten US-Wertpapieren, unter der
Voraussetzung, dass:

(i) die Wertpapiere mit der Verpflichtung emittiert
werden, dass sie innerhalb eines Jahres nach
Emission bei der SEC registriert werden; und
dass

(ii) die Wertpapiere keine illiquiden Wertpapiere
sind, d. h. sie kdnnen vom OGAW innerhalb
von sieben Tagen zu dem Preis bzw. dem
annahernden Preis, zu dem sie vom OGAW
bewertet werden, realisiert werden.

Ein OGAW darf hochstens 10 % seines Nettovermogens
in Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten ein und
desselben Emittenten anlegen, sofern der Gesamtwert
der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente der
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Emittenten, bei denen jeweils mehr als 5% angelegt
werden, unter 40 % liegt.

Mit der vorherigen Genehmigung der Zentralbank kann
die Grenze von 10 % (siehe Abs.2.3) auf 25% bei
Schuldverschreibungen angehoben werden, die von
einem Kreditinstitut mit eingetragenem Sitz in einem
Mitgliedstaat begeben werden, das aufgrund
gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der Inhaber von
Schuldverschreibungen einer besonderen offentlichen
Aufsicht unterliegt. Sofern ein OGAW mehr als 5 % seines
Nettovermogens in solchen Schuldverschreibungen von
ein und demselben Emittenten anlegt, darf der
Gesamtwert dieser Anlagen 80 % des
Nettoinventarwerts des OGAW nicht Ubersteigen.

Die Grenze von 10 % (siehe Ziffer 2.3) erhoht sich auf
35 %, wenn die Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente
von einem Mitgliedstaat oder seinen
Gebietskorperschaften oder einem Nicht-Mitgliedstaat
oder einer internationalen Korperschaft offentlichen
Rechts, der ein oder mehrere Mitgliedstaaten als
Mitglieder angehoren, begeben oder garantiert sind.

Die in den Absatzen 2.4 und 2.5 genannten Wertpapiere
und Geldmarktinstrumente werden bei der Anwendung
der im Absatz 2.3 vorgesehenen Grenze von 40 % nicht
berticksichtigt.

Auf Konten verbuchte und als ergdnzende liquide Mittel
gehaltene Barmittel dirfen 20 % des Nettovermdgens
des Fonds nicht Gbersteigen.

Das Risiko, dem ein OGAW durch einen Kontrahenten
eines OTC-Derivates ausgesetzt ist, darf 5% des
Nettovermogens nicht libersteigen.

Bei einem im  Europaischen  Wirtschaftsraum
zugelassenen  Kreditinstitut, einem in  einem
Mitgliedstaat (mit Ausnahme eines EWR-Mitgliedstaates)
des Baseler Kapitalkonvergenzabkommens vom Juli 1988
lizenzierten Kapitalinstitut; oder einem auf Jersey,
Guernsey, der Isle of Man, in Australien oder Neuseeland
zugelassenen Kreditinstitut wird diese Grenze auf 10 %
erhoht.

Unbeschadet der Absatze 2.3, 2.7 und 2.8 darf eine
Kombination zweier oder mehrerer der folgenden
Anlagen oder Risiken, die von ein und demselben
Emittenten ausgegeben werden bzw. die im Rahmen
einer Transaktion mit ein und demselben Kontrahenten
eingegangen werden, 20 % des Nettovermdgens nicht
Gberschreiten:

(i) Anlagen in Wertpapieren oder
Geldmarktinstrumenten;

(i) Einlagen und/oder

(iii) Risikopositionen im Zusammenhang mit OTC-

Derivatgeschaften.

Die Grenzen, auf die die Absatze 2.3, 2.4,2.5,2.7, 2.8 und
2.9 Bezug nehmen, dirfen nicht kombiniert werden;
folglich darf das Engagement in Wertpapieren eines
einzelnen Emittenten 35 % des Nettovermogens nicht
Uiberschreiten.

Eine Unternehmensgruppe wird zum Zweck der
Absétze 2.3, 2.4, 2.5, 2.7, 2.8 und 2.9 als Einzelemittent
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3.1

3.2

3.3

3.4

angesehen. Anlagen in libertragbaren Wertpapieren und
Geldmarktinstrumenten desselben Konzerns durfen
hochstens 20 % des Nettovermdgens ausmachen.

Ein OGAW kann bis zu 100 % des Nettovermdgens in
unterschiedlichen Wertpapieren und
Geldmarktinstrumenten anlegen, die von einem
Mitgliedstaat oder seinen Gebietskorperschaften oder
einem Nicht-Mitgliedstaat oder einer internationalen
Korperschaft 6ffentlichen Rechts, der ein oder mehrere
Mitgliedstaaten als Mitglieder angehéren, begeben oder
garantiert sind.

Die einzelnen Emittenten kdénnen der folgenden Liste
entnommen werden:

OECD-Staaten (sofern die Emissionen als mit Investment
Grade eingestuft sind), die Regierung der Volksrepublik
China, die Regierung von Brasilien (sofern die
Emissionen als mit Investment Grade eingestuft sind),
die Regierung von Indien (sofern die Emissionen als mit
Investment Grade eingestuft sind), die Regierung von
Singapur, Europaische Investitionsbank, Europaische
Bank flur Wiederaufbau und Entwicklung, International
Finance Corporation, Internationaler Wahrungsfonds,
Euratom, Asiatische Entwicklungsbank, Europaische
Zentralbank, Europarat, Eurofima,  Afrikanische
Entwicklungsbank, Internationale Bank fiir Wiederaufbau
und Entwicklung (die ,Weltbank”), die Inter American
Development Bank, Europaische Union, Federal National
Mortgage Association (,Fannie Mae“), Federal Home
Loan Mortgage Corporation (,Freddie Mac"),
Government National Mortgage Association (,Ginnie
Mae“), Student Loan Marketing Association (,Sallie
Mae”), Federal Home Loan Bank, Federal Farm Credit
Bank, Tennessee Valley Authority, Straight-A Funding
LLC, Export-Import Bank.

Der OGAW muss Wertpapiere aus mindestens 6
verschiedenen Emissionen besitzen, wobei die Papiere
aus einer einzelnen Emission 30 % des Nettovermogens
nicht Gbersteigen dirfen.

ANLAGE IN OGA

Jeder Fonds darf nicht mehr als 20% seines
Nettovermogens in ein und demselben OGA anlegen.

Anlagen in Nicht-OGAW-konformen Sondervermogen
dirfen insgesamt 30 % des Nettovermdgens nicht
Uberschreiten.

Der OGA darf nicht mehr als 10 % des Nettovermogens
in andere offene OGA anlegen.

Wenn ein Fonds in Anteile anderer OGA investiert, die
direkt oder indirekt durch den Anlageverwalter des
Fonds oder eine andere Gesellschaft, mit welcher der
Anlageverwalter durch gemeinsames Management oder
ein gemeinsames Beherrschungsverhaltnis oder eine
wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung von mehr
als 10 % des Kapitals oder der Stimmrechte verbunden
ist, verwaltet werden, darf der Anlageverwalter bzw.
diese andere Gesellschaft fur die Anlagen des Fonds in
den Anteilen solcher anderer OGA keine Zeichnungs-,
Umtausch- oder Ricknahmegebiihren erheben. Auch
darf fur solche Anlagen nur eine reduzierte pauschale
Managementgebihr von 0,25 % erhoben werden.

3.5
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4.2

5.1

5.2

Erhalt der Anlageverwalter eines Fonds fir die Anlage in
Anteilen eines anderen OGA eine Provision (oder aber
eine Provision einschlielich eines Rabattes), so muss
diese Provision dem Vermdgen des Fonds zuflieBen.

INDEXABBILDENDE FONDS

Zielt die Anlagestrategie eines Fonds darauf ab, einen
Index abzubilden, der die in den Vorschriften
festgelegten Kriterien erfillt und von der Zentralbank
anerkannt ist, dann kann dieser Fonds bis zu 20 % seines
Nettovermogens in Anteilen und/oder Schuldtiteln von
ein und demselben Emittenten anlegen.

Die unter 4.1 genannte Grenze kann auf 35 % fir einen
einzelnen Emittenten erh6ht werden, sofern dies durch
ungewohnliche Marktbedingungen gerechtfertigt ist.

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Die Gesellschaft darf keine stimmberechtigten
Wertpapiere in einem Umfang erwerben, der sie in die
Lage versetzen wiirde, maB3geblichen Einfluss auf die
Geschéftsfihrung eines Emittenten zu nehmen.

Jeder Fonds darf nicht mehr als:

(i) 10 % der nicht stimmberechtigten Anteile eines
einzelnen Emittenten;

(ii) 10 % der Schuldtitel eines einzelnen
Emittenten;

(iii) 25 % der Anteile eines einzelnen OGA;

(iv) 10% der Geldmarktinstrumente eines

einzelnen Emittenten erwerben.

ERLAUTERUNG: Die unter den vorstehenden Punkten (ii), (iii) und
(iv) genannten Grenzen miissen beim Erwerb nicht eingehalten

werden,

wenn sich der Bruttobetrag der Schuldtitel oder

Geldmarktinstrumente oder der Nettobetrag der im Umlauf
befindlichen Wertpapiere zum Zeitpunkt des Erwerbs nicht
berechnen lasst.

5.3

Die Absatze 5.1 und 5.2 gelten nicht in Bezug auf:

(i) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die
von einem Mitgliedstaat oder seinen
Gebietskorperschaften begeben oder
garantiert sind;

(ii) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die

von einem Nicht-Mitgliedstaat begeben oder
garantiert sind;

(iii) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die
von internationalen Korperschaften
offentlichen Rechts, denen ein oder mehrere

Mitgliedstaaten als Mitglied angehoren,
begeben sind;
(iv) Anteile, die vom jeweiligen Fonds am Kapital

einer in einem Nicht-Mitgliedstaat anséssigen
Gesellschaft gehalten werden, die ihr
Vermogen hauptsachlich in Papieren von
Emittenten anlegt, deren eingetragener Sitz
sich in diesem Staat befindet, wobei ein
solches Engagement nach der
Rechtsprechung dieses Staates die einzige
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Moglichkeit darstellt, nach der der jeweilige
Fonds in Papiere von emittierenden
Korperschaften dieses Staates investieren
kann. Diese Ausnahmeregelung gilt nur unter
der Voraussetzung, dass die Anlagepolitik der
Gesellschaft aus dem Nicht-Mitgliedstaat die in
den Absétzen 2.3 bis 2.11, 3.1, 3.2, 5.1, 5.2, 5.4,
5.5 und 5.6 festgelegten Grenzen einhalt, und
dass, sofern diese Grenzen Uberschritten
werden, die Bestimmungen der Absiatze 5.5
und 5.6 eingehalten werden;

(v) vom Fonds gehaltene Anteile am Kapital von
Tochtergesellschaften, die im
Niederlassungsstaat der Tochtergesellschaft
lediglich und ausschlieBlich fir diese
bestimmte Verwaltungs-, Beratungs- und
Vertriebstatigkeiten im Hinblick auf die
Ricknahme von Anteilen auf Wunsch des
Anteilsinhabers austiben.

5.4 Bei der Auslbung von Zeichnungsrechten, die an
Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente geknipft sind,
die Teil seines Vermogens sind, muss ein Fonds die hier
definierten Anlagebeschrankungen nicht einhalten.

5.5 Die Zentralbank kann kirzlich zugelassenen Fonds
gestatten, fliir die Dauer von sechs Monaten ab dem
Datum der Zulassung von den Bestimmungen der
Absatze 2.3 bis 2.12, 3.1, 3.2 sowie Abs. (a) und (b) im
vorstehenden Abschnitt ,Indexnachbildende Fonds”
abzuweichen, sofern sie den Grundsatz der
Risikostreuung befolgen.

5.6 Werden die hier definierten Grenzen aus Griinden
Uberschritten, die auBerhalb der Kontrolle eines Fonds
liegen oder aus der Auslibung von Zeichnungsrechten
resultieren, muss der Fonds unter angemessener
Berlicksichtigung der Interessen des Anteilsinhabers
seine Verkaufstatigkeit vorrangig auf die Behebung
dieser Situation abstellen.

5.7 Ein Fonds darf keine Leerverkdufe mit folgenden
Instrumenten tatigen:

(i) Wertpapiere:

(i) Geldmarktinstrumente’;

(iii) Anteile von OGA oder

(iv) DFls.

5.8 Ein Fonds darf zusatzliche liquide Mittel halten.
6 DERIVATIVE FINANZINSTRUMENTE
6.1 Das Gesamtengagement eines Fonds in DFIs darf nicht

dessen Gesamtnettoinventarwert Gbersteigen.

6.2 Das Engagement in den Vermogenswerten, die den DFls,
einschlieBlich in Ubertragbaren Wertpapieren oder
Geldmarktinstrumenten eingebundenen DFls, zugrunde
liegen, darf zusammen mit den entsprechenden
Positionen, die im Rahmen direkter Anlagen
eingegangen werden, die in den Zentralbankvorschriften
genannten Grenzen nicht Uberschreiten. (Diese

' Leerverkaufe von Geldmarktinstrumenten durch die OGAW sind
verboten.

6.3

6.4

6.5

Bestimmung gilt nicht im Fall von indexbasierten
Finanzderivaten, sofern der zugrunde liegende Index
den in den Zentralbankvorschriften festgelegten
Kriterien entspricht.)

Ein Fonds kann unter folgenden Voraussetzungen in
auBerborslich (OTC) gehandelten DFls anlegen:

(i) Der Kontrahent ist ein im EWR zugelassenes
Kreditinstitut oder ein in einem
Unterzeichnerstaat des Baseler Capital
Convergence Agreement von Juli 1998 (der
kein EWR-Mitgliedstaat ist) zugelassenes
Kreditinstitut oder ein in Jersey, Guernsey, der
Isle of Man, Australien oder Neuseeland
zugelassenes  Kreditinstitut; oder eine
Anlagegesellschaft, die gemal der Markets in
Financial Derivative Instruments Directive
(MiFID-Richtlinie) in einem EWR-Mitgliedstaat
zugelassen ist oder eine Korperschaft ist, die
als Consolidated Supervised Entity (,CSE")
unter der Aufsicht der US Securities and
Exchange Commission steht.

(ii) Der Kontrahent hat mindestens ein A2/P2-
Rating oder ein dquivalentes Rating oder nach
Einschatzung der Gesellschaft ein implizites
A2/P2-Rating. Alternativ ist ein Kontrahent
ohne Bonitatseinstufung dann zuldssig, wenn
der jeweilige Fonds gegeniiber Verlusten aus
einer Nichterfillung seitens des Kontrahenten
durch ein Rechtssubjekt schadlos gehalten
wird, das dauerhaft eine Einstufung von A2/P2
aufweist.

(iii) Der Anlageverwalter muss sich davon
Uberzeugt haben, dass der Kontrahent die
Transaktion mit angemessener Genauigkeit
und auf verlasslicher Basis bewertet und die
Transaktion jederzeit auf Verlangen des
Anlageverwalters zum beizulegenden Zeitwert
glattstellt.

Das Gesamtengagement eines jeden Fonds in DFls,
gemessen nach dem ,Commitment-Ansatz” gemaB den
Vorgaben der Zentralbank ,UCITS Financial Derivative
Instruments and Efficient Portfolio Management”
(,Derivative Finanzinstrumente und effizientes
Portfoliomanagement bei OGAW”), darf den
Nettoinventarwert des Fonds nicht Uibersteigen.

Transaktionen in derivativen Finanzinstrumenten,
welche zu einer zukinftigen Verpflichtung eines Fonds
fihren werden, missen in folgender Form gedeckt
werden:

(i) Bei DFls, die eine physische Lieferung des
zugrunde liegenden Vermogenswerts
beinhalten, muss dieser Vermdgenswert zu
jeder Zeit vom Fonds gehalten werden.

(ii) Bei DFls, deren Abwicklung automatisch oder
nach Ermessen des Fonds in Form der
Barabwicklung erfolgt, muss der Fonds zu
jeder Zeit ausreichend liquide Mittel halten, um
das Risiko zu decken.
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6.6 Der Gesamtwert der fir Optionen gezahlten
oder erhaltenen Pramien zusammen mit dem
Anfangseinschuss fir Futures-Kontrakte und
im Falle einer OTC-Transaktion der an einen
Kontrahenten gezahlten Anfangsinvestition
darf 15 % des Nettoinventarwerts des Fonds
nicht Ubersteigen.

Es ist vorgesehen, dass jeder Fonds befugt ist, Anderungen an
Gesetzen, Bestimmungen und Richtlinien, die Anlagen in
Vermogenswerten und Wertpapieren auf breiterer Basis erlauben,
zu nutzen.

Die Gesellschaft passt Anlagebeschrankungen nur in Einklang mit
den Anforderungen der Zentralbank an.
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Effizientes Portfoliomanagement und Einsatz von derivativen

Finanzinstrumenten

Effizientes Portfoliomanagement

Ein Fonds kann fiir Zwecke des effizienten Portfoliomanagements
auch Techniken und Instrumente in Bezug auf Ubertragbare
Wertpapiere und/oder andere Finanzinstrumente, in die er
investiert, einsetzen. Diese sind im jeweiligen Prospektnachtrag
aufgelistet. Der Einsatz solcher Techniken und Instrumente muss
im besten Interesse der Anteilsinhaber liegen und erfolgt im
Allgemeinen aus einem oder mehreren der folgenden Griinde:

(a) zur Risikoreduzierung;

(b)

zur Kostenreduzierung; oder
(c) zur Generierung von zusatzlichem Kapital oder Ertragen
fir den jeweiligen Fonds mit einem angemessenen Mal
an Risiko und unter Berilicksichtigung des Risikoprofils
des Fonds, wie im Prospekt und dem Prospektnachtrag
sowie  den allgemeinen Bestimmungen der
Zentralbankvorschriften beschrieben.

Dieser Einsatz kann, sofern dies im Prospektnachtrag fur den
jeweiligen Fonds vorgesehen ist, z. B. Swaps beinhalten, mit denen
die Performance der von einem Fonds gehaltenen Wertpapiere
gegen die Zielperformance getauscht wird.

Dariiber hinaus muss der Einsatz solcher Techniken und
Instrumente auf kostenglinstige Weise erfolgen und darf nicht zu
einer Anderung des Anlageziels des Fonds oder zum Eingehen
zusatzlicher Risiken, die im Prospekt nicht vorgesehen sind,
fUhren. Nahere Details hierzu sind dem Abschnitt ,Risikofaktoren;
Risiken des effizienten Portfoliomanagements” zu entnehmen. Die
Risiken, die durch den Einsatz solcher Techniken und Instrumente
entstehen, missen im  Risikomanagementverfahren der
Gesellschaft angemessen erfasst werden.

Zu diesen Techniken und Instrumenten kénnen Devisengeschéfte
gehoren, durch die die Wahrungsmerkmale der vom jeweiligen
Fonds gehaltenen Vermogenswerte geandert werden.

Die Vermogenswerte eines Fonds konnen auf eine andere
Wihrung als die Basiswahrung des Fonds lauten, und Anderungen
des Wechselkurses zwischen der Basiswahrung und der Wahrung
eines Vermogenswerts konnen zu einer Minderung des in der
Basiswahrung ausgedriickten Vermdgens des Fonds fihren. Der
Anlageverwalter kann versuchen, dieses Wahrungsrisiko durch
den Einsatz von DFls zu mindern.

Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten

Vorbehaltlich der Vorschriften und der von der Zentralbank
festgelegten Bedingungen kann die Gesellschaft fiir einen Fonds
in DFls investieren, die an einem geregelten Markt gehandelt
werden, und/oder in OTCs, die fur Anlagezwecke,
Absicherungszwecke oder fir Zwecke des effizienten
Portfoliomanagements eingesetzt werden.

Die DFls, in die ein Fonds investieren darf, sind Devisenkassa- und
Devisentermingeschafte, Optionen auf Wertpapiere, Indizes und
Wahrungen, Swaps, Credit Default Swaps, Futures und Optionen
auf Futures sowie Wertpapiere auf ,when issued”- und ,forward
commitment”-Basis; weitere Einzelheiten hierzu werden im
jeweiligen Prospektnachtrag beschrieben.

Swaps

GemaB der Swap-Strategie (wie vorstehend beschrieben und im
Prospektnachtrag fiir den jeweiligen Fonds definiert) kann ein
76 Invesco Markets Il plc
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passiv verwalteter Fonds Swaps eingehen, um die Performance
des Referenzindex zu erzielen. Der genehmigte Kontrahent der
Gesellschaft kann fir den jeweiligen Fonds (nétigenfalls) der
Gesellschaft geeignete Sicherheiten in Ubereinstimmung mit den
Anlagebeschrankungen stellen, so dass das Risikopotenzial der
Gesellschaft gegeniiber dem genehmigten Kontrahenten auf das
von der Zentralbank vorgeschriebene MaB reduziert wird.

Die Swaps kénnen von jeder Partei jederzeit oder beim Eintreten
bestimmter Ereignisse entweder in Bezug auf den Fonds oder den
genehmigten Kontrahenten, insbesondere  bei einem
Ausfallereignis  (wie etwa einer Nichtzahlung, einer
Vertragsverletzung oder einem Konkurs) oder einem eine
Kindigung auslésenden Ereignis (das nicht auf ein Verschulden
seitens einer der Parteien zurlUckzuflhren ist, z.B.
Rechtswidrigkeit oder ein Steuerereignis), zu ihrem beizulegenden
Zeitwert gekiindigt werden.

Wenn die Swaps aufgrund eines Ausfallereignisses oder eines eine
Kindigung auslosenden Ereignisses gekiindigt werden, wird fir
die Swaps ein Glattstellungsbetrag festgelegt. Ein dem relevanten
Glattstellungsbetrag entsprechender Betrag (der geméafB den
Bedingungen der Swaps berechnet wurde) oder ein zwischen den
Parteien vereinbarter anderer Betrag wird zwischen dem
genehmigten Kontrahenten und dem Fonds abgerechnet. Die
Swaps werden immer gemal den Bestimmungen des Prospekts
bewertet. Der Fonds kann dann neue Swaps eingehen, sofern der
Verwaltungsrat nicht beschlieBt, dass es nicht ratsam ist, neue
Derivatekontrakte einzugehen oder direkt in die dem
Referenzindex zugrunde liegenden Wertpapiere zu investieren.
Sofern der Verwaltungsrat beschlieBt, dass es keine andere
angemessene  Moglichkeit gibt, die Performance des
Referenzindex zu erzielen, kann der Fonds alternativ gemaB den
Bestimmungen des Prospekts aufgelost werden.

Die Swaps sind nicht gedeckte Derivate, bei denen die von
Anlegern erhaltenen Zeichnungen vom Fonds verwendet werden,
um Wertpapiere zu kaufen, die Komponenten des Referenzindex
oder Referenzwerts sind, statt sie an den Kontrahenten des Swaps
zu Ubertragen.

Sofern nicht ausdricklich im jeweiligen Prospektnachtrag
vorgesehen, durfen Fonds und/oder Klassen keine ,funded”
Swaps eingehen.

Der Fonds kann fur verschiedene Anteilsklassen separate Swap-
Vereinbarungen treffen. Jeder Swap bietet der betreffenden
Klasse ein Engagement in der entsprechenden Wahrungsversion
des Referenzindex. Dementsprechend wird die Performance des
entsprechenden Aktienkorbs auf der Ebene der relevanten
Anteilsklasse ausgewiesen.

Die Gesellschaft muss Uber ihre Dienstleister ein Verfahren zum
Risikomanagement einsetzen, das sie in die Lage versetzt, die mit
den Derivatepositionen eines Fonds verbundenen Risiken und
ihren Beitrag zum Gesamtrisikoprofil des Portfolios jederzeit genau
zu Uberwachen, zu messen und zu verwalten. Sie muss ein
Verfahren zur genauen und unabhangigen Ermittlung des Wertes
von OTC-Finanzderivaten anwenden. Die Gesellschaft muss der
Zentralbank Details zu ihren Derivatetransaktionen und ihrer
Methode zur Risikobeurteilung vorlegen und zu diesem Zweck
gemal den gesonderten Vorgaben der Zentralbank die zuldassigen
Arten von DFls, deren zu Grunde liegende Risiken, die
quantitativen Beschriankungen und deren Uberwachung und
Durchsetzung sowie die Methoden, die angewandt werden, um die
mit flr einen Fonds in Frage kommenden Derivatetransaktionen
verbundenen Risiken zu beurteilen, spezifizieren. Ein Fonds darf
nur DFls einsetzen, die in dem Risikomanagementverfahren, das



ANHANG Ill - Effizientes Portfoliomanagement und Einsatz von

derivativen Finanzinstrumenten
Fortsetzung

der Zentralbank unterbreitet wurde, spezifiziert wurden. Die
Gesellschaft tragt daflir Sorge, dass das Gesamtengagement eines
Fonds in DFIs entweder nach dem ,Commitment”-Ansatz oder
nach dem ,Value-at-Risk-Ansatz” gemiaB den Vorgaben der
Zentralbank ,UCITS Financial Derivative Instruments and Efficient
Portfolio Management” (,Derivative Finanzinstrumente und
effizientes Portfoliomanagement bei OGAW") bewertet wird und
den  Gesamtnettoinventarwert  seines Portfolios nicht
Uberschreitet, und dass das Kontrahentenrisiko von OTC-
Derivatetransaktionen nie die gemaB den Vorschriften zulassigen
Grenzen Uberschreitet.

Die Gesellschaft wird dem Anteilsinhaber auf Aufforderung
ergdnzende Informationen in Bezug auf die fir das
Risikomanagement angewandten Methoden vorlegen, wozu u. a.
auch die angewandten quantitativen Grenzwerte und alle jingsten
Entwicklungen in den Risiko- und Ertragsmerkmalen der
Hauptanlagekategorien des betreffenden Fonds gehéren.

Futures

Ein Future-Kontrakt ist eine Vereinbarung, ein Wertpapier, eine
Wahrung oder einen anderen Vermogenswert in einer
festgelegten Menge an einem zuklnftigen Termin zu einem vorab
vereinbarten Preis zu kaufen oder zu verkaufen. Futures konnen
eingesetzt werden, um Positionen auf effizientere Weise
aufzubauen. Zum Beispiel kann ein Fonds durch einen Future auf
ein einzelnes Wertpapier ein Engagement in einem bestimmten
Wertpapier aufbauen. Index-Futures koénnen auBerdem fur
Risikomanagementzwecke eingesetzt werden, beispielsweise um
das Risiko eines Wertpapiers oder einer Gruppe von Wertpapieren
abzusichern, die innerhalb des zugrunde liegenden Index gehalten
werden oder eine hohe Korrelation mit dem zugrunde liegenden
Index aufweisen.

Optionen

Eine Option ist eine Vereinbarung, die dem K&ufer gegen Zahlung
einer Gebihr (Pradmie) das Recht verleiht - nicht aber die Pflicht
auferlegt -, am Ende der Kontraktlaufzeit (Verfallstag) oder
wahrend der Kontraktlaufzeit einen Basiswert in einer bestimmten
Menge zu einem vereinbarten Preis (Bezugs- oder
Auslibungspreis) zu kaufen oder zu verkaufen. Eine Call-Option ist
eine Kaufoption, eine Put-Option eine Verkaufsoption. Die
Risikogrenzen eines Fonds sind auf der einen Seite ein potenziell
unbegrenztes Risiko und auf der anderen Seite ein auf die gezahlte
Pramie oder den Marktwert der Option begrenztes Risiko, je
nachdem, was hoher ist. Der Fonds kann solche Instrumente zur
Absicherung gegen Marktrisiken einsetzen oder um eine Position
in der relevanten zugrunde liegenden Aktie oder dem relevanten
zugrunde liegenden aktiendhnlichen Wertpapier aufzubauen.

Forwards

Eine Forward-Vereinbarung ist eine maBgeschneiderte, bilaterale
Vereinbarung Uber den Austausch von Vermogenswerten oder
Barmittelstromen an einem bestimmten in der Zukunft liegenden
Falligkeitsdatum zu einem am Datum des Geschaftsabschlusses
festgelegten Preis. Eine Partei des Forwards ist der Kaufer (long),
der sich bereit erklart, den Terminpreis am Falligkeitsdatum zu
zahlen; die andere Partei ist der Verkaufer (short), der sich bereit
erklart, den Terminpreis entgegenzunehmen.
Devisenterminkontrakte konnten zur Absicherung gegen
Wahrungsrisiken eingesetzt werden, die aus vom Fonds
gehaltenen Vermdgenswerten resultieren, die nicht auf die
Basiswahrung lauten. Ein Fonds kann beispielsweise
Devisenterminkontrakte einsetzen durch einen Terminverkauf
einer Fremdwahrung gegen die Basiswahrung, um den Fonds

gegen das Wechselkursrisiko abzusichern, das aus dem Halten der
Vermogenswerte in dieser Wahrung entsteht.

Ein Non-Deliverable Forward ist eine Forward-Vereinbarung, bei
der keine physische Abwicklung der beiden Wahrungen bei
Falligkeit erfolgt. Stattdessen zahlt eine Partei an die andere einen
Netto-Barausgleich auf Basis der Wechselkursbewegung zwischen
den beiden Wahrungen. Non-Deliverable Forwards werden unter
verschiedenen Umstanden eingesetzt, z. B. bei knapper Liquiditéat,
um etwa Lokalwahrungsrisiken in Schwellenlandern, deren
Wahrungen nicht frei konvertierbar sind oder in denen die
Kapitalflisse Beschrankungen unterliegen, abzusichern.

Differenzkontrakte

Ein Differenzkontrakt ist ein Handelsinstrument, das einen Vertrag
zwischen zwei Parteien begrindet, die Wertdifferenz einer
bestimmten Wahrung oder eines Index zwischen dem Zeitpunkt,
zu dem der Kontrakt eréffnet wird und dem Zeitpunkt, zu dem er
geschlossen wird, auszutauschen. Die Auszahlung belauft sich auf
den Preisunterschied des Vermoégenswerts, der zwischen der
Eroffnung des Kontrakts und seiner SchlieBung entsteht. Bei Long-
Positionen erhalt der Kaufer vom Verkaufer eine Barzahlung, wenn
der Preis des Vermogenswerts steigt, und umgekehrt. Ein
Differenzkontrakt hat kein Verfallsdatum und wird am Ende eines
jeden Handelstags erneuert und nach Bedarf der Parteien
unendlich fortgeschrieben. Ein Differenzkontrakt kann zur
Absicherung gegen Wahrungs- oder Marktrisiken eingesetzt
werden, die aus vom Fonds gehaltenen Vermdgenswerten
resultieren.

Kreditderivate

Ein Kreditderivat ist ein Finanzinstrument, mit dem das Kreditrisiko
eines  Referenzschuldners oder eines Portfolios von
Referenzschuldnern als Basiswert von einer Partei auf eine andere
Ubertragen wird, ohne dass der Basiswert Ubertragen wird. Der
Basiswert kann Eigentum einer der Parteien der Transaktion sein
oder auch nicht. Ein Fonds kann Credit Default Swaps und Credit
Default Index Swaps fir Absicherungszwecke einsetzen.

Credit Default Swaps sind Vereinbarungen zwischen zwei Parteien,
einem Sicherungsnehmer, der feste regelmaBige Zahlungen
leistet, und einem Sicherungsgeber, der eine Pramie daflr erhalt,
dass er bei Zahlungsausfall an den Sicherungsnehmer eine
Ausgleichszahlung leistet. Credit Default Swaps, die eingesetzt
werden, um eine Absicherung zu erwerben, werden direkt mit
Kontrahenten in Bezug auf individuelle Kredite gehandelt. Der Kauf
einer Absicherung ist eine alternative Methode zur Absicherung
von Portfoliorisiken, wenn eine temporéare Korrektur am Markt
befiirchtet wird, oder um eine negative Einschatzung zu einem
Unternehmen, einem Wertpapier oder den Markten im
Allgemeinen zum Ausdruck zu bringen.

Credit Default Index Swaps sind Swap-Vereinbarungen in Bezug
auf ein Indexportfolio aus Credit Default Swaps auf
Einzelschuldner. Im Allgemeinen handelt es sich hier um
standardisierte Kontrakte, und die Referenzschuldner haben
denselben Nominalwert und dieselbe Recovery Rate.

Devisenkassageschifte

Ein Devisenkassageschéft ist eine Vereinbarung zwischen zwei
Parteien, zwei Wahrungen zu den jeweils gegebenen
Marktzinssatzen zu tauschen. Die Lieferung erfolgt in der Regel
zwei Geschaftstage nach Abschluss der Transaktion. Der
Wechselkurs, zu dem der Tausch erfolgt, wird als Kassakurs
bezeichnet. Devisenkassageschafte konnten zur Absicherung
gegen Wahrungsrisiken eingesetzt werden, die aus vom Fonds
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gehaltenen Vermogenswerten resultieren, die nicht auf die

Basiswahrung lauten.
Pensionsgeschifte/umgekehrte und
Wertpapierleihe

Pensionsgeschifte

Ein Fonds, der Wertpapierleihgeschafte tatigt, muss sicherstellen,
dass er entliehene Wertpapiere jederzeit zuriickfordern oder von
ihm eingegangene Wertpapierleihgeschéfte jederzeit kiindigen
kann.

Ein Fonds, der ein umgekehrtes Pensionsgeschaft eingeht, muss
sicherstellen, dass er jederzeit in der Lage ist, den vollen Barbetrag
zurlckzufordern oder das umgekehrte Pensionsgeschaft auf Basis
einer periodengerechten Bewertung oder einer Bewertung nach
dem Marktwert zu beenden. Wenn der Barbetrag jederzeit auf
Marktwertbasis riickforderbar ist, ist fir die Berechnung des
Nettoinventarwerts des Fonds der Marktwert des umgekehrten
Pensionsgeschafts anzuwenden.

Ein Fonds, der ein Pensionsgeschaft eingeht, muss sicherstellen,
dass er jederzeit in der Lage ist, Wertpapiere, die Gegenstand des
Pensionsgeschafts sind, zurlickzufordern oder das eingegangene
Pensionsgeschaft zu beenden. Pensionsgeschafte  und
umgekehrte Pensionsgeschafte mit festen Laufzeiten von nicht
mehr als sieben Tagen gelten als Geschafte zu Bedingungen, die
jederzeit eine Rickforderung durch den Fonds erlauben.

Samtliche aus effizienten  Portfoliomanagementtechniken
entstehenden Ertrdage flieBen nach Abzug direkter und indirekter
Betriebskosten und anfallender Gebiihren dem Fonds zu. Solche
direkten und indirekten Betriebskosten und Gebihren (die
ausnahmslos vollstandig transparent sind) enthalten keine
verdeckten Ertrage, wohl aber an die jeweils von der Gesellschaft
beauftragten Kontrahenten von Pensions-/umgekehrten
Pensionsgeschaften und/oder Vermittlern im Zusammenhang mit
der Wertpapierleine zahlbare Gebihren und Kosten. Diese
Geblhren und Kosten von Kontrahenten von
Pensionsgeschaften/umgekehrten Pensionsgeschéaften und/oder
von Vermittlern fir Wertpapierleihgeschafte, welche von der
Gesellschaft beauftragt wurden, entsprechen marktiblichen
Satzen (gegebenenfalls zuziglich der Mehrwertsteuer) und
werden von der Gesellschaft oder dem Fonds getragen, fiir den
die jeweilige Partei beauftragt worden ist. Einzelheiten zu den
Ertragen des Fonds und den damit verbundenen direkten und
indirekten Betriebskosten und Gebihren sowie zur Identitat
bestimmter Kontrahenten von Pensionsgeschéaften/umgekehrten
Pensionsgeschaften und/oder Vermittlern von
Wertpapierleihgeschiaften, die von der Gesellschaft jeweils
beauftragt wurden, sind in den Halbjahres- und Jahresberichten
der Gesellschaft enthalten.

Ein Fonds kann von Zeit zu Zeit Kontrahenten von
Pensionsgeschaften/umgekehrten Pensionsgeschéaften und/oder
Vermittler von Wertpapierleihgeschaften beauftragen, die
verbundene Parteien der Verwahrstelle oder sonstiger
Dienstleister der Gesellschaft sind. Ein solches Engagement kann
gelegentlich Interessenkonflikte mit der Rolle der Verwahrstelle
oder anderer Dienstleister bezliglich der Gesellschaft hervorrufen.
Bitte entnehmen Sie ndhere Details zu den auf Transaktionen mit
verbundenen Parteien anwendbaren Bedingungen dem Abschnitt
.Potenzielle Interessenkonflikte” im Prospekt. Die Identitat solcher
verbundenen Parteien wird in den Halbjahres- und Jahresberichten
der Gesellschaft im Einzelnen angegeben.

Pensionsgeschafte/umgekehrte Pensionsgeschéfte und
Wertpapierleihgeschiafte stellen keine Kreditaufnahme oder
Kreditvergabe im Sinne von Vorschrift 103 bzw. 111 dar.

Die Verwaltungsgesellschaft Uberprift und/oder bestatigt die
Vereinbarungen Uber Wertpapierleihgeschafte und
Pensionsgeschafte/umgekehrte Pensionsgeschéfte und die damit
verbundenen und dem jeweiligen Fonds in Rechnung gestellten
Gebihren mindestens jahrlich.

Strukturierte Schuldtitel

Ein Fonds kann zum Zweck des effizienten Portfoliomanagements
auch Anlagen in strukturierten Schuldtiteln, die an einem Markt
notiert sind bzw. gehandelt werden, tatigen. Wenn ein Fonds in
strukturierten  Schuldtiteln anlegen darf, wird dies im
Prospektnachtrag des jeweiligen Fonds dargelegt. Durch Anlagen
in solchen Schuldtiteln kann der Fonds ein wirtschaftliches
Engagement in Aktienwerten, einer Kombination aus Aktienwerten
oder gegebenenfalls in Wertpapieren, die Komponenten des
Referenzindex oder Referenzwerts sind, eingehen, wahrend das
primare Kreditrisiko des Fonds gegeniiber dem Emittenten der
Schuldtitel besteht. Ein Fonds kann, wenn dies im
Prospektnachtrag fur den betreffenden Fonds offengelegt wird,
auch in andere Organismen flir gemeinsame Anlagen investieren
(einschlieBlich  Organismen, die durch ein gemeinsames
Management oder ein gemeinsames Beherrschungsverhéltnis
verbunden sind) und zusatzliche liquide Mittel halten, jeweils
vorbehaltlich der weiter oben beschriebenen
Anlagebeschrankungen und in Einklang mit den Bestimmungen
der Zentralbank.

Sicherheitenpolitik

Im Zusammenhang mit dem Einsatz effizienter
Portfoliomanagementtechniken far  Absicherungs- oder
Anlagezwecke konnen Sicherheiten von einem Kontrahenten
zugunsten eines Fonds entgegengenommen bzw. bei einem
Kontrahenten von der oder fiir die Gesellschaft hinterlegt werden.
Jede Hereinnahme oder Hinterlegung von Sicherheiten durch die
Gesellschaft erfolgt gemaB den Anforderungen der Zentralbank
sowie den nachstehend aufgefihrten Bestimmungen der
Sicherheitenpolitik der Gesellschaft.

Sicherheiten - vom Fonds entgegengenommen

Sicherheiten, die der Kontrahent zu Gunsten eines Fonds
hinterlegt hat, koénnen als Reduzierung des Risikos gegeniiber dem
betreffenden Kontrahenten berlicksichtigt werden. Ein Fonds
muss Sicherheiten in erforderlicher Hohe hereinnehmen, damit er
sicherstellen kann, dass die Grenzen des Kontrahentenrisikos
eingehalten werden. Das Kontrahentenrisiko kann so weit reduziert
werden, dass der Wert der entgegengenommenen Sicherheit dem
Wert des Betrages entspricht, der zum jeweiligen Zeitpunkt dem
Kontrahentenrisiko ausgesetzt ist.

Wenn ein Fonds keine synthetische Indexnachbildungsstrategie
verfolgt, besteht kein entsprechendes Kontrahentenrisiko.

Die Verwaltungsgesellschaft steht in Verbindung mit der
Verwahrstelle, um alle Aspekte des Sicherheitenprozesses im
Zusammenhang mit Kontrahenten zu steuern.

Risiken im Zusammenhang mit der Verwaltung von Sicherheiten,
wie z. B. operative und rechtliche Risiken, miissen identifiziert und
durch das Risikomanagementverfahren der
Verwaltungsgesellschaft gesteuert und gemindert werden. Erhalt
ein Fonds Sicherheiten fir mindestens 30 % seines Vermogens,
wird er geeignete Stresstest-Richtlinien einfihren, um zu
gewahrleisten, dass regelméaBige Stresstests unter normalen und
auBerordentlichen Liquiditatsbedingungen durchgefihrt werden,
damit die Gesellschaft das mit den Sicherheiten verbundene
Liquiditatsrisiko beurteilen kann. Die Richtlinie fur die
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Liquiditatsstresstests muss mindestens die in Vorschrift 24,

Abs. (8)

der Zentralbankvorschriften enthaltenen Vorgaben

enthalten.

Zwecks Bereitstellung eines Bareinschusses oder von Sicherheiten

im Zusammenhang mit
Instrumenten kann ein

in  Techniken und
Fonds gehoérende

Transaktionen
Fonds dem

Vermogenswerte oder liquide Mittel im Rahmen der normalen
Marktpraxis Ubertragen, hypothekarisch belasten, verpfanden
oder als Sicherheit hinterlegen.

Sachsicherheiten

Entgegengenommene Sicherheiten missen jederzeit folgende
Kriterien erfillen:

0]

(if)

(iii)

(iv)

v)

Liquiditat: Alle entgegengenommenen Sicherheiten, die
keine Barmittel sind, missen hoch liquide sein und zu
einem transparenten Preis auf einem regulierten Markt
oder innerhalb eines multilateralen Handelssystems
gehandelt werden, damit sie kurzfristig zu einem Preis
verduBert werden kdénnen, der nahe an der vor dem
Verkauf  festgestellten Bewertung liegt. Die
entgegengenommenen Sicherheiten sollten auBerdem
die Bestimmungen von Vorschrift 74 der Vorschriften
erfillen.

Bewertung: Entgegengenommene Sicherheiten sollten
mindestens taglich bewertet werden. Vermoégenswerte,
die eine hohe Preisvolatilitat aufweisen, sollten nur als
Sicherheit akzeptiert werden, wenn geeignete
konservative Bewertungsabschlage (Haircuts)
angewandt werden.

Bonitat des Emittenten: Der Emittent der Sicherheiten,
die entgegengenommen werden, sollte eine hohe
Bonitat aufweisen. Die Verwaltungsgesellschaft muss
sicherstellen, dass:

(a) wenn flr den Emittenten ein Kredit-Rating
einer bei der ESMA registrierten und von dieser

beaufsichtigten  Rating-Agentur  vorliegt,
dieses Rating durch die
Verwaltungsgesellschaft im
Kreditprifungsprozess berlicksichtigt wird;
und

(b) wenn ein Emittent durch die unter (a) genannte

Rating-Agentur unter die zwei hochsten
kurzfristigen Kredit-Ratings herabgestuft wird,
dies dazu fahrt, dass die
Verwaltungsgesellschaft den  Emittenten
unverzliglich einem erneuten Kredit-Rating
unterzieht.

Korrelation: Entgegengenommene Sicherheiten sollten
von einem Unternehmen ausgegeben werden, das vom
Kontrahenten unabhéngig ist. Die
Verwaltungsgesellschaft sollte ausreichend Grund zu der
Annahme haben, dass eine Sicherheit keine hohe
Korrelation mit der Entwicklung des Kontrahenten
aufweist.

Diversifizierung der Sicherheiten (Anlagekonzentration):

(a) Vorbehaltlich Abs. (b) ist bei den Sicherheiten
auf eine angemessene Diversifizierung in
Bezug auf Lander, Markte und Emittenten zu
achten. Das maximale Engagement gegeniiber

(vi)

(vii)

(viii)

einem bestimmten Emittenten sollte 20 % des
Nettoinventarwertes des Fonds nicht
Uberschreiten. Wenn der Fonds
unterschiedliche Kontrahenten hat, sollten die
verschiedenen Sicherheitenkérbe aggregiert
werden, um die 20%-Grenze flir das
Engagement gegenliber einem einzelnen
Emittenten zu berechnen.

(b) Ein Fonds kann in verschiedenen
Ubertragbaren Wertpapieren und
Geldmarktinstrumenten voll besichert sein, die
von einem Mitgliedstaat, einem oder mehreren
seiner Gebietskorperschaften, einem Drittland
oder einer internationalen Koérperschaft des
offentlichen Rechts, der ein oder mehrere
Mitgliedstaaten angehoren, begeben oder
garantiert sind. Ein solcher Fonds sollte
Wertpapiere aus mindestens sechs
verschiedenen Emissionen erhalten, jedoch
sollten die Wertpapiere aus einer einzigen
Emission nicht mehr als 30 % des gesamten
Nettoinventarwerts des Fonds ausmachen. Ein
Fonds, der beabsichtigt, vollstandig in
Wertpapieren abgesichert zu sein, die von
einem Mitgliedstaat begeben oder garantiert
sind, muss dies im Prospektnachtrag des Fonds
offenlegen. Die Mitgliedstaaten und ihre
Gebietskorperschaften oder internationale
Korperschaften oder als Sicherheit verwendete
Wertpapiere, die ein Fonds als Sicherheit fir
mehr als 20 % seines Nettoinventarwerts
entgegennehmen  kann, sind die im
Abschnitt 2.12 von Anhang |l zum Prospekt
aufgefiihrten.

Sofortige Verfligbarkeit: Ein Fonds sollte die Moglichkeit
haben, entgegengenommene Sicherheiten jederzeit
ohne Bezugnahme auf den Kontrahenten oder
Genehmigung seitens des Kontrahenten
uneingeschrankt zu verwerten.

Verwahrung: In Fallen von Rechtsibertragungen sollten
die entgegengenommenen Sicherheiten von der
Verwahrstelle oder ihrem Vertreter verwahrt werden. Fiir
andere Arten von Sicherheitsvereinbarungen kénnen die
Sicherheiten von einem Dritten verwahrt werden, der
einer sachverstandigen Aufsicht unterliegt und mit dem
Sicherheitengeber in keinerlei Verbindung steht

Bewertungsabschlage (Haircuts): Die Gesellschaft
wendet flir einen Fonds angemessene konservative
Sicherheitsabschlage auf die als Sicherheiten
entgegengenommenen Vermogenswerte an, ggf. auf
der Basis einer Bewertung der Charakteristika der
Vermogenswerte, wie etwa der Bonitdt oder der
Preisvolatilitdt, sowie des Ergebnisses von wie weiter
oben beschrieben durchgefiihrten Stresstests. Die
Gesellschaft hat festgelegt, dass, wenn die Bonitat des
Emittenten oder der Emission der Sicherheiten nicht die
erforderliche Qualitdt hat oder die Sicherheiten mit
einem betrachtlichen Mal3 an Preisvolatilitat in Bezug auf
die Restlaufzeit oder andere Faktoren einhergeht, ein
konservativer Abschlag gemaB spezielleren Richtlinien
angewandt werden muss. Diese sind von der
Gesellschaft schriftlich festzulegen und auf laufender
Basis zu unterhalten. Die Anwendung eines solchen
Sicherheitsabschlags wird jedoch von Fall zu Fall in
Abhangigkeit von den genauen Einzelheiten der
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Bewertung der Sicherheiten festgelegt. Die Gesellschaft
kann es nach eigenem Ermessen unter bestimmten
Umstanden fir angemessen erachten, bestimmte
Sicherheiten, bei denen ein konservativerer, ein weniger
konservativer oder gar kein Abschlag angewandt wurde,
auf einer objektiv begriindbaren Basis zu akzeptieren.
Mildernde Umstande, welche die  Annahme
entsprechender Sicherheiten mit
Abschlagsbestimmungen, die andere Hohen als in den
Richtlinien vorgesehen enthalten, rechtfertigen, missen
schriftlich festgehalten werden. Die Dokumentation der
Begriindung dafur ist zwingend erforderlich.

nicht verkauft, verpfandet oder

Sachsicherheiten durfen

reinvestiert werden.
Barsicherheiten

Sicherheiten in Form von Barmitteln dirfen nur investiert werden
in:

(xi)

Sichteinlagen bei relevanten Instituten;

(xii)

Erstklassige Staatsanleihen;
(xiii) umgekehrte Pensionsgeschéfte, sofern die Geschafte
mit  Kreditinstituten getatigt werden, die einer
sachverstandigen Uberwachung unterliegen, und der
Teilfonds jederzeit den vollen Barbetrag
periodengerecht abrufen kann.

Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur gemaB der
Definition in den ESMA-Leitlinien zu einer gemeinsamen
Definition européischer Geldmarktfonds (CESR/10-049).

(xiv)

Investierte Barsicherheiten sollten entsprechend den unter dem
vorstehenden Punkt (v), ,Sachsicherheiten”, beschriebenen
Diversifizierungsvoraussetzungen fr Sachsicherheiten
diversifiziert werden. Investierte Barsicherheiten dirfen nicht
beim Kontrahenten oder einem mit diesem verbundenen
Unternehmen hinterlegt werden. Durch die Wiederanlage von
Sicherheiten erzeugte Risiken missen bei der Berechnung des
Risikos gegenlber einem Kontrahenten bericksichtigt werden.
Die Wiederanlage von Barsicherheiten gemaB den obigen
Bestimmungen kann dennoch ein zuséatzliches Risiko fiir einen
Fonds darstellen. Nahere Details hierzu sind dem Abschnitt
.Risikofaktoren;  Risiko durch die Wiederanlage von
Barsicherheiten” im Prospekt zu entnehmen.

Sicherheiten - vom Fonds hinterlegt

Die bei einem Kontrahenten vom oder fiir einen Fonds hinterlegten
Sicherheiten mussen bei der Berechnung des Kontrahentenrisikos
berlicksichtigt werden. Bei einem Kontrahenten hinterlegte
Sicherheiten und von einem Kontrahenten entgegengenommene
Sicherheiten konnen auf Nettobasis berlcksichtigt werden,
vorausgesetzt, dass der Fonds Netting-Vereinbarungen mit dem
Kontrahenten rechtlich durchsetzen kann.

Differenzkontrakte

Futures und Optionen konnen auch als Differenzkontrakte
bezeichnet werden bzw. solche umfassen. Dabei kann es sich um
Optionen und Futures fir einen beliebigen Index sowie Wahrungs-
und Zinsswaps handeln. Im Gegensatz zu anderen Futures und
Optionen kénnen diese Kontrakte jedoch nur bar abgewickelt
werden. Eine Anlage in einen Differenzkontrakt ist mit denselben
Risiken behaftet wie ein Future oder eine Option. Transaktionen
mit Differenzkontrakten kénnen auch mit einer

Eventualverbindlichkeit verbunden sein und ein Anleger sollte sich
der nachstehend aufgefiihrten Auswirkungen bewusst sein.

Geschifte mit Eventualverbindlichkeiten

Bei Geschéften mit Eventualverbindlichkeiten, die
Einschussverpflichtungen unterliegen, muss der Fonds eine Reihe
von Teilzahlungen in Bezug auf den Kaufpreis vornehmen, anstatt
den gesamten Kaufpreis unmittelbar zu entrichten. Handelt der
Fonds mit Futures bzw. Differenzkontrakten oder verkauft der
Optionen, kann der Fonds die gesamte Einschusszahlung
verlieren, die er beim Makler zum Aufbau bzw. zur
Aufrechterhaltung einer Position hinterlegt hat. Wenn der Markt
sich fir den Fonds nachteilig entwickelt, kann der Fonds zur
Aufrechterhaltung der Position aufgefordert werden, kurzfristig
erhebliche zusatzliche Einschusszahlungen zu leisten. Kann der
Fonds dieser Aufforderung nicht innerhalb der erforderlichen Zeit
nachkommen, kann seine Position verlustbringend liquidiert
werden und der Fonds muss fir den ggf. entstehenden Fehlbetrag
aufkommen. Selbst wenn eine Transaktion keiner
Einschussverpflichtung unterliegt, kann sie dennoch mit einer
Verpflichtung verbunden sein, unter bestimmten Umstéanden
weitere Zahlungen zu leisten, deren Betrag Uber dem bei
Abschluss des Kontrakts gezahlten Betrag hinausgeht. Geschéfte
mit Eventualverbindlichkeiten, die nicht auf einer anerkannten
oder genau bezeichneten Wertpapierborse oder gemal den
Vorschriften einer solchen Wertpapierborse gehandelt werden,
kénnten mit erheblich héheren Risiken behaftet sein.

Die Gesellschaft hat der Zentralbank im Namen jedes Fonds ihre
Risikomanagementpolitik eingereicht, die ihr die genaue
Messung, Uberwachung und Steuerung der verschiedenen, mit
dem Einsatz von DFls verbundenen Risiken ermdéglicht. Die
Gesellschaft stellt dem Anteilsinhaber auf Wunsch zusétzliche
Informationen hinsichtlich der angewandten Methoden des
Risikomanagements, einschlieBlich der geltenden quantitativen
Limits sowie der jliingsten Entwicklungen beziiglich der Risiko-
und Ertragsmerkmale der Hauptanlagekategorien, zur
Verfiigung.

Die Gesellschaft zieht, sofern im Prospektnachtrag fiir den
jeweiligen Fonds nichts Abweichendes festgelegt ist, zur
Berechnung des Gesamtrisikos fir jeden Fonds den
Commitment-Ansatz heran. Das Gesamtrisiko eines Fonds fiir
seine zugrunde liegenden Anlagen ist auf 100 % seines
Nettoinventarwerts begrenzt, sofern im Prospektnachtrag fiir
den jeweiligen Fonds nichts Abweichendes festgelegt ist.



ANHANG IV
Sustainable Finance

A. Ansatz zur Integration von Nachhaltigkeitsrisiken
1 Passiv verwaltete Fonds

Der Ansatz der Gesellschaft zur Integration einer Bertcksichtigung
von Nachhaltigkeitsrisiken in ihren Anlageentscheidungsprozess
hangt davon ab, welche Strategie die Fonds anwenden, wie im
entsprechenden Prospektnachtrag unter der ,Anlagepolitik des
Fonds” beschrieben.

Die Mehrheit der Fonds wird passiv verwaltet und halt
Wertpapiere, die in dem Referenzindex enthalten sind, den sie
nachbilden. Als UCITS ETF muss jeder Referenzindex eine
addquate Bezugsgrundlage fiir den Markt darstellen, auf den er
sich bezieht, wobei ein Universum von Indexbestandteilen
ausgewahlt wird, das fur die Anleger eindeutig ist. Demgemal wird
jeder Referenzindex von einem unabhangigen Indexanbieter (der
.Indexanbieter”) erstellt, und weil die Strategie fiir die passiv
verwalteten Fonds in der Nachverfolgung oder Nachbildung des
Referenzindex besteht, werden Anderungen an den
Fondsportfolios eher von Anderungen des Referenzindex geméaB
der veroffentlichten Methodik als von einer aktiven Titelauswahl
durch den Anlageverwalter bestimmt. Folglich liegt es nicht im
Ermessen des Anlageverwalters, Aktien aktiv auszuwahlen bzw.
die Auswahl aufzuheben. Daher gibt es bei passiv verwalteten
Fonds keine Integration von Nachhaltigkeitsrisiken in den
Anlageprozess des Anlageverwalters. ESG-Erwdgungen werden
lediglich in den Stichproben-Ansatz einbezogen, um
sicherzustellen, dass beim Halten von Wertpapieren, die nicht
Bestandteil des Referenzindex sind, die ESG-Merkmale der
Wertpapiere denen des Referenzindex oder dem Referenzindex als
Ganzes sehr dhnlich sind. Der Grund dafiir ist, dass das Ziel des
Fonds darin besteht, die Wertentwicklung des jeweiligen
Referenzindex zu erreichen, und dass Entscheidungen, die auf
anderen ESG-Faktoren basieren, zur Erreichung dieses Ziels
weniger effektiv sein konnten.

In dem MaBe, in dem ein passiv verwalteter Fonds ESG-Merkmale
fordert (wie im jeweiligen Prospektnachtrag néher erlautert) oder
nachhaltige Anlagen zum Ziel hat, kann die Methodik des
betreffenden Indexanbieters jedoch eine Beurteilung einzelner
Unternehmen/Emittenten anhand von ESG-Kriterien einschlieBlich
der Berlicksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken beinhalten.
Weitere Informationen zur Integration von Nachhaltigkeitsrisiken
in die Methodik sowie Informationen zur Methodik des
Indexanbieters entnehmen Sie bitte dem Abschnitt ,Allgemeine

Angaben zum Referenzindex” des entsprechenden
Prospektnachtrags.
Bei der Auflegung eines neuen passiv verwalteten Fonds

berlicksichtigt der Produktentwicklungsprozess des
Anlageverwalters Vorteile und Nutzen der Nachbildung einer ESG-
Benchmark sowie nach Madoglichkeit eine Bewertung der
Nachhaltigkeitsrisiken =~ der  vorgeschlagenen  Benchmark.
Bewertungen von Nachhaltigkeitsrisiken sind nicht abschlieBend
und bedeuten nicht unbedingt, dass der Anlageverwalter von der
Nachbildung einer Benchmark absehen wird. Vielmehr sind
Nachhaltigkeitsrisiken ~ Teil der Uberlegungen, die der
Anlageverwalter bei der Analyse der wirtschaftlichen Tragfahigkeit
eines neuen Fonds anstellt.

2. Aktiv verwaltete Fonds

Bei allen aktiv verwalteten Fonds wird die Berlicksichtigung von
Nachhaltigkeitsrisiken in den Anlageentscheidungsprozess
einbezogen. Der Anlageverwalter bezieht Nachhaltigkeitsrisiken
ein, indem er Faktoren identifiziert, die die Umwelt, soziale Aspekte
oder die Unternehmensfiihrung betreffen und erhebliche
finanzielle Auswirkungen auf die Wertentwicklung des
Wertpapiers haben kénnen.
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Das Bestehen eines Nachhaltigkeitsrisikos bedeutet nicht
unbedingt, dass der Anlageverwalter davon absehen wird, eine
bestimmte Anlageposition einzugehen oder aufrechtzuerhalten.
Vielmehr berlicksichtigt der Anlageverwalter die Bewertungen
zusammen mit anderen wesentlichen Faktoren zu den investierten
Unternehmen oder Emittenten und dem Anlageziel und der
Anlagepolitik des Fonds.

3. Einsatz von Derivaten

Sowohl bei aktiv als auch bei passiv verwalteten Fonds erfolgt der
Einsatz von Derivaten gemaB der im jeweiligen Fondsnachtrag
dargelegten Anlagepolitik eines Fonds. Sofern im jeweiligen
Fondsnachtrag nicht anders  angegeben,  wird das
Nachhaltigkeitsrisiko im Zusammenhang mit dem Einsatz von
Derivaten bei der Auswahl von Kontrahenten nicht ausdricklich
berticksichtigt. Kontrahenten werden auf der Grundlage einer
Beurteilung des Kontrahentenrisikos und der Kreditwirdigkeit im
Einklang mit den Vorschriften der Zentralbank ausgewahit.

4. Richtlinie zur Stimmrechtsvertretung

Die Verwaltungsgesellschaft halt die globale Richtlinie fir
Stimmrechtsvertretung (Global Proxy Voting Policy) von Invesco
ein. Invesco betrachtet die Stimmrechtsvertreterwahl als
integralen Bestandteil seiner Anlageverwaltungsaufgaben. Der
Prozess der Stimmrechtsvertreterwahl bei Invesco ist darauf
konzentriert, die Rechte der Kunden zu schitzen und Governance-
Strukturen und -Praktiken zu fordern, die die Rechenschaftspflicht
der Geschéftsleitung und des Verwaltungsrats gegeniliber den
Anteilsinhabern starken.

Die Grundsatze guter Unternehmensfihrung (,Good
Governance”) von Invesco legen die Ansichten von Invesco zu
bewahrten Verfahren der Unternehmensfiihrung und langfristigen
Anlageverwaltung dar. Diese Grundsatze wurden von den globalen
Anlageteams von Invesco in Zusammenarbeit mit dem Global ESG-
Team entwickelt. Die (bergeordnete Philosophie und die
Leitprinzipien flieBen in den Ansatz von Invesco bei der
Anlageverwaltung und der Stimmrechtsvertreterwahl ein. Diese
Grundsatze sind  nicht erschopfend oder zwingend
vorgeschrieben.

Fir aktiv verwaltete Fonds liegt die Abstimmungsentscheidung bei
den jeweiligen Anlageteams und Analysten unter Beteiligung und
mit der Unterstltzung des Global ESG-Teams und der Proxy
Operations-Funktionen. Die firmeneigene Plattform von Invesco
fir die Stimmrechtsvertreterwahl erleichtert die Umsetzung von
Abstimmungsentscheidungen und Begriindungen Uber globale
Anlageteams hinweg. Die Grundsatze der guten
Unternehmensfihrung, die Governance-Struktur und die Prozesse
von Invesco sind darauf ausgelegt sicherzustellen, dass die
Stimmrechtsvollmacht im besten Interesse der Kunden ausgetibt
wird.

Die passiv verwalteten Fonds stimmen in der Regel im Einklang mit
der Mehrheit der von Invesco gehaltenen Active-Equity-Anteile ab.
Invesco bezeichnet diesen Ansatz als ,Mehrheitsabstimmung”.
Durch das Verfahren der Mehrheitsabstimmung ist sichergestellt,
dass passiv verwaltete Fonds von der Beteiligung und dem
engagierten Dialog unserer aktiven Anleger profitieren, was nach
dem Erachten von Invesco fiir die Anteilsinhaber der passiv
verwalteten Fonds von Vorteil ist. Da es keine Uberschneidung
zwischen aktiven und passiven Inhabern gibt, stimmen die
passiven Inhaber gemaB unseren intern entwickelten
Abstimmungsleitlinien ab. Portfoliomanager und Analysten fir
Mandate mit Mehrheitsabstimmungen koénnen nach freiem
Ermessen die Mehrheitsabstimmung auB3er Kraft setzen und fir die
Anteile so abstimmen, wie sie es im besten Interesse dieser
Mandate fir richtig halten, wenn nicht bestimmte Arten von
Interessenkonflikten vorliegen.
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B. Transparenz bei der Forderung o6kologischer oder
sozialer Merkmale/nachhaltiger Anlagen

Fonds, die 6kologische und/oder soziale Merkmale im Sinne von
Artikel 8 der SFDR bewerben (jeweils ein ,Artikel-8-Fonds”), und
Fonds, die nachhaltige Investitionen im Sinne von Artikel 9 der
SFDR zum Ziel haben (jeweils ein ,Artikel-9-Fonds”), werden im
jeweiligen Fondsnachtrag als solche gekennzeichnet.

Die Verwaltungsgesellschaft Uberprift die Klassifizierung jedes
Fonds. Wenn die Verwaltungsgesellschaft zu einem spéateren
Zeitpunkt feststellt, dass die Klassifizierung eines Fonds nicht mehr
angemessen ist, wird der Prospekt entsprechend der
Uberarbeiteten Klassifizierung des jeweiligen Fonds aktualisiert.

C. Transparenz der nachteiligen
Nachhaltigkeitsauswirkungen auf der Ebene der
Finanzprodukte

Fonds, die als Artikel-8- oder Artikel-9-Fonds eingestuft wurden,
berlicksichtigen die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf
Nachhaltigkeitsfaktoren; weitere Einzelheiten sind im jeweiligen
Fondsnachtrag zu finden. Alle anderen Fonds beriicksichtigen die
wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf
Nachhaltigkeitsfaktoren nicht.



ANHANG YV
Globales Markt- und Unterverwahrstellennetz

Land/ Markt Unternehmen Anschrift

Agypten HSBC Bank Egypt S.A.E. 306 Corniche EI Nil,
Maadi, Kairo, Agypten

Argentinien Niederlassung der Bartolome Mitre 502/30
Citibank N.A. in der (C1036AAJ) Ciudad de Buenos Aires, Argentinien
Republik Argentinien

Australien Citigroup Pty Limited Level 16, 120 Collins Street
Melbourne, VIC 3000
Australien
Australien The Hongkong and Level 5, 10 Smith Street
Shanghai Banking Parramatta NSW, 2510
Corporation Limited Australien
Bahrain HSBC Bank Middle East 4th Floor, Building No 2505, Road No 2832,
Limited Al Seef 428, Konigreich Bahrain
Bangladesch The Hongkong and Management Office, Shanta Western Tower, Level 4, 186 Bir Uttam Mir
Shanghai Banking Shawkat Ali Shorok, (Tejgaon Gulshan Link Road) Tejgaon
Corporation Limited Industrial Area,

Dhaka 1208, Bangladesch

Belgien The Bank of New York Rue Montoyer, 46
Mellon SA/NV 1000 Brssel, Belgien
Bermuda HSBC Bank Bermuda 3F Harbour View Building
Limited 37 Front Street
Hamilton, HM11
Bermuda
Botswana Stanbic Bank Botswana Plot 50672, Fairgrounds Office Park
Limited Gaborone, Botswana
Brasilien Citibank N.A., Brasilien Citibank N.A., Niederlassung Brasilien

Avenida Paulista, 1111 - 13th floor
Cerqueira Cesar - Sdo Paulo, Brasilien
CEP: 01311-920

Brasilien Itat Unibanco S.A. Praca Alfredo Egydio de Souza Aranha, 100, Séo Paulo, S.P. - Brasilien
04344-902
Bulgarien Citibank Europe plc, 48 Sitnyakovo Blvd

Niederlassung Bulgarien ~ Serdika Offices, 10th floor
Sofia 1505, Bulgarien

Chile Banco de Chile Ahumada 251
Santiago, Chile
Postal code 8320204

Chile Itau Corpbanca S.A. Avda, Presidente Riesco N° 5537
18th Floor
Las Condes
Santiago, Chile

China HSBC Bank (China) 33 Floor, HSBC Building, Shanghai ifc
Company Limited 8 Century Avenue, Pudong
Shanghai, China (200120)

Costa Rica Banco Nacional de Costa  1st and 3rd Avenue, 4th Street
Rica San José, Costa Rica
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Fortsetzung
Land/ Markt Unternehmen Anschrift
Danemark Skandinaviska Enskilda Kungstradgardstgatan 8

Banken AB (Publ)

106 40 Stockholm - Schweden

The Bank of New York
Mellon SA/NV, Asset
Servicing, Niederlassung
Frankfurt am Main

Deutschland

Friedrich-Ebert-Anlage 49
60327 Frankfurt am Main
Deutschland

Estland SEB Pank AS Tornimae Str. 2
15010 Tallinn
Estland
Eswatini Standard Bank Eswatini Corporate Place, Swazi Plaza
Limited Mbabane, Eswatini
Euromarket Clearstream Banking 42, Avenue J.F. Kennedy
S.A. 1855 Luxemburg
GroBherzogtum Luxemburg
Euromarket Euroclear Bank 1 Boulevard du Roi Albert Il
SA/NV B-1210 Brissel - Belgien
Finnland Skandinaviska Enskilda Kungstradgardstgatan 8
Banken AB (Publ
( ) 106 40 Stockholm - Schweden
Frankreich BNP Paribas Securities Geschéftsadresse: Les Grands Moulins de Pantin - 9 rue du Débarcadére
Services S.C.A. 93500 Pantin, Frankreich Firmensitz: 3 rue d’Antin, 75002 Paris, Frankreich
Frankreich The Bank of New York Rue Montoyer, 46
Mellon SA/NV
1000 Brissel
Belgien
Ghana Stanbic Bank Ghana Stanbic Heights, Plot No. 215 South Liberation RD,

Limited

Airport City, Cantonments,
Accra, Ghana

BNP Paribas Securities
Services

Griechenland

2 Lampsakou street
115 28 Athen
Griechenland

Hongkong Deutsche Bank AG 52/F International Commerce Centre, 1 Austin Road West, Kowloon,
Hongkong
Hongkong The Hongkong and Direct Custody and Clearing Hong Kong Securities Services Markets &
Shanghai Banking Securities Services
Corporation Limited
6/F Tower 1, HSBC Centre
1 Sham Mong Road
Kowloon, Hongkong
Indien Deutsche Bank AG 4th Floor, Block I, Nirlon Knowledge Park,
W.E. Highway Mumbai - 400 063, Indien
Indien The Hong Kong and 11F, Building 3, NESCO - IT Park, NESCO Complex, Western Express
Shanghai Banking Highway, Gorgaon (East), Mumbai 400063, Indien
Corporation Limited
Indonesien Deutsche Bank AG 5th Floor, Deutsche Bank Building JI. Imam

Bonjol No.80, Jakarta - 10310, Indonesien
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Land/ Markt Unternehmen Anschrift
Irland The Bank of New York 240 Greenwich Street
Mellon New York, NY 10286
Vereinigte Staaten
Island Landsbankinn hf. Hafnarstraeti 10-12
155 Reykjavik
Island
Israel Bank Hapoalim B.M. 50 Rothschild Blvd
Tel Aviv 61000
Israel
Italien The Bank of New York Rue Montoyer, 46
Mellon SA/NV 1000 Brissel
Belgien
Japan Mizuho Bank, Ltd. Shinagawa Intercity Tower A, 2-15-1, Konan, Minato-ku,
Tokyo 108-6009, Japan
Japan MUFG Bank, Ltd 1-3-2, Nihombashi Hongoku-cho, Chuo-ku,
Tokyo 103-0021, Japan
Jordanien Standard Chartered Shmeissani Al-Thagafa Street, Building # 2, P.O. Box 926190

Bank, Jordan Branch

Amman 11190

Jordan

Kaimaninseln

The Bank of New York
Mellon

240 Greenwich Street
New York, NY 10286
Vereinigte Staaten

Kanada CIBC Mellon Trust 1 York Street, Suite 900
Company (CIBC Mellon) Toronto, Ontario, M5J OB6
Kanada
Kanalinseln The Bank of New York 240 Greenwich Street
Mellon New York, NY 10286
Vereinigte Staaten
Kasachstan Citibank Kazakhstan, Park Palace Building A,
Joint-Stock Company 41 Kazybek Bi Street,
Almaty, A25TOA1
Kasachstan
Katar HSBC Bank Middle East 2nd Floor, Ali Bin Ali Tower, Building no:
Limited, Doha 150, Al Matar Street (Airport Road)
P.O. Box 57, Street no. 950,
Umm Ghuwalina Area, Doha, Katar
Kenia Stanbic Bank Kenya First Floor, Stanbic Bank Centre
Limited P.O. Box 72833 00200
Westlands Road,
Chiromo
Nairobi,
Kenia
Kolumbien Cititrust Colombia S.A. Carrera 9A No 99-02 Piso 2
Sociedad Fiduciaria Santa Fe de Bogota, Kolumbien
Kroatien Privredna banka Zagreb Radnicka cesta 50

d.d.

10 000 Zagreb
Kroatien
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Kuwait HSBC Bank Middle East Sharq Area, Abdulaziz Al Sager Street, Al Hamra Tower, 37F
Limited, Kuwait P.O. Box 1683, Safat 13017, Kuwait
Lettland AS SEB banka Meistaru iela 1
Valdlauci
Kekavas pagasts,
Kekavas novads
LV-1076
Lettland
Litauen AB SEB bankas Konstitucijos Ave. 24,
LT-08105 Vilnius
Litauen
Luxemburg Euroclear Bank 1 Boulevard du Roi Albert Il
SA/NV B-1210 Brissel - Belgien
Malawi Standard Bank PLC Standard Bank Centre Africa Unity Avenue
P O Box 30380
Lilongwe 3 Malawi
Malaysia Deutsche Bank Level 20, Menara IMCNo 8 Jalan Sultan Ismail 50250 Kuala Lumpur,
(Malaysia) Berhad Malaysia
Malta The Bank of New York Friedrich-Ebert-Anlage 49
Mellon SA/NV, Asset 60327 Frankfurt am Main
Servicing, Niederlassung  Deutschland
Frankfurt am Main
Marokko Citibank Maghreb S.A. Zenith Millenium, Immeuble 1
Sidi Maarouf, B.P. 40
20190 Casablanca
Marokko
Mauritius The Hongkong and 6th Floor, HSBC Centre, 18 Cybercity,
Shanghai Banking Ebene, Mauritius
Corporation Limited
Menxik B Nacional d Offizielle Anschrift:
exiko a’n<.:o acional de Isabel la Catdica No. 44
México S.A., Integrante Colonia Centro
gel Grupo Financiero México City
anamex C.P. 06000
Mexiko
Hauptniederlassung des Wertpapier-Service:
Actuario Roberto Medellin 800,
5t floor north
Colonia Santa Fe
Ciudad de Mexico
Mexiko
Menxik Av. Vasco De Quiroga No. 3900 -
exiko Bango S3 CACEIS, L, Torre Diamante A, Piso 20.
(I;/Iexmo, S.A.,llln'stlltumon Lomas de Santa Fe, Contadero
e Banca, Multiple Ciudad de Mexico - CDMX, 05300
Mexiko
Namibia Standard Bank Namibia Standard Bank Campus

Limited

No. 1 Chasie Street
Hill Top

Kleine Kuppe
Windhoek, Namibia
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Neuseeland The Hongkong and Level 21, HSBC Building, 188 QuayStreet, Auckland 1010.
Shanghai Banking
Corporation Limited
Niederlande The Bank of New York Rue Montoyer, 46
Mellon SA/NV 1000 Brissel
Belgien
Nigeria Stanbic IBTC Bank Plc Walter Carrington Crescent, Victoria Island, Lagos, Nigeria
Norwegen Skandinaviska Enskilda Kungstradgardstgatan 8
Banken AB (Publ)
106 40 Stockholm - Schweden
Oman HSBC Bank Oman Ground Floor, Head Office Building,
S.A.0.G. P.O. Box 1727, Al Khuwair, Postal Code 111,
Sultanat Oman
Bsterreich UniCredit Bank Austria Rothschildplatz 1
AG 1020 Wien, Osterreich
Pakistan Deutsche Bank AG 242-243, Avari Plaza, Fatima Jinnah Road
Karachi - 75330, Pakistan
Peru Citibank del Peru S.A. Avenida Canaval y Moreyra, 480, 3rd floor
Lima 15047, Peru
. 19th Floor, Four/NEO
Philippinen Deutsche Bank AG 31t Street. corner 4™ Avenue
E-Swuare Zone, Cresent Park West
Bonifacio Global City, Taguig City 1634
Philippinen
Polen Bank Polska Kasa Opieki 53/57 Grzybowska Street
S.A. 00-950 Warschau
Polen
Portugal Citibank Europe Plc, North Wall Quay 1,
Dublin
Irland
Rumaénien Citibank Europe plc 145, Calea Victoriei
Dublin, Niederlassung 010072 Bukarest
Rumanien Rumanien
Russland AO Citibank 8-10, building 1 Gasheka Street, Moskau 125047, Russland
Russland PJSC ROSBANK Mashi Poryvaevoy, 34
107078 Moskau
Russland
Sambia Stanbic Bank Zambia Stanbic House, Plot 2375,
Limited Addis Ababa Drive
P.O Box 31955
Lusaka, Sambia
Saudi-Arabien HSBC Saudi Arabia HSBC Building, 7267 Olaya Road, Al-Murooj

Riyadh 12283-2255
Saudi-Arabien
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Schweden Skandinaviska Enskilda Kungstradgardsgatan 8
Banken AB (Publ) 106 40 Stockholm - Schweden
Schweiz Credit Suisse Paradeplatz 8
(Switzerland) Ltd. 8070 Zurich
Schweiz
Schweiz UBS Switzerland AG Max-Hogger-Strasse 80
8048 Zirich,
Schweiz
Serbien UniCredit Bank Serbia Rajiceva Street 27-29, 11000 Belgrad,
JsC Serbien
Simbabwe Stanbic Bank Zimbabwe 59 Samora Machel Avenue,
Limited Harare, Simbabwe
Singapur DBS Bank Ltd 12 Marina Boulevard
Marina Bay Financial Centre Tower 3
Singapur 018982
Singapur Standard Chartered 8 Marina Boulevard

Bank (Singapore) Limited

Marina Bay Financial Centre
Tower 1, #27-00
Singapur 018981

Slowakische Citibank Europe plc,

Dvorakova nabrezie 8

Republik pobocka zahranicnej 811 02 Bratislava, Slowakische Republik
banky
Slowenien UniCredit Banka Smartinska 140, 1000 - Ljubljana, Slowenien
Slovenija d.d.
Spanien Banco Bilbao Vizcaya Plaza San Nicolas, 448005 Bilbao, Spanien
Argentaria, S.A.
Spanien Caceis Bank Spain, Parque Empresarial La Finca
S.A.U. . e
Paseo Club Deportivo 1 - Edificio 4, Planta 2
28223 Pozuelo de Alarcon (Madrid)
Sri Lanka The Hongkong and 24 Sir Baron Jayathilake Mawatha Colombo
Shanghai Banking 01, Sri Lanka
Corporation Limited
Siidafrika Standard Chartered 1 Basinghall Avenue
Bank
London EC2V5DD
Vereinigtes Konigreich
Sudafrika The Standard Bank of 9th Floor
South Africa Limited 5 Simmonds Street
Johannesburg 2001, Stdafrika
Siidkorea Deutsche Bank AG 12F, Centropolis Tower A, 26, Ujeongguk-ro, Jong-gu, Seoul, Korea, 03261
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Sudkorea The Hongkong and 5th Floor, HSBC Building, 37, Chilpae-ro, Jung-Gu, Seoul, Stidkorea, 04511
Shanghai Banking
Corporation Limited
Taiwan HSBC Bank (Taiwan) 11F, No. 369, Section 7,
Limited Zhongxiao East Road Nangang District, Taipei City 115
Taiwan (ROC)
Tansania Stanbic Bank Tanzania Plot Number 99A
Limited . - . .
Corner of Ali Hassan Mwinyi and Kinondoni Roads
PO Box 72647
Dar es Salaam
Tansania
Thailand The Hongkong and Level 5, HSBC Building, 968 Rama IV

Shanghai Banking Road, Bangrak Bangkok 10500, Thailand

Corporation Limited

Tschechische Citibank Europe plc, Bucharova 2641/14

Republik organizacni slozka 158 02 Prag 5, Tschechische Republik
Tunesien Union Internationale de 65, Avenue Habib Bourguiba,
Banques 1000 Tunis
Tunesien
Tiirkei Deutsche Bank A.S. Esentepe Mahallesi Buyukdere Caddesi
Tekfen Tower No:209 K:17 Sisli
TR-34394-Istanbul, Turkei
Uganda Stanbic Bank Uganda Plot 17 Hannington Road
Limited Short Tower- Crested Towers
P.O. Box 7131, Kampala, Uganda
Ukraine JSC "Citibank" 16G Dilova Street
03150 Kiew
Ukraine
Ungarn Citibank Europe plc. Vaci ut 80
Hungarian Branch Office
1133 Budapest
Ungarn
Uruguay Banco Itad Uruguay S.A. Zabala 1463
CO 11.000 Montevideo, Uruguay
USA The Bank of New York 240 Greenwich Street, New York, NY 10286, Vereinigte Staaten
Mellon
USA HSBC Bank, USA, N.A. 452 Fifth Avenue,
Edelmetalle
New York, NY 10018
VAE HSBC Bank Middle East HSBC Tower, Downtown Dubai, Level 16
Limited, Dubai PO Box 66, Dubai, Vereinigte Arabische Emirate
Vereinigtes Depository and Clearing Winchester House
Konigreich Centre (DCC) Deutsche 1 Great Winchester Street

Bank AG, Niederlassung
London

London EC2N 2DB
Vereinigtes Konigreich




ANHANG V - Globales Markt- und Unterverwahrstellennetz

Fortsetzung
Land/ Markt Unternehmen Anschrift
Vereinigtes The Bank of New York 240 Greenwich Street, New York, NY 10286, Vereinigte Staaten
Konigreich Mellon
Vietham HSBC Bank (Vietnam) The Metropolitan, 235 Dong Khoi Street

Ltd

District 1, Ho Chi Minh City, Vietnam

Westafrikanische
Wirtschafts- und
Wihrungsunion
(UEMOA)

Société Générale Cote
d’lvoire

5/7 Avenue Joseph Anoma
01 BP 1355
Abidjan 01 - Elfenbeinkiste

Zypern

BNP Paribas Securities
Services

2 Lampsakou Street
115 28 Athen
Griechenland
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	Ein Fonds kann gemäß den Bestimmungen und vorbehaltlich maßgeblicher Vorschriften der Zentralbank Wertpapierleihgeschäfte, Pensions- und/oder umgekehrte Pensionsgeschäfte abschließen, sofern dies im Einklang mit dem Anlageziel des Fonds und zum Zwecke...


	5. Risikofaktoren
	ALLGEMEINES
	(a) Clearingpflicht: Bestimmte standardisierte OTC-Transaktionen unterliegen einem obligatorischen Clearing über eine zentrale Gegenpartei (Central Counterparty, „CCP“). Das Clearing von Derivaten über eine CCP kann zusätzliche Kosten verursachen und ...
	(b) Risikominderungstechniken: Für ihre OTC-Transaktionen, die keinem obligatorischen Clearing unterliegen, muss die Gesellschaft Risikominderungsanforderungen vorsehen, einschließlich der Besicherung aller OTC-Transaktionen. Diese Risikominderungsanf...
	(c) Meldepflichten: Alle OTC-Transaktionen eines Fonds müssen einem Handelsverzeichnis oder der ESMA gemeldet werden. Infolge dieser Meldepflicht können sich die Kosten des Fonds für den Einsatz von OTC-Derivatekontrakten erhöhen.

	SCHWELLENLÄNDERRISIKO
	MIT ANLAGEN IN CHINA VERBUNDENE RISIKEN
	Risiko der Besteuerung: Für die Ausfertigung und den Empfang von bestimmten Dokumenten wie z. B. Verträgen über den Verkauf von chinesischen A- und B-Aktien, die an Börsen in der Volksrepublik China („VRC“) gehandelt werden, werden in China Stempelabg...
	Anleger sollten sich unabhängig bezüglich ihrer Steuerposition im Zusammenhang mit ihrer Anlage in dem Fonds beraten lassen.
	Risiken einer Anlage über Stock Connect: Anlagen in China sind mit besonderen Überlegungen und Risiken verbunden, unter anderem mit einer höheren Kursvolatilität, weniger entwickelten aufsichtsrechtlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen sowie der wi...
	Folgende zusätzliche Risiken bestehen für Anlagen über Stock Connect:
	RISIKEN DER MASTER-FEEDER-STRATEGIE
	SEKUNDÄRMARKTRISIKO

	6. Anteilshandel
	Die Fonds sind börsengehandelte Indexfonds. Das bedeutet, die Fondsanteile sind an einer oder mehreren Börsen notiert oder zum Handel zugelassen. Bestimmte Makler sind von der Gesellschaft dazu autorisiert, Fondsanteile auf dem Primärmarkt direkt bei ...
	Die Abrechnung des Handels mit Anteilen der Fonds erfolgt zentral über eine ICSD-Struktur. Die Anteile der Fonds werden allgemein nicht in stückeloser Form begeben und mit Ausnahme der an den Nominee der gemeinsamen Verwahrstelle ausgestellten Globalu...
	Im Rahmen des ICSD-Abwicklungsmodells werden alle Anteile der Fonds letztendlich bei einer ICSD abgerechnet, die Anleger können ihre Beteiligungen jedoch über Zentralverwahrer halten, die Teilnehmer sein werden. Alle im Umlauf befindlichen Anteile wer...
	Ein Käufer von Beteiligungen an Anteilen der Fonds wird nicht zum eingetragenen Anteilsinhaber der Gesellschaft, sondern hält stattdessen das wirtschaftliche Eigentum an diesen Anteilen. Das rechtliche Eigentum an den Anteilen der Fonds hält der Nomin...
	Durch die Globalurkunde verbriefte Beteiligungen an den Anteilen können im Einklang mit den maßgeblichen Rechtsvorschriften, den eventuell von den ICSD herausgegebenen Regeln und Verfahren und diesem Prospekt übertragen werden. Das wirtschaftliche Eig...
	Der Nominee der gemeinsamen Verwahrstelle ist vertraglich verpflichtet, die gemeinsame Verwahrstelle umgehend über Versammlungen der Anteilsinhaber der Gesellschaft zu informieren und alle von der Gesellschaft diesbezüglich herausgegebenen Unterlagen ...

	7. Handel mit anteilen auf dem Primärmarkt
	ZEICHNUNGSANTRÄGE
	RÜCKNAHME VON ANTEILEN
	BARZEICHNUNGEN UND BARRÜCKNAHMEN
	(a) Verfahren für Zeichnungen und Rücknahmen gegen Barzahlung: Anträge für Barzeichnungen und  -rücknahmen sind bei oder vor Orderannahmeschluss an dem Handelstag, an dem sie eingehen, wirksam. Die Handelstage, die Zeiten für den Orderannahmeschluss u...
	(b) Zahlungsverfahren für Rücknahmen gegen Barzahlung: Die Zahlung für zurückgenommene Anteile erfolgt bis zum Abrechnungsdatum, wie im Prospektnachtrag für den jeweiligen Fonds festgelegt (unter der Voraussetzung, dass die Anteile auf das von der Ver...
	(a) Zeichnungsanträge: Anträge für Zeichnungen und Rücknahmen gegen Sachwerte sind wirksam bei oder vor Orderannahmeschluss an dem Handelstag, an dem sie eingehen. Die Handelstage und Zeiten für den Orderannahmeschluss sind in den Prospektnachträgen d...
	(b) Abrechnungsfrist: Die Standard-Abrechnungsfrist für Zeichnungen gegen Sachwerte beträgt im Allgemeinen zwei Geschäftstage ab dem Geschäftstag, an dem der Zeichnungsantrag angenommen wird, kann aber in Abhängigkeit von den Standard-Abrechnungsfrist...
	(c) Nichtlieferung von Wertpapieren: Falls ein Antragsteller ein oder mehrere Wertpapiere, wie mit dem Anlageverwalter vereinbart, nicht bis zum vorgegebenen Zeitpunkt an die Verwahrstelle liefert, kann die Gesellschaft den Zeichnungsantrag auf Kosten...
	VERFAHREN FÜR DIE RÜCKNAHME VON ANTEILEN GEGEN SACHWERTE
	(a) Rücknahmeanträge: Nach Ermessen des Verwaltungsrats können Anleger Anteile gegen Sachwerte zurückgeben. Anträge für Rücknahmen gegen Sachwerte sind wirksam bei oder vor Orderannahmeschluss an dem Handelstag, an dem sie eingehen und die Asset-Alloc...
	(b) Abrechnungsfrist: Die Standardabrechnungsfrist für Rücknahmen gegen Sachwerte beträgt drei Geschäftstage ab dem Handelstag, an dem der Rücknahmeantrag angenommen wird, kann aber in Abhängigkeit von den Standardabrechnungsfristen an den verschieden...
	(c) Teilweise Barabrechnung: Die Gesellschaft kann nach ihrem alleinigen Ermessen einen Teil des Antrags auf Rücknahme gegen Sachwerte in bar abrechnen, z. B. in Fällen, in denen sie davon ausgeht, dass ein von einem Fonds gehaltenes Wertpapier nicht ...
	Anleger sollten beachten, dass sie möglicherweise an Tagen, an denen ein autorisierter Teilnehmer nicht für Geschäfte geöffnet hat, ihre Anteile nicht über diesen autorisierten Teilnehmer zurückgeben können.

	ZIELGERICHTETE BARGESCHÄFTE
	Sollen Transaktionen mit zugrunde liegenden Wertpapieren und/oder Fremdwährungen im Zusammenhang mit Anteilsgeschäften auf Wunsch eines autorisierten Teilnehmers auf andere Weise als normal und üblich durchgeführt werden, unternimmt der Anlageverwalte...
	Möchte ein autorisierter Teilnehmer, der eine Zeichnung oder Rückgabe in bar vornimmt, dass die der Zeichnung oder Rücknahme zugrunde liegenden Wertpapiere von einem bestimmten festgelegten Makler gehandelt werden (d. h. es handelt sich um eine zielge...
	Wird ein Antrag, der zu einer Auflegung führt, als zielgerichtete Barzeichnung angenommen, so ist der autorisierte Teilnehmer im Rahmen seiner Abrechnungsverpflichtungen dafür verantwortlich, (i) sicherzustellen, dass der festgelegte Makler die maßgeb...
	Wird ein Handelsantrag, der zu einer Rücknahme führt, als zielgerichtete Barrücknahme angenommen, ist der autorisierte Teilnehmer dafür verantwortlich, sicherzustellen, dass der festgelegte Makler die maßgeblichen zugrunde liegenden Wertpapiere vom Fo...
	Die Gesellschaft bzw. der Anlageverwalter ist nicht verantwortlich und übernimmt keine Haftung, wenn Geschäfte mit zugrunde liegenden Wertpapieren bei einem festgelegten Makler und demnach der Zeichnungs- oder Rücknahmeauftrag des autorisierten Teilne...
	FORM DER ANTEILE UND ANTEILSREGISTER
	(a) Registrierte Anteile: Die Anteile können in registrierter Form ausgegeben werden, und das Register gilt als schlüssiger Beweis für die Eigentümerschaft an den Anteilen. Sofern im jeweiligen Prospektnachtrag nichts anderes festgelegt ist, können Br...
	(b) Durch globale Anteilszertifikate dargestellte registrierte Anteile: Diese globalen Anteilszertifikate werden im Namen der Gesellschaft ausgestellt und bei den Clearingstellen hinterlegt oder alternativ direkt im Namen der jeweiligen Clearingstelle...

	ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
	ERISA-ERWÄGUNGEN
	ZWANGSWEISE RÜCKNAHME
	UMTAUSCH VON ANTEILEN

	8. Handel mit anteilen auf dem Sekundärmarkt
	9. Ausgabe- und Rücknahmepreise / Berechnung des Nettoinventarwerts / Bewertung von Vermögenswerten
	Als Erstausgabepreis der Anteile eines jeden Fonds gilt der Betrag, der im Prospektnachtrag des jeweiligen Fonds genannt ist.
	Der Preis, zu dem die Anteile eines jeden Fonds nach der Erstausgabe an einem Handelstag ausgegeben werden, wird ermittelt, indem der Nettoinventarwert je Anteil des jeweiligen Fonds (d. h. der Wert der Vermögenswerte des Fonds nach Abzug der Verbindl...
	Der Preis für die Ausgabe von Anteilen an einem Handelstag ist, vorbehaltlich der nachstehenden Bestimmungen, der Nettoinventarwert je Anteil der betreffenden Klasse, der wie oben beschrieben berechnet wird. Bei der Berechnung des Ausgabepreises kann ...
	Der Preis für die Rücknahme von Anteilen an einem Handelstag ist, vorbehaltlich der nachstehenden Bestimmungen, der Nettoinventarwert je Anteil der betreffenden Klasse, der wie oben beschrieben berechnet wird. Bei der Berechnung des Rücknahmepreises k...
	Die Gesellschaft kann im Falle von Rücknahmeanträgen, die eine Kreditaufnahme, die Auflösung von Einlagen gegen Zahlung einer Vertragsstrafe oder die Realisierung von Anlagen mit einem Abschlag erforderlich machen, bei der Berechnung des Rücknahmeprei...
	Die Methode zur Bewertung der Vermögenswerte und Verbindlichkeiten eines jeden Fonds ist in der Satzung festgelegt.
	Die Satzung sieht insbesondere vor, dass der Wert von Anlagen, die an einem Markt notiert oder gehandelt werden, der Schlussgeldkurs am maßgeblichen Markt zum maßgeblichen Bewertungszeitpunkt ist, sofern im jeweiligen Prospektnachtrag nicht anders ang...
	Im Falle von Anlagen, die nicht an einem Markt notiert sind oder gehandelt werden, oder von Anlagen, die normalerweise an einem Markt notiert sind oder gehandelt werden, aber für die ein Schlussgeldkurs (oder ein Schlusskurs oder zuletzt bekannter Mar...
	Barmittel und sonstige liquide Mittel werden zu ihrem Nennwert, gegebenenfalls zuzüglich der aufgelaufenen Zinsen, bewertet.
	Der Wert von börsengehandelten Futures-Kontrakten, Aktienindex-Futures-Kontrakten und Optionen wird auf Basis des am betreffenden Markt zum Bewertungszeitpunkt ermittelten Abrechnungspreises ermittelt. Ist der Abrechnungspreis nicht zu ermitteln, wird...
	Der Wert von OTC-Derivatekontrakten wird in Übereinstimmung mit Artikel 11 der Vorschrift (EU) Nr. 648/2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister („EMIR“) bewertet. Die Bewertung von Units oder Anteilen oder ähnlichen Bete...
	Falls in irgendeinem Falle nicht wie weiter oben vorgesehen ein Wert ermittelt werden kann, entscheidet der Verwaltungsrat mit Genehmigung der Verwahrstelle über die Bewertungsmethode für die betreffende Anlage.
	Jeder Wert (von Anlagen oder Barmitteln), der in einer anderen Währung als der Basiswährung des Fonds ausgedrückt ist, und jede Kreditaufnahme in einer anderen Währung als der Basiswährung wird zu dem (amtlichen oder sonstigen) Kurs in die Basiswährun...
	Unbeschadet der Allgemeingültigkeit der vorstehenden Bestimmungen kann der Wert einer Anlage durch die Verwaltungsgesellschaft angepasst werden, wenn unter den Aspekten Währung, Marktgängigkeit, Handelskosten und/oder anderen für relevant erachteten A...
	AUSSETZUNG DER BERECHNUNG DES NETTOINVENTARWERTS
	STÖRUNGSEREIGNISSE
	NOTIERUNG AN EINER BÖRSE

	10. Management & Verwaltung
	VERWALTUNGSRATSMITGLIEDER DER GESELLSCHAFT
	VERWALTUNGSGESELLSCHAFT
	ANLAGEVERWALTER
	Soweit nicht in dem jeweiligen Prospektnachtrag anders dargelegt, hat die Verwaltungsgesellschaft die Verantwortung für die Anlage und Wiederanlage der Vermögenswerte der Gesellschaft gemäß dem Anlageverwaltungsvertrag auf die Invesco Capital Manageme...
	Invesco Asset Management Limited und Invesco Advisers, Inc. wurden mit der Erbringung von Anlageverwaltungsdienstleistungen für bestimmte Fonds beauftragt, wie im entsprechenden Prospektnachtrag dargelegt.
	Vorbehaltlich der vorherigen Zustimmung der Verwaltungsgesellschaft kann der Anlageverwalter im Einklang mit den Anforderungen der Zentralbank einen oder mehrere Unteranlageverwalter, Unterberater oder sonstige Beauftragte bestellen, denen er seine An...
	VERWAHRSTELLE
	Die Verwahrstelle ist ein Unternehmen mit beschränkter Haftung, das am 30. September 2008 in Belgien gegründet wurde. Das Hauptgeschäft der Verwahrstelle besteht im Asset Servicing für externe und interne Kunden der The Bank of New York Mellon-Gruppe....
	(i)  Die Verwahrstelle verwahrt sämtliche Finanzinstrumente, die auf einem Depot bzw. einem Konto für Finanzinstrumente, das in den Büchern der Verwahrstelle eröffnet wird, verbucht oder gehalten werden können, wobei getrennte Konten bzw. Depots im Na...
	(ii)  Die Verwahrstelle überprüft das Eigentum der Gesellschaft an den Vermögenswerten (abgesehen von den in (i) vorstehend erwähnten) und führt Aufzeichnungen zu denjenigen Vermögenswerten und hält diese auf dem neuesten Stand, bei denen sie sich ver...
	(iii)  Die Verwahrstelle stellt eine effektive und ordnungsgemäße Überwachung der Cashflows der Gesellschaft sicher (diese Aufgabe umfasst auch die Sicherstellung, dass Barmittel der Gesellschaft auf Kassakonten (wie Umbrella-Kassakonten) verbucht wer...
	(iv)  Die Verwahrstelle ist für bestimmte Aufsichtspflichten in Bezug auf die Gesellschaft zuständig – siehe „Zusammenfassung der Aufsichtspflichten“ nachstehend.
	(i) gemäß den Beschränkungen, die die Zentralbank, die Satzung und die Vorschriften den Anlage- und Kreditaufnahmebefugnissen der Gesellschaft auferlegen; und
	(ii) auch sonst in Übereinstimmung mit den Bestimmungen der Vorschriften und der Satzung verwaltet wurde.

	ADMINISTRATOR
	AUTORISIERTE TEILNEHMER
	ZAHLSTELLE
	LOKALE VERTRETUNGEN

	11. Besteuerung in Irland
	Steuerpflichtige Ereignisse sind unter anderem:
	(a) Zahlungen jeglicher Art oder Ausschüttungen der Gesellschaft an Anleger in Bezug auf ihre Anteile;
	(b) jede Übertragung, Stornierung, Einlösung, Rücknahme oder jeder Rückkauf von Anteilen; und
	(c) jede fiktive Veräußerung (eine fiktive Veräußerung tritt beim Ablauf eines maßgeblichen Zeitraums ein) von Anteilen oder die Einziehung oder Annullierung von Anteilen durch die Gesellschaft zur Begleichung der auf einen bei einer Übertragung anfal...
	SONSTIGE STEUERN
	(a) zum Zeitpunkt der Verfügung der Übertragende nicht oder nicht gewöhnlich in Irland ansässig ist und der Übertragungsempfänger der Anteile nicht oder nicht gewöhnlich in Irland ansässig ist; und
	(b) die Anteile zum Zeitpunkt der Schenkung oder Vererbung und zum Bewertungsdatum in der Schenkung bzw. dem Erbe enthalten sind.

	ANSÄSSIGKEIT UND GEWÖHNLICHE ANSÄSSIGKEIT IN IRLAND ZU STEUERZWECKEN
	(i) in diesem Steuerjahr mindestens 183 Tage im Staat anwesend ist; oder
	(ii) sich unter Berücksichtigung der im betreffenden Steuerjahr im Staat verbrachten Tage und der Anzahl der im Vorjahr im Staat verbrachten Tage insgesamt 280 Tage im Staat aufgehalten hat.
	(i) ein Geschäft betreibt, das im Empfang von Zahlungen eines in Irland ansässigen Anlageorganismus im Namen anderer Personen besteht oder diesen einschließt oder
	(ii) im Namen anderer Personen Anteile oder Units an einem Anlageorganismus hält.


	12. Besteuerung im Vereinigten Königreich
	Besteuerung der Gesellschaft
	Der Verwaltungsrat beabsichtigt, die Geschäfte der Gesellschaft so zu führen, dass sie nicht als steuerlich im Vereinigten Königreich ansässig behandelt wird. Dementsprechend und unter der Voraussetzung, dass die Gesellschaft im Vereinigten Königreich...
	Von der Gesellschaft vereinnahmte Erträge und Gewinne können Quellen- oder ähnlichen Steuern unterliegen, die in dem Land erhoben werden, in dem solche Erträge anfallen.
	Besteuerung der Anleger
	BRITISCHE STEMPELGEBÜHR UND STAMP DUTY RESERVE TAX

	13. Deutsches Investmentsteuergesetz 2018
	14. Gebühren & Kosten
	MANAGEMENTGEBÜHREN UND -KOSTEN
	ALLGEMEINE GEBÜHREN UND KOSTEN
	(a) Gebühren für den Handel mit Anteilen: Angaben zur Transaktionsgebühr für Einlagen in Sachwerten, Übertragungssteuern, Zeichnungsgebühr, Rücknahmegebühr und jede sonstige Gebühr einschließlich der (gegebenenfalls) für den Tausch von Anteilen anfall...
	(b) Vergütung der Verwaltungsratsmitglieder: Die Verwaltungsratsmitglieder, die nicht Verwaltungsratsmitglieder, leitende Mitarbeiter oder Angestellte des Promoters sind, haben Anspruch auf eine Vergütung ihrer Dienste als Verwaltungsratsmitglieder du...
	(c) Managementgebühren: Gemäß und abhängig von den Bestimmungen des Managementvertrags wird die jährliche Managementgebühr ein an die Verwaltungsgesellschaft zahlbarer Prozentsatz des Nettovermögens jedes Fonds oder jeder Anteilsklasse (wie im Prospek...
	(d) Außergewöhnliche Aufwendungen: Die Gesellschaft ist verpflichtet, außergewöhnliche Aufwendungen zu erstatten, einschließlich, jedoch nicht ausschließlich, Aufwendungen im Zusammenhang mit Prozesskosten und allen Steuern, Umlagen, Abgaben oder ähnl...
	(e) Gründungskosten: Die Kosten für die Gründung der Gesellschaft und der Fonds (einschließlich Gebühren im Zusammenhang mit der Eintragung und Zulassung der Gesellschaft, der Notierung der Fonds an den relevanten Börsen und der Eintragung der Fonds f...
	(f) Betriebs- und Verwaltungsgebühren (Fixed Fees): Betriebs- und Verwaltungsgebühren sind Gebühren, die von der Gesellschaft für jeden Fonds in Bezug auf die für diesen Fonds anfallenden üblichen Gebühren, Aufwendungen und Kosten, die sonstige admini...
	(g) Sonstige Verwaltungsaufwendungen: Die sonstigen Verwaltungsaufwendungen beinhalten insbesondere laufende Kosten für Organisation und Eintragung; an die Inhaber von Lizenzen auf einen Index zahlbare Lizenzgebühren; Aufwendungen für die Rechts- und ...
	(h) Transaktionsgebühren: Transaktionsgebühren sind sämtliche Gebühren und Kosten, die beim Kauf und Verkauf von Wertpapieren oder anderen von einem Fonds gehaltenen Anlagen anfallen, d. h., Maklergebühren und Provisionen und Korrespondenzgebühren für...
	(i) Abgaben und Gebühren: Abgaben und Gebühren in Bezug auf einen Fonds, alle Stempel- und anderen Abgaben, Steuern, staatlichen Gebühren, Makler- und Bankgebühren, Devisenspreads, Zinsen, Verwahrstellen- und Unterverwahrstellengebühren (in Bezug auf ...
	VERWÄSSERUNGSAGBABE
	VEREINBARUNG ÜBER FESTE GEBÜHREN
	VERRECHNUNGSPROVISIONEN


	15. Ausschüttungspolitik
	16. Allgemeines
	POTENZIELLE INTERESSENKONFLIKTE
	(a) untereinander oder mit der Gesellschaft Verträge schließen und finanzielle, Bank- oder sonstige Transaktionen tätigen oder Vereinbarungen treffen, insbesondere bezüglich Anlagen der Gesellschaft in Wertpapieren oder Anlagen durch verbundene Person...
	(b) in Anteile, Wertpapiere, Vermögenswerte und Immobilien aller Art, die Teil des Gesellschaftsvermögens sind, investieren und damit handeln, jeweils für eigene Rechnung oder für Rechnung Dritter; und
	(c) als Auftraggeber bzw. Mandatsträger beim Kauf oder Verkauf von Wertpapieren und anderen Anlagen von bzw. an die Gesellschaft durch oder mit einer verbundenen Person handeln.
	(i) Es wird eine bestätigte Bewertung durch eine von der Verwahrstelle bzw. – bei Transaktionen mit Beteiligung der Verwahrstelle von der Gesellschaft – von der Gesellschaft als unabhängig und kompetent anerkannte Person eingeholt; oder
	(ii) das Geschäft erfolgt zu den bestmöglichen Bedingungen an organisierten Börsen nach deren Regeln; oder
	(iii) die Transaktionen erfolgen zu Bedingungen, die nach Auffassung der Verwahrstelle bzw. – im Falle eines Geschäfts mit Beteiligung der Verwahrstelle – nach Auffassung der Verwaltungsgesellschaft dem Fremdvergleichsgrundsatz entsprechen, und im bes...

	(a) Es bestehen keine Dienstverträge zwischen der Gesellschaft und ihren Verwaltungsratsmitgliedern, noch sind solche Verträge geplant.
	(b) Zum Datum dieses Prospekts hält kein Verwaltungsratsmitglied eine unmittelbare oder mittelbare Beteiligung an Vermögenswerten, die von der Gesellschaft erworben oder veräußert wurden oder an diese ausgegeben wurden oder für die dies geplant ist, u...
	(c) Zum Datum dieses Prospekts hält weder eines der Verwaltungsratsmitglieder noch nahe stehende Personen wirtschaftliche Beteiligungen am Anteilskapital der Gesellschaft oder Optionen auf dieses Kapital.
	(d) Anne-Marie King, Gary Buxton und Barry McGrath sind Verwaltungsratsmitglieder der Verwaltungsgesellschaft.


	17. Wesentliche Verträge
	(a) Der Managementvertrag vom 12. Januar 2016 zwischen der Gesellschaft und der Verwaltungsgesellschaft. Der Managementvertrag sieht vor, dass die Bestellung der Verwaltungsgesellschaft so lange in Kraft bleibt, bis sie entweder von der Verwaltungsges...
	(b) Der Anlageverwaltungsvertrag vom 14. September 2017 zwischen der Verwaltungsgesellschaft und dem Anlageverwalter. Der Anlageverwaltungsvertrag sieht vor, dass die Bestellung des Anlageverwalters so lange wirksam bleibt, bis der Vertrag von einer d...
	(c) Der Verwahrstellenvertrag vom 13. September 2017 (gültig ab 12.01 Uhr am 14. September 2017) zwischen der Gesellschaft und The Bank of New York Mellon SA/NV, Niederlassung Dublin (BNY Mellon Trust Company (Ireland) Limited vor dem 1. Dezember 2019).
	(d) Der Verwaltungsvertrag vom 13. September 2017 (gültig ab 12.01 Uhr am 14. September 2017) zwischen der Verwaltungsgesellschaft, der Gesellschaft und dem Administrator. Der Verwaltungsvertrag sieht vor, dass die Bestellung des Administrators so lan...
	(e) Der Anlageverwaltungsvertrag vom 17. November 2020 zwischen der Verwaltungsgesellschaft und Invesco Asset Management Limited. Der Vertrag sieht vor, dass die Bestellung von Invesco Asset Management Limited so lange fortbesteht, bis sie von einer d...
	(f) Der Anlageverwaltungsvertrag vom 19. November 2020 zwischen der Verwaltungsgesellschaft und der Invesco Advisers Inc. Der Vertrag sieht vor, dass die Bestellung von Invesco Advisers Inc. so lange fortbesteht, bis er von einer der Parteien unter Ei...
	Weitere Verträge. Zusätzlich zu den vorgenannten Verpflichtungen können lokale Gesetze oder Bestimmungen in bestimmten Hoheitsgebieten des EWR vorschreiben, dass der Fonds eine lokale Zahlstelle einrichtet. Zur Aufgabe der Zahlstelle kann u. a. die Fü...

	18. Unternehmensinformationen
	BERICHTE UND FINANZAUSWEISE
	ÜBERTRAGUNG VON ANTEILEN
	BEKANNTGABE VON PREISEN
	KOMMUNIKATION MIT ANTEILSINHABERN
	GRÜNDUNG UND GRUNDKAPITAL
	ZUSAMMENFASSUNG DER SATZUNG
	(i) Die Erlöse aus der Zuteilung und Ausgabe von Anteilen jeder Anteilsklasse fließen dem jeweiligen, für diese Anteilsklasse aufgelegten Fonds zu, und die auf diese Anteilsklasse entfallenden Vermögenswerte und Verbindlichkeiten sowie Erträge und Auf...
	(ii) Ein Vermögenswert, der von einem anderen Vermögenswert bzw. anderen Vermögenswerten, der bzw. die Bestandteil eines Fonds ist bzw. sind, abgeleitet wird (gleich ob Barmittel oder nicht), wird in den Büchern und Aufzeichnungen der Gesellschaft dem...
	(iii) In dem Fall, dass es Vermögenswerte der Gesellschaft gibt, die nach Auffassung des Verwaltungsrats nicht einem oder mehreren bestimmten Fonds zugeschrieben werden können, steht es im Ermessen des Verwaltungsrats, vorbehaltlich der Zustimmung der...
	(iv) Es werden keine Anteile zu Bedingungen ausgegeben, die den Anteilsinhaber eines Fonds berechtigen würden, sich abgesehen von den Vermögenswerten (falls vorhanden) des Fonds, die mit diesen Anteilen verbunden sind, an den Vermögenswerten der Gesel...
	(v) jedem Fonds werden die Verbindlichkeiten, Aufwendungen, Kosten, Belastungen oder Rücklagen der Gesellschaft belastet, die sich auf diesen Fonds beziehen oder diesem zuzuordnen sind; und
	(vi) Falls ein einem Fonds zuzurechnender Vermögenswert für die Erfüllung einer Verbindlichkeit, die nicht diesem Fonds zuzurechnen ist, verwendet wird, gelten die Bestimmungen von Section 1406(6) des Companies Act.
	(i) falls der Nettoinventarwert desjeweiligen Fonds zu irgendeinem Zeitpunkt unter dem vom Verwaltungsrat für diesen Fonds festgelegten und im jeweiligen Prospektnachtrag genannten Mindestfondsvolumen liegt; oder
	(ii) falls ein Fonds nicht mehr zugelassen oder anderweitig offiziell genehmigt ist; oder

	(iii) falls ein Gesetz verabschiedet wird, durch das die Fortführung des jeweiligen Fonds rechtswidrig oder nach Ansicht des Verwaltungsrats undurchführbar oder nicht ratsam wird; oder
	(iv) falls sich das Geschäft oder die wirtschaftliche oder politische Situation in Bezug auf einen Fonds in wesentlicher Hinsicht ändert, was nach Ansicht des Verwaltungsrats zu erheblichen Nachteilen für die Anlagen des jeweiligen Fonds führen würde;...
	(v) falls der Verwaltungsrat den Beschluss gefasst hat, dass die Fortführung eines Fonds unter Berücksichtigung der aktuellen Marktbedingungen und den besten Interessen des Anlegers undurchführbar oder nicht ratsam ist.
	(vi) Der Verwaltungsrat muss dem Anteilsinhaber des jeweiligen Fonds eine Auflösungsmitteilung machen und mit dieser Mitteilung das Datum festlegen, an dem diese Auflösung wirksam wird, wobei dieses Datum nach einem bestimmten Zeitraum nach Zustellung...
	(vii) Mit Wirkung vom und ab dem Datum, zu dem ein Fonds aufgelöst wird oder im Fall des nachstehenden Unterabsatzes (A), von und ab einem anderen, vom Verwaltungsrat gegebenenfalls festgelegten Datum:
	dürfen keine Anteile des jeweiligen Fonds von der Gesellschaft ausgegeben oder verkauft werden;
	wird der Anlageverwalter nach den Weisungen des Verwaltungsrats alle Vermögenswerte veräußern, die sich dann im Bestand des jeweiligen Fonds befinden (wobei diese Veräußerung auf die Art und Weise und innerhalb des Zeitraums nach der Auflösung des j...
	wird die Verwahrstelle nach den jeweiligen Weisungen des Verwaltungsrats alle Nettobarerlöse, die aus der Realisierung des jeweiligen Fonds stammen und für den Zweck einer solchen Verteilung zur Verfügung stehen, an die Anteilsinhaber im Verhältnis ...
	jede dieser oben unter (C) genannten Verteilungen/Ausschüttungen soll auf die Art und Weise erfolgen, die der Verwaltungsrat nach seinem alleinigen und freien Ermessen festlegen kann, soll aber nur gegen Vorlage der Urkunden oder Zertifikate in Bezu...
	Der Verwaltungsrat ist befugt, eine Umstrukturierung und/oder Verschmelzung der Gesellschaft oder eines oder mehrerer Fonds zu den Bedingungen und Konditionen vorzuschlagen und umzusetzen, die vom Verwaltungsrat vorbehaltlich der folgenden Kondition...
	dass die vorherige Genehmigung der Zentralbank eingeholt wurde; und
	dass der Anteilsinhaber des jeweiligen Fonds oder der jeweiligen Fonds die Einzelheiten zum Umstrukturierungs- und/oder Verschmelzungsplan in einer vom Verwaltungsrat genehmigten Form mitgeteilt wurden, und dass ein Sonderbeschluss der Anteilsinhabe...

	(i) Falls die Gesellschaft abgewickelt werden soll, verwendet der Liquidator das Vermögen der einzelnen Fonds, vorbehaltlich der Bestimmungen des Companies Act, auf die Weise und in der Reihenfolge, die er für die Befriedigung der sich auf den jeweili...
	(ii) Zunächst wird der einer Anteilsklasse jeweils zuzurechnende verhältnismäßige Anteil des Vermögens eines Fonds an die Inhaber von Anteilen der jeweiligen Anteilsklasse in dem Verhältnis ausgeschüttet, in dem die von jedem Anteilsinhaber gehaltenen...
	(iii) Ein Fonds kann gemäß Section 1406 des Companies Act abgewickelt werden, und in diesem Falle gelten die Bestimmungen für die Abwicklung in der Satzung bezüglich dieses Fonds entsprechend.
	(iv) Falls die Gesellschaft abgewickelt werden soll (gleich, ob die Liquidation freiwillig, unter Aufsicht oder durch das Gericht erfolgt), kann der Liquidator kraft eines Sonderbeschlusses der Anteilsinhaber und aller sonstigen Bevollmächtigungen, di...
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